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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 00 Minuten 

 †Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich   e r ö f f n e   die 19. Sitzung des Burgenländischen Landtages. 

Die Beschlussfähigkeit ist gegeben, die Amtliche Verhandlungsschrift der 18. 
Sitzung ist geschäftsordnungsgemäß aufgelegen, sie ist unbeanstandet geblieben und gilt 
daher als genehmigt. 

Ihr Fernbleiben von der heutigen Sitzung haben Herr Landeshauptmann Mag. Hans 
Peter Doskozil, Frau Landesrätin Mag.a (FH) Daniela Winkler, sowie 
Landtagsabgeordneter Mag. Thomas Grandits ganztägig entschuldigt. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Bevor wir in die Tagesordnung eingehen, 
erlauben Sie mir noch ein paar persönliche Wort an jene zu richten, die hinter den 
Kulissen wichtige Tätigkeiten für uns verrichten. 

Unsere Korrektur- und Schreibdamen leisten für uns bei jeder Landtagssitzung, 
aktuell auch bei den Sitzungen des Untersuchungsausschusses, wichtige Arbeit. Eine 
unserer Korrekturdamen dürfen wir heute sozusagen in den Ruhestand verabschieden. 

Zur Information auch jetzt gerade Dienst, liebe Claudia Stellnberger, ich danke Dir 
sehr herzlich für Deine langjährige Tätigkeit für den Burgenländischen Landtag. 

Du hast in den vergangenen Jahrzehnten nicht nur viele Abgeordnete und 
Regierungsmitglieder bis hin zu den Landeshauptmännern erlebt und deren 
Wortmeldungen niedergeschrieben. Auch die Art und Weise, womit hier gearbeitet wurde, 
hat sich während Deiner Tätigkeit immer wieder verändert - begonnen mit Kassettenband 
und Schreibmaschine bis zur heutigen Zeit und dem neuesten Stand der Technik. 

Liebe Claudia! Noch einmal herzlichen Dank für Deine wertvolle Arbeit und von 
Herzen alles Gute, vor allem viel Gesundheit für Deine bevorstehende Pension. Der 
Applaus gebührt Dir. (Allgemeiner Beifall - Abg. Mag. Thomas Steiner: Frühpension oder 
was?) 

Charmant wie immer, Herr Abgeordneter Steiner. Das sind wir gar nicht gewöhnt. 

Hohes Haus! Ich habe mir gedacht, ich muss die Sitzung heute ein bisschen 
auflockern, weil es heute noch aufgrund der Temperaturen hitzig genug wird. 

Hohes Haus! Die Bekanntgabe des Einlaufes, sowie die Zuweisung wird gem. § 56 
Abs. 3a GeOLT mittels digitalem Versand und als Aushang zur Kenntnis gebracht. 
Ebenso erfolgt eine Veröffentlichung auf der Homepage des Burgenländischen 
Landtages.  

Ich darf daher an dieser Stelle bezüglich der eingelangten 
Verhandlungsgegenstände und deren Zuweisungen auf diese verteilte Mitteilung 
verweisen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf darauf hinweisen, dass zwei 
Dringlichkeitsanträge für die heutige Sitzung eingelangt sind. 

Beim ersten Antrag handelt es sich um den Dringlichkeitsantrag der 
Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Keine Schließung der 
Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf“ (Zahl 2100-0527) (Beilage 0762), der 
gem. § 24 Abs. 3 GeOLT frühestens drei Stunden nach Eingang in die Tagesordnung, 
spätestens jedoch nach fünf Stunden behandelt werden wird. 
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Beim zweiten Antrag handelt es sich um den Dringlichkeitsantrag der 
Landtagsabgeordneten Christian Ries, Bernd Strobl, Kolleginnen und Kollegen auf 
Fassung einer Entschließung betreffend „Keine vorzeitige Entlassung von 
Strafgefangenen - Sicherheit der Bevölkerung muss Vorrang haben“ (Zahl 2100-0534) 
(Beilage 0769), der im Anschluss an den ersten Dringlichkeitsantrag behandelt wird. 

Weiters eingelangt ist ein Verlangen der Landtagsabgeordneten Klubobmann 
Bernd Strobl und DI Carina Laschober-Luif, Kolleginnen und Kollegen gem. § 29 Abs. 6 
GeOLT auf Abhaltung einer Debatte über die schriftliche Beantwortung (Zahl 2100-0506) 
(Beilage 0725) von Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner vom 
26.05.2026 zur schriftlichen Anfrage von Landtagsabgeordneter DI Carina Laschober-Luif 
(Zahl 2100-0455) (Beilage 0645) vom 10.04.2026. Die Debatte wird im Anschluss an die 
Dringlichkeitsanträge aufgerufen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gemäß § 56 Absatz 5 GeOLT wurde die 
Tagesordnung für die heutige Sitzung fristgerecht versendet und ist unverändert 
geblieben. 

Wird gegen die Tagesordnung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Fragestunde 

†Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf|: Damit gehen wir in die Tagesordnung ein 
und kommen zum 1. Punkt der Tagesordnung, zur Fragestunde. 

Meine Damen und Herren! Heute wird sich Herr Landesrat Mag. Heinrich Dorner 
Ihren Fragen stellen. 

Bei der 18. Landtagssitzung endete die Fragestunde mit einer Hauptfrage der 
Landtagsabgeordneten Klubobfrau Mag.a Margit Paul-Kientzl. Aus diesem Grund beginnt 
heute der Landtagsklub der ÖVP mit der Fragestellung der ersten Hauptfrage. 

Ich beginne jetzt - es ist 10 Uhr 05 Minuten - mit dem Aufruf der ersten Hauptfrage. 

Ich bitte nun Herrn Klubobmann Bernd Strobl um die erste Hauptfrage an Herrn 
Landesrat Heinrich Dorner. Bitte Herr Klubobmann. 

Erste Hauptfrage 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzter Herr 
Landesrat! Im Jänner dieses Jahres wurden vier burgenländische Steinbrüche aufgrund 
einer möglichen Asbestbelastung behördlich gesperrt. Diese Maßnahme hat 
weitreichende Auswirkungen auf die betroffenen Unternehmen, deren Beschäftigten, aber 
auch auf die Bau- und Infrastrukturvorhaben im Burgenland. 

Mittlerweile liegen ja sämtliche Sachverständigengutachten vor, die die Grundlage 
für eine weitere behördliche Beurteilung bilden. 

Gleichzeitig wurden deren Ergebnisse in den vergangenen Wochen in den Medien 
unterschiedlich dargestellt und auch die angewandten Untersuchungs- und 
Bewertungsmethoden teilweise fachlich hinterfragt. 

Dadurch ist Verunsicherung darüber entstanden, wie das Land die Aussagekraft 
der Gutachten beurteilt und welche Konsequenzen daraus für die weitere behördliche 
Vorgangsweise gezogen werden. 

Daher meine Frage: Nach welchen konkreten fachlichen Kriterien beurteilt das 
Land Burgenland die Aussagekraft und Belastbarkeit der vorliegenden 
Sachverständigengutachten als Grundlage für die weitere behördliche 
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Entscheidungsfindung, einschließlich der Entscheidung darüber, ob eine zusätzliche, 
unabhängige, fachliche Überprüfung erforderlich ist? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzte Frau Präsidentin! Sehr 
geschätzte Frau Regierungskollegin! Herr Regierungskollege! Ich darf vielleicht, bevor ich 
auf die Antwort eingehe, an die Dankesworte der Frau Präsidentin noch anschließen, weil 
die Claudia Stellnberger nicht nur hier im Landtagssitzungssaal eine hervorragende Arbeit 
geleistet hat, sondern auch im Bereich der Wohnbauförderung, wo sie sehr lange 
Referatsleiterin war. 

Liebe Claudia, auch an dieser Stelle zu dieser Arbeit recht herzlichen Dank. 
(Allgemeiner Beifall) 

Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich glaube es ist ja uns allen bekannt, wir 
haben das Thema Asbest umfänglich, nicht nur der Steinbrüche betreffend, auch hier 
schon im Landtagssitzungssaal öfters diskutiert und besprochen. 

Es beschäftigt uns ja die letzten Monate hindurch sehr intensiv. Ich kann hier 
darüber berichten, dass wir, wie Sie alle wissen, relativ rasch im Jänner eine Taskforce 
installiert haben. 

Mit Sicherheit auch aufgrund der Komplexität, auch der rechtlichen Komplexität im 
Hintergrund, wo zu diesem Zeitpunkt und auch jetzt noch, aus meiner persönlichen 
Perspektive hier, rechtliche Grundlagen auch von Seiten des Bundes fehlen. Deshalb 
wurden natürlich sehr viele Sitzungen einberufen, sehr viele Expertentreffen über die 
Taskforce initiiert. 

Es wurde auch über die technischen Verfahren diskutiert, hier gibt’s und gab es, 
konnten wir durch die Medien auch verfolgen, diejenigen Experten und andere Experten, 
die vielleicht Verfahren auch anders bewertet haben. 

Ich bin davon überzeugt, dass wir die richtigen Experten hatten, die sich auch sehr 
umfangreich mit diesen Verfahren und Beprobungsverfahren auseinandergesetzt haben, 
die dementsprechend auch die Expertise nachweisen, hier auch eine Meinung kundzutun. 
Es wurde auch das deutsche Recht herangezogen, um hier ableiten zu können, wie wir 
zukünftig, oder wie wir hier Entscheidungen treffen können. 

Eine nicht unwesentliche Runde war auch ein Treffen mit Vertretern der 
Ministerien, der betroffenen Ministerien, daraus konnte schon auch die eine oder andere 
Meinung abgeleitet werden. 

Um es aber auch vielleicht kurz zu halten, diese Beprobungen, diese Messungen, 
diese Gutachten sind sehr, sehr umfangreich. Ich habe von über 1.000 Seiten gehört, die 
hier wirklich, wirklich breit und ich denke auch ausreichend genug angefertigt wurden. 

Diese wurden, wie Sie richtig gesagt haben, der Behörde übermittelt, um auf diesen 
Grundlagen, auf diesen Ergebnissen von Gutachten, von Messungen, hier eine 
Entscheidung treffen zu können, was die Steinbrüche betrifft. 

Ich bin mir jetzt leider nicht ganz sicher, wie viel Zeit hier eingeräumt wurde für eine 
Stellungnahme, gehe aber nicht davon aus, dass die länger als vier Wochen, mit Verlaub, 
ich weiß es nicht ganz genau, aber in der Regel sind es in etwa zwei bis vier Wochen, wo 
man eine Stellungnahme abgeben kann. 
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Diese gilt es mit Sicherheit abzuwarten. Die Entscheidung liegt jetzt bei der 
Behörde oder bei den Behörden, Bezirkshauptmannschaft Oberwart und Oberpullendorf, 
auf dieser Grundlage, die wir, und das maße ich mir nicht an, hier diese technischen 
Verfahren zu bewerten, für das haben wir die Experten gehabt, auf Grundlage dieser 
Gutachten hier eine Entscheidung zu treffen und die wird, und ich bin mir nicht ganz 
sicher wann die Gutachten versendet wurden, ein-, eineinhalb Wochen, das heißt, mehr 
als zwei-, zweieinhalb Wochen wird es jetzt nicht dauern, bis eine Entscheidung am Tisch 
liegt. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Bitte um die erste 
Zusatzfrage Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! Die behördlichen Verfahren betreffend die vier gesperrten Steinbrüche sind ja 
derzeit, wie Sie auch gerade gesagt haben, noch nicht abgeschlossen. 

Den zuständigen Behörden liegen diese Sachverständigengutachten bereits vor, 
sie wurden aber bislang nicht veröffentlicht und bilden aber die Grundlage für die 
laufenden behördlichen Entscheidungen. 

Meine Frage daher konkret: durch welche konkreten Maßnahmen stellt das Land 
Burgenland trotz der bislang nicht veröffentlichten Sachverständigengutachten die 
angemessene Einbindung der betroffenen Unternehmen in das Verfahren, sowie eine 
nachvollziehbare Dokumentation der behördlichen Entscheidungsgrundlagen sicher? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Ja, sehr geschätzter Herr Abgeordneter, 
danke noch einmal für den Hinweis. Sie haben die Medien angesprochen, die in den 
letzten Monaten auch ausführlich über das grundsätzliche allgemeine Thema Asbest 
berichtet haben. 

Ob das immer der Sache gutgetan hat, weiß ich nicht, mag ich jetzt nicht 
beurteilen, aber es wird durch die Medien mit Sicherheit keine Ableitung erfolgen, ob 
dieses oder jenes Verfahren, dieses oder jenes Gutachten oder Inhalt eines Gutachtens 
für richtig oder falsch empfunden wird. Da sind schon die richtigen Stellen und Experten 
die, die das entscheiden sollen, zum einen. 

Zum anderen sei es mir auch erlaubt, und ich komme gleich auf die Antwort, dass 
auch Greenpeace sich hier nicht so verhalten hat, das ist mir jetzt ein persönliches 
Bedürfnis, das auch so zu erwähnen. Weil, ich kann mich auch erinnern an die 
Pressekonferenz im Jänner, wo die Taskforce präsentiert wurde, wo unser 
Landeshauptmann zwei Punkte erwähnt hat. 

Der eine mit der Bitte, Themen nicht zu skandalisieren und zum anderen, dass wir 
das seriös nehmen, was uns die Experten empfehlen. Das Skandalisieren hat leider aus 
meiner Sicht dann doch stattgefunden. So betreibt man aus meiner Sicht keine Politik und 
man wird auch durch das Skandalisieren nicht zu einer Lösung kommen. 

Zur Frage, es sind diese Gutachten auch den Unternehmen zur Verfügung gestellt 
worden. Nicht umsonst haben sie jetzt Zeit, hier dementsprechend eine Stellungnahme 
abzugeben. 

Das war die Zeitspanne von der ich vorher gesprochen habe. Das heißt, sie sind 
jetzt seit, noch einmal, eineinhalb Wochen eigentlich über diese Gutachten informiert und 
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haben diese auch zur Verfügung gestellt bekommen. (Beifall bei der SPÖ und den 
GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Ich darf um die 
zweite Zusatzfrage bitten Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! In den vergangenen Wochen wurde in den Medien, wie bereits von Ihnen auch 
gesagt, wiederholt über die Inhalte der bislang nicht veröffentlichten 
Ausbreitungsberechnungen berichtet. 

Dabei wurde unter anderem dargestellt, dass die Belastung durch sogenannte 
WHO-Fasern im Zusammenhang mit dem Betrieb der Steinbrüche an zahlreichen 
untersuchten Messpunkten gering, beziehungsweise teilweise sogar als vernachlässigbar 
bewertet wurden. 

Dazu hätte ich konkret die Frage: Sollten die laufenden behördlichen Prüfungen der 
vorliegenden Sachverständigengutachten zu vergleichbaren Ergebnissens gelangen und 
sich die medial diskutierten Annahmen hinsichtlich einer geringen, beziehungsweise 
vernachlässigbaren Belastung durch WHO-Fasern bestätigen, bis wann ist mit einer 
Entscheidung über die Aufhebung der behördlichen Sperre und die Wiederaufnahme des 
Betriebes der betroffenen Steinbrüche zu rechnen? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Ja, sehr geschätzter Herr Abgeordneter, 
auf den letzten Teil kann ich wiederholt sagen, dass diese Entscheidung in den nächsten 
Wochen stattfinden muss, weil ja hier Fristenläufe gegeben sind. (Abg. Bernd Strobl: 
Wochen, Wochen!) Wochen, jaja. 

Vielleicht, und jetzt maße ich mir nicht an, der Experte zu sein, aber Sie haben die 
Fasern angesprochen, die ja ein Faktor sind, es sind aber auch die Inhalte eines 
Gesteines, wo es Messwerte gibt, die von Deutschland abgeleitet wurden. 

Es sind eben 0,1 Prozent, die als Messlatte gelten. Es sind auch vier Verfahren, die 
hier durchgeführt werden, ein Thema gewesen, welches Verfahren wendet man an. 

Hier war eben das Gespräch mit den Ministerien eines, was aufschlussreich war, 
weil, wenn ich es richtig noch einmal in Erinnerung rufen kann, gilt es nicht alle vier 
Verfahren dementsprechend als Grundlage zu werten, sondern es reicht ein Verfahren 
aus. Und wenn bei einem Verfahren diese Grenzwerte überschritten werden, wird auch 
dieser Messwert herangezogen und nicht alle vier zugleich. 

Das ist nicht unwesentlich, das war so, denke ich, nicht bekannt. Das wird 
sicherlich auch jetzt in der Entscheidung der Behörde einen Einfluss nehmen. Es wird bei 
den Steinbrüchen sicherlich auch das Thema der Auflagen, soweit ich informiert bin, 
diskutiert werden müssen, weil die Auflagen aus einem arbeitssicherheitstechnischen 
Thema mit Sicherheit nicht so bleiben werden, wie es ist. 

Also das sind alles Themen, die sich jetzt natürlich, unabhängig von der 
behördlichen Entscheidung, auch die Unternehmer diese Fragen stellen müssen, ob sie 
diese Auflagen, die hier zusätzlich wahrscheinlich bescheidmäßig vorgeschrieben werden, 
ob das dann am Ende des Tages für sie wirtschaftlich sinnvoll ist oder nicht. 
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Aber das maße ich mir nicht an, das ist eine unternehmerische Frage. Ob es zu 
einer Öffnung kommt wird, wie gesagt, die Behörde in den nächsten Wochen entscheiden. 
(Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Wir sind nun bei den 
Klubfragen angelangt. Als Erstes zu Wort gemeldet ist der Landtagsklub der ÖVP. Bitte 
Herr Abgeordneter Fazekas. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Sehr 
geschätzter Herr Landesrat! Laut Medienberichten hat der ungarische Ministerpräsident 
angekündigt, im Zusammenhang mit der Asbestproblematik im Burgenland 
Entschädigungsforderungen geltend zu machen. 

Meine Frage an Sie, wie bereitet sich das Land Burgenland auf solche potentiellen 
Forderungen vor? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich 
habe das natürlich mitverfolgt. Ich habe auch verfolgt, wie wir alle, dass es hier auch 
einen Termin beim Bundeskanzler gab. Ich habe auch verfolgt, dass es auch von Seiten 
des Bundes eine Taskforce geben wird, die sich mit diesen Themen auseinandersetzt. 

Eines sei nämlich schon gesagt, es ist kein Thema des Burgenlandes, sondern es 
gibt auch Steinbrüche im restlichen Österreich, deshalb sehe ich auch den Bund hier 
gefordert, dementsprechend auch sich zu überlegen, wie sie mit dieser Thematik 
grundsätzlich weiter umgehen. Wir haben als Burgenland unsere Expertise angeboten, 
die sich mit Sicherheit in den letzten Monaten aufgebaut hat, hier zur Verfügung zu 
stellen. Ich habe aber noch von keiner Termineinladung gehört. Bin gespannt, ob das 
auch ernst genommen wird. 

Vielleicht nur auch ergänzend was die ungarische Seite betrifft, hier auch durch die 
Medien uns vermittelt wurde, eine Faseranzahl, wo uns die Experten gesagt haben, das 
ist eigentlich ein unmessbarer Wert. Also so viel zur Seriosität, welche hier durch die 
Medien ins Burgenland getragen wird. 

Da wurde, glaube ich, schon von über 290.000 Fasern gesprochen. Unser 
Asbestsachverständige sagt, es gibt gar keine Methode so eine hohe Anzahl zu messen. 
Da frage ich mich schon, wie seriös geht auch die ungarische Seite mit diesem Thema 
um. 

Sei es drum. Ich denke wir sollten weiterhin seriös mit dem Thema umgehen. Wir 
werden uns mit Sicherheit in die Taskforce des Bundes, sollte sie eingerichtet werden, 
einbringen und dort unsere Expertise natürlich auch zur Verfügung stellen. (Beifall bei der 
SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Als Nächstes ist der 
Landtagsklub der FPÖ zu Wort gemeldet. Bitte Herr Abgeordneter Wiesler um Ihre Frage. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Ich möchte da 
anschließen. Der Premierminister von Ungarn war beim Bundeskanzler. Dort wurde auch 
finanzielle Hilfe in Aussicht gestellt für Ungarn. 

Meine Frage ist, es gibt auch Private die geschädigt werden, sollte das Material 
entsorgt werden müssen. Meine Frage ist, sollte das so kommen, wird es vom Land für 
die Privaten finanzielle Unterstützungen geben? 
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Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Das kann ich Ihnen so jetzt nicht bestätigen. Ich bin nicht der Finanzreferent. Mag über 
solche Themen auch nicht heute hier im Landtagssitzungssaal im Zuge einer Fragestunde 
eine seriöse Antwort geben.  

Es ist aber mit Sicherheit so, dass wenn man als Privater hier eine Entschädigung 
vorsieht, dann wird das wahrscheinlich in erster Linie, so weit, glaube ich, kann man sich 
juristisch rauslehnen, eher um den Unternehmer, der die Sachen zur Verfügung gestellt 
hat, gehen.  

Also das hat jetzt mit dem Land wenig zu tun. Sollte es trotzdem zu solchen 
Entscheidungen kommen, werden wir das diskutieren. Aber das ist mit Sicherheit auch 
nicht meine Kompetenz hier über finanzielle Mittel zu sprechen. (Beifall bei der SPÖ und 
den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Da keine weiteren 
Klubfragen mehr vorliegen, kommen wir zur 2. Hauptfrage. Diese steht einem 
Abgeordneten des Landtagsklubs der FPÖ zu. Ich darf Herrn Abgeordneten Wiesler um 
die 2. Hauptfrage an Herrn Landesrat Heinrich Dorner ersuchen. Bitte Herr Abgeordneter. 

Zweite Hauptfrage 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Wir kommen 
zum gemeinnützigen Wohnbau. Seit dem Jahr 2022 werden keine Neubauprojekte 
gemeinnütziger Bauträger mehr durch die klassische Wohnbauförderung unterstützt.  

Wie beurteilen Sie die Auswirkungen dieser Entscheidung auf das Angebot an 
leistbarem Wohnraum im Burgenland? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Das Thema hatten wir, glaube ich, auch schon zur Genüge. Und ich bin mir ziemlich 
sicher, dass das bei jeder, zumindest meiner Fragestunde, ein Thema ist. Ich kann mir 
natürlich was wünschen und ich würde auch bitten darum, dass man das Thema vielleicht 
ein wenig breiter auch einmal diskutiert. Es geht immer, und ich verstehe das natürlich, 
um diese eine Frage der Wohnbauförderungen im Neubaubereich. 

Wohnbauförderung ist viel breiter angelegt. Wohnbau selbst ist viel breiter 
angelegt. Wir reden über die Privaten, die dementsprechende Projekte vor sich haben. 
Wir sprechen von dem Thema der Sanierung, wo auch immer Wohnbauförderungsmittel 
auch an Gemeinnützige geflossen sind. Wir sprechen auch von örtlichen 
Entwicklungskonzepten in Gemeinden. 

Wie meine ich das? Es gibt viele Gemeinden, die sich gar nicht weiterentwickeln 
wollen, sprich momentan mit ihren Infrastrukturen die Kapazitätsgrenze erreicht haben. 
Hier, und ich glaube das ist ja auch hinlänglich bekannt, viele Gemeinden, die mit 
Bausperren agieren müssen, damit keine gemeinnützigen Wohnbauten entstehen. Wir 
sind konfrontiert mit Gemeinden, die Leerstände haben, weil zu viel Wohnbau in diversen 
Gemeinden geschaffen wurde. 

Also man muss das Thema schon breiter sehen und nicht immer nur auf dieses 
Thema der Förderungen im Neubaubereich abzielen. Zum einen. 
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Zum anderen stelle ich mir oft die Frage, wie die FPÖ, wie Sie es als Abgeordneter 
selbst sehen. Soweit ich richtig informiert bin, ist das Thema Eigentumsbegründung auch 
ein wichtiges für die FPÖ. Steht zumindest im Parteiprogramm. 

Das heißt, Sie müssen sich einmal selbst die Frage stellen, was haben wir denn 
gemacht? Und ich habe das wirklich schon oftmals hier erläutert. Wir haben zwei Punkte 
herausgenommen, die wir gerne, und wenn das im Wohngemeinnützigkeitsgesetz 
geändert wird, ist es ja absolut toll und dann werden sicherlich auch im Neubaubereich 
wieder Wohnbauförderungsmittel fließen. 

Was meine ich? Dass der Mieter, der Eigentum begründen will, auch ab der ersten 
Miete schon Eigentum bekommt. Das ist derzeit nicht der Fall. 

Der zweite Aspekt war, dass, wenn man schon länger in einer Wohnung ist und 
dann die Möglichkeit zum Erwerb der Wohnung hat, hier das Gesetz vorsieht, dass es 
nach Verkehrswert erworben wird, und wir der Meinung sind, dass es zu den 
Herstellungskosten dem Mieter oder dem potentiellen Käufer zur Verfügung gestellt wird. 

Das heißt, wir sehen hier den Mieter, den Menschen, den Burgenländer und die 
Burgenländerin zuerst und wollen diese unterstützen beim möglichen Eigentumserwerb 
einer Wohnung. Warum man da jetzt grundsätzlich dagegen ist, weil, es ist auch einem 
Gemeinnützigen nicht verboten, ein Konstrukt zu schaffen, um hier dementsprechend 
Wohnbauförderungsmittel abzurufen. 

Wenn er sich nach diesen Richtlinien verhält und diese dementsprechend auch 
abruft, wird er genauso Wohnbauförderungsmittel bekommen. Also das ist unser Zugang, 
der schon oftmals hier erläutert wurde, aber auch mit der Bitte das Thema ein wenig 
breiter zu sehen. 

Weil, wir können beispielsweise nicht immer über eine Erhöhung der 
Sanierungsquote sprechen. Wir können nicht immer über Revitalisierung sprechen. Wir 
können nicht immer über Ortskernbelebung sprechen und dann geht es aber immer 
genau im Gegenteil in die andere Richtung, wenn man am Ortsrand irgendwelche 
Wohnbauten hinstellt. Also da muss man schon auch ein wenig auch unsere geografische 
Lage natürlich berücksichtigen. 

Der Norden ist anders als der Süden. Alles kein Thema, aber mit der Bitte, das ein 
wenig breiter zu sehen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Ich darf Sie um die 
erste Zusatzfrage bitten Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Das freut mich, dass Sie sich mit unserem 
Parteiprogramm beschäftigen. Ist ja doch wichtig. Aber laut WGG geht das leider nicht, 
was Sie gerade geschildert haben. Weil dann müssen wir das WGG-Gesetz ändern. Weil 
momentan funktioniert ja das nicht so. 

Auf jeden Fall im Untersuchungsausschuss ist die Wichtigkeit der Zweckbindung 
hervorgestrichen worden, von allen Befragten, dass das wieder zweckgebunden wird, die 
Wohnbauförderung. Wie stehen Sie oder wie sehen Sie die Zweckwidmung der 
Wohnbauförderung? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 
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Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich 
glaube auch diese Frage habe ich schon mehrmals beantwortet, dass wir im 
Burgenländischen Wohnbauförderungsgesetz eine Zweckwidmung haben. 

Das heißt, es ist breit angelegt für Wohnbauten, Reihenhäuser, für Private, für die 
Wohnbeihilfe und aber auch für nichtrückzahlbare ökologische Maßnahmen, was Themen 
des Burgenländischen Ökoenergiefonds sind. Auch hier ist ein breites Spektrum in der 
Zweckwidmung abgedeckt, weil ich, so denke ich, hier auch dementsprechend nicht nur 
bei einem Neubau, sondern auch in anderen Facetten, wenn es darum geht PV-Anlagen 
oder auch einen Heizungstausch vorzunehmen, werden diese Mittel herangezogen. Und 
das ist die Zweckwidmung, die wir gesamtheitlich für den Wohnbau vorsehen. 

Auch das hat sich in den letzten Jahren bestätigt, dass diese gut angenommen 
werden. Dass diese die Mieterinnen und Mieter oder Häuslbauer dementsprechend 
unterstützen bei deren Projekten, die sie auch bei fertiggestellten Projekten noch 
vorhaben. Also ich denke, wir sind hier gut aufgestellt. 

Wir haben auch die Konditionen, die Sie längst kennen, also die einen, auf ein 
attraktives Niveau gebracht, da waren wir mit Sicherheit im Bundesländervergleich ganz 
weit vorne. Im Übrigen haben wir auch im Burgenland die niedrigsten Mieten noch im 
Bundesländervergleich. Also mit Sicherheit auch ein Verdienst der Gemeinnützigen, 
überhaupt keine Frage. Also wir werden natürlich immer weiter bemüht sein, hier den 
Mietern zur Seite zu stehen, um eben die Leistbarkeit in den Vordergrund zu rücken. 

Ich möchte noch einen Punkt erwähnen, und auch das sei gesagt, und das wirkt 
dann immer so kritisch gegenüber den Gemeinnützigen, die halten sich mit Sicherheit 
auch an die Gesetze, aber Sie erinnern sich sicher an die Zeit, wo viele Mieterinnen und 
Mieter plötzlich mit exorbitant steigenden Mieten konfrontiert waren, und wir als Land hier 
eingesprungen sind, um diese zu dämpfen. 

Wir haben über 20 Millionen zur Verfügung gestellt, damit sich die Menschen die 
Mieten noch leisten können und so den Tagesablauf sich leisten können. Das ist jetzt 
nicht unbedingt etwas was wir verfolgen, weil ich davon überzeugt bin, dass bei solchen 
Projekten eine Fixzinsvereinbarung sinnvoller wäre, damit wir diese Peaks nicht mehr 
erreichen.  

Jetzt kann mir natürlich irgendein Wirtschaftsfachexperte sagen,… 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Schlusssatz bitte Herr Landesrat! 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ) (fortsetzend): ..., dass, wenn man 
variable Zinsabschlüsse macht, dass das im Ende einer Laufzeit wirtschaftlich sinnvoller 
war, aber das ist schon ein wenig in die Glaskugel schauen. Deshalb mussten wir auch 
hier einspringen und sind den Mieterinnen und Mietern zur Seite gestanden. (Beifall bei 
der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Bitte die zweite 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat! Bei den 
Fixzinssätzen stimme ich Ihnen zu, muss Sie aber leider korrigieren was die 
Zweckbindung der Wohnbauförderung betrifft. Die gesamte Wohnbauförderung, was zur 
Verfügung steht, ist nur ein Teil, alles andere fließt ja ins allgemeine Budget. 

Meine Frage: Plant die Landesregierung eine Wiederaufnahme oder 
Neuausrichtung der Neubauförderung für gemeinnützige Wohnbauträger? 
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Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ):Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich 
beantworte das nochmal, weil ich ja schon vorher gesagt habe, dass, wenn man sich an 
diese Richtlinien hält, dementsprechend Wohnbaufördermittel auch für Neubauten fließen. 
Das ist ja jetzt auch schon der Fall.  

Wenn sich die Gemeinnützigen an diese Regeln mit diesen zwei wesentlichen 
markanten Punkten, die ich erwähnt habe, halten, dann wird Wohnbauförderungsgeld, 
dann wird ein Mittelfluss stattfinden. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Damit sind wir bei 
den Klubfragen angelangt. Als Erstes zu Wort gemeldet ist der Landtagsklub der FPÖ. 
Bitte Herr Abgeordneter Smolej. 

Abgeordneter Rudolf Smolej (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrter Herr Landesrat! Eine Frage zu SOWO - So wohnt Burgenland, und zwar nach 
dem aktuellen Umsetzungsgrad. Wie viele Wohnungen, Häuser, sind fertiggestellt, sind 
schon übergeben worden? Wie viele sind derzeit in Bau, in konkreter Planung? Wie hoch 
ist die konkrete Bausumme, wenn Ihnen die bekannt ist? Das Bauvolumen? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Mit 
der Bitte um Verständnis. Ich verstehe die Fragestunde hier natürlich als Möglichkeit 
politische Antworten zu geben und bitte nageln Sie mich hier nicht auf Zahlen fest. Es gibt 
Projekte, die schon längst umgesetzt sind.  

Es wird bekannt sein, dass Reihenhäuser in Pinkafeld gebaut wurden, ich weiß von 
zehn Reihenhäusern in Oberpullendorf, die kurz vor Fertigstellung, glaube ich, sind oder 
es schon zu Vergaben gekommen ist. Es gibt andere Regionen in Trausdorf, Danke 
Robert, dort gibt es auch ein Projekt der SOWO.  

Also es gibt, und das war der Plan, in allen Bezirken Projekte umzusetzen und ja 
stimmt, mit Sicherheit noch nicht überall der Fall, aber wir arbeiten daran und sind hier 
auch in enger Abstimmung mit den Gemeinden. Es geht natürlich auch in gewisser Weise 
um einen Bedarf und jetzt möchte ich nicht konterkarieren, das, was ich vorher gesagt 
habe, es gehört natürlich dazu, strategisch die richtige Entscheidung zu treffen, wo 
Wohnbau entsteht. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Die nächste 
Klubfrage kommt vom Landtagsklub der ÖVP. Bitte Herr Klubobmann Strobl. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! In der zuständigen Abteilung für Wohnbauförderung des Landes Burgenland 
soll es Berichten zufolge zu chaotischen Zuständen, verzögerten Förderauszahlungen 
und Ermittlungen gegen einen leitenden Mitarbeiter wegen des Verdachts 
missbräuchliche Geldflüsse gekommen sein. 

Meine Frage dazu: Welche Informationen liegen Ihnen als zuständiges 
Regierungsmitglied über diese Vorwürfe und mögliche Ermittlungen oder sogar Razzien in 
Ihrer Abteilung vor? Ist, falls das stattgefunden hat, auch ein Schaden bekannt und stimmt 
es, dass es sich bei der betroffenen Person um einen ehemaligen hochrangigen SPÖ-
Funktionär handeln soll? 
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Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Herr Klubobmann, ich sage nur dazu, der 
Herr Landesrat ist nicht mehr für die Aufsicht in diesem Zusammenhang zuständig. (Abg. 
Bernd Strobl: Aber für die Wohnbauförderung!) Für die Wohnbauförderung schon, aber 
nicht mehr für die Aufsicht. Aber wenn der Herr Landesrat antworten möchte, darf er das. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Herr Abgeordneter, zwei Sätze. Ich 
wurde informiert über diesen Fall. Man hat sich mittlerweile von dem Mitarbeiter auch 
schon getrennt, es laufen ja noch Verfahren. Eine interne Revision ist angesetzt, wenn ich 
kurz zu meiner Kollegin blicken darf, wir hatten letzte Woche auch eine Sitzung des 
Burgenländischen Ökoenergiefonds, wo auch in diesem Gremium darüber berichtet 
wurde. 

Das heißt wir sind in Kenntnis gesetzt, hier laufen mit Sicherheit noch Prüfungen, 
ob es zu einem größeren Schaden gekommen ist. Wir wissen von einem kleinen Betrag, 
aber nichtsdestotrotz war es Anlass genug, sich von diesem Mitarbeiter zu trennen. 
(Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Da es keine 
weiteren Klubfragen mehr gibt, kommen wir zum Aufruf der 3. Hauptfrage. Ich bitte nun 
einen Abgeordneten des Landtagsklubs der SPÖ um die Frage. 

Dritte Hauptfrage 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Vielen Dank Frau Präsidentin. Sehr 
geschätzter Herr Landesrat! Meine Frage bezieht sich auf Ihre Zuständigkeit auf den 
burgenländischen Sport. Sie haben vor kurzem die burgenländische Sportstrategie medial 
präsentiert. Dort enthalten sind auch die Örtlichkeiten und die Schwerpunkte der 
Sportstrategie. 

Können Sie diese auch begründen? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Stimmt, wir haben etwa vor zweieinhalb Wochen eine Pressekonferenz abgehalten mit 
dem Hintergrund, dass wir der burgenländischen Bevölkerung die 
Sportsinfrastrukturprojekte präsentieren; sie auf dem Laufenden halten. 

Ein wesentlicher Hintergrund war für mich persönlich auch das größte 
Sportinfrastrukturprojekt, das Landessportzentrum in Mattersburg zu bestätigen, also 
sprich auch zu bestätigen, dass wir hier in der Planung fortfahren. 

Wir sind dort in der Vorentwurfsplanung, gehen hiermit jetzt auch in die 
Entwurfsplanung über. Ist ein großes Projekt und wir haben auch die Jahreszahl im 
besten Fall, wenn alles gut läuft, wird dort eine Eröffnung nicht vor 2031 stattfinden, um 
hier nur auch zu skizieren, wie lange hier noch gewartet werden muss. 

Mir wäre es auch lieber, wenn es schneller geht, aber es war mir wichtig, auch den 
Fachverbänden, den Dachverbänden, allen Sport-Interessierten das Signal zu geben, 
dass dieses Projekt umgesetzt wird. 

Wir haben im Zuge dessen auch die Landkarte präsentiert, wo es schon 
Sportinfrastrukturen im Burgenland gibt und wo welche im Entstehen sind. 

Das hat begonnen, beim Bezirk Neusiedl, wo wir schon lange dankenswerterweise 
der Bundesstützpunkt der Segler sein dürfen, eine tolle Geschichte und ist natürlich 
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darauf abzuleiten, dass die ideale Situation und nicht nur des Neusiedler Sees hier 
gegeben ist. 

Wir haben auch das Hallenbad Neusiedl präsentiert. Ich denke, für die Region eine 
ganz wichtige Infrastruktur, nicht nur für den Sport, sondern auch für die Bevölkerung in 
der Region. Aber auch, und das ist mir ein Herzensprojekt, dass wir das Projekt „Jedes 
Kind soll schwimmen lernen“ auch weiterhin ausbauen können. 

Wir haben auch klarerweise das jetzige Landessportzentrum in Steinbrunn 
präsentiert, wo wir sehr viele Kooperationen mit Fachverbänden haben, ganz besonders 
mit dem österreichischen Volleyballverband, mit dem wir auch in Abstimmung sind, damit 
ein nahtloses Übergehen auch in ein neues Landessportzentrum stattfinden kann. Das ist 
ganz wichtig, diese Ebene, diese Kontakte mit den Sportfachverbänden zu halten. 

Wir haben in weiterer Folge auch Eisenstadt, Bürgermeister Steiner und ich sind ja 
mehrmals und oft auf der Leichtathletikanlage, wo ich der Stadt Eisenstadt danken kann, 
weil hier die Initiative, aber auch unterstützt von Altlandeshauptmann Hans Nießl eine tolle 
Anlage entstanden ist. 

Kann hier gleich Werbung machen: nächsten Mittwoch eine tolle Veranstaltung mit 
Olympiasiegern. Für die Leichtathletik im Burgenland wirklich eine wesentliche 
Sportinfrastruktur. 

Mattersburg habe ich erwähnt. Das wird mit Sicherheit eine große 
Herausforderung, aber dort wird sozusagen das Zentrum des Sports im Burgenland sein. 

Das soll auch für alle zugänglich sein. Das Wort „Diagnostik“ erwähne ich, weil das 
dort auch Platz finden soll. Natürlich auch aus der Region heraus die Sportdisziplinen, die 
dort verankert sind. Ich nenne Kunstturnen, weil dort wirklich eine große - positive 
gemeinte - sportliche Zelle vorherrscht, wo auch schon Olympiateilnehmer rausgebracht 
wurden. 

Wir haben, das ist auch bekannt, im Bezirk Oberpullendorf auf Tennis gesetzt, Wir 
haben dort mit einer bestehenden Infrastruktur und dem Ausbau der Infrastruktur eines 
Center Courts, so denke ich, die ganze Anlage aufgewertet und eine Akademie 
eingerichtet, die sehr gut funktioniert. 

Wir haben in Oberwart das Projekt „Pinkafeld Hallenbad“, auch das ist bekannt, 
dass wir hier die Übernahme gemacht haben und hier auch die Machbarkeitsstudie mehr 
oder weniger fertig ist und in die Entwurfsplanung übergehen. 

Es wird zu einer Sanierung des Hallenplatz plus den Ausbau von Trendsportarten 
kommen, sodass auch die Region Pinkafeld hier dementsprechend nicht nur das 
Hallenbad nutzen kann, sondern sich auch allgemein mit Sport dort vergnügen kann. 

Wir haben, weiter in den Süden, auch in Stegersbach, Bürgermeister Dolesch ist 
anwesend, das Ziel, dort auch einen Bundesstützpunkt zu bekommen - das ist mit dem 
Ministerium akkordiert - und zwar im Rollsport. Dort ist eine äußert erfolgreiche 
Rollsportszene, und wir werden dort auch vom Bund finanziell unterstützt, was diese 
Infrastruktur betrifft. Ich denke, wir sind hier kurz vor dem Finale, damit es dort auch zu 
einer Einreichung kommen kann. 

Wir haben auch im Bezirk die Revitalisierung und den Ausbau des Aktivparks, wo 
Sporttourismus im Vordergrund steht. Auch das wird für die Region eine Aufwertung sein, 
was Sport betrifft, was Sporttourismus betrifft, aber auch, wenn es darum geht, sich zu 
treffen. Es wir die Gastro dort wieder revitalisieren. Wird sicherlich auch neben dem Sport 
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weitere positive Aspekte haben, wenn ich nur daran denke, dass dort auch ein 
Kulturzentrum oder eine Burg Güssing gut besucht ist. 

Und wenn man dort diesen Mehrfachnutzen andenkt, dann denke ich, ist auch das 
ein sehr zu begrüßendes Projekt. 

Wir haben auch im Süden uns mit der Stadt Jennersdorf verständigt, dass wir sie 
beim Aufbau einer Sporthalle unterstützen. 

Warum? Weil dort auch eine Volleyball- und eine Judoszene vorherrscht, die 
äußerst erfolgreich ist. Das hat einen Hintergrund. Die Volleyballszene, die dort 
insbesondere bei den Mädchen und Damen Sport betreibt, muss derzeit oftmals für 
Trainings und auch für Wettkämpfe in die Steiermark ausweichen.  

Also Grund genug, hier dementsprechend auch im tiefsten Süden eine 
Sportinfrastruktur zu errichten. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Ich darf um die erste 
Zusatzfrage bitten. Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Vielen Dank Frau Präsidentin. Sehr 
geschätzter Herr Landesrat! Wie ist der Breitensport im Burgenland in dieser 
Sportstrategie abgebildet? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Man muss ein bisschen ausholen. 

Ich habe jetzt von sehr prominenten Infrastrukturprojekten gesprochen. Das war 
sicherlich auch der Fokus in den letzten Jahren. Es sind diese Projekte angestoßen. Sie 
sind in der Planung und aber auch schon Ausführung. 

Das heißt, wir werden uns in den nächsten Jahren sehr intensiv auch mit den 
Themen der Bespielung dieser Infrastrukturen beschäftigen. Wir wollen allen Sportlern im 
Burgenland, auch den Fachverbänden, zur Seite stehen, hier in der Struktur und in der 
Aufbauarbeit unterstützen. 

Wir wollen auch in die Breite, viel intensiver noch in die Breite gehen, damit auch 
diese Infrastrukturen von der Breite genutzt werden. Das ist natürlich in vielerlei Hinsicht 
auch der Spitzensportecke geschuldet, dass wir dort auch beispielsweise in Akademie 
oder in Akademien gehen, aber diese Infrastrukturen sollen jeder nutzen können. 

Ich möchte ein Beispiel aufgreifen. Wir haben beim Tennis, beim Center Court und 
bei der Tennisakademie von Beginn an das Projekt mit dem burgenländischen 
Tennisverband aufgesetzt und gehen seit längerem schon, und jetzt in den letzten 
Wochen auch ganz intensiv, in die Regionen, damit wir die Jüngsten abholen. 

Also, auch dort soll ein Konzept erstellt werden, wo es zu Stützpunkten in den 
Regionen kommt, idealerweise findet man dort die Talente der Zukunft, die dann in der 
sogenannten Pyramide und die Sportinteressierten wissen, wie das funktioniert, von der 
Breite zur Spitze gehend. 

Also, wir wollen die Breite natürlich abholen und wir wollen die Spitze finden - eben 
durch Stützpunktkonzepte, Screenings, Scouting, Nutzung, Bewerbung, 
Kampagnisierung, Bewusstseinsbildung. Das gehört alles dazu, und das wird mit 
Sicherheit auch in den nächsten Jahren der Fokus sein. 
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Ein wenig weg von den Infrastrukturen, weil die eingeleitet sind, in Richtung 
Unterstützung der Sportwelt, der Bevölkerung und aber auch der Vereine und der 
Fachverbände. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Ich darf um die 
zweite Zusatzfrage bitten Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Robert Hergovich (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Sehr 
geschätzter Herr Landesrat! Das Burgenland, Österreich, ja, die ganze Welt ist im Moment 
im Fußballfieber. Es waren am Montag tausende Menschen beim Public Viewing in 
Mörbisch. Sie sind ja ausgewiesener Fußballexperte, weil Sie ja Fußballer waren und 
auch Funktionär waren. 

Daher meine Frage an Sie: Wie spielt Österreich von Samstag auf Sonntag gegen 
Algerien? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Auch wenn sich das nicht unbedingt in der 
Referatseinteilung abbildet, wenn der Herr Landesrat antworten möchte, steht ihm das 
natürlich frei. (Abg. Markus Ulram: Also, bei der Wohnbauförderung … - Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten - Abg. Markus Ulram: Ich würde eher sagen, dass wir die 
Fragestunde beenden.) 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Danke für die Frage. Ist jetzt, lockert 
vielleicht die Runde ein wenig auf, aber, weil das Fußballthema angesprochen wurde, 
möchte ich schon vielleicht die Rutsche damit vielleicht auch zu meiner Zuständigkeit und 
zum Inhaltlichen eine Brücke geschlagen wird, darf ich vielleicht die Fußballakademie 
ansprechen.  

Wie Österreich gegen Algerien spielt: Wir gewinnen, um das kurz zu beantworten, 
davon bin ich überzeugt. 

Aber, um vielleicht auch in Zukunft wieder burgenländische Nationalspieler zu 
sehen, ist es uns auch wichtig, die Fußballakademie zu stärken. Das ist immer ein 
Streitthema, ich weiß es, Kollege Wiesler hat die eine oder andere Frage immer wieder 
mal gestellt. Sie wissen alle, dass wir vor Jahren ein Thema rund um eine Bank in 
Mattersburg hatten, das sehr viel ausgelöst hat und hier auch die Unterstützung eines 
Vereins abhandengekommen ist, wo das Land eingesprungen ist. 

Seit dieser Phase hat sich sehr viel getan. Wir sind effizienter aufgestellt, wir haben 
dort sehr viel ohne Qualitätsverlust in der Struktur gearbeitet. Wir haben einen 
strategischen Partner gefunden, der aus meiner Sicht sehr wichtig war. Sturm Graz, das 
ist vielleicht bekannt. Wir können jetzt auch schon erste Erfolge nachweisen, wenn es zu 
Transfers zu Sturm Graz kommt. Die Partnerschaft funktioniert aus meiner Sicht sehr gut. 

Wir haben auch die Expertise von Sturm Graz in die Akademie reingebracht. Was 
meine ich hier? Wir schauen mit Sicherheit nicht nur auf die Tabelle, der AKA-Tabellen mit 
U15, U16 und U18, sondern wir schauen wirklich, dass wir dokumentiert Spieler 
weiterentwickeln, individuell, dokumentieren, nachweislich. 

Ich bin sehr beeindruckt gewesen von einer Sitzung von vor ein paar Wochen, wo 
uns das dargestellt wurde, wie getrackt wird, also die Burschen laufen alle mit Tracker 
herum, wo genau gesehen wird, wie schaut die Athletik vor sechs Monaten aus, wie hat 
sich der weiterentwickelt. 

Das sind alles Themen, die in der Vergangenheit nicht stattgefunden haben. Mit der 
Expertise der Zusammenarbeit mit Sturm Graz, mit neuem Personal, mit 
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Umstrukturierungen ist uns hier, glaube ich, ein sehr positiver Schub gelungen, um unsere 
Akademie dementsprechend auch weiterzuentwickeln. 

Bestenfalls natürlich, und das ist immer das Ziel einer Akademie, einen 
Profifußballer rauszubringen, und dann sehen wir vielleicht in ein paar Jahren jemanden, 
der aus der Akademie rausgekommen ist und im Nationalteam spielt. (Beifall bei der SPÖ 
und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Wir sind bei den 
Klubfragen angelangt. Der Landtagsklub der SPÖ ist zu Wort gemeldet. Bitte Frau 
Abgeordnete Böhm. 

Abgeordnete Elisabeth Böhm (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! Sie haben vorhin schon die beiden Hallenbäder in Neusiedl am See und 
Pinkafeld erwähnt. 

Ich hätte gerne eine Frage zum Status quo betreffend Planung beziehungsweise 
Umsetzung, wenn Sie uns das kurz erläutern. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Frau Abgeordnete. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Ja, zwei wichtige Infrastrukturen. Ich 
habe es vorhin schon erwähnt, dass nicht nur der Sport dort Platz finden wird. Wir sind in 
guter Abstimmung schon von Beginn an mit dem burgenländischen Schwimmverband 
gewesen. Auch Du, liebe Frau Bürgermeisterin, weißt darüber Bescheid, dass wir hier 
versucht haben, auch dem Sport Platz zu geben. 

Das heißt, für mich sicherlich eines der Highlights beim Hallenbad Neusiedl ist die 
Neuausrichtung und die sechs Bahnen, die es vorher nicht gegeben hat, um dort auch 
nationale Wettkämpfe durchführen zu können. 

Der Schwimmverband ist schon sehr aufgeregt und wartet natürlich auf die 
Eröffnung, die wir einhalten werden können. Der Zeitplan hält. Also auf die Frage hin, wir 
sind nach wie vor im Plan, was die Eröffnung betrifft, die mit 1.1.2027 stattfinden soll, wir 
freuen uns alle. 

Es geht jetzt schön langsam darum, hier Planungen vorzunehmen, 
Flächenplanungen. Also, all das wird jetzt schon vorbereitet. Wie viel Platz bekommt der 
Schwimmverband, die Bevölkerung. Das Projekt „Jedes Kind soll schwimmen lernen“, das 
ist mit Sicherheit jetzt schon die nächste Herausforderung, ausgehend davon, dass das 
Hallenbad öffnen wird. 

Ich bin jetzt schon überzeugt davon, dass es für die Region ein ganz, ganz 
wichtiges Projekt ist und war. 

Zu Pinkafeld habe ich vorher das Stichwort „Machbarkeitsstudie“ erwähnt. Wir sind 
mit der Machbarkeitsstudie fertig. Gehen jetzt über in eine Entwurfsplanung. Wird noch ein 
wenig länger dauern dieses Projekt, weil die Planung einfach eine wichtige ist. Wir haben 
auch dort, und das ist leider oftmals so bei Sanierungen, findet man noch das eine oder 
andere, was vorher nicht erkennbar oder nicht geprüft wurde. 

Wir sind aber noch im Kostenrahmen. Wir sind noch im Zeitplan, welchen wir uns 
vorgenommen haben. Dort spielt aber auch noch die vorher angesprochene 
Trendsportanlage eine Rolle. 
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Aber auch hier, ganz wichtig für die Region Oberwart und Umgebung, wird diese 
Sanierung des Hallenbads ein ganz wichtiger Teil des Sports und auch der Bewegung 
sein. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Als Nächstes ist der 
Landtagsklub der FPÖ zu Wort gemeldet. Bitte Herr Abgeordneter Smolej. 

Abgeordneter Rudolf Smolej (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Herr Landesrat! Ich 
hoffe, dass Sie mir jetzt ein paar konkretere Zahlen nennen können und zwar die 
Sporthalle Jennersdorf wurde erwähnt. 

Ein Projekt, das ja seit einem Initiativantrag vom Altabgeordneten Poglitsch im 
Gemeinderat schon mehrmals diskutiert, projektiert, verworfen und wieder aufgenommen 
wurde. Sie haben gesagt, es gibt eine grundsätzliche Einigung, das ist schön.  

Welche konkreten Details können Sie preisgeben und vor allem, was bedeutete es, 
einerseits von der Größe her und was bedeutet es für die Gemeinden, müssen die für 
laufende Betriebskosten et cetera aufkommen, in welcher Größenordnung zirka? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Wie oft bei Projekten freut man sich, wenn etwas in die Gänge kommt, wenn man mit 
Einreichungen und Plänen beginnen kann. Dieses Projekt zieht sich schon länger, ist aber 
manchmal notwendig, hier auch aufklärende Gespräche zu führen, die haben 
stattgefunden - natürlich intensiv mit der Stadtgemeinde Jennersdorf. 

Aus meiner Erinnerung war ja auch der vorhergehende Vizebürgermeister einer, 
der das sehr vehement vorangetrieben hat, aber auch mein Chef, unser 
Landeshauptmann, ist von Anbeginn an hinter diesem Projekt gestanden. 

Es geht dann immer am Ende des Tages um die Ausgestaltung. Hier kann ich 
berichten, dass die zwei Sportarten Volleyball und Judo Platz finden werden. Auch die 
Fachverbände sind eingebunden. Die regionalen Vertreter dieser Sportarten waren hier 
logischerweise auch eingebunden, damit auch die Maße demensprechend stimmig sind. 

Es ist dann noch das Thema der Mehrzweckhalle, also diese Thematik wurde noch 
eingebracht, es ist das- ich sehe es auch, ganz offen gesprochen - nicht leichter, weil 
dann die Planung schwieriger wird, aber auch das hat Platz gefunden, sodass auch 
Veranstaltungen in dieser Halle durchgeführt werden können. 

Ich denke, es sind alle Wünsche, wenn ich das so schön formulieren darf, aus der 
Region, aus der Stadt Jennersdorf, erfüllt. Wir haben uns auch darauf verständigt, dass 
der Betrieb dieser Halle durch die Stadt Jennersdorf selbständig durchgeführt wird. Das 
wissen Sie. 

Wir werden, und das ist auch committet, dass wir als Sport Burgenland ihnen in der 
sportstrategischen Ausrichtung, was die Bespielung, was die Kontakte zu den 
Fachverbänden, was die Kontakte zu Veranstaltungen anbelangt, - werden wir 
logischerweise, und das ist auch ganz klar so kommuniziert, hier zur Seite stehen und 
versuchen, diese Halle dementsprechend auch zu befüllen, insbesondere natürlich aus 
der Sportecke heraus. Sport Burgenland wird sich um die Themenbereiche Judo und 
Volleyball ganz insbesondere annehmen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Als Nächstes ist der 
Landtagsklub der GRÜNEN zu Wort gemeldet. Bitte Frau Klubobfrau. 
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Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Danke Frau Präsidentin. 
Geschätzter Herr Landesrat! Die Volksgesundheit ist ein wichtiges Thema. Sport und 
Bewegung halten fit und gesund und diese Gesundheit ist für das Wohlbefinden der 
Bevölkerung ganz wichtig und muss an erster Stelle stehen, wenn es darum geht, hier 
eine gesunde Bevölkerung zu haben. Das spart ja auch öffentliches Geld, wenn die 
Menschen im Burgenland sich wohl fühlen und gesund sind. 

Meine Frage ist jetzt: Wurde dieser Aspekt der Volksgesundheit bei Ihrer 
Sportstrategie auch im Leistungszentrum und in der Strategie berücksichtigt? Wenn ja, in 
welcher Weise? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Frau Abgeordnete. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzte Frau Abgeordnete! 
Natürlich spielt das immer hinein. Ich habe vorher versucht, zu erläutern, dass es jetzt 
wichtig war, in den letzten Jahren, Sportinfrastrukturen aufzubauen, um eben, ja, alles 
abzudecken, Spitzensport bis hin zu Breitensport, bis hin auch zur gesamtheitlichen 
Bevölkerung. 

Es wird notwendig sein, und das habe ich vorher auch versucht, zu erläutern, es 
wird notwendig sein, dass wir diese Dinge, diese Infrastrukturen auch bewerben. Wir 
wollen, dass es von allen Menschen genutzt wird, insbesondere in weiterer Folge auch 
das Landessportzentrum, wo wir wirklich jeden Burgenländer, jede Burgenländerin, gerne 
in diesem Leistungs- und auch Breitensportzentrum sehen wollen. Es wird dort im Übrigen 
auch, und das ist jetzt schon vereinbart, der Dachverband, die ASKÖ, dort Platz finden. 

Wir sind auch in guter Abstimmung mit dem Burgenländischen Fußballverband. 
Hier gibt es noch kein Committment, nicht dass das falsch kommuniziert wird, aber wir 
sind in Abstimmung. 

Das wäre natürlich zu begrüßen, so viele Fachverbände und Dachverbände auch in 
dieses Zentrum zu bekommen, weil deren Anliegen, insbesondere der Dachverbände, ist 
es, gemeinsam mit uns so viele Menschen wie möglich zu erreichen, diese in Bewegung 
zu bringen, damit wir einen Teil zur Gesundheits- oder zur Volksgesundheit beitragen 
können. 

Wir planen aber auch in den nächsten Jahren, neben dieser Infrastrukturoffensive, 
jetzt auch eine bewusstseinsbildende Maßnahme. Wir wollen die Bevölkerung abholen. 

Es gibt hier Überlegungen, das ist aber auch im Regierungsprogramm nachlesbar, 
dass wir hier vielleicht mit einer App versuchen, Menschen zu erreichen. Das ist natürlich 
dann wieder ein Thema, ist die ältere Generation, jemand der durch diese Initiativen 
abholbar ist. 

Aber wir machen uns über alles Gedanken und versuchen auch, die Sportstrategie, 
und das wird sicherlich auch ein Ziel der nächsten Monate sein, diese zu aktualisieren. 

Eine Strategie gilt nicht für ewig. Wir haben, wie schon jetzt mehrmals erwähnt, in 
den letzten Jahren den Fokus auf Infrastruktur gelegt und wollen uns jetzt neu ausrichten, 
oder besser formuliert, gezielter ausrichten, was Unterstützung der Vereine, 
Fachverbände und aber auch der Bevölkerung anbelangt. 

Wir wollen in diesem Prozess klarerweise die Stakeholder einbinden, ob das jetzt 
Dachverbände, Fachverbände oder auch Sportvereinsvertreter einbinden,… 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Bitte zum Schluss kommen, Herr Landesrat. 
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Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ) (fortsetzend): damit wir auf breitem Fuße 
die Strategie ein wenig nach vorne bringen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Da keine weiteren 
Klubfragen mehr vorliegen, kommen wir zur vierten Hauptfrage. Diese steht dem 
Landtagsklub der GRÜNEN zu. 

Ich bitte Herrn Abgeordneten Juranich um Stellen der Hauptfrage an Herrn 
Landesrat Heinrich Dorner. 

Vierte Hauptfrage 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. Sehr 
geehrter Herr Landesrat! Der Masterplan „Burgenland zu Fuß“ betrachtet den Fußverkehr 
ja jetzt erstmalig als eigenständigen Bestandteil der Mobilitätspolitik. 

Welche strategische Bedeutung misst die Landesregierung dem Fußverkehr im 
Mobilitätssystem der Zukunft bei? Und weshalb ist es aus Ihrer Sicht notwendig, diesem 
Bereich nun verstärkt politische Aufmerksamkeit zu schenken? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich 
kann fast ein wenig nahtlos zur Vorfrage übergehen. Weil Zufußgehen, um in einem Satz 
einmal eine Antwort zu geben, ist gesund. 

Aber Mobilität, und das habe ich als Zuständiger für die Mobilität in meiner jetzt 
mittlerweile über siebenjährige Tätigkeit hier immer gesagt, dass Mobilität vielfältig ist, 
dass wir sie breit denken müssen. Das beginnt beim Bahnfahren, Busfahren, auch der 
Autoverkehr und zum Radfahren, und aber auch beim Zufußgehen. 

Ich denke, wir sind gut beraten, wenn wir alle Themenfelder dementsprechend 
auch behandeln. Wir haben mit Sicherheit sehr einen großen Fokus auf den öffentlichen 
Verkehr gelegt in den letzten Jahren. Ich glaube, das brauche ich jetzt nicht erläutern, was 
gemacht wurde. Es wurden Angebotsausweitungen durchgeführt. Es wurde ein neues 
System eingeführt, mit vielen Haltestellen, wo jeder Bürger und jede Bürgerin sehr schnell 
bei öffentlichen Verkehrshaltestellen hinkommen kann. 

All das ist ein System, was ausgerollt wurde und was aus meiner Sicht sehr gut 
funktioniert und wir auch dementsprechend Lob bekommen von denjenigen, die es 
nutzen. 

Wir sind hier sicherlich noch auf einem Weg, den wir gehen müssen, um hier auch 
Werbung zu betreiben, damit es jeder einmal probiert, ob es für einen selbst funktioniert. 

Mir selbst war das Thema und ist das Thema Radfahren noch immer wichtig. Wir 
wissen, dass wir ein Radland sind. Sehr touristisch aber ausgerichtet. Viele Menschen 
fahren auf Urlaub ins Burgenland, um Rad zu fahren. Viele Menschen fahren in der 
Freizeit. 

Hier war der Fokus in den letzten Jahren, die Alltagsradwege auszubauen, hier 
Infrastrukturen zur Verfügung zu stellen, um Menschen zu motivieren, idealerweise auf ein 
Auto zu verzichten. Und wenn die Strecke es erlaubt, hier wirklich Wege mit dem Rad 
auszuüben beziehungsweise hier nicht in ein Auto einzusteigen. 

Dieses fehlende Element des Zufußgehens haben wir jetzt aufgenommen, haben 
hier einen Prozess gestartet, so, wie bei der Gesamtverkehrsstrategie, so, wie bei der 
Radverkehrsstrategie, haben wir auch Experten bei der Fußgehstrategie beigezogen. 
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Wir haben sie vor ein paar wenigen Wochen präsentiert. Das war im Übrigen eine 
tolle Präsentation. Wir hatten Hans-Peter Hutter dabei, den Gesundheitsmediziner, der 
begeistert war, dass wir das Thema nicht nur beiläufig irgendwie behandeln, sondern 
wirklich es als Grundlage mit einer Strategie ausgestattet haben. 

Ich bin davon überzeugt, dass dieses Element noch mehr in den Vordergrund 
gerückt gehört. Da spielen viele Themen eine Rolle. 

Ja, die Gesundheit ist eines. Ich bin auch davon überzeugt, dass es wichtig wäre, 
der Bevölkerung aufzuzeigen, wie gut es tun würde, diese kurzen Wege wirklich zu Fuß 
zu gehen. 

Da gilt es, für viele, natürlich einen Umdenkprozess herbeizuführen. Da wollen wir 
zur Seite stehen. 

Wir wollen hier Bewusstseinsbildung betreiben. Wir wollen aber auch die 
dementsprechenden Infrastrukturen screenen, hier den Gemeinden zur Seite stehen. 
Sicherheit ist mit Sicherheit eines der wichtigen Faktoren in diesem Segment, wie auch 
bei allen anderen Mobilitätsformen. 

Man wird sich nur dann fortbewegen, ob das jetzt Zufußgehen ist oder mit dem 
Autobus fahren oder mit dem Auto fahren, wenn man sichere Infrastrukturen vorfindet. 
Das ist sicherlich auch ein zentrales Element. Vielleicht abschließend, freut es mich, dass 
wir diese Strategie dieses Jahr auch fertigstellen konnten und präsentieren konnten, weil 
ich auch sehr stolz darauf bin. 

Ich hoffe, auch der Bürgermeister aus Eisenstadt, der dieses Thema soweit ich 
weiß, auch schon vor längerem in Umsetzung gebracht hat in der Stadt, also das 
Zufußgehen beworben hat, löblich, und gratuliere auch dazu. Vielleicht ist es auch der 
Anlass gewesen, hier bundesweit den Rad- und Fußverkehrsgipfel im Burgenland, in 
unserer Landeshauptstadt, durchführen zu dürfen. Das wird im September stattfinden. Ich 
freue mich schon auf diesen Event. 

Ich glaube, wir können aufzeigen, dass wir diese beiden, speziell diese beiden 
Themen, in den letzten Jahren, Radfahren sehr ernst genommen haben und in Zukunft 
auch das Thema Zufußgehen sehr ernst nehmen werden. (Beifall bei der SPÖ und den 
GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Ich darf um die erste 
Zusatzfrage bitten, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. Sehr 
geehrter Landesrat! Das Burgenland steht bekanntermaßen vor den Herausforderungen 
des Klimawandels und gleichzeitig wird unsere Bevölkerung immer älter. 

Inwiefern leistet der Masterplan einen Beitrag dazu, Gemeinden auf der einen Seite 
klimafreundlicher, gesünder, aber auch lebenswerter für ältere Menschen und Kinder und 
entsprechend Familien zu gestalten? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Klima ist natürlich ein weiterer Punkt 
neben der vorher angesprochenen Gesundheit, die der ganz große positive Effekt vom 
Zufußgehen ist. Jeder Kilometer, der nicht mit dem Auto, mit dem Diesel betriebenen Auto 
gefahren wird, ist einer, der dem Klima hilft. 
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Das ist natürlich auch eines der vielen Ziele bei der Zufußgehen-Strategie. 
Natürlich wird jetzt nicht jeder, nur weil wir eine Strategie haben, vom Auto auf 
Zufußgehen umstellen. Aber ich glaube, hier sind viele gefragt. Wir werden das nicht 
alleine schaffen.  

Wir brauchen hier Partner. Wir brauchen die Gemeinden. Wir brauchen hier 
Bewegungsinitiativen, die dementsprechend hier auch Menschen abholen, um kurze 
Wege wirklich zu Fuß zu gehen. 

Wir machen ja eigentlich schon in den letzten Jahren sehr viele Initiativen zu dem 
Thema, und zwar ganz besonders bei den Jüngsten. 

Ich glaube, das ist auch wahnsinnig wichtig, bei den Jüngsten zu beginnen. Ob das 
jetzt der Weg zur Schule ist, wo wir über die Mobilitätszentrale servicieren, wo wir den 
Schulen und Gemeinden zur Seite stehen. Dort beginnt es nämlich, dass man sich darauf 
einstellt, wie ich die Mobilität wähle. 

Ich glaube, die Wissenschaft sagt auch, je früher man beginnt, desto mehr wird es 
auch im weiteren Leben Platz finden, wie ich meine Wege gestalte. 

Wir kommen aus einer Welt, und das ist jetzt kein Vorwurf, sondern das ist aus 
meiner Sicht einfach Geschichte, dass man in den 70er, 80er Jahren wahrscheinlich sehr 
stolz war, ein Auto zu besitzen. Das hat sich aus meiner Sicht verändert. Hier ist ein 
Generationenwechsel da, und den werte ich als sehr positiv. 

Es wird die neue Generation, die jüngere Generation, macht sich einfach mehr 
Gedanken über ein Klima, macht sich auch Gedanken über die Gesundheit, macht sich 
Gedanken über Möglichkeiten anderer Mobilitätsformen und macht sich mit Sicherheit 
auch Gedanken, Wege zu Fuß zurück zu legen. 

Das gilt es zu unterstützen aus allen Facetten heraus und in alle Richtungen. 
(Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Ich darf um die 
zweite Zusatzfrage bitten, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. Sehr 
geehrter Herr Landesrat! Viele Ortszentren stehen ja aktuell unter Druck, weil sich Handel, 
Dienstleistungen, Freizeitangebote zunehmend an den Ortsrand verlegen. In der 
Raumplanung spricht man ja gerne vom „Donut-Effekt“. 

Welchen Beitrag kann eine gezielte Förderung des Fußverkehrs zur Belebung der 
Ortskerne und zur Stärkung der regionalen Wirtschaft leisten? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! 
Das ist ein unglaublich wichtiger Punkt in dieser Gesamtheit des Themas des 
Zufußgehens. Ich glaube, hier sind, und ich habe es jetzt eh schon mehrmals erwähnt, 
natürlich auch die Gemeinden gefragt, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. 

Es wird da, um eine Ortskernbelebung herbeizuführen, auch notwendig sein, sich 
hier auch notwendige Maßnahmen anzusehen. Ich spreche hier von Schutzwegen, ich 
spreche aber auch von Möglichkeiten, die nicht klassisch unser Zebrastreifen ist, sondern 
hier gibt es auch schon Beispiele, die einfach nur, und das weiß ich schon, dass es jetzt 
keine großartigen, vielleicht baulichen Initiativen aufgrund der angespannten budgetären 
Situation geben wird, aber wir wissen, dass es durch Markierungen und wenig 
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finanziellem Aufwand vieles machbar ist, was eine Belebung eines Ortskernes 
vorantreiben kann, um hier ein wenig die Bevölkerung auch zu motivieren, sicher in 
Ortszentren sich zu begeben. 

Es geht nicht immer nur darum, ob das jetzt das eine Geschäft oder das andere da 
Platz findet, sondern es geht klarerweise im Einklang darum, dass Menschen sich dort 
auch wohlfühlen und dementsprechend sicher sich dort aufhalten können und sich dort 
bewegen können. 

Da gibt es, wie gesagt, viele Experten. Ich maße mir jetzt auch nicht zu, hier alle 
möglichen Maßnahmen aufzuzählen, aber es gibt ganz, ganz viele. 

Ich glaube, der erste Schritt, und der wäre der richtige, ist es, die Experten der 
Mobilitätszentrale als Gemeinde mal zu kontaktieren. Dann kann man sich sehr genau 
ansehen, wie die Gegebenheiten in einer Gemeinde aussehen. 

Hier wird man sich auch beraten lassen können, welche Maßnahmen sinnvoll sind, 
um am Ende des Tages eine Ortskernbelebung zu schaffen, um sichere Fußwege zu 
erreichen, um bestenfalls auch Radwege und Radverkehr zu optimieren. Das ist das 
Angebot. Das ist auch ein wesentlicher Teil dieser Strategie, dass wir hier den Gemeinden 
dementsprechend mit Service zur Seite stehen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Damit sind wir bei 
den Klubfragen angelangt. Als Erstes zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Drobits 
seitens des Landtagsklubs der SPÖ. Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Mag. Christian Drobits (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Herr 
Landesrat! Sie haben vorher ausgeführt, dass die Mobilität sehr vielseitig ist im 
Burgenland, aber auch die aktive Mobilität sehr weit geht, und dabei ist das Wort 
„Radfahren“ gefallen. 

Ich habe vernommen, dass in den letzten Jahren sehr viel investiert worden ist 
seitens des Landes, wenn ich mir anschaue die Radroute von Oberschützen nach 
Rechnitz, die entlang der Bahn geht. 

Welche Projekte werden diesbezüglich nunmehr umgesetzt? Welche wurden in 
letzter Zeit umgesetzt? Und wie schaut die Planung in diesem Bereich aus? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat.  

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ja, 
stimmt, und ich glaube, wir können erhobenen Hauptes als Land Burgenland sagen, dass 
wir dem Thema Radfahren sehr viel Bedeutung geschenkt haben. 

Es war vor in etwa fünf Jahren, als der Herr Landeshauptmann zugesagt hat, hier 
ein Extrabudget zur Verfügung zu stellen, um die Infrastrukturen nicht nur auszubauen, 
sondern auch Lückenschlüsse zu machen, dementsprechende Sanierungen 
vorzunehmen. 

Das war dieses 25 Millionen Euro Paket, wo in den letzten fünf Jahren in etwa auch 
wirklich diese fünf Millionen in Umsetzung gebracht werden konnten. 

Ich glaube, in allen Bezirken und in allen Regionen gab es dementsprechende 
Maßnahmen, gab es dementsprechende bauliche Aktivitäten. Ich werde oft darauf 
angesprochen, dass hier und dort noch eine Maßnahme sinnvoll wäre. 

Wir nehmen all diese Punkte und haben all diese Punkte aufgenommen und haben 
in einer eingerichteten Steuerungsgruppe diese Maßnahmen ja bewerten lassen. Da 
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waren Touristikexperten dabei, da waren von der Baudirektion Experten dabei. Gesteuert 
wurde das Ganze durch die Mobilitätszentrale. 

Hier gab es eine dementsprechende Prioritätenreihung, wie im Land das 
Radwegenetz umgesetzt wird. Es ist mit Sicherheit nicht jede Einmeldung in diese 
Umsetzung gekommen. 

Wir werden jetzt in der Budgetverhandlung für die nächsten Jahre, für das nächste 
Jahr, versuchen, hier dementsprechend auch weitere Mittel zur Verfügung zu stellen, hier 
dementsprechend budgetär vorsehen, dass wir weitere Projekte in Umsetzung bringen 
können. 

Ich möchte nur erinnern, vor diesen fünf Jahren, wäre man, ohne Gemeinden ist 
das nicht möglich, in Umsetzung zu gehen. Es gab vorher schon touristische 
Radwegförderungen. Aber diese Projekte, insbesondere aus diesem Topf heraus, wurden 
ja vollumfänglich durch das Land finanziert. Und das ist auch, zumindest das Feedback, 
das ich erhalte, von allen gestützt und unterstützt. Es dankt die Gemeinde und es dankt 
natürlich der Radfahrer. 

Vielleich ein letzter Satz, den ich auch immer wieder erwähne. Das eine ist eine 
Prioritätenreihung, warum vielleicht das eine oder andere Projekt nicht oder noch nicht 
umgesetzt ist. Das andere ist, die Möglichkeit, die einem gegeben oder nicht gegeben 
wird. Hier spreche ich das Thema der notwendigen Liegenschaft an. Also, wir brauchen 
natürlich Flächen, um Radwege zu bauen - und das ist schon auch ein Thema, das wir 
oftmals beschreiten, weil wir nicht zu diesen Grundstücken und dementsprechenden 
Flächen kommen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Als Nächstes ist der 
Landtagsklub der GRÜNEN zu Wort gemeldet. Bitte Frau Klubobfrau Mag.a. Paul-Kientzl.  

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Ich möchte auch noch einmal 
auf die Gemeinden zurückkommen. Welche Rolle spielen die jetzt eigentlich in diesem 
Masterplan und welche Unterstützung bekommen sie? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Frau Abgeordnete. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Wenn jetzt genau gemeint ist, das zu 
Fuß gehen, dann habe ich es vorher schon versucht zu erklären, dass wir hier sehr 
proaktiv in Zukunft hinausgehen werden, über die Mobilitätszentrale, um die Gemeinden 
zu unterstützen bei entweder bewusstseinsbildenden Maßnahmen oder 
dementsprechenden baulichen Maßnahmen. 

Es gehört mit Expert*innen besprochen, wo es zu Sicherheitslücken kommt oder 
wo es Sicherheitslücken gibt. Es ist wichtig, dass man - egal ob man jetzt zu Fuß geht, mit 
dem Auto oder mit dem Rad fährt, man will sicher fahren. 

Hier gibt es Stellen, hier gibt es Situationen in den Gemeinden, die nicht sicher sind 
und deshalb gilt es dort anzusetzen als einer für mich persönlich wichtigsten Punkte 
neben einer bewusstseinsbildenden Maßnahme. Wir stehen den Gemeinden genauso zur 
Seite, wenn es um die Bildungseinrichtungen geht. 

Ich will nicht wiederholen, was ich schon gesagt habe. Aber dort anzusetzen ist, 
aus meiner Sicht, absolut der richtige Weg, was nicht bedeuten soll, dass wir nicht auch 
die ältere Generation abholen wollen. Auch hier spielt, aus meiner Sicht, nicht nur das 
Klima, sondern auch die angesprochene Gesundheit eine große Rolle. 
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Wir kennen alle die Gesundheitsthemen von Österreich oder global. Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Diabetes, et.cetera. Also, jeder Meter zu Fuß hilft nicht nur dem Klima, 
sondern hilft auch der eigenen Gesundheit und hier wollen wir natürlich auch den 
Gemeinden zur Seite stehen, wenn es beispielsweise zu Bürgerversammlungen oder 
wenn es zu Informationsveranstaltungen kommt, dann werden wir Expert*innen zur Seite 
stellen, um das Thema eben auch mit Expert*innen versehen, dementsprechend zu 
präsentieren und Möglichkeiten aufzuzeigen. 

Ich glaube, das sind einmal die ersten Schritte, die man in den nächsten Monaten 
und Jahren angehen kann. Wenn es Situationen gibt, wo es zu größeren baulichen 
Aktivitäten kommt, wird man auch Lösungen finden, aber oftmals, und auch hier 
wiederhole ich mich, ist das gar nicht notwendig. 

Wir haben ein schönes Beispiel aus Neufeld an der Leitha, wo ich persönlich vor 
Ort war. Wir haben ein Beispiel, das auch in Deutschkreutz umgesetzt wurde. Eines sei 
auch noch wichtig zu erwähnen. Das ist nicht uninteressant. Wir können hier bei diesen 
Projekten sehr viele EU-Gelder abholen. Das sind geförderte Projekte und ich glaube, wir 
sind hier gut beraten, diese Möglichkeiten auch zu nutzen. Also, auch die „zu Fuß geh 
Strategie“ war Teil eines EU-Projektes, wo sehr viel EU-Geld auch in dieses Konzept 
geflossen ist. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Als Nächstes ist der 
Landtagsklub der FPÖ zu Wort gemeldet. Bitte Herr Klubobmann Ries um ihre Frage. 

Abgeordneter Christian Ries (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! Gestern wurden im Gemeinderat der Freistadt Rust die Bebauungsrichtlinien 
für den Family Park neu beschlossen. Da ja das Verkehrsaufkommen speziell zur 
Sommerzeit in der Bevölkerung relativ umstritten ist, weil es eben relativ hoch ist, wurde 
auch von Seiten der Betreiber im Vorfeld zugesichert, man würde uns den Modalsplitt 
übermitteln. 

Ich habe zunächst auch nicht gewusst, was das ist. Das ist eine Untersuchung, mit 
welchen Verkehrsmitteln angereist wird, vom Fahrrad bis zum PKW. Den Zug wird es bei 
uns nicht geben, dafür aber Autobusse. 

Ist ihnen eine Statistik bekannt seitens des Landes oder seitens des Verkehrsklub 
Österreich oder des KfV, die diesen Modalsplitt für diesen Bereich Neusiedlersee 
Westufer wiedergibt? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Herr Klubobmann ich möchte nur dazu 
sagen, dass das nicht in direktem Zusammenhang mit der Hauptfrage steht. Es steht dem 
Herrn Landesrat natürlich trotzdem offen, die Frage zu beantworten. Bitte Herr Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ich 
weiß, dass das Thema wichtig ist. Nicht nur für Dich, sondern auch für uns klarerweise. 
Wir hatten das, so denke ich, auch bei der letzten Landtagssitzung schon zum Thema, wo 
es um die raumplanerischen Fragestellungen aus Rust heraus, gegangen ist und ich 
glaube, ich geantwortet habe, dass bei weiteren Entwicklungsschritten, wo es dann auf 
dem Hotter Sankt Margarethen zu nötigen Umwidmungen kommen wird, wird dieses 
Thema der Verkehrsbelastung sehr ernst nehmen und dementsprechend auch 
berücksichtigen. 

Ich glaube, auch gesagt zu haben, dass ich einen Termin mit Vertretern der 
Betreiber habe und dieser hat auch stattgefunden. Deshalb will ich diesen Punkt auch 
ansprechen und ich kann hier berichten, dass die Vertreter des Family Parks hier dieses 
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Thema, ob das Modelsplitt oder ob das die Gesamtverkehrsbelastung betrifft, sehr ernst 
nehmen. 

Ich war sehr positiv überrascht, dass hier auch große bauliche Investitionen schon 
dementsprechend bekannt sind und man sich bewusst ist, dass hier große Investitionen 
geplant sind. Ich spreche hier wirklich von Unter- oder Überführungen. Ich glaube, wir 
haben ja schon einmal persönlich darüber gesprochen. Also, nicht nur jetzt die 
Kleinstmaßnahmen mit Pförtnerampel, sondern, dass wirklich große und notwendige, aus 
meiner Sicht, völlig notwendige Maßnahmen gesetzt werden. 

Im Zuge von solchen großen Maßnahmen werden natürlich andere 
Mobilitätsformen nicht nur das Auto, sondern auch Radfahren und zu Fuß gehen 
berücksichtigt. Eines der Punkte, die, so denke ich, bekannt sind, ist ja diese 
Unterführung, die Fußgänger dann dementsprechend sicher über die Straße queren 
lassen - und das verstehe ich unter Modellsplit. 

Wenn es da jetzt noch genauere Studien gibt, dann sind die mir nicht bekannt, aber 
ich kann darüber berichten, dass der Betreiber des Family Parks das Thema sehr ernst 
nimmt. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Nachdem keine 
weiteren Klubfragen vorliegen, kommen wir zum Aufruf der nächsten Hauptfrage. Diese 
steht dem Landtagsklub der ÖVP zu. Bitte Herr Abgeordneter Sagartz um ihre Frage. 

Fünfte Hauptfrage 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Danke Frau Präsidentin für die 
zügige Abhandlung der Fragestunde. Ganz konkret Herr Landesrat! Kommen wir 
nochmals zum Sport, zum Landessportzentrum Mattersburg. Sie haben erwähnt, 2031 
kommt es zur Eröffnung. Dementsprechend kann man rechnen, wenn sie eine 
Grobplanung haben für die Eröffnung, dann gibt es auch eine Grobplanung der Finanzen. 

Meine Frage an Sie lautet: Mit welchen Gesamtinvestitionskosten rechnet das Land 
Burgenland derzeit für die Planung, Errichtung und Erstausstattung des 
Landessportzentrums in Mattersburg einschließlich dem Projekt zugeordneten 
Nebeninfrastrukturmaßnahmen? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Ja, 
es gibt einen Kostenrahmen und ich habe bei der Pressekonferenz sehr bewusst diese 
Zahl nicht genannt, auch auf Nachfrage der Medienvertreter nicht, weil wir von einer 
Vorentwurfsplanung in eine Entwurfsplanung gehen und sich hier mit Sicherheit noch das 
eine oder andere, wer Planungsstufen kennt, Machbarkeitsstudie, Vorentwurfsplanung, 
Entwurfsplanung, Einreichplanung. 

Das sind Prozessschritte, wo sich auch im Kostenrahmen etwas verändern kann. 
Deshalb würde ich hier wirklich um Seriosität ersuchen. Weil, wenn ich heute eine Zahl 
nenne, die in zwei Monaten anders ist, weil sich in der Entwurfsplanung etwas verändert 
hat, sehe ich es dann als seriös an, wenn wir wirklich in der Entwurfsphase mehr oder 
weniger einen finalen Status erreicht haben, hier damit auch mit den Zahlen 
dementsprechend in die Öffentlichkeit zu gehen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Bitte um die erste 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter. 
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Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Wir werden es eben in einer 
IFG Anfrage dann klären, Herr Landesrat. 

Größenordnungen und Projekte dieser Dimension erfordern natürlich auch die 
Maßnahme, dass an der jeweiligen Standortgemeinde etwas getan wird. Neben der 
Errichtung der Sportanlage braucht es ja im Bereich Verkehrserschließung technische 
Infrastruktur und der kommunalen Daseinsvorsorge erforderliche Mittel und 
organisatorische Handlungsspielräume. 

Deshalb ganz konkret gefragt: Welche konkreten finanziellen, infrastrukturellen und 
organisatorischen Leistungen, wenn schon nicht in Zahlen gegossen, entfallen im 
Zusammenhang mit der Errichtung und dem späteren Betrieb bei diesem 
Landessportzentrum auf die Standortgemeinde? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Zum einen auf die Verkehrsfrage. 
Vielleicht nur, ich weiß nicht, ob die Frage so konkret in diese Richtung gestellt wurde, 
aber es sei mir erlaubt, hier das eine oder andere noch zu sagen. Wir sind hier auch mit 
der ASFINAG in Kontakt, weil, wer die Situation kennt, es wäre nur naheliegend, wenn 
man dort vielleicht auch eine eigene Abfahrt schafft - idealerweise durch die ASFINAG 
bezahlt. 

Das maße ich mir jetzt nicht an zu sagen, dass das möglich ist, aber es ist 
zumindest aufgenommen worden und es wird mit einer Studie jetzt versucht, hier 
technische Möglichkeiten aufzuzeigen. 

Wir sind auch mit der ÖBB in Kontakt, um hier das Optimum auch aus dieser Ecke 
der Bahnverkehrsecke zu erreichen, zum einen. Zum anderen hat es bei allen 
Sportinfrastrukturen Gespräche mit den Standortgemeinden gegeben. Ich habe das hier 
sicher irgendwann schon einmal gesagt, dass hier auch Beteiligungen der Gemeinden 
vorgesehen sind. Das wird die Frau Bürgermeisterin aus Neusiedl am See bestätigen, die 
auch einen Beitrag zum Hallenbad Neusiedl am See leistet. 

Wir haben aber hier noch nicht konkret, weil ja die Zahlen noch nicht konkret final 
sind, mit der Stadtgemeinde Mattersburg, auch hier ist ja die Frau Bürgermeisterin da, 
gesprochen. 

Aber, diese Gespräche werden mit Sicherheit in den nächsten Monaten und Jahren 
zu führen sein. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Ich darf um die zweite Zusatzfrage bitten, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Herr Landesrat! Sie haben in 
Ihrer Anfragebeantwortung festgehalten, ich glaube der zweiten Frage, haben Sie, ich 
zitiere: „allen zugänglich gesagt auf die Dimension hin soll es auch für Vereine und andere 
Institutionen die Möglichkeit geben, diese Sportstätten zu nutzen.“ 

Ich frage Sie deshalb ganz konkret: Nach welchen objektiven und 
nachvollziehbaren Kriterien wird künftig über die Vergabe der Trainings- und 
Nutzungszeiten im Landessportzentrum Mattersburg an burgenländische Sportvereine 
und Sportverbände entschieden? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 
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Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Mir 
ist völlig bewusst, dass diese Fragen von höchstem Interesse sind. Ich möchte nur einmal 
festhalten, dass diese Pressekonferenz und das Bekanntmachen des 
Sportinfrastrukturprojektes in erster Linie dazu gedient haben, unsere Gesprächspartner 
auf Fachverbandsebene und Dachverbandsebene davon zu überzeugen, dass wir auch 
an diesem Projekt festhalten. 

Ich glaube, es ist sehr früh, oder wäre zu früh, jetzt über logistische Pläne der 
Auslastung und zur Verfügungstellung der Flächen zu diskutieren. Es wird mit Sicherheit 
dort ein Betriebsstätten Leiter irgendwann bei Eröffnung notwendig sein, der sich um 
diese Themen kümmert, so wie das bei jedem Sportzentrum ist, dass das eine 
Herausforderung ist, dass jeder seinen Platz findet, ja, aber jetzt darüber zu sprechen, wie 
Pläne 2031 ausschauen, (Abg. Mag. Christian Sagartz, BA: Ich habe nach den Kriterien 
gefragt, Herr Landesrat! Nach den Kriterien, nicht nach den Plänen!) welcher Verein in 
welcher Halle um welche Uhrzeit kommt, sehe ich jetzt als verfrüht an. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) 

Auch die Kriterien sehe ich jetzt als verfrüht an, wenn wir nicht einmal noch wissen, 
ob alle Flächen dementsprechend so bleiben, wie sie in der Entwurfsphase sind. (Beifall 
bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Damit sind wir bei den Klubfragen 
angelangt. Die erste Klubfrage steht dem Landtagsklub der ÖVP zu. Bitte Herr 
Klubobmann Strobl. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrter Herr 
Landesrat! Mit der Errichtung des Landessportzentrums in Mattersburg investiert das Land 
Burgenland ja erhebliche öffentliche Mittel in den Ausbau der Sportinfrastruktur und setzt 
damit auch einen sportpolitischen Schwerpunkt. 

Gleichzeitig stehen zahlreiche Gemeinden und Sportvereine aber vor der 
Herausforderung, bestehende Sportanlagen zu erhalten, notwendige 
Modernisierungsmaßnahmen durchzuführen und steigende Betriebs- und 
Instandhaltungskosten zu finanzieren. 

Vor diesem Hintergrund ist entscheidend, wie das Land die verfügbaren Mittel im 
Sportbereich künftig priorisiert und dabei ein ausgewogenes Verhältnis zwischen neuen 
Großprojekten und bestehenden Sportinfrastrukturen sicherstellt.  

Daher meine Frage: Nach welchen konkreten budgetpolitischen Grundsätzen und 
Prioritäten stellt das Land Burgenland sicher, dass die Finanzierung des 
Landessportzentrums Mattersburg nicht zu Lasten notwendiger Investitionen in 
bestehende kommunale Sportanlagen sowie des Breiten- und Vereinssport erfolgt? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Sie 
wissen, es gibt eine gültige Sportförderrichtlinie, die sehr viele Themenbereiche abdeckt. 
Von der allgemeinen Sportförderung bis zur Spitzensportförderung, zur Trainerförderung, 
zur medizinischen Versorgung und auch zur Sportstätteninfrastruktur. 

Es sind einige, glaube ich, in diesem Saal, die auch Mitglieder des Sportbeirates 
sind, wo wir eben quartalsweise doch ordentliche Beträge auszahlen, die auch zum 
überwiegenden Maß, weil das eben meistens sehr viel Geld kostet, in die 
Sportinfrastruktur gehen. 
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Ob das jetzt eine Flutlichtanlage ist, ob das die Kabinen sind, die Kantinen hätte ich 
jetzt fast gesagt, die wird nicht gefördert - und das ist ja Teil der Sportförderrichtlinie, die 
mit Sicherheit weiterhin Bestand haben wird und in keinster Weise im budgetären 
Zusammenhang mit der größeren Sportinfrastruktur, ob das jetzt das 
Landessportzentrum, oder aber auch die anderen aufgezählten sind. 

Wir sind und auch zur Information, jetzt im Moment schon seit Wochen und 
Monaten über die Sportabteilung mit den Dachverbandsvertretern in Kontakt, um auch die 
Sportförderrichtlinie anzupassen. Ich bin nicht ein Freund, dass man es jetzt mit Gewalt 
immer verändert, aber wenn der Bedarf vorherrscht, eben durch viele Gespräche oder 
Diskussionen man sagt, wir müssen hier etwas klarstellen, wir müssen uns hier neu 
positionieren, wir müssen uns neu ausrichten, dann ist es nicht meine Wenigkeit, die 
dementsprechend die Vorgaben gibt, sondern das soll in einem Diskussionsprozess 
entstehen, der läuft gerade. 

Das Feedback der Dachverbandsvertreter, ob das jetzt die Sportunion, der ASKÖ 
oder der ASVÖ ist, laufen sehr gut. Wir haben uns aber darauf committed, dass neue 
Richtlinie oder die aktualisierte Richtlinie erst ab 1.1.2027 gültig sein soll, weil das 
unterjährig wahrscheinlich nicht optimal wäre. Das heißt, wir haben hier noch Zeit.  

Das wird budgetär keine Auswirkungen haben. Ganz im Gegenteil. Ich werde mich 
dafür einsetzen, dass wir auch für diesen Breitensport und den angeführten Richtlinien 
Möglichkeiten dementsprechend auch eine Ausstattung zur Zufriedenheit der Vereine 
erreichen werden. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Die nächste Frage kommt vom 
Landtagsklub der FPÖ. Bitte Herr Abgeordneter Wiesler. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Sehr geehrter Herr Landesrat. 2023 hat 
das Land Burgenland den Aktivpark übernommen. Dort soll das Sportcamp Süd 
entstehen. Wie ist dort der aktuelle Stand der Dinge Richtung Fertigstellung? 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Bitte Herr 
Landesrat. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner (SPÖ): Ja, auch eine von mir aufgezählte 
Sportinfrastruktur. Es wurde gesagt, Sporttourismus soll dort eine prioritäre Rolle spielen, 
aber natürlich auch geöffnet für alle Interessierte, wenn es die Anlagen dort gibt, die auch 
genutzt werden wollen. Die Zeitachse ist eine, die wir jetzt auch einhalten können. Das 
heißt im Quartal 1/2027 und das war das Ziel und das werden wir auch schaffen, dass wir 
dort mit einer Eröffnung planen können. 

Auch hier vielleicht nur nochmals als Erinnerung. Ich weiß, das war schon einmal 
ein Thema, weil wir ursprünglich das Konzept in vier Phasen eingeteilt hatten und wir uns 
dann im Laufe des Sanierungsbeginns dazu entschieden haben, alles 
zusammenzufassen. Deshalb waren die Kosten dann auch andere. 

Das war aber von Anbeginn an so geplant und jetzt, nachträglich betrachtet, mit 
Sicherheit betrachtet, auch gescheiter, hier alle vier Phasen zusammenzufassen. (Beifall 
bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Landesrat. Da keine weiteren 
Klubfragen mehr vorliegen, ist die Fragestunde durch Zeitablauf beendet.  

2. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 0684), mit dem das Gesetz 
über die fachlichen Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und 
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Elementarpädagogen und Erzieherinnen und Erzieher geändert wird 
(Zahl 2100-0484) (Beilage 0744) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den Gesetzentwurf, Beilage 0684, mit dem das Gesetz über die fachlichen 
Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und Elementarpädagogen und 
Erzieherinnen und Erzieher geändert wird, Zahl 2100-0484, Beilage 0744. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Landtagsabgeordneter 
Jürgen Dolesch. 

General- und Spezialdebatte werden unter Einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Jürgen Dolesch: Ja, werte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Landesrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Rechtsausschuss und der 
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den Gesetzentwurf, mit dem das Gesetz 
über die fachliche Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und 
Elementarpädagogen und Erzieherinnen und Erzieher geändert wird, in ihrer 15. 
gemeinsamen Sitzung, am Mittwoch, dem 10. Juni 2026, beraten. 

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt. 

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde mein Antrag einstimmig angenommen. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das Gesetz über die 
fachliche Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und Elementarpädagogen 
und Erzieherinnen und Erzieher geändert wird, die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Herzlichen Dank Herr Abgeordneter. Als 
erste Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt erteile ich Frau Klubobfrau Mag.a. Margit 
Paul-Kientzl das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer auf den 
Tribünen und vor dem Livestream. 

Wir behandeln heute das Gesetz über die Anstellungserfordernisse für 
Elementarpädagoginnen und -pädagogen, sowie die Erzieherinnen und Erzieher. 

Dieses Gesetz, diese Novellierung, begrüßen wir sehr, weil es den Beruf der 
Elementarpädagoginnen und -pädagogen öffnet. Wir haben die Situation, dass wir in 
diesem Bereich einen Fachkräftemangel haben. 

Laut einer Studie des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung benötigen wir in Österreich bis 2030 insgesamt 20.000 zusätzliche 
Pädagoginnen und Pädagogen. Das ist eine immense Zahl und als Politikerin und 
Politiker müssen wir uns natürlich damit beschäftigen und Sorge dafür tragen, dass dieser 
Bedarf auch gedeckt werden kann. 
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Wie schaut es momentan aus? Der Berufszugang ist relativ eng. Es gibt da die 
Bundesanstalt für Elementarpädagogik. Wir haben im Burgenland zwei Standorte, einmal 
in Oberwart und einmal in Eisenstadt. 

Da gehen Jugendliche im Alter von 14, 15 Jahren hin und machen diese 
Ausbildung, die dauert fünf Jahre oder sie können auch ein Kolleg besuchen. 
Berufsbegleitend würde das dann drei Jahre dauern. 

Aber, das war es dann auch schon eigentlich mit den Möglichkeiten in diesem 
Beruf als Pädagogin oder Pädagoge einzusteigen. 

Mit dieser Novelle schaffen wir jetzt eines: Wir bereiten den Weg, wir verbreitern 
die Möglichkeiten, diesen Beruf zu ergreifen - und zwar mit der Einführung eines 
Hochschullehrganges, mit der Einführung eines Bachelor-Studiums und einem 
außerordentlichen Bachelor-Abschluss. 

Das heißt, wir machen auch eine Qualitätsoffensive, weil, diese Ausbildungen sind 
qualitativ hochwertig, sie sind akademisch, ohne damit aber weitere Unterschiede für das 
Anstellungserfordernis im Sinne von Zweiklassenpädagoginnen zu schaffen. 

Das heißt, alle haben den gleichen Zugang zu diesem Beruf und können ihn 
ausüben. 

Was für mich wesentlich ist, ist die Tatsache, dass wir jetzt auch für Erwachsene 
eine Möglichkeit schaffen, in diesen Beruf einzusteigen. 

Weil, die BAFÖGs sind ja eigentlich für Jugendliche, die eben nach der 
Pflichtschule in diese Ausbildung wechseln, dort fünf Jahre zu Elementarpädagoginnen, 
Elementarpädagogen ausgebildet werden und dann eigentlich in den Beruf starten. 

Aber, immer mehr sehen wir, dass sie Durchlässigkeit brauchen, denn die 
Menschen entscheiden sich immer später, ob sie in einem Beruf bleiben. 

Früher war das viel länger, dass man einen Beruf gelernt hat und man in diesem 
Beruf auch geblieben ist. 

Heutzutage wechselt man einfach auch mehr und das wird dadurch ermöglicht. 

Wir sprechen damit auch Erwachsene an, die diesen Beruf dann in späterer Folge 
ergreifen können. Dadurch geben wir eben auch Erwachsenen die Chance, einen 
Berufswechsel zu machen und in diesen Beruf einzusteigen. 

Das Ganze ist jetzt einmal mit 1. Oktober 2029 begrenzt. Warum? Weil wir eine 
Evaluierung brauchen. Wir wollen nämlich schauen, funktioniert dieses Modell, wird es 
angenommen, gibt es irgendwo noch Bedarf an Nachschärfung? 

Uns ist bewusst, das Problem der Elementarpädagogen und -pädagoginnen wird 
damit nicht wirklich gelöst, das ist nur ein Aspekt. 

Wir müssten uns natürlich auch die Situation der Arbeitsbedingungen überlegen 
und anschauen, denn die ist nach wie vor sehr fordernd. 

Viele wechseln auch den Beruf. Es gibt auch bei der Ausbildung eine Drop-out-
Rate und der Beruf ist noch immer, obwohl es einer der wichtigsten Berufe ist, möchte ich 
noch einmal wiederholen, es ist einer der wichtigsten Berufe. 

Das ist die Basis für die frühkindliche Förderung und wir müssen schauen, dass 
dieser Beruf wertgeschätzt wird, die Bezahlung einfach angehoben wird und dass die 
Wertschätzung für diese Menschen, die wirklich einen herausfordernden Job machen, 
gegeben ist. 
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Wenn man sich vorstellt, mit Kleinkindern kann das sehr erfüllend sein, ist aber 
sehr anstrengend und daher ist diese Novellierung des Gesetzes ein Baustein, um dieses 
Problem der mangelnden Fachkräfte in diesem Bereich zu beheben. 

Wir werden dieser Novellierung zustimmen und ich ersuche die Kolleginnen und 
Kollegen ebenso dafür zu stimmen. 

Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau 
Landtagsabgeordnete Dipl.Päd.DI Carina Laschober-Luif. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dipl.Päd.DI Carina Laschober-Luif (ÖVP): Danke Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! In diesem Tagesordnungspunkt geht es um eine 
Gesetzesnovelle über die fachliche Anforderungserfordernisse für Elementarpädagogen 
und Erzieher. 

Worum geht es konkret? Meine Kollegin Paul-Kientzl hat schon viel erwähnt. 

Der Bund hat die möglichen Ausbildungswege erweitert. Damit diese neuen 
Ausbildungsabschlüsse auch im Burgenland als fachliche Anstellungserfordernisse 
anerkannt werden können, müssen wir unser Landesgesetz dementsprechend auch 
anpassen. 

Künftig gelten neben den bisherigen Qualifikationen auch ein Hochschullehrgang, 
sowie Bachelor-Studien im Bereich Elementarpädagogik als Berufsqualifikation. 

Das ist, aus unserer Sicht, ein richtiger Schritt, denn es geht hier nicht darum, 
Standards abzusenken, sondern darum, moderne und zusätzliche Ausbildungswege auch 
anzuerkennen und damit den Beruf oder den Zugang zum Beruf zu erleichtern, dem 
Fachkräftemangel entgegenzuwirken, die Akademisierung des Berufsfeldes zu stärken 
und die Durchlässigkeit zwischen verschiedenen Bildungswegen auch zu erhöhen. 

Wir erweitern also die Möglichkeit, in diesen Beruf einzusteigen, ohne die Qualität 
der Ausbildung in Frage zu stellen. 

Gerade in der Elementarpädagogik brauchen wir gut ausgebildete Fachkräfte, denn 
die Anforderungen in die frühe Bildung, Betreuung und Begleitung unserer Kinder sind 
hoch. 

Gleichzeitig wissen wir, dass es in diesem Bereich einen großen Bedarf an 
qualifiziertem Personal gibt. Deshalb ist es wichtig, dass unser Recht mit den 
tatsächlichen Ausbildungsangeboten auch Schritt hält. 

Besonders wesentlich ist, dass diese Novelle keine neuen Hürden schafft, sondern 
bestehende Möglichkeiten auch erweitert. 

Genau das ist der Kern dieser Änderung. Wer eine entsprechende hochwertige 
Ausbildung absolviert hat, soll auch die Möglichkeit haben, in der Elementarpädagogik 
tätig zu werden.  

Gute Kinderbildung und Kinderbetreuung sind uns allen wichtig - auch als eine 
zentrale Unterstützung für unsere Familien. 

Sie geben Kindern einen guten Start, helfen Eltern bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf und stärken auch unsere Gemeinden. Dafür braucht es qualifizierte 
Pädagoginnen und Pädagogen aber auch faire und zeitgemäße Rahmenbedingungen. 
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Diese Gesetzesänderung leistet dazu einen Beitrag. Wir stimmen dieser Änderung 
zu, weil es eine sinnvolle und notwendige Anpassung an bundesgesetzliche Vorgaben ist. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächste Rednerin ist Frau 
Landtagsabgeordnete Michelle Whitfield zu Wort gemeldet. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Michelle Whitfield (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kollegen! Liebe Zuschauer! Ja, es geht heute um die Anstellungserfordernisse für 
Elementarpädagogen und Erzieher. Konkret geht es, wie wir schon gehört haben, um die 
zusätzlichen Ausbildungswege als Hochschullehrgang, als ordentlicher Bachelor-
Studiengang. Diese Anpassung erfolgt aufgrund bundesgesetzlicher Vorgaben. 

Wir sagen, dass jede Erweiterung des Zuganges zu diesem wichtigen Beruf sehr 
wichtig und auch grundsätzlich von uns auch unterstützt wird. 

Denn, wir wissen alle, unsere Kindergärten sind überfordert, unsere Pädagogen 
leisten wirklich Großartiges und unsere Kinder werden von diesen Pädagogen genau in 
den wichtigsten Phasen ihres Lebens begleitet. 

Diese Pädagogen sind nicht nur Betreuungspersonen, sie sind auch 
Bildungsbegleiter, Vertrauenspersonen, Konfliktlöser, Tröster und auch Stabilitätsanker. 

Gerade deshalb braucht dieser Beruf eine große Wertschätzung, konkret bei der 
Ausbildung, bei den Arbeitsbedingungen, bei der Personalplanung und bei der Entlastung. 

Diese Novelle erweitert die formalen Möglichkeiten, in den Beruf einzusteigen. 

Das ist natürlich sinnvoll. Aber, eines muss man natürlich klar sagen: Diese 
Gesetzesänderung löst alleine nicht das Problem des Personals in den burgenländischen 
Kindergärten, denn ein zusätzlicher Bildungsweg ist noch lange keine Lösung, Pädagogen 
wirklich in den Kindergarten zu holen. 

Es ist aber auf jeden Fall ein wichtiger Ansatz. Das ist genau diese Kritik, die wir 
hier ausüben. Es ist notwendig, dass wir mehr Möglichkeiten zu diesem Beruf haben, aber 
ob das die einzige Lösung ist, ist dann fraglich. 

Was fehlt ist wirklich die ehrliche Antwort auf die tatsächlichen Probleme in der 
Elementarpädagogik. 

Zum Beispiel, wo ist die langfristige Personalstrategie für das Burgenland, wo ist 
die echte Entlastung für die Pädagogen und wo ist die Unterstützung für jene, die täglich 
mit zu großen Gruppen kämpfen müssen? 

Wo ist die Unterstützung für die steigenden Anforderungen? Auch die wachsende 
Bürokratie ist hier ein Faktor. Vor allem, wo ist die Wertsteigerung des Berufes, damit 
junge Menschen nicht nur die Ausbildung anfangen, sondern auch nach ihrer Ausbildung 
in den Beruf einsteigen und auch bleiben? 

Es reicht nicht, immer neue Zugangsmöglichkeiten zu schaffen, wenn die 
Rahmenbedingungen nicht passen. 

Wer Personal gewinnen möchte, musss aber dafür auch sorgen, dass dieser Beruf 
im Alltag respektiert und attraktiv bleibt. 

Ein weiterer Punkt ist natürlich auch die Praxisnähe. 



 Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026  2715 

 

Gerade in der Elementarpädagogik zählt nicht nur die Theorie, sondern natürlich 
auch der Umgang mit den Kindern. 

Auch die Gruppendynamik ist wichtig, denn es geht hier auch um Sprache, 
Entwicklung, Emotionen, Konflikte, Elternarbeit, aber auch um pädagogisches 
Fingerspitzengefühl. 

Deshalb müssen neue Bildungswege auch wirklich qualitätsvoll und praxisnah 
ausgestaltet sein. Wir wollen nicht nur, dass es am Papier festgehalten, sondern auch 
wirklich umgesetzt wird. 

Wir brauchen auch Menschen mit Hausverstand und mit Herz, die wirklich bei der 
Sache sind. 

Der nächste Kritikpunkt, den ich auch sehe, ich auch diese zeitliche Einschränkung 
mit dem 1. Oktober 2029. Da frage ich mich, warum ausgerechnet dieses Datum? 

Wir haben es ja bereits von meiner Kollegin gehört: Es geht hier um eine 
Evaluierung! Was ist aber wirklich die langfristige Perspektive? Wie plant das Land dann 
darüber hinaus? 

Oder, wird es dann von Jahr zu Jahr einfach entschieden?  

Noch etwas: Im Vorblatt steht, dass diese Regelung keine finanzielle 
Mehrbelastung für die Gebietskörperschaften mit sich bringt. 

Das mag eben auf dem Papier zutreffen, aber politisch muss man dann schon 
fragen, wenn die Regierung wirklich mehr Qualität und mehr Personal und bessere 
Bedingungen schaffen will, dann wird es ohne Investitionen nicht funktionieren. 

Kostenneutralität klingt natürlich auf dem Papier sehr gut, aber in der Realität 
bedeutet es oft für unsere Kinder und auch für den Kindergarten, dass die Belastung oft 
dort bleibt, wo sie jetzt schon ist. 

Nämlich, beim Personal, bei den Kindern und bei den Familien. 

Wir, die FPÖ, stehen für eine Elementarpädagogik, die unsere Kinder stärkt, 
unsere Familien unterstützt und unser Personal nicht im Stich lässt. 

Wir wollen mehr qualifizierte Menschen in diesem Beruf haben, wir wollen auch 
klare Standards, wir wollen auch Praxisnähe und auch weniger Bürokratie. Die Kleinsten 
sollen auch mit Pädagogen, sie sollen von Pädagogen betreut werden, die auch diese 
Wertschätzung bekommen und auch verdienen. Wir werden dieser Novelle zustimmen, 
wo der Ansatz der Richtige ist. Es ist aber ein Fortschritt in die richtige Richtung. Natürlich 
ist noch viel Arbeit, die vor uns steht. Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als vorerst letzte Rednerin ist Frau 
Landtagsabgeordnete Doris Prohaska zu Wort gemeldet. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Doris Prohaska (SPÖ): Vielen Dank Frau Präsidentin Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Meine Vorrednerinnen haben das 
jetzt schon erwähnt, es geht um eine schlichte, aber notwendige Anpassung unseres 
Landesgesetzes. Konkret erweitern wir die fachlichen Anstellungserfordernisse für 
Elementarpädagoginnen und vor allem für Quereinsteigerinnen. 

Es gibt den Hochschullehrgang für Elementarpädagogik, das ist ein Lehrgang für 
bereits ausgebildete Erzieherinnen oder Elementarpädagoginnen zur Weiterbildung. Das 
Bachelorstudium Elementarpädagogik ist für Maturanten, die an einer anderen Schule 
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maturiert haben und sich dann entschließen, doch Elementarpädagoginnen werden zu 
wollen. 

Das Bachelor Professional ist ein Studium, wozu keine Matura notwendig ist, 
sondern die Vorgabe ist, dass man mehrere Jahre in diesem Beruf gearbeitet hat. Und es 
gilt grundsätzlich auch für Wien, für Pädagoginnen, die mit gewissen 
Kindergartenbetreibern zusammenarbeiten, nur, um sich höher zu qualifizieren. 

Grundsätzlich muss ich sagen, ist das eine Zusatzqualifikation, die das Burgenland 
so in diesem Ausmaß nicht brauchen würde, weil es bei uns keinen großen Mangel an 
Elementarpädagoginnen gibt. Ich war jetzt kürzlich in anderen Bundesländern unterwegs 
und habe erfahren, es gibt zum Beispiel in der Steiermark sehr viele Kindergärten, wo es 
keine einzige geprüfte Elementarpädagogin gibt, sondern wo ausschließlich Fachkräfte 
und Helferinnen Kindergärten leiten oder in Kindergärten arbeiten, weil das Personal 
einfach nicht da ist. 

Zu der Frage, warum bis spätestens 1. Oktober 2029. Von mir nur eine Vermutung, 
man hat sich sicher ausgerechnet, wie viele Pädagoginnen können bis zu diesem 
Zeitraum ausgebildet werden, wie hoch ist der Bedarf bis dorthin. 

Ich halte es auch für sinnvoll, nicht Pädagoginnen zu - ich sage es jetzt ganz 
extrem - produzieren, für die es nachher keine Arbeitsplätze gibt - so wie es auch in 
anderen Bereichen ist - dass man wirklich diese Leute ausbildet, die gebraucht werden. 

Natürlich, auch für uns ist es sehr wichtig. Der Kindergarten ist der Ort, an dem die 
Sozialisation beginnt, wo die Kinder lernen, gemeinsam spielen und auch gemeinsam 
wachsen. Natürlich stehen wir auch dazu. Und das Burgenland ist in diesem Bereich auch 
Vorreiter. 

Wir sind bundesweit an der Spitze der Kinderbetreuung, mit 44,1 Prozent bei den 
unter Zweijährigen und wir liegen mit den Drei- bis Fünfjährigen bei 96,7 Prozent. Das ist 
gelebte Familienpolitik. Wir sind weit voraus mit dem Gratiskindergarten, der 
Gratiskinderkrippe. 

Bei uns gibt es auch an der Pädagogischen Hochschule, wo diese 
Zusatzqualifikationen angeboten werden, keine Studiengebühren. Das ist das Zeichen 
von sozialdemokratischer Bildungspolitik, zu der wir auch stehen. (Beifall bei der SPÖ und 
bei den GRÜNEN) 

Ich habe mir aber ganz persönlich diese Frage gestellt, warum brauchen wir 
überhaupt so viele Umstiegs- und Quereinsteigerangebote? Für mich ist auch die Antwort 
ganz logisch. Weil unser Bildungssystem viel zu früh trennt, Kinder und Jugendliche 
schon mit zehn Jahren in verschiedene Schienen gepresst werden, obwohl sie in diesem 
Alter oft noch gar nicht wissen, wo ihre Stärken und wo ihre Talente liegen. 

Mit 15 Jahren oder mit 14 Jahren sich zu entscheiden, besuche ich die BAfEP und 
will ich Kindergärtnerin werden, ist auch meiner Meinung nach, viel zu früh. Und 
deswegen ist es auch so, dass viele Absolventinnen in der BAfEP dann nicht diesen Beruf 
ergreifen, sondern sich in eine andere Richtung orientieren. Umgekehrt aber Menschen, 
die vorher nicht die BAfEP besucht haben, später diesen Beruf ergreifen wollen. 

Ich denke, es wäre viel Geld gespart, würden wir in eine gemeinsame Schule der 
Sechs- bis Vierzehnjährigen Investieren und dann würden wir uns viel ersparen an diesen 
Umschulungs- und Quereinsteigerprogrammen. Und viele Menschen würden Zeit ihres 
Lebens ersparen, wo sie vielleicht in einem falschen Beruf sitzen, bis sie sich 
entscheiden, einen anderen Beruf zu ergreifen. 
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Uns Sozialdemokraten war es immer schon wichtig, die gemeinsame Schule 
einzuführen und dass es ein großer Vorteil wäre, sagen nicht wir, sondern sagen 
Expertinnen und Experten und Erfahrungen aus den nordischen Ländern. Scheitern tut 
das Ganze immer daran, dass es einer Zweidrittelmehrheit im Parlament bedarf. 

Diese Zweidrittelmehrheit wird immer dadurch verweigert, dass eben die ÖVP und 
die FPÖ sich dagegen wehren. Die ÖVP klammert sich an das gegliederte Schulsystem. 
Die FPÖ spricht von einem Sozialexperiment und sie blockieren damit eine Reform, die in 
anderen OECD-Ländern selbstverständlich ist. Das ist Ideologie auf Kosten unserer 
Kinder. 

Wir stimmen natürlich dieser Novelle zu. Nicht weil wir müssen, sondern weil wir sie 
für sinnvoll halten. Aber wir werden nicht aufhören, für ein Bildungssystem zu kämpfen, 
das gerecht ist, für die gemeinsame Schule, für die Ganztagsschule und für ein 
Burgenland, in dem jedes Kind die gleichen Chancen hat, unabhängig von Herkunft und 
Geldbörse. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vorliegen, kommen wir zur Abstimmung. 

Ich ersuche nun jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung in zweiter Lesung zustimmen wollen, sich von 
den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Gesetz über die fachlichen 
Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und Elementarpädagogen und 
Erzieherinnen und Erzieher geändert wird ist somit in zweiter Lesung einstimmig 
angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung. Ich 
ersuche nun jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Gesetzentwurf 
auch in dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Danke. Damit ist der Gesetzentwurf, mit dem das Gesetz über die fachlichen 
Anstellungserfordernisse für Elementarpädagoginnen und Elementarpädagogen und 
Erzieherinnen und Erzieher geändert wird, somit auch in dritter Lesung einstimmig 
angenommen. 

3. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf 
(Beilage 0685), mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 geändert 
wird (Zahl 2100-0485) (Beilage 0742) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Der 3. Punkt der Tagesordnung, ist der 
Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 0685), mit dem das 
Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 geändert wird, Zahl 2100-0485, 
Beilage0742. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Landtagsabgeordneter 
Kilian Brandstätter. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Kilian Brandstätter: Geschätzte Frau Präsidentin! Der 
Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische 
Pflichtschulgesetz 1995 geändert wird, in seiner 15. Sitzung am Mittwoch, dem 
10.06.2026, beraten. 
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Der Rechtausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 geändert wird, 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Abgeordneter. Ich erteile nun 
Frau Klubobfrau Mag.a Margit Paul-Kientzl als erster Rednerin zu diesem 
Tagesordnungspunkt das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne 
und vor dem Livestream! Wir behandeln heute eine Novelle des Burgenländischen 
Pflichtschulgesetzes, die sehr emotional geführt wird. Ich habe schon Vorahnungen in den 
Medien gesehen. 

Es geht nämlich um die Entscheidung der Festlegung von 
Mindestschüler*innenanzahl für die Schließung von Schulen. Das ist ein Thema, das ist 
wirklich ein Strittiges. Da gibt es Pro und Kontra. Die Zahl für Schließungen der Schulen, 
die gab es schon mal, wurde dann wieder abgeschafft. Und jetzt stehen wir wieder vor der 
Einführung, allerdings mit Änderungen. Und die möchte ich Ihnen kurz erläutern. 

Eine Schule wird nicht einfach per so geschlossen, weil einfach man meint, es 
seien zu wenig Schülerinnen und Schüler in den Klassen, in der Schule, sondern es wird 
eine Zahl festgelegt - bei den Volksschulen beträgt sie jetzt zehn - und es wird auch 
geschaut, dass in den nächsten drei Jahren, wie sich die Zahlen da entwickeln. Und wenn 
in den nächsten drei Jahren die Durchschnittsgröße unter zehn ist, dann hat sie eigentlich 
die vom Gesetz jetzt her, hat sie nicht mehr das Recht auf Bestand. 

Die Zahlen sind für die anderen Schulen, in den Pflichtschulen unterschiedlich, 
natürlich. Es gibt für die Sonderschulen die Zahl sechs, also sechs Schüler müssen hier 
gesichert verfügbar sein, um die Schule zu erhalten. Bei den Mittelschulen sind 48 
Schülerinnen und Schüler und bei den Polytechnischen sind es 20. Die, wie schon gesagt, 
ist das ein Stufenmodell. Man schaut über die nächsten drei Jahre. Es wird nicht sofort 
geschlossen, sondern man schaut sich die Entwicklung an. 

Eine neue Regelung ist die Stilllegung von Schulen. Das gab es vorher noch nicht. 
Was ist die Möglichkeit? Wenn eine Schule nicht dauerhaft, sondern nur vorübergehend 
diese Mindestzahlen unterschreitet, so kann man sie stilllegen. Das heißt, der 
Schulsprengel bleibt erhalten, aber die Schule ist nicht in Funktion, die Schülerinnen und 
Schüler werden in andere Schulen aufgeteilt. 

Diese Maßnahme kann dann wieder zurückgenommen werden, wenn sich die 
Situation ändert und die Schülerinnen- und Schülerzahlen wieder nach oben gehen. 
Entschieden wird das durch die Bildungsdirektion, aber den Antrag stellt der Schulerhalter 
in diesem Fall. 

Was ist dazu sagen? Warum ist das notwendig? Geringe Schülerinnen- und 
Schülerzahlen sind immer wieder ein Merkmal von Qualitätseinbußen. Warum? Wenn wir 
ganz, ganz kleine Schülerinnenzahlen haben, in einer, sagen wir Volksschule, sagen wir 
haben neun Schülerinnen und Schüler, das ist halt unter der Mindestzahl von zehn, dann 
muss eine Lehrerin oder ein Lehrer alle vier Klassen unterrichten, gleichzeitig. Und das ist 
eigentlich eine sehr große Herausforderung. 

Aber nicht nur das, die Schülerinnen und Schüler profitieren davon nicht einmal. 
Jetzt könnte man meinen, na ja eine Person hat ja so wenige Schülerinnen, die hat dann 
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mehr Zeit für jeden Einzelnen. Das ist nicht der Fall. Untersuchungen zeigen, dass hier 
die Schülerinnen und Schüler nicht profitieren, die Qualität des Unterrichts leidet und auch 
die Entwicklung der Schülerinnen und Schüler. 

Das heißt eine Schließung wäre in dem Fall pädagogisch sinnvoller. Auch der 
Schulbildungsauftrag kann in den kleinen Schulen gar nicht übermittelt oder erfüllt 
werden, weil es einfach auch an Planstellen mangelt. 

Weil die Planstellen, also wie viele Lehrerinnen und Lehrer einer Schule 
zugeordnet werden, hängt ja von der Größe der Schule, also von der Anzahl der 
Schülerinnen und Schüler ab. Sind das jetzt ganz wenige, dann gibt es auch weniger 
Planstellen, dann muss eine Lehrkraft alles auf sich nehmen und alles, den ganzen Stoff 
von vier Klassen unterrichten und gleichzeitig vermitteln. 

Das kann nur mit Qualitätseinbußen einhergehen. Und ich kann mir gar nicht 
vorstellen, dass wenn man Elternteil ist, dass man seinem Kind eine schlechtere Qualität 
an Bildung angedeihen lassen muss. Das kann ich mir beim besten Willen nicht 
vorstellen. 

Was noch ein Problem ist, ist die Sozialisation der Kinder. Kinder brauchen Peers, 
Kinder brauchen Gleichaltrige. Sie müssen sich behaupten, sie müssen in ihrer 
Persönlichkeit wachsen. Das geht eben nur mit einer ausreichenden Größe an Gruppen. 

Wenn wir hier von acht, neun Kindern sprechen, ist das überhaupt nicht gegeben. 
Es entstehen gar nicht die Möglichkeiten dieser sozialen Entwicklung, die für Kinder so 
wichtig ist. Auch hier ein grober Nachteil für Kinder, die in diesen kleinen, Kleinstschulen, 
muss man ja sagen, unterrichtet werden. 

Die Möglichkeit der Förderung ist bei größeren Schulen einfach mehr gegeben. 
Auch die Ausstattung ist besser. Es ist Teamteaching möglich, das heißt, zwei Lehrer 
stehen oder Lehrerinnen stehen in einer Klasse und sie teilen sich die Aufgaben. Man 
kann sich viel besser auf schwächere Schülerinnen und Schüler konzentrieren, während 
die anderen mit der anderen Lehrerin fortfahren. Alle diese Möglichkeiten der modernen 
Pädagogik sind in Kleinstschulen gar nicht möglich. 

Wenn man jetzt sagt, nein, die Schule, die muss unbedingt bestehen bleiben, weil 
es ist dorfentscheidend für das Zusammenleben, identitätsstiftend, ein Treffpunkt und so 
weiter, muss ich Ihnen sagen, es ist kein Wirtshaus. Eine Schule ist ein Bildungsort. Wir 
wollen hier große, hohe Qualitätsstandards haben und sie ist auch kein Dorfmuseum, wo 
man sagt, das muss alles bleiben, wie es ist. 

Wir müssen mit der Zeit gehen. Wir müssen schauen, dass wir die beste Bildung, 
die besten Qualitätsstandards für unsere Schülerinnen und Schüler, für unsere Kinder 
ermöglichen. Das ist gegeben, wo hohe Bildungsstandards eingehalten werden können. 

Weitere Änderungen gibt es auch in der Sommerschule. Das ist der Unterricht an 
unterrichtsfreien Tagen. Hier gibt es Erleichterungen. Die Mindestanzahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist nicht mehr maßgeblich und es bedarf eigentlich nur 
einer Willensbekundung des Schulerhalters, dass uns der Schulleitung, dass man eine 
Sommerschule machen muss. Für Kinder, die Deutschförderung als Pflicht haben, die 
müssen da aber teilnehmen. 

Auch für die Deutschförderklassen und Deutschförderkurse gibt es hier 
Erleichterungen. Auch hier sind die Mindestschüler*innenzahlen der Teilnahme nicht mehr 
maßgeblich. Und natürlich eine Ausnahme, die ist ganz wichtig, für das Burgenland, die 
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muss man auch noch sagen, es gibt ja die Minderheitensprachen, und die werden 
besonders geschützt. Die sind ja auch verfassungsrechtlich geschützt. 

Also die Mindestschüler*innenzahlen gelten nicht für diese Schulen und daher ist 
es ein Schutz für die Sprachen, für die Sprachenvielfalt und für die Minderheiten in 
unserem Land. 

Wir wollen Qualität sichern und unterstützen. Wir wollen Minderheiten schützen und 
daher werden wir dieser Novelle zustimmen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner ist Herr 
Landtagsabgeordneter Patrik Fazekas; BA zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Nennen wir es beim Namen. Heute entscheiden 
wir darüber, ob in den kommenden Jahren Schulen im ländlichen Raum im Burgenland 
zugesperrt werden. Der Kern dieser Novelle ist in einem Satz erzählt. Wer zu wenig 
Kinder in der Schule hat, dem sperrt das Land die Schule zu. 

Es sind vorgesehen die Mindestschülerzahl bei Volksschulen mit zehn 
Schülerinnen und Schülern, bei der Mittelschule 48, genauso sind Regelungen 
vorgesehen für die Polytechnischen Schulen beziehungsweise Sonderschulen. Wer unter 
diesen Mindestschülerzahlen liegt, wird als Schule zuerst stillgelegt. Das hat die 
Vorrednerin, Klubobfrau, bereits erwähnt. 

Was sie nicht erwähnt hat, ist, dass nach zwei Jahren dieser Stilllegung die Schule 
aufgelassen wird. Und zwar nicht freiwillig, nicht nach Abwägung, sondern von 
Amtswegen, die Bildungsdirektion muss zusperren. Und damit hier niemand etwas 
schönredet, man verkauft das jetzt als pädagogische Maßnahme, als ginge es um die 
Qualität der Kinder. 

Das stimmt so nicht, denn das Gesetz misst keine Qualität. Es zählt einfach Köpfe, 
eine engagiert geführte Schule mit neun Kindern wird zugesperrt. Eine vielleicht 
mittelmäßig geführte mit elf bleibt offen. Wo ist hier da die Pädagogik? Es gibt nur eine 
Zahl auf einem Formular und auf dieser Basis wird entschieden. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zum springenden Punkt 
kommen, den man auch verstehen muss. Eine Schule ist schnell zugesperrt, aber nie 
wieder mehr aufgesperrt. Das Personal ist weg, das Gebäude wird vielleicht anders 
genutzt. Dann kommt die Schule nicht zurück, auch wenn sich die Schüler*innenzahlen 
nach drei, vier Jahren in eine positive Richtung entwickeln. 

Einmal geschlossen, heißt für immer geschlossen. Genau deshalb darf eine 
schwache Statistik von heute nicht über die Kinder von übermorgen entscheiden. Ihre 
Stilllegung, wie bereits vorher erwähnt, dauert maximal zwei Jahre. Zwei Jahre, aber als 
ob sich die Demografie nach einem Verwaltungskalender richtet. Und jetzt kommt der Teil, 
der aus meiner Sicht wirklich fragwürdig ist, nämlich die Tatsache, dass die SPÖ selber 
vor einigen Jahren, nämlich im Jahr 2018, diese Mindestschülerzahlen abgeschafft hat. 
Mit Stolz, mit dem Bekenntnis, kleine Gemeinden und die Kinder zu fördern und acht 
Jahre später stehen wir hier da. 

2018 war es Fortschritt, 2026 ist es plötzlich verzichtbar. Was war es denn nur? Ein 
Irrtum vielleicht damals? Oder ist es Wortbruch heute? Aus meiner Sicht ein 
Armutszeugnis für die Regierungsparteien. 
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Niemand, meine geschätzten Damen und Herren, in diesem Haus wird leugnen, 
dass die Kinderzahlen sinken. Das ist real, das ist die demografische Entwicklung, aber 
genau deshalb ist Ihre Antwort, nämlich diese Mindestschüleranzahlen zu beschließen, 
die falsche. 

Wer in einer Region mit Abwanderung auch noch eine Schule schließt und 
zusperrt, der verwaltet den Niedergang, er stoppt ihn nicht. Die Schule, meine 
geschätzten Damen und Herren, ist nicht das Problem der Demografie, sie ist aus meiner 
Sicht Teil der Lösung. Sie ist der wichtigste Standortfaktor, den eine Gemeinde hat. Wer 
sie zusperrt, der vertreibt die nächsten Familien gleich mit. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen der SPÖ und der GRÜNEN, ich spreche Sie 
jetzt direkt an, Sie alle haben Gemeinden in Ihren Wahlkreisen, in den Bezirken, Sie alle 
kennen eine kleine Schule, die unter diese Grenze fallen könnte. Wenn Sie heute 
aufstehen, dann heben Sie die Hand nicht nur für eine Novelle dieses 
Pflichtschulgesetzes, sondern Sie stimmen gegen diese Schulen, diese kleinen Schulen, 
die unter diese Grenze fallen könnten. Das, meine geschätzten Damen und Herren, 
werden Ihnen die Menschen dort nicht vergessen. 

Aber ich will heute mehr anbieten als nur ein Nein. Ich will Ihnen einen Ausweg 
anbieten, denn, machen wir uns nichts vor, worüber wir heute entscheiden ist keine 
technische Anpassung. Es ist eine Grundsatzentscheidung über die Zukunft des 
ländlichen Raums. 

Wir entscheiden darüber, ob in zehn, in zwanzig Jahren in unseren Dörfern die 
Kinder zur Schule gehen können und entscheiden darüber, ob wir den ersten Stein aus 
diesem Fundament brechen, auf dem das Leben in unseren Gemeinden steht. 

Eine Entscheidung, von dieser Tragweite, trifft man nicht im Vorbeigehen. 
Deswegen möchte ich heute gemäß der Geschäftsordnung des burgenländischen 
Landtages einen Antrag stellen, nämlich diese Gesetzesnovelle an den Ausschuss 
zurückzuweisen, zurück an den Start zu gehen. Denn eine zugesperrte Schule, meine 
geschätzten Damen und Herren, kommt nie wieder und ich appelliere an Sie alle, dieser 
Rückweisung zuzustimmen. 

Der ländliche Raum, meine geschätzten Damen und Herren, ist kein Restposten. 
Unsere Kinder sind keine Rechengröße. Eine zugesperrte Schule - wie schon vorhin 
erwähnt - die kommt nie wieder. Schicken wir dieses Gesetz zurück an den Ausschuss, 
um diese Regelungen eben zu überarbeiten. 

Ich darf den Antrag stellen: Wir beantragen gemäß § 62 Absatz 3 in Verbindung mit 
§ 66 Absatz 2 GeOLT, den Gesetzentwurf (Beilage 0685) mit dem das Burgenländische 
Pflichtschulgesetz 1995 geändert wird (Zahl 2100-0485) (Beilage 0742) an den 
Rechtsausschuss rückzuweisen. (Beifall bei der ÖVP - Der Abgeordnete übergibt der 
Präsidentin den Antrag auf Rückverweisung.) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Gemäß § 62 Absatz 3 in Verbindung mit § 
66 Absatz 2 GeOLT ist über einen Antrag auf Rückverweisung an einen Ausschuss ohne 
weitere Debatte abzustimmen. 

Der Antrag, der mir soeben überreicht wurde, ist gehörig unterstützt. Wir kommen 
somit zur Abstimmung dieses Antrags auf Rückverweisung in den Ausschuss. 

Ich ersuche nun jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag 
auf Rückverweisung in den Ausschuss zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu 
erheben. - 



2722  Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026 

 

Das ist die Minderheit. Wir kommen daher zur nächsten Rednerin laut 
Tagesordnung, das ist Frau Landtagsabgeordnete Michelle Whitfield. 

Bitte Frau Abgeordnete, Sie sind am Wort. 

Abgeordnete Michelle Whitfield (FPÖ): Vielen Dank. Heute geht es um das 
Burgenländische Pflichtschulgesetz, das geändert werden soll. 

Ja, es gibt Punkte in diesem Gesetzentwurf, die wir begrüßen. Dazu gehört zum 
Beispiel die Verbesserung bei der Deutschförderung, bei der Sprachförderung aber wir 
wissen auch ganz genau, wofür diese Sprachen-/Deutschförderung eigentlich gebraucht 
wird. 

Es wir dann eher nicht unsere Kinder betreffen, die das brauchen, sondern die 
Kinder, die mit ihren Familien nach Österreich gekommen sind, mit Migrationshintergrund. 
Das ist aber eine Linie, die wir schon seit vielen Jahren gehen, dass wir sagen, Bildung 
beginnt mit der Sprache. Ohne gute Sprachkenntnisse hat das Kind von Anfang an keine 
guten Chancen im Leben. 

Das wäre aber eine Maßnahme, die wir unterstützen würden, wenn sie für unsere 
Kinder gelten würde. Wir sagen dazu, die erste Verantwortung dieses Landes gilt den 
eigenen Bürgern. Und die Verantwortung dieses Landes gilt aber auch den 
burgenländischen Familien. Und sie gilt aber auch jenen Kindern von Menschen, die im 
Burgenland arbeiten, Steuer zahlen und unsere Gemeinde lebendig halten. 

Wir erwarten daher, dass auch jene Familien die Unterstützung bekommen, die 
dieses Land aufgebaut haben und endlich wieder, dass diese Familien und Menschen an 
erster Stelle stehen. 

Es ist gut, dass die Landesregierung bei manchen Punkten die Augen aufmachen 
und sehen, dass das, was wir schon lange gefordert haben, eigentlich was Gutes ist und 
jetzt sich auch auf diesen Weg machen. Aber die Wahrheit ist, dass dieses Gesetz 
natürlich auch was anderes einführt. Das haben wir auch schon bei den vorigen Rednern 
schon gehört. 

Es geht hier um die Mindestschülerzahl. Denn dieses Gesetz schafft damit, einen 
Mechanismus. Und dieser Mechanismus beginnt mit einer Zahl, dann folgt er mit einer 
Stilllegung und endet mit einer Schließung einer Schule. 

Die Regierung nennt es Planungssicherheit, aber wir nennen das, Zentralisierung. 
Die Regierung spricht von Effizienz. Wir wissen was es bedeutet, das heißt, einer hat 
einen Vorteil und irgendeiner hat einen Nachteil davon. Wir sagen, dass ist nicht Effizienz, 
sondern das sind Chancen, die im ländlichen Raum verloren gehen. 

Denn eine Schule ist weitaus mehr als nur ein Unterrichtsgebäude. Sie ist auch ein 
Treffpunkt für Familien und für Kinder und gehört auch zur Heimat von diesen Familien. 
Und wenn die Schule verschwindet, überlegen junge Familien dann schon zweimal, ob sie 
dann bleiben oder nicht. Viele suchen genau eine Gemeinde aus, wo die Kinder eine gute 
Bildung bekommen. 

Und wenn die Schule verschwindet, verliert die Gemeinde auch an Attraktivität. 
Und sie verliert aber auch ein Stück Zukunft. Denn ohne Schule, ohne Kinder, ohne junge 
Familien hat eine Gemeinde eine schlechte Zukunft. Und deshalb ist die entscheidende 
Frage nicht, ob zehn oder 48 Kinder genügend sind, sondern die entscheidende Frage 
lautet: Soll künftig eine Zahl entscheiden, ob eine Schule weiterbesteht oder nicht? 
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Und wir Freiheitliche sagen nein, sicherlich nicht. Wir wollen vernünftige Kriterien 
und auch pädagogische Qualität. 

Und wir wollen auch Einzelfallüberprüfungen u der Berücksichtigung von den 
Schulwegen, von den regionalen Entwicklungen und auch unter Berücksichtigung der 
Interessen von den Gemeinden. Denn die Kinder, die sind keine Zahlen und Familien sind 
auch keine Statistiken. Wir müssen das wirklich ernst nehmen. 

Und wenn eine Schule zu klein wird, liegt das Problem eigentlich ganz wo anders. 
An der Abwanderung. Das Problem liegt aber auch an der demografischen Entwicklung. 
Und das Problem ist, dass junge Familien immer weniger Gründe haben, im ländlichen 
Raum zu bleiben. Und wer dieses Problem lösen will, muss Familien stärken, Gemeinden 
stärken und auch die Zukunft stärken. Denn die Antwort heißt nicht, Schulen weg, 
sondern Familien her, Kinder her und Zukunft her. Das ist nämlich ganz wichtig. 

Daher können wir dieser Gesetzesvorlage nicht zustimmen. Wir stehen auf der 
Seite von unseren Gemeinden. Wir stehen auf der Seite unserer Familien und wir stehen 
auch auf der Seite von jenen Kindern, die auch morgen noch eine wohnnahe Schule 
verdienen. Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als letzte Rednerin zu Wort gemeldet ist 
Frau Landtagsabgeordnete Doris Prohaska. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Doris Prohaska (SPÖ): Danke vielmals. Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ja, es war der 25. Feber 2026. Es war 
der 25. Feber 2026, heute haben wir den 25. Juni 2026. Das heißt, genau heute vor vier 
Monaten, gab es Parteienverhandlungen zu genau diesem Gesetz im SPÖ-Klub. 

Es waren die GRÜNEN dabei, es waren die Freiheitlichen dabei und es war die 
ÖVP dabei. Und vier Monate später, einen Tag vor der Landtagssitzung, wird die ÖVP 
munter, stellt sich vor eine Schule und sagt: Fürchterlich, jetzt werden die Schulen 
zugesperrt! 

Jetzt frage ich mich, wie arbeiten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen? Wichtige 
Themen, wenn es Ihnen so wichtig ist, das lassen Sie vier Monate lang liegen und dann 
schauen Sie sich Gesetze an, wo Sie sagen, das ist wirklich total wichtig für uns und das 
kann ja nicht sein! 

Seien Sie mir nicht böse, aber das ist für mich keine Arbeit, das ist Bequemlichkeit, 
Faulheit. Warum sagen Sie den Menschen nicht ganz einfach die Wahrheit. In der 
Vorbesprechung kein Wort, jetzt die Kritik. Zuerst Schweigen, inszenierte Empörung 
nachher, das ist nicht glaubwürdig. Die Bürgerinnen und Bürger durchschauen das, 
glauben Sie mir. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN - Zwischenruf der Abg. 
Michelle Whitfield - Abg. Mag. Christian Sagartz, BA: Ihr redet ja nicht mehr mit ihnen. So 
war es ja auch nicht gemeint. - Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Mit dieser Novelle schaffen wir, bereits erwähnt, transparente Kriterien für den 
Bestand unserer Pflichtschulen. Die Zahlen wurden bereits genannt. Durchschnittlich zehn 
Kinder pro Schuljahr, auf die Dauer von drei Jahren gerechnet, in Volksschulen, in 
Mittelschulen 48, Sonderschulen sechs und Polytechnischen Schulen 20. 

Wir führen die Stilllegung ein, eine sachgerechte Zwischenstufe. Die Schulen 
können dann maximal für zwei Jahre stillgelegt werden und den Betrieb wieder 
aufnehmen, wenn die Zahlen steigen. 
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Mich wundert in dieser Debatte ganz besonders, Herr Kollege Fazekas, gestern 
wurde erwähnt, dass man kritisiert, dass die zweisprachigen Schulen sich nicht auch an 
diese Zahlen halten müssen. (Abg. Patrik Fazekas: Wer hat das erwähnt?) 

Das wurde gestern überall, (Abg. Patrik Fazekas: Wer hat das erwähnt?) in der 
APA und überall ist es gestanden, (Abg. Patrik Fazekas: Wer hat das erwähnt?) die Kritik 
des Bürgermeisters von Loretto, (Abg. Patrik Fazekas: Wer hat das erwähnt?) die Kritik 
des Bürgermeisters von Loretto. Und Sie als Volksgruppensprecher der ÖVP verlieren 
nicht einmal ein einziges Wort darüber? Das finde ich sehr befremdlich. 

Ja, und auch andere Änderungen haben Sie geflissentlich übersehen. Die 
Sommerschule und die Deutschförderung, wahrscheinlich weil sie nicht in Ihr Negativ-
Narrativ passen. Die Sommerschule wird angepasst, dass sie klassen-, schulstufen-, 
schulstandort- und schulartenübergreifend stattfinden kann. Nicht nur von Lehrpersonen, 
sondern auch von Lehramt Studierenden.  

Und die Deutschförderung, mit der Deutschförderung schaffen wir mehr 
schulautonome Gestaltungsräume. Die Mindestschülerzahlen und Mindestwochenstunden 
sind künftig nur Richtwerte. Das ist gelebte Flexibilität. Das ist gelebte Chancengleichheit.  

Wenn Sie mir jetzt erzählen, wie gut diese Schulen mit zehn Kindern sind, dann 
erzähle ich Ihnen jetzt als Pädagogin und als Mutter etwas. Meine Kinder haben beide 
eine Volksschule besucht, die diese Größenordnung hatte. Und nachdem meine Tochter 
in der vierten Klasse war, wurde diese Schule zugesperrt. 

Als mein Sohn in die Hauptschule kam von dieser Volksschule sagt er: Mama, jetzt 
können wir endlich Fußball spielen. (Abg. Mag. Thomas Steiner: Dann muss man sie 
zusperren!) Bei den zehn Kindern waren so viele, wir haben keinen Ausflug machen 
können, weil wir viel zu wenige waren. 

Jetzt muss ich schon sagen, Herr Kollege Fazekas, Sie und Ihre Partei und auch 
die FPÖ reden immer wieder das Land schlecht. Sie werfen dem Landeshauptmann vor, 
er lasse keine andere Meinung zu. Aber in der Bildungspolitik hat er sehr oft recht gehabt. 

Er hat den Gratiskindergarten durchgesetzt, gegen Ihren Widerstand. Er hat die 
Schulautonomie gestärkt, gegen Ihren Widerstand. Und er hat gesorgt, dass wir mehr 
Volksschulen haben, als der Bund finanziert. Gegen Ihren Widerstand. 

Sie wissen hoffentlich, dass der Bund pro 14 Volksschulkindern eine Lehrperson 
bezahlt. Das heißt, für eine zehnköpfige Volksschule wäre nicht einmal ein Lehrer 
abzustellen. Das bezahlt das Land selber. Wenn mehr Lehrer verwendet werden, geht 
das auf Kosten der großen Schulen. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen von der ÖVP, worum geht es Ihnen wirklich? Geht 
es Ihnen um die Bildung unserer Kinder oder um die Inszenierung einer politischen 
Bühne? Das ist keine Bildungspolitik. Das ist Theater. 

Was bedeutet nämlich gemeinsames Lernen? Voneinander zu lernen. Nicht nur 
Rechnen, Schreiben, Lesen. Sondern Konflikte auszutragen, Freunde zu finden, was bei 
zehn Kindern oft schwierig ist, zusammenzuhalten, füreinander einzustehen, ein Team zu 
sein und zu erleben, wo wir jetzt nicht mehr die Großfamilien haben, dass ich als Kind 
nicht der Mittelpunkt der Welt, sondern der Teil einer Gemeinschaft bin. 

Das sind die Dinge, die man nicht im Lehrbuch lernen kann, sondern das lernt man 
nur im Leben. Und jetzt, Herr Kollege Fazekas, Sie sind vor einigen Wochen Vater einer 
kleinen Tochter geworden. Dazu gratuliere ich und wünsche der ganzen Familie alles 
Gute. 
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Wünsche, oder schlage jetzt vor, stellen Sie sich vor, Sie wohnen in Loretto. Loretto 
hat keinen eigenen Kindergarten. Stimmt das? Hat Loretto einen eigenen Kindergarten 
oder gehen die Kindergartenkinder aus Loretto in Stotzing in den Kindergarten? 

Ich habe mich erkundigt, meines Wissens nach ist das so. Das heißt, die ganz 
kleinen Kinder fahren mit dem Autobus bereits in die Nachbargemeinde in den 
Kindergarten, knüpfen Freundschaften, lernen mit vielen Kindern gemeinsam zu leben 
und dann kommen sie in die Schule, verlieren wieder ihre Freunde und dann mutet man 
ihnen vielleicht nicht mehr zu, mit dem Bus in die Nachbargemeinde zu fahren, weil jetzt 
sind sie ja schon größer, sondern sie müssen unbedingt in der eigenen Gemeinde in die 
Schule kommen. Die Freunde sind weg. Herr Kollege Fazekas, würden Sie sich das 
wünschen für Ihre Tochter? 

Dass sie in einer winzigen Klasse sitzt, wo sie kaum Gelegenheit hat, soziales 
Miteinander wirklich zu lernen. Oder wünschen Sie sich für Ihre Tochter eine Klasse, die 
groß genug ist, damit sie Freunde finden kann, Konflikte austragen oder zusammenhalten 
lernen? 

Das ist es, was gute Bildung ausmacht. Nicht nur Lesen, Schreiben, Rechnen. 
Sondern soziale Kompetenz, Empathie und Teamfähigkeit. In diesem Fall, so wie das 
gestern der Herr Bürgermeister gesagt hat, finde ich, dass die Politik auf Kosten der 
Schüler*innen, auf Kosten der Kinder ist. 

Nur damit Kinder ein Fest veranstalten, wo das ganze Dorf teilnehmen kann, 
müssen die Kinder herhalten und ihre Chancen hergeben für eine gerechte Bildung. 

Jetzt kommt der Punkt, der mich wirklich wundert. In Loretto wird in so vielen 
Bereichen mit der Nachbargemeinde Stotzing zusammengearbeitet. Die Feuerwehren 
üben gemeinsam. Es gibt einen gemeinsamen Gemeindeverband. Die Gemeinden teilen 
sich die Amtsleitung. Im Rettungswesen arbeitet man zusammen. Im Kindergarten 
funktioniert die Zusammenarbeit. Nur bei den Volksschulkindern nicht. Nur bei den 
Jüngsten, die sich nicht wehren können, wird auf stur geschaltet. Das ist Missbrauch der 
Schule für politische Zwecke. 

Loretto hat ungefähr 520 Einwohner, eine der bekanntesten Sehenswürdigkeiten 
des Burgenlandes, die Basilika, wo jährlich zirka 200.000 Pilger und Touristen 
hinkommen. Ein enormes Potential. Offensichtlich wird nichts unternommen, um den 
Zuzug zu forcieren. 

Stattdessen klammert man sich an eine Schulstruktur, die nicht sinnvoll ist. Das 
wäre die Aufgabe eines Bürgermeisters. Nicht vor einer Schule zu stehen und gegen eine 
sinnvolle Bildungsreform zu wettern. Sondern seine Aufgabe wäre zum Beispiel sich 
darum zu kümmern, dass leistbarer Wohnraum vorhanden ist, dass die Traditionen und 
Bräuche vielleicht von Vereinen getragen werden, aber nicht Kinder verpflichtet werden, 
das zu tun. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der ÖVP und auch liebe Kolleginnen und Kollegen 
der FPÖ! Können Sie es mit Ihrem Gewissen vereinbaren, dass wir Kindern die Chance 
nehmen, in einer großen Gemeinschaft, in einer Klasse soziale Kompetenzen zu lernen 
die sie für ihr Leben brauchen? Können Sie es mit Ihrem Gewissen vereinbaren, dass 
Kinder, die im Kindergarten mit ihren Freunden aus der Nachbargemeinde aufwachsen, 
mit dem Schuleintritt voneinander getrennt werden, nur damit ein Schulstandort um jeden 
Preis erhalten bleibt? 

Können Sie es mit Ihrem Gewissen vereinbaren, dass Sie die Bildung unserer 
Kinder für politische Bühneninszenierungen opfern und dabei diejenigen, die sich nicht 
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wehren können, nämlich die Kinder, als Spielball missbrauchen für Fehler, die Sie als 
ÖVP-Landtagsklub und als FPÖ-Landtagsklub, nur weil Sie nicht Ihre Arbeit richtig 
machen, verwenden? 

Ich möchte jetzt aber positiv enden. Nämlich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Zeugnisse werden bald verteilt. Die Sommerferien stehen vor der Tür. Ein 
großes Dankeschön all meinen Kolleginnen und Kollegen, Pädagog*innen, allen 
Direktor*innen, allen Schulwart*innen und allen, die an der Schule mitwirken, die 
tagtäglich dafür sorgen, dass unsere Kinder und Jugendlichen nicht nur Wissen vermittelt 
bekommen, sondern Werte, Respekt, Zusammenhalt und Neugier auf diese Welt. 

Ein Dankeschön auch an die Schülerinnen und Schüler für ihren Einsatz, ihren 
Fleiß und ihr Interesse. Sie sind der Grund, warum wir alle hier arbeiten. Und ein 
Dankeschön an die Eltern für ihr Vertrauen in unser Bildungssystem und für die 
Begleitung ihrer Kinder auf diesem Weg. 

Sie alle sind der Garant für eine lebendige, zukunftsstarke und erfolgreiche 
Entwicklung des Burgenlandes. 

Ich wünsche Ihnen allen schöne und erholsame Ferien. Genießen Sie die Zeit. 
Tanken Sie neue Kraft und starten Sie dann im Herbst voller Energie in ein neues 
Schuljahr, das pädagogisch hochwertig und qualitätsvoll ist. Danke schön. (Beifall bei der 
SPÖ und den GRÜNEN)  

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Rudolf Smolej das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Rudolf Smolej (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohe 
Abgeordneten! Hohes Haus! Ich bin ein bisschen verwundert. Jetzt wird der ÖVP 
vorgeworfen, dass sie bei einem wichtigen Thema, wichtigen Thema der Zukunft, relativ 
kurzfristig, darum sind wir auch nicht mitgegangen, einen Antrag einbringt. Aber 
gleichzeitig erfahre ich von unserer Bildungssprecherin, dass wir gar nicht eingeladen 
worden sind, dass wir keine Einladung erhalten haben. 

Vielleicht ist es ohnehin klar, dass wir… (Abg. Doris Prohaska: Sicher wart Ihr 
eingeladen und dabei!) Laut Mitteilung ist keine Einladung an uns ergangen. Also, ich 
kann das nur so wiedergeben. In dem Fall vertraue ich durchaus unserem Klubdirektor 
und der Fachbereichssprecherin. 

Wobei unser Standpunkt, und da darf ich auch bitte den ORF bitten das zu 
korrigieren, von Vornherein klar ist, dass wir bei so einer Maßnahme sicher nicht 
mitziehen. 

Ich bin einer Partei beigetreten, wo der Grundsatz lautet, Freiheit gilt uns als 
höchster Wert. Und das ist auch natürlich in der Schulpolitik, in der Bildungspolitik, wichtig. 

Ich kann Ihnen als vierfacher Kindsvater sagen, was Sie hier erzählen von der 
Moral und von dem Kleingruppenwesen, das entspricht ja gar nicht der Realität. 

Ich konnte miterleben bei allen vier Kindern, wie die Entwicklung natürlich 
individuell ist. Worauf kommt es an? Das ist richtig gesagt worden. Ein Lehrer muss da 
sein, der das Lehramt nicht als zeiterfüllend sieht, bis um 12, bis um 13, bis um 14 Uhr, 
der das lebt.  

Aber dann konnte ich erleben, gerade in den mehrstufigen Klassen, wie sich die 
Kinder gegenseitig fördern. Der Lehrer hat Zeit zur individuellen Förderung von den 
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Kindern, von den Begabten, von den weniger Begabten. Dort wird wirklich noch konkret 
gelernt und gelehrt. Individuell, auf das Kind hat der Lehrer Zeit einzugehen. 

Wenn Sie dann sagen, das gibt es sonst nirgends mehr, dann fragen Sie, ich weiß, 
Sie reden mit der Bundespartei wenig und mit der Wiener SPÖ schon gar nicht mehr, aber 
alleine in Wien sind 40 Standorte mit 140, glaube ich, 140 Klassen, die ein mehrstufiges 
Konzept haben, zugelassen. Und die werden von der Stadt Wien auch noch gefördert. 

Hier kann man wirklich nur sagen, wir werden … (Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: 
Willst Du wirklich die Wiener Verhältnisse hier im Burgenland? Sehr spannend!) Ich rede 
nur von schulpädagogischem Ansatz. Dass man das andere, was in Wien los ist, im 10. 
Bezirk auszusteigen und dann dort spazieren zu gehen, da lese ich immer sehr 
interessiert und durchaus zustimmend Deine Posts und Deine Tracks, da wirst Du mit uns 
sicher auch d´accord gehen. 

Aber in der Schulpädagogik werden wir diesem Gesetz eben nicht zustimmen. Da 
bitte ich den ORF um Berichtigung. Wir werden dem nicht zustimmen. Und ich kann in 
weiten Bereichen nur der Vorrede vom Fazekas zustimmen. Hier ist etwas im Gange, das 
das Land sicher nicht will. 

Weil arbeiten heißt einfach Problemlösungen. Und wo lernen wir die Kompetenz 
zur Problemlösung? In der Schule. Und da soll auch für jedes Kind das notwendige Mittel 
zur Verfügung stehen. Ich danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner ist Herr Klubobmann 
Bernd Strobl zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf den Tribünen und auch 
zuhause auf dem Livestream! Nachdem die Kollegin Prohaska mit einem Beispiel vorher 
aufgewartet hat, möchte ich mir es natürlich nicht nehmen lassen, auch ein Beispiel zu 
bringen. 

Die Marktgemeinde Ollersdorf mit 957 Einwohnern führt seit 1974 gemeinsam mit 
der Gemeinde Hackerberg mit 350 Einwohnern einen Kindergarten. Die Kinder werden 
mit dem Bus von Hackerberg nach Ollersdorf gebracht und dann auch anschließend 
wieder nach Hause. 

Trotzdem hat die Gemeinde Hackerberg eine eigene Volksschule. In diesen 52 
Jahren ist kein einziges der Kinder in Ollersdorf in der Schule geblieben, nur weil sie 
auseinandergerissen werden sollten, die Freunde verlieren und dadurch vielleicht auch 
noch psychische Schäden erleiden. 

Auch diese Beispiele gibt es. Die muss man auch zur Kenntnis nehmen. Aber man 
ist es anscheinend im Burgenland nicht gewöhnt, dass es auch abweichende Meinungen, 
als jene der Regierungsparteien, gibt. Danke. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da keine weitere, doch, eine Wortmeldung. 

Bitte Herr Klubobmann Fürst um Ihre Wortmeldung. 

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Vielleicht nur zwei kurze 
Anmerkungen, nicht geplant. Das Erste ist zur Situation was Schulen in Wien betrifft. Oder 
auch im Burgenland. Sie verfolgen ja sicher mit, unabhängig jetzt von der 
Gesetzänderung, dass unsere Volksschüler und Volksschülerinnen die besten Ergebnisse 
bei den Vergleichstests haben, die österreichweit durchgeführt werden. Zuletzt in 
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Mathematik. Jetzt in Deutsch. Mit Abstand haben unsere Volksschüler hier die besten 
Ergebnisse. 

Ich glaube, da können wir zurecht stolz sein. Das Ergebnis ist übrigens einer 
sozialdemokratischen Bildungspolitik in erster Linie geschuldet, wo von Anfang an auf 
Qualität gesetzt worden ist, wo wir geschaut haben, dass entsprechend die Entwicklungen 
gut funktionieren, gefördert werden, et cetera, et cetera, das muss man an dieser Stelle 
auch einmal ganz klar sagen. Unsere burgenländischen Volksschüler, Volksschülerinnen 
sind spitze. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Zweite Anmerkung Rudi: Du bist jetzt noch nicht so lange im Landtag. Vielleicht nur 
zur Genese. Ihr werdet deswegen nicht eingeladen oder wurdet, weil Ihr einen Stil an den 
Tag gelegt habt, im Zuge der Landtagswahl ist das eingerissen, woran auch immer das 
gelegen ist, ich will das nicht beurteilen von außen. (Abg. Mag. Thomas Steiner: Warum 
sagt dann die Kollegin die Unwahrheit?)  

Das war der Grund, warum wir die Zusammenarbeit auf Legislative Ebene mit 
Euch… (Abg. Markus Ulram: Die Frau Kollegin Prohaska hat das jetzt wiederholt 
behauptet, die Unwahrheit gesprochen!) Hör mir einfach zu jetzt. (Abg. Markus Ulram: 
Das kann ja nicht sein! Die wird ja wissen, wovon sie redet!) Um das geht es ja gar nicht, 
vielleicht bleibt einfach konzentriert, es ist ja noch nicht so spät. Wir haben ja noch ein 
bisserl was vor uns. Ich will ja gerade erklären, was Sache ist.  

Das ist mit diesem Weggang von einem Funktionär offensichtlich wirklich sehr stark 
besser geworden. Das haben wir auch wahrgenommen und ich halte ja grundsätzlich, das 
wisst Ihr ja, oder wir halten von Ausgrenzungen ganz wenig, das würde auch wieder gut 
funktionieren, eine Zusammenarbeit auf Legislative. 

Da habe ich jetzt nicht den Norbert Hofer gemeint. Ja, um das auch klar 
auszudrücken. In erster Linie. 

Aber so lange der Kollege Waldmann erst jüngst von „Doskozil und Babler sind ein 
und dasselbe linke Pack“ redet, Freunde der FPÖ, wird es jetzt mit uns auf Legislative 
keine Zusammenarbeit geben. „Bekommt den Burschen in Griff, haut ihn raus.“ Dann 
können wir wieder reden! So lange so eine Sprache verwendet wird, werdet Ihr auch in 
Zukunft keine Einladungen zu Parteiengespräche bekommen. (Beifall bei der SPÖ und 
den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wortmeldungen liegen nun wirklich keine 
mehr vor, damit kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung in zweiter Lesung zustimmen wollen, sich von 
den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 
geändert wird, ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich angenommen.  

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zur dritten Lesung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung auch in dritter Lesung zustimmen wollen, sich 
von den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995 
geändert wird, ist somit auch in dritter Lesung mehrheitlich angenommen.  
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4. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 0715), mit dem das 
Burgenländische Landesbedienstetengesetz 2020, das Burgenländische 
Landesvertragsbedienstetengesetz 2013, das Burgenländische Landesbeamten-
Besoldungsrechtsgesetz 2001, das Burgenländische Gemeinde-
bedienstetengesetz 2014 und das Burgenländische Landesverwaltungs-
gerichtsgesetz geändert werden (Bezügeanpassungsgesetz 2026) 
(Zahl 2100-0496) (Beilage 0745). 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Der 4. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den Gesetzentwurf (Beilage 0715), mit dem das Burgenländische 
Landesbedienstetengesetz 2020, das Burgenländische Landesvertrags-
bedienstetengesetz 2013, das Burgenländische Landesbeamten Besoldungsrechtsgesetz 
2001, das Burgenländische Gemeindebedienstetengesetz 2014 und das Burgenländische 
Landesverwaltungsgerichtsgesetz geändert werden (Bezügeanpassungsgesetz 2026) 
(Zahl 2100-0496) (Beilage 0745). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Landtagsabgeordneter 
Roman Kainrath. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt.  

Bitte Herr Abgeordneter um Ihren Bericht. 

Berichterstatter Roman Kainrath: Vielen lieben Dank Frau Präsidentin. Der 
Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Landesbedienstetengesetz 2020, das 
Burgenländische Landesvertragsbedienstetengesetz 2013, das Burgenländische 
Landesbeamten Besoldungsrechtsgesetz 2001, das Burgenländische 
Gemeindebedienstetengesetz 2014 und das Burgenländische Landesverwaltungs-
gerichtsgesetz geändert werden (Bezügeanpassungsgesetz 2026), in ihrer 15. 
gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische 
Landesbedienstetengesetz 2020, das Burgenländische Landesvertrags-
bedienstetengesetz 2013, das Burgenländische Landesbeamten Besoldungsrechtsgesetz 
2001, das Burgenländische Gemeindebedienstetengesetz 2014 und das Burgenländische 
Landesverwaltungsgerichtsgesetz geändert werden (Bezügeanpassungsgesetz 2026), die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Ich erteile nun als erstem Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt Herrn Landtagsabgeordneten Mag. Thomas Steiner das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter um Ihren Redebeitrag.  

Abgeordneter Mag. Thomas Steiner (ÖVP): Danke schön Frau Präsidentin. 
Meine Damen und Herren! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Nachdem jetzt quasi 
wieder ein Teil des Vernichtungsprogramms für den ländlichen Raum durch SPÖ und 
GRÜNE beschlossen worden ist, kommen wir zu einem anderen Punkt, der meiner 
Meinung nach; wichtig ist. 

Im Übrigen, die Kollegin Prohaska ist jetzt hinausgegangen, aber viele der 
Argumente, die sie hier gebracht hat, was die Kleinheit von Einheiten betrifft, könnte sie 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0496.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0745.pdf
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eigentlich bei der Frage der Bezirksgerichte genauso anwenden in Richtung Mattersburg 
oder Oberpullendorf. 

Dort werden wir eine andere Argumentation hören nehme ich an, aber hier, wenn 
es um Schulen geht, wenn es um das Aufrechterhalten des ländlichen Raums geht, wenn 
es um die Gemeinden geht, wenn es um Kinder geht, dann ist offensichtlich das alles kein 
Thema. 

Im Übrigen, wenn ich das richtig im Kopf habe, hat es ja schon einmal eine solche 
Mindestschülerzahl gegeben bis 2018. Die SPÖ hat das dann abgeschafft. Man müsste 
sich direkt, das habe ich leider nicht gemacht, die Diskussion der Landtagssitzung von 
damals ausheben, wie die Argumente damals gewesen sind. Ich glaube zu wissen, was 
der Grund war. Ich glaube, es war eine SPÖ-Gemeinde betroffen und dann hat man halt 
eine Anlassgesetzgebung gemacht. im Übrigen, über die Qualität der Volksschule in 
Loretto zu reden, finde ich ja ein bisschen eigenartig. 

Wenn es einer könnte, dann wäre ich es, ich habe diese Schule nämlich besucht 
und ich kann Dir, Herr Klubobmann Fürst, mitteilen, weil Du vorhin gemeint hast so quasi 
es braucht große Schulen, um eine hohe Qualität zu haben. (Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: 
Wer sagt das? Horch mir zu!) 

Ich glaube halt, dass die Maturantenquote und die Akademikerquote der 
Schülerinnen und Schüler aus der Volksschule Loretto mindestens genauso hoch ist wie 
bei allen anderen Schulen. Zumindest aus meinem Jahrgang weiß ich es, da haben, 
glaube ich, vier von sieben maturiert und danach Studien absolviert. 

Also insofern würde ich hier schon ersuchen, die Kirche oder in dem Fall die Schule 
im Dorf zu lassen und schon auch mit bedenken, dass die Schule, halt abgesehen von 
allen pädagogischen Fragen, schon auch eine wichtige Institution für das 
Gemeinschaftsleben in einer Gemeinde auch ist. 

Wenn die Kollegin Prohaska zwei Hauptargumente bringt. Man könnte nicht 
Fußballspielen und man könnte keine Ausflüge machen, dann ist das wirklich 
beschämend. Aus eigener Erfahrung kann ich sagen, in der Volksschule Loretto haben wir 
Fußball gespielt und wir haben Ausflüge gemacht. (Beifall bei der ÖVP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jetzt liegt uns allerdings ein Gesetz vor, 
das aus meiner Sicht auch sehr wichtig ist. Es geht im Prinzip um die 
Gehaltsanpassungen für den öffentlichen Dienst. Dass sich die GRÜNEN hier überhaupt 
nicht zu Wort melden, ist auch bezeichnend, weil bekanntermaßen die Frauen und 
Männer, die im öffentlichen Dienst arbeiten, für die GRÜNEN nicht besonders wichtig sind. 

Das ist auch klar. Für uns ist die öffentliche Verwaltung eine wichtige Frage und die 
Frauen und Männer, die in der öffentlichen Verwaltung arbeiten, sind diejenigen, die das 
System am Laufen halten, die dafür sorgen, dass auch die Gesetze vollzogen werden, die 
in Krisenzeiten auch da sind, wenn es eng wird, zum Beispiel in der COVID-Pandemie, 
haben wir alle noch gut in Erinnerung. Da waren es gerade die öffentlichen Bediensteten, 
die einen ganz hervorragenden Job gemacht haben. 

Deswegen möchte ich mich eingangs bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des öffentlichen Dienstes ganz herzlich bedanken. (Beifall bei der ÖVP) 

Das vorliegende Gesetz sieht vor, dass für die Landes- und Gemeindebediensteten 
im Burgenland die Gehaltsanpassungen vorgenommen werden für die Jahre 2026/2027 
und 2028 analog und parallel zu jenen des Bundes, der Bundesbediensteten. Das halte 
ich für eine gute und vernünftige Vorgangsweise.  
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Wir hatten ja schon andere Zeiten erlebt, wo das Burgenland ausgeschert ist und 
eigene Gehaltsabschlüsse beschlossen hat, das dann dazu geführt hat, weil sie so 
kompliziert waren und ich glaube man im Vorhinein nicht genau wusste, was es bedeutet, 
dass wir dann zum Beispiel im Jahr 2023 eine durchschnittliche Gehaltserhöhung von 
14,5 Prozent hatten. 

Die Bundesbediensteten aber nur knapp über neun Prozent. Das hat übrigens viele 
Gemeinden noch mehr unter Druck gesetzt als ohnehin schon das der Fall gewesen ist. 
Deswegen halte ich diese Vorgangsweise für richtig. 

Ich möchte mich beim öffentlichen Dienst bedanken. Erstens einmal dafür, dass sie 
bereit gewesen sind, das schon verhandelte Gehaltspaket aufzuschnüren. 

Zweitens, dass sie damit auch einen Beitrag zur Budgetkonsolidierung leisten und 
drittens, dass sie damit auch ein klares Signal für weitere Gehaltsabschlüsse anderer 
Branchen setzen. Denn in den nächsten zwei, drei Jahren, das wissen wir alle, wird sich 
die wirtschaftliche Lage nicht dramatisch von außen verbessern und wir müssen darauf 
achten, dass die Wirtschaft ordentlich arbeiten kann. 

Wir müssen darauf schauen, dass die Wirtschaft, was die Lohnkosten betrifft, auch 
wettbewerbsfähig wird oder bleibt. Das wird einerseits natürlich durch die 
Gehaltsabschlüsse erreicht, andererseits aber auch durch die Senkung der 
Lohnnebenkosten, die ja schon beschlossen worden ist, seitens des Bundes. Das ist eine 
sinnvolle Maßnahme gewesen aus meiner Sicht. Daher werden beide Maßnahmen, der 
Gehaltsabschluss und die Senkung der Lohnnebenkosten, sicherlich zu einem Vorteil für 
die heimische Wirtschaft führen. 

Auch das Land sollte aus meiner Sicht etwas tun, um die Wirtschaft im Burgenland 
zu stärken. Da wäre noch viel Luft nach oben. Da gibt es drei Möglichkeiten aus meiner 
Sicht, die ganz schnell umsetzbar wären. 

Erstens, die Gemeinden zu stärken und denen wieder mehr Geld von dem zu 
lassen, was sie von den Steuereinnahmen bekommen. Damit würde nämlich die regionale 
Wirtschaft unterstützt durch Investitionen in die heimische Wirtschaft. Bürokratieabbau ist 
eine Daueraufgabe. Da habe ich außer der Ankündigung vor ungefähr einem Jahr noch 
nichts gehört, und ein dritter Punkt, das haben wir auch schon hier im Haus das eine oder 
andere Mal besprochen. Es sollte endlich einmal seitens des Landes und der 
Landesregierung ein strukturierter Plan vorgelegt werden, was Maßnahmen zur 
Unterstützung von Wirtschaftsbetrieben betrifft und auch Förderungen beinhalten. 

Dann wäre sozusagen zusätzlich zu den Gehaltsabschlüssen, zur Senkung der 
Lohnnebenkosten, auch einiges getan. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist schon bemerkenswert, dass der 
öffentliche Dienst hier bereit ist, mitzutun und für die Budgetkonsolidierung zu sorgen. 

Ursprünglich waren ja 3,3 Prozent für das Jahr 2026 schon beschlossen und 
vereinbart. Dieses Paket wurde aufgeschnürt und insofern umgestaltet, dass diese 3,3 
Prozent erst ab Juli 2026 wirksam werden und dann für die Jahre 2027 und 2028 jeweils 
durchschnittlich ein Prozent Erhöhung gestaffelt nach Einkommen. Auch das ist, glaube 
ich, eine sinnvolle und gute Vorgangsweise.  

In dem Sinn noch einmal ein Danke an den öffentlichen Dienst. Die ÖVP stimmt 
diesem Gesetzesantrag zu. (Beifall bei der ÖVP) 
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Zweiter Präsident Johann Tschürtz| (der den Vorsitz übernommen hat): Danke 
Herr Abgeordneter. Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Mario 
Jaksch. 

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Mario Jaksch, B.A. (FPÖ): Danke Herr Präsident. Hohes Haus! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuseher via Livestream und Zuhörer hier bei 
uns in den Galerien! Gleich vorweg, wir Freiheitliche werden diesem Gesetz heute 
zustimmen. Wir werden zustimmen, weil die Mitarbeiter des Landes, die 
Gemeindebediensteten, die Pflegekräfte, die Mitarbeiter in den Krankenhäusern und alle 
anderen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes einen fairen Ausgleich verdient haben. 

Denn eines ist klar, nicht die Arbeitnehmer haben die Teuerung verursacht, nicht 
die Pflegekräfte haben die Inflation angeheizt, nicht die Gemeindebediensteten haben die 
Preise in die Höhe getrieben. Die Menschen arbeiten, leisten ihren Beitrag und halten 
unser Land am Laufenden, dafür gebührt ihnen Respekt. 

Aber genau deshalb müssen wir auch die eigentliche Frage stellen: Warum reicht 
das Einkommen vieler Familien heute nicht mehr so lange wie noch vor wenigen Jahren? 
Warum müssen immer mehr Menschen jeden Euro zweimal umdrehen? Die Antwort sitzt 
nicht nur hier auf der verwaisten Regierungsbank, die Antwort sitzt vor allem auch oben in 
Wien. 

Dort regiert eine unzählige Verliererkoalition, die SPÖ stellt den Finanzminister, im 
Übrigen ein Abkömmling der Arbeiterkammer und sie stellt die Sozialministerin, die aus 
den höchsten Kreisen der Gewerkschaft kommt. 

Und ausgerechnet diese zwei, Arbeiterkammer und Gewerkschaftssoldaten, sorgen 
mit immer neuen Belastungen dafür, dass den Menschen Monat für Monat Kaufkraft 
verloren geht. Höhere Gebühren, höhere Abgaben, höhere Steuern, immer neue 
Belastungen für Familien, Arbeitnehmer und Pensionisten. Und wenn die Menschen dann 
unter der Teuerung leiden, wird eine Gehaltserhöhung als großer Erfolg verkauft. Das ist 
eine verkehrte Welt. 

Die Menschen brauchen keine Politik, die zuerst Kaufkraft vernichtet und danach 
großzügig einen Teil davon zurückgibt. Einen Teil davon. 

Die Menschen brauchen eine Politik, die dafür sorgt, dass das Geld überhaupt 
einmal in ihrem „Geldbörserl“ bleibt. Und genau deshalb sagen wir Freiheitliche ganz klar: 
Der beste Inflationsausgleich ist eine Politik, die eine davongaloppierende Inflation gar 
nicht erst zulässt. Der beste Schutz für Arbeitnehmer ist eine Politik, die Leistung belohnt 
und nicht immer mehr belastet. Der beste Schutz für Familien ist eine Politik, die den 
Menschen mehr von ihrem hart erarbeiteten Einkommen lässt.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Bei diesem Gesetz gibt es auch noch einen 
zweiten Punkt, den man durchaus kritisch betrachten muss. Die Landesregierung hat sich 
nämlich für ein Modell entschieden, bei dem die Erhöhung mit steigendem Einkommen 
nicht nur prozentuell geringer, sondern auch absolut ist.  

Wer weniger verdient, erhält mehr, so weit so gut, aber wer mehr Verantwortung 
trägt, erhält weniger. 

Wer jahrzehntelang Erfahrung gesammelt hat, erhält weniger. 

Wer eine Führungsfunktion ausübt, erhält weniger. 
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Wer vielleicht sein ganzes Berufsleben im öffentlichen Dienst verbracht hat, erhält 
weniger. 

Versteht mich bitte nicht falsch, selbstverständlich sollen Menschen mit kleinem 
Einkommen entlastet werden, das ist kein Thema, dagegen ist nichts einzuwenden. 

Aber es muss schon die Frage erlaubt sein, welches Signal man damit aussendet. 
Denn Erfahrung hat einen Wert, Kompetenz hat einen Wert, Leistung hat einen Wert, 
Verantwortung hat einen Wert. 

Und gerade eine Landesregierung, die sich zumindest in der Eigendefinition für 
Arbeitnehmer einsetzt, sollte auch Respekt vor den Menschen haben, die über Jahrzehnte 
Verantwortung übernommen haben. 

Denn eines dürfen wir auch nicht vergessen, jeder erfahrene Mitarbeiter war einmal 
ein junger Mitarbeiter. Jeder Meister war irgendwann einmal ein Lehrling. Jede 
Führungskraft hat sich ihre Position erarbeitet und jeder Experte hat viele Jahre investiert, 
um sein Wissen und seine Fähigkeiten aufzubauen. 

Deshalb sollte man aufpassen, dass man nicht den Eindruck erweckt, als würden 
Erfahrung, Kompetenz und Lebensleistung mit den Jahren immer weniger wert werden.  

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir Freiheitliche sehen die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes nicht als Gegner, im Gegenteil, sie leisten oft hervorragende Arbeit. 

Viele von ihnen sorgen tagtäglich dafür, dass unser Land funktioniert und 
weiterläuft. Unsere Kritik richtet sich nicht gegen die Mitarbeiter, unsere Kritik richtet sich 
gegen jene politischen Entwicklungen, die Jahr für Jahr das Leben teurer machen. 

Unsere Kritik richtet sich gegen eine Politik, die ständig von Entlastungen spricht 
und gleichzeitig immer neue Belastungen produziert. Unsere Kritik richtet sich gegen jene 
Politiker, die zuerst die Probleme verursachen, um sich dann als Retter feiern zu lassen. 

Ja, wir werden diesem Gesetz zustimmen, aber nur wegen jener Menschen, die 
jeden Morgen aufstehen, in die Arbeit gehen, Verantwortung übernehmen und sich einen 
fairen Ausgleich verdient haben. 

Denn eines ist für uns Freiheitliche selbstverständlich, Leistung verdient 
Anerkennung, Kompetenz verdient Respekt, Verantwortung verdient Wertschätzung und 
die Menschen im Burgenland verdienen eine Politik, die ihr Leben leichter macht und nicht 
immer teurer. Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Jürgen Karall. 

Bitte Herr Bürgermeister. 

Abgeordneter Jürgen Karall (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Es geht um das Bezügeanpassungsgesetz 2026, diese Novelle dient 
der Umsetzung des Gehaltsabkommens zwischen der Landesregierung und den 
Gewerkschaften, eben auch der Gewerkschaft, weshalb ich das hier nicht ganz verstehe, 
dass die FPÖ da jetzt einen Frontalangriff gegen die Gewerkschaften startet oder 
gestartet hat. 

Aber das müssen sie sich mit den eigenen Leuten ihrer Gewerkschaft ausmachen, 
die werden das sicherlich spannend finden.  
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Es geht um die Gehaltsregelung der Landes- und Gemeindebediensteten für die 
Jahr 2026, 2027 und 2028. Die Gehälter der Landes- und Gemeindebediensteten werden 
in diesem Zeitraum, wie jene der Bundesbediensteten, erhöht. 

Konkret schaut das so aus: Ab 1. Juli 2026 werden die Gehälter und 
Monatsentgelte, Zulagen und Vergütungen, sowie die Überleitungsbeträge um 3,3 
Prozent erhöht und ab dem 1. August 2027 werden die Gehälter, Monatsentgelte und 
Überleitungsbeträge staffelwirksam um einen Fixbetrag erhöht und die nächste Stufe ist 
eben, am 1. September 2028 werden in gleicher Weise wie die Stufe davor eben erhöht. 

Mit dieser Erhöhung geben wir unseren Bediensteten auf Landesregierungs- und 
Gemeindeebene auch zukünftig Planungssicherheit für sich selber und deren Familien 
und erhalten auch die so wichtige Kaufkraft. 

In diesem Zusammenhang möchte ich mich natürlich bedanken bei unseren 
Beamten und öffentlich Bediensteten, die im ganzen Burgenland, und zwar im ganzen 
Burgenland sehr, sehr wertvolle Arbeit leisten. Sei es jetzt auf der Landesregierung, sei es 
auf den Bezirkshauptmannschaften, in den Gemeinden, Gemeindeämtern, da wird 
wirklich gut gearbeitet. 

So, an diesem Punkt muss ich aber auf einen kleinen Schreibfehler hinweisen im 
ursprünglichen Antrag, weshalb ich einen Abänderungsantrag einbringe. 

Dieser liegt vor und ist eben genügend unterstützt. Aus rechtlichen Gründen kann 
ich es uns aber nicht ersparen, diesen vorzulesen. Gehen wir es an. 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Regierungsvorlage betreffend das Gesetz, mit dem das Burgenländische 
Landesbedienstetengesetz 2020, das Burgenländische 
Landesvertragsbedienstetengesetz 2013, das Burgenländische Landesbeamten-
Besoldungsrechtsgesetz 2001, das Burgenländische Gemeindebedienstetengesetz 2014 
und das Burgenländische Landesverwaltungsgerichtsgesetz geändert werden 
(Bezügeanpassungsgesetz 2026), wird wie folgt geändert: 

In Art. 2 Z 4 wird die Tabelle in § 28 Abs. 3 Bgld. LVBG 2013  

 

in der Ergänzungszulagenstufe 

1 2 3 4 

Euro 

a) in der Entlohnungsgruppe a 

 598,40 1.025,90 1.448,00 1.981,10 

b) in der Entlohnungsgruppe b 

 161,40 534,40 963,90 1.177,60 

c) in der Entlohnungsgruppe c 

 136,90 292,30 391,00 - 

d) in der Entlohnungsgruppe d 

 63,90 142,50 217,80 - 

durch folgende Tabelle ersetzt: 
 

 

in der Ergänzungszulagenstufe 

1 2 3 4 

Euro 

a) in der Entlohnungsgruppe a 

 598,40 1.025,90 1.448,00 1.981,10 
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b) in der Entlohnungsgruppe b 

 161,40 534,40 855,80 1.069,60 

c) in der Entlohnungsgruppe c 

 136,90 292,30 391,00 - 

d) in der Entlohnungsgruppe d 

 63,90 142,50 217,80 - 

 

Danke. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ - Der Abgeordnete übergibt den 
Abänderungsantrag dem Präsidenten.) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Der 
Abänderungsantrag ist gehörig unterstützt, sodass er in die Verhandlung einbezogen wird. 

Die Debatte ist somit zu Ende, wir kommen nun zu den Abstimmungen. 

Ich lasse zuerst über den Abänderungsantrag der Kollegen Roland Fürst und 
Margit Paul-Kientzl abstimmen.  

Wer damit einverstanden ist, möge sich von den Plätzen erheben. - 

Danke, das ist somit die einstimmige Annahme. 

Jetzt kommen wir zum gesetzlichen Entwurf und, gut, wer damit einverstanden ist, 
dass in zweiter Lesung dieser Abänderungsantrag angenommen wird, möge sich von den 
Plätzen erheben. - 

Das in der dritten Lesung auch noch oder? 

Gut, wir kommen somit zur dritten Lesung. Wer damit einverstanden ist, dass 
dieser Antrag auch in dritter Lesung angenommen wird, bitte sich von den Plätzen 
erheben. - 

Danke schön.  

Der Gesetzentwurf zum Bezügeanpassungsgesetz 2026 ist somit in abgeänderter 
Form einstimmig angenommen. 

5. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 0710), 
mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird (Zahl 2100-0491) 
(Beilage 0743) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 
5. Dies ist der Bericht des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf, mit dem das 
Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird 
(Zahl 2100-0491) (Beilage 0743). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist der Herr Landtagsabgeordnete 
Mag. Drobits. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mag. Christian Drobits: Danke sehr Herr Präsident. Hohes 
Haus! Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische 
Baugesetz 1997 geändert wird, in seiner 15. Sitzung am Mittwoch, dem 10.06.2026, 
beraten. 
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Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem 
Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird, die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. 

Ich erteile nun Herr Abgeordneten Philip Juranich als erstem Redner das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Herr Präsident. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte ZuseherInnen hier und zu Hause vor dem 
Livestream! Wir sind beim Tagesordnungspunkt 5 angelangt, der Gesetzentwurf, mit dem 
das Burgenländische Baugesetz von 1997 geändert wird. 

Wenn man sich die Novelle anschaut, ja, die Novelle ist inhaltlich sehr klein, hat 
aber eine wichtige Funktion. Sie schafft die rechtliche Grundlage, damit das Burgenland 
einen Renovierungspass für Gebäude per Verordnung einführen kann. Die eigentlichen 
Regelungen dazu sind für eine spätere Zeit angedacht. 

Worum geht es kurz gesagt? Die EU hat 2024 eine neue Gebäuderichtlinie 
beschlossen, die, und das ist sehr zu begrüßen, unsere Gebäude klimafreundlicher 
machen soll. Die Mitgliedstaaten, entsprechend auch Österreich, müssen diese 
entsprechend auch gesetzlich umsetzen. 

Das Burgenland ändert gerade deswegen jetzt sein Baugesetz, damit die 
Landesregierung später in den Bauverordnungen genau regeln kann, was ein 
Renovierungspass enthalten muss, wie dieser ausgestellt wird, wie die Qualität kontrolliert 
wird und auch wie Daten, beispielsweise gespeichert werden. 

Die Novelle selbst, und das ist jetzt auch noch wichtig zu betonen, hat momentan 
noch keine unmittelbaren Pflichten für die Hauseigentümer und Hauseigentümerinnen. 

Was wird konkret geändert? Wenn man sich das anschaut, die Änderungen, dann 
ist das vor allem im § 4 Abs. 1, also bisher durfte die Landesregierung ja schon 
technische Bauvorschriften durch Verordnungen erlassen. Das wird jetzt ergänzt, dass die 
Landesregierung auch Vorschriften für den Renovierungspass und ein unabhängiges 
Kontrollsystem dafür erlassen kann und auch muss. 

Damit das passieren kann, wird die Landesregierung eben gesetzlich ermächtigt, 
entsprechende Details in der Burgenländischen Bauverordnung festzulegen. Jetzt stellt 
sich natürlich die Frage, was ist so ein Renovierungspass? 

Der Renovierungspass, wie bereits betont, kommt von der EU-Gebäuderichtlinie. 
Vereinfacht gesagt ist er ein langfristiger Sanierungsplan für unsere Gebäude, der in 
einzelnen Schritten aufzeigt, wie man ein Gebäude, sein eigenes Haus, energieeffizient 
und klimaneutral, also zukunftsfit machen kann. 

Das kann jetzt beispielsweise beinhalten einen Fenstertausch, mehrere 
Fenstertäusche, Fassadendämmungen, Heizungstausch, Photovoltaikanlagen. 

Wichtig hier ist für die Eigentümerinnen und Eigentümer, dass es klar ersichtlich ist, 
wie und wann das vonstattengeht. Also es gibt hier zeitliche Reihenfolgen und gleichzeitig 
wird auch vorgezeigt direkt, welche Energieeinsparungen man mit diesen Maßnahmen 
und welche Kosteneinsparungen man mit diesen Maßnahmen erreichen kann. 

Die Eigentümerinnen und Eigentümer dieser Gebäude erhalten somit einen Plan, 
wie das Gebäude über mehrere Jahre modernisiert werden kann. Warum braucht es die 
Gesetzesänderung? In Österreich gilt bekanntlich, man muss einmal ein Gesetz festlegen, 
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dass etwas geregelt werden darf, erst dann können die Verordnungen die Details 
festlegen. 

Dafür sind wir heute hier, die EU verlangt nun Renovierungspässe. Im 
Burgenländischen Baugesetz gibt es aktuell keine ausreichende Grundlage dafür und 
deshalb wird jetzt der § 4 erweitert. 

Wie bereits gesagt, bedeutet das für die Hausbesitzer derzeit noch wenig. Die 
Novelle schafft einzig eine Rechtsgrundlage einmal, mit der man dann die Details 
ausarbeiten kann. Die konkreten Anforderungen werden dann nach diesem Beschluss 
festgelegt. Also zusammenfassend kann man sagen, die EU hat 2024 eine 
Gebäuderichtlinie beschlossen, die Gebäude klimafreundlicher machen soll. 

Wir alle sitzen auch heute hier bei Temperaturen draußen im Juni jenseits der 30 
Grad. Wir spüren das in unseren Eigenheimen, das Klima verändert sich, die Umstände 
verändern sich, die Hitzeperioden werden länger und genau deswegen ist es wichtig, dass 
wir hier frühzeitig ansetzen, Planungssicherheit schaffen für die Eigentümerinnen und 
Eigentümer. 

Ja, als EU-Mitglied sind wir verpflichtet, diese auch entsprechend umzusetzen, und 
deswegen werden wir diesem Tagesordnungspunkt, der auch in die Zukunft blickt, 
selbstverständlich zustimmen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als Erster 
zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Markus Ulram. 

Bitte Herr Bürgermeister. 

Abgeordneter Markus Ulram (ÖVP): Danke schön Herr Präsident. Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Abgeordneten! Liebe Kollegen! Wie so oftmals, ist auf der 
Regierungsbank niemand zu finden, weil bei Themen, wo es um die Menschen geht, wo 
es um Herausforderungen geht, wo es um Kosten geht, ja oftmals die Regierung 
wegschaut und nicht hinschaut. 

Das haben wir heute schon eindrucksvoll in der Fragestunde beim Thema der 
Wohnbauförderung gehört, wo ernsthaft gemeint worden ist, dass die 
Wohnbauförderungsmittel, die ausgeschüttet werden, zweckgebunden verwendet werden. 

Na no na ned, Tatsache ist aber unter dem Strich, dass es ja um die 
Gesamtvolumen der Wohnbauförderungsmittel geht von 150 Millionen Euro, wo nicht 
einmal 60 Millionen mehr ausgeschüttet werden. 

Somit der soziale Wohnbau eigentlich ins Hintertreffen kommt und am Ende des 
Tages das Wohnen verteuert wird. Und das negiert eine Sozialdemokratie, die sich früher 
dafür verwendet hat, sich für das leistbare Wohnen einzusetzen. 

Von den GRÜNEN in diesem Ansatz darf man ja eh nicht sprechen, weil, so wird 
immer von Einsparungen gesprochen. Wenn es um Gebäudesanierungen geht, wenn es 
darum geht, klimafit zu werden, sie sprechen aber nie davon, was es kostet, dorthin zu 
kommen. 

Wenn heute, mitten in Europa, Länder eine teilweise Kehrtwende machen und 
sagen, nein, wir waren zu forsch unterwegs, wir müssen etwas langsamer werden, denn 
wir Einzelländer in Europa werden das Gesamtklima nicht retten.  

Und da reden wir nicht von Klimakrisen leugnen, sondern da muss man sich 
anschauen, was tun andere Länder in anderen Kontinenten. Was tut Russland? Was tut 
China? Was tut Südamerika. Was tut die USA dazu? Nicht sehr viel.  
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Wir bekommen über die EU und jetzt in den Landtag einen Sanierungspass, den 
wird am Ende des Tages niemand verstehen.  

Dass ich heute über mein eigenes Eigentum einen Pass führen muss, wann, in 
welcher Art und Weise ich Sanierungsmaßnahmen durchführe, welche Quote ich erfüllen 
muss, das hatten wir übrigens heute schon bei den Gemeinden. Die Gemeinde muss alle 
Jahre, jedes Jahr, dokumentieren, wie sie zwei Prozent einspart an Energieeffizienz, 
energieeffizienter wird. Jetzt frage ich mich, wie dokumentiert man eigentlich zwei Prozent 
bei einem Gebäude?  

Tun wir jetzt im Kindergarten anstatt zehn Fenster alle Jahre ein Fenster 
austauschen? Dass man sagen kann, wir haben diese zwei Prozent immer dokumentiert. 
Oder wie stellt man sich das vor? Und wenn man sich dann ernsthaft in einer 
Landtagsdebatte dahinstellt und sagt, ja, ich finde das klasse, dass ein Sanierungspass 
eingeführt wird, dann muss man sich fragen, wer kontrolliert das? Wer ist dafür 
verantwortlich, für diese Umsetzung? Was kosten diese Umsetzungen?  

Und gibt es Ausnahmen, Herr Kollege Juranich, wenn Sie schon kopfschüttelnd 
dasitzen? Denn jedes Gebäude kann man zum Beispiel gar nicht mit Styropor einpacken. 
Apropos Styropor. Sie beschließen auch gleichzeitig mit, dass nicht nur Naturprodukte 
verwendet werden, sondern auch Produkte verwendet werden für die Sanierung, die nicht 
biologisch abbaubar sind.  

Also da spaltet sich wieder die grüne Weltanschauung. Und bei der SPÖ, da rennt 
man sowieso hinten nach, wo vorgelegt wird. Das haben wir vorher schon eindrucksvoll 
erlebt beim Pflichtschulgesetz.  

Wenn die Kollegin Prohaska sich herausstellt und wiederholt von sich behauptet, 
offensichtlich selbst auch nicht dabei gewesen als Bildungssprecherin der SPÖ, bei 
diesen Parteienverhandlungen, was im besten Fall Gespräche sind, und sagt, es waren 
eh alle eingeladen. Und dann der eigene Klubobmann ihr eigentlich widerspricht und sagt, 
nein, das war nicht so, die Freiheitlichen haben wir von Haus aus nicht eingeladen. Das ist 
weder in Ordnung, noch ist es richtig, noch kommt man so zu einem Ziel.  

Man sollte, so wie es immer im Leben ist, mit Maß und Ziel, und auch bei 
Sanierung von Gebäuden mit Maß und Ziel an die Dinge herangehen. Und nicht 
versuchen, dass man mit der Brechstange hergeht und den Menschen wieder die 
Bevormundung gibt und sagt, sie müssen bis zu einem Zeitpunkt ihr eigenes Gebäude so 
herrichten, egal was es kostet. Das ist nämlich der Knackpunkt.  

Und das wird wieder eine Sache sein, was die Menschen, egal welcher Partei sie 
sich zugehörig fühlen, egal in welcher Lebenslage sie sich befinden, nicht verstehen 
werden. Genau an dem werden wir alle gesamt als Politiker gemessen. An Maßnahmen, 
die gesetzt werden, die nachvollziehbar sein müssen. Weil wenn das nicht ist, dann wird 
man für die Zukunft, um klimafit zu werden, die Leute nicht abholen können. Weil sie 
resignieren, wenn sie solche Vorschriften bekommen. Das Gleiche ist, wenn sie von Zeit 
zu Zeit die OIB-Richtlinie 1:1, ohne sich das anzuschauen, übernehmen.  

Das heißt, immer wieder ein Aufsteigen der Bürokratie, ein Mehrkosten beim 
Hausbauen und dann wundert man sich immer, warum das Hausbauen so teuer wird, 
wenn man selbst als Landesregierung solche Dinge übernimmt. Am Ende des Tages, ich 
wiederhole mich, wird das niemand verstehen. Solch einen Pass für das eigene Haus zu 
führen. Weil ich glaube, dass ein jeder genau weiß, wie er mit seinem Eigentum umgehen 
muss, um auch in Zukunft nicht nur klimafit, sondern auch für das eigene Wohl sorgen zu 
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können, wenn gedämmt wird, wenn Fenster getauscht werden, wenn die Dächer 
getauscht werden und erneuert werden.  

So sollte eigentlich zielführend im Burgenland Politik gemacht werden. Da natürlich 
begleitet mit einer ordentlichen Wohnbauförderung, die nicht über Jahre schon gleich ist, 
sondern die auch angepasst wird und dass wir auch in Zukunft den sozialen Wohnbau 
dementsprechend auch fördern werden. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Mario Jaksch. 

Bitte schön Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mario Jaksch, B.A. (FPÖ): Danke Herr Präsident. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Wisst Ihr, was die Menschen bei dieser Europäischen Union 
am meisten stört? Dass fast jede finanzielle Belastung der letzten Jahre mit dem Wort 
„freiwillig“ begonnen hat. Freiwillig. Dieses Wort hören wir Menschen mittlerweile und 
wissen ganz genau, jetzt wird es teuer, jetzt kommt etwas auf uns zu.  

Genau deshalb diskutieren wir heute über diesen sogenannten Renovierungspass. 
Wer im Burgenland ein Haus gebaut hat, weiß, was das bedeutet. Jahrzehnte arbeiten, 
Jahrzehnte sparen, Jahrzehnte verzichten. Und dann kommt die Europäische Union daher 
und erklärt den Menschen Schritt für Schritt wie sie künftig wohnen, heizen, sanieren und 
bauen sollen. Genau deshalb werden wir Freiheitliche dieser Vorlage sicherlich nicht 
zustimmen. Wenn man in Brüssel eine neue Idee hat, gibt es leider Gottes in Österreich 
immer jemanden, der noch eifriger ist als die EU selbst.  

Im Burgenland heißt dieser Musterschüler „System Doskozil“. Und während andere 
Länder überlegen, wie sie ihre Bürger schützen können, überlegt das System Doskozil 
bereits, wie man die nächste EU-Vorgabe möglichst schnell und möglichst umfassend 
umsetzt. Genau darüber reden wir heute.  

Die EU und Landeshauptmann Doskozil sprechen von einem Renovierungspass. 
Von einem freiwilligen Instrument, von Beratung, von Information. Doch wir alle haben 
diesen Film bereits viel zu oft gesehen. In Brüssel beginnt alles freiwillig, da wird es 
empfohlen, dann wird es Voraussetzung und irgendwann wird daraus eine Verpflichtung.  

Genau deshalb sind die Menschen mittlerweile misstrauisch geworden. Denn sie 
haben gelernt, wenn die EU von Freiwilligkeit spricht, sollte man sehr genau hinsehen und 
hinhören.  

Noch interessanter wird ein Blick in die Erläuterungen. Dort lesen wir nicht nur von 
einem Renovierungspass, dort lesen wir auch von einem unabhängigen Kontrollsystem. 
Und von einer Datenbank. Jetzt frage ich Euch ganz offen, seit wann braucht Freiwilligkeit 
ein Kontrollsystem? Seit wann braucht Freiwilligkeit eine Datenbank? Seit wann muss 
etwas kontrolliert werden, was angeblich freiwillig ist?  

Und genau hier beginnt das Misstrauen vieler Burgenländer, und das vollkommen 
zu Recht. Die zugrundeliegende EU-Richtlinie verfolgt die vollständige Dekarbonisierung 
des Gebäudebestandes bis 2050. Das klingt schön. Das kling modern, das klingt 
klimafreundlich. Aber am Ende bedeutet es vor allem eines, mehr Vorschriften, mehr 
Kontrolle, mehr Eingriffe in das Eigentum der Menschen. Immer öfter entscheidet nicht der 
Hausbesitzer, immer öfter entscheidet Brüssel. Und genau das lehnen wir Freiheitliche ab.  

Besonders kritisch sehen wir auch den Umgang mit den Gasheizungen. Viele 
Familien haben vor Jahren tausende Euro investiert. Sie haben moderne Anlagen 



2740  Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026 

 

eingebaut, sie haben Verantwortung übernommen. Und nun erklärt man ihnen plötzlich, 
dass ihre Technologie nicht mehr erwünscht ist.  

Förderungen werden gestrichen, Gas wird systematisch benachteiligt. Nicht weil 
die Menschen es wollen, sondern weil Brüssel es beschlossen hat. Wir Freiheitliche 
stehen für Technologieoffenheit. Die Menschen sollen entscheiden, nicht die EU-
Bürokratie.  

Und dann kommen wir zum nächsten Widerspruch. Jahrzehntelang mussten die 
Menschen über Stromrechnungen Ökozuschläge bezahlen. Milliarden Euro wurden in den 
Ausbau erneuerbarer Energie gesteckt. Photovoltaik wurde gefördert, die Mehrwertsteuer 
wurde gestrichen. Den Menschen wurde erklärt: bau Photovoltaik, investiere, mach mit. 
Und viele haben genau das getan. Und was ist jetzt der Dank dafür? Immer niedrigere 
Einspeisetarife.  

Diskussionen über neue Belastungen, Unsicherheit bei der Wirtschaftlichkeit und 
jetzt soll die nächste Generation zu Solaranlagen möglicherweise sogar verpflichtet 
werden. Das ist doch grotesk! Wenn Photovoltaik wirklich so attraktiv ist, wie man uns seit 
Jahren erzählt, warum braucht es dann Verpflichtungen?  

Jetzt kommen wir zum eigentlichen Problem. Nicht Brüssel allein, sondern das 
System Doskozil. Denn wir kennen dieses Muster bereits. Brüssel verlangt einen Finger, 
das Burgenland reicht den ganzen Arm. Die EU beschließt einen Rahmen, das System 
Doskozil macht daraus zusätzliche Bürokratie, zusätzliche Formulare, zusätzliche 
Auflagen und zusätzliche Kosten.  

Am Ende dürfen die Burgenländer die Rechnung dafür bezahlen. Und genau davor 
warnen wir heute. Besonders bemerkenswert ist, dass die Landesregierung selbst bereits 
angekündigt hat, dass weitere Gesetzesänderungen folgen werden. Baugesetz, 
Energieeffizienzgesetz, Heizungsgesetz, Wohnbauförderung. Alles ist bereits in 
Vorbereitung.  

Mit anderen Worten, heute sollen wir etwas beschließen, obwohl die eigentlichen 
Belastungen erst morgen kommen werden. Das erinnert ein wenig an einen 
Blankoscheck. Wir Freiheitliche werden einen solchen Blankoscheck sicher nicht 
ausstellen.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Für viele Menschen ist das Eigenheim die 
größte Investition ihres gesamten Lebens. Es ist das Ergebnis von Leistung, von 
Ausdauer, von Verantwortung, von jahrzehntelanger Arbeit. Unsere burgenländischen 
Häuslbauer brauchen keine neuen Datenbanken, keine neuen Kontrollsysteme, keine 
neuen Auflagen und keine neuen ideologischen Experimente aus Brüssel.  

Deshalb sagen wir heute ganz klar:  

Nein zu schleichender Bevormundung.  

Nein zum Gold-Plating.  

Nein zur Einschränkung der Technologieoffenheit.  

Nein zu immer neuen Belastungen für die Eigentümer und  

Nein zu dieser Gesetzesvorlage. Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete Gerhard Hutter. 

Bitte schön Herr Bürgermeister. 
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Abgeordneter Gerhard Hutter (SPÖ): Danke schön. Sehr geehrter Herr 
Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren zu Hause am Livestream! Na ja, an und für sich hätte ich mir jetzt dann im 
letzten Redebeitrag nicht wirklich was anderes erwartet. Bin aber auch ein bisschen 
überrascht, dass die ÖVP hier so eine kritische Haltung dazu hat.  

Wir diskutieren den Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 
geändert wird. Die vorliegende Novelle zum Burgenländischen Baugesetz 1997 ist ein 
notwendiger und konsequenter Schritt zur Umsetzung der europäischen 
Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie in burgenländisches Recht. Das Burgenland bekennt 
sich damit klar zur den europäischen Klimazielen und zur vollständigen Dekarbonisierung 
des Gebäudesektors bis zum Jahr 2050.  

Die Dekarbonisierung bezeichnet den Prozess, den Ausstoß von Kohlenstoff und 
kohlenstoffbasierenden Treibhausgasen CO2 drastisch zu reduzieren, um den 
Klimawandel zu bekämpfen, um eine klimaneutrale Wirtschaft und auch eine 
klimaneutrale Gesellschaft zu erreichen.  

Leider gibt es immer noch Präsidenten in großen Ländern, aber auch politische 
Fraktionen in kleinen Ländern, wie in Österreich, die einen Klimawandel und eine daraus 
resultierende Erderwärmung nach wie vor leugnen oder zumindest kleinreden.  

Übrigens, die letzten zehn Jahre waren weltweit gesehen die wärmsten seit Beginn 
der Messungen. Und das Jahr 2026 jetzt, Sie erkennen es selbst jetzt gerade, wird daran 
mit absoluter Sicherheit nichts ändern. Darüber kann man jederzeit auch einen 
Faktencheck machen.  

Wesentliche Inhalte dieser Richtlinie, dieser EU-Richtlinie 2024 mit der Nummer 
1275, sind Neuerungen hinsichtlich der Gesamtenergieeffizienz bei Neubau und bei 
größeren Renovierungen, Sanierungspflichten für Nichtwohngebäuden in schlechterer 
Energieeffizienz. Hier reden wir aber auch von kommunalen Bauten. Einführung eines 
Systems von Renovierungspässen, das haben wir jetzt schon mehrfach gehört. 
Verpflichtende Errichtung von Alternativenergieanlagen, Photovoltaikanlagen.  

Also ich frage mich jetzt, weil ich das jetzt vom Vorredner gehört habe, wem bringt 
denn die Photovoltaikanlage am meisten? Na dem, der sie am Dach hat, natürlich. Also 
es geht jetzt nicht darum, großartig damit zu sagen, okay, ich speise ein, ich brauche den 
Strom für mich selber, ich reduziere ihn mir selber. Und wo wir auch natürlich wesentlicher 
Vorreiter sind, verpflichtende Umsetzung einer Infrastruktur für nachhaltige Mobilität. Und 
das haben wir heute auch schon im Hohen Haus diskutiert.  

Diese Novelle ist bewusst schlank gehalten und erfüllt eine klar definierte 
verfassungsrechtliche Notwendigkeit. Wobei wir als Land Burgenland im europäischen 
Regionenvergleich mit Stolz auf einen der höchsten Energieversorgungsgrade mit 
Alternativenergie verweisen können. Und auch darüber können Sie einen Faktencheck 
machen.  

Ein Großteil der Bestimmungen, die im Landesgesetz umgesetzt sind, werden in 
der Burgenländischen Bauverordnung 2008 umgesetzt. Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf wird nunmehr die Verordnungsermächtigung im § 4 Abs. 1 für die 
Burgenländische Bauverordnung um die Bestimmung zum Renovierungspass erweitert, 
sodass diese in die Burgenländische Bauverordnung 2008 aufgenommen werden kann.  

Unsere Fraktion unterstützt diese Novelle und bekennt sich zu dieser 
Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie, die europäischen Klimazielen gerecht wird. Und 
gleichzeitig, und das ist auch sehr wichtig, die wirtschaftlichen Realitäten der 
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Burgenländerinnen und Burgenländer sowie der Unternehmer und Unternehmerinnen in 
unserem Land im Blick behält. Danke. Wir werden dieser Novelle zustimmen. (Beifall bei 
der SPÖ und den GRÜNEN) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Nachdem 
es hier keinen Abänderungsantrag gibt, bei einem Gesetzesantrag ist das sehr selten, 
dass ein Abänderungsantrag kommt, gab es deshalb die kleine Verzögerung. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Da es keine Wortmeldungen mehr gibt, kommen wir jetzt zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die den 
Gesetzentwurf in der vorliegen Fassung in zweiter Lesung zustimmen wollen, sich von 
den Plätzen zu erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Baugesetz geändert wird, ist 
somit in zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt ist, kommen wir zu dritter Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu 
erheben. - 

Der Gesetzentwurf, mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird, 
ist somit in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

6. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den Initiativantrag der Landtagsabgeordneten Dr. 
Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen betreffend die 
Erlassung eines Gesetzes (Beilage 0716), mit dem das Burgenländische 
Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 geändert wird (Zahl 2100-0497) (Beilage 0746) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Der 6. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses 
über den Initiativantrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-
Kientzl, Kolleginnen und Kollegen betreffend die Erlassung eines Gesetzes, Beilage 0716, 
mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 geändert wird, 
Zahl 2100-0497, Beilage 0746. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Abgeordneter Gerhard 
Bachmann. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Gerhard Bachmann: Danke Herr Präsident. Der 
Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den 
Initiativantrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, 
Kolleginnen und Kollegen betreffend die Erlassung eines Gesetzes, mit dem das 
Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 geändert wird, in ihrer 
15. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 10.6.2026, beraten. 

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt. 

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0746.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0497.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0746.pdf
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Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Initiativantrag der Landtagsabgeordneten Dr. 
Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen betreffend die 
Erlassung eines Gesetzes, mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 
2024 geändert wird, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön. Ich erteile nun Frau 
Klubobfrau Mag.a Margit Paul-Kientzl als erster Rednerin das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Herr Präsident. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! 
Es ist niemand da, aber am Livestream, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, begrüße ich Sie 
auch! 

Ich möchte vorher noch auf die Äußerung des Kollegen Steiner Bezug nehmen. Er 
hat gesagt, die GRÜNEN haben keine Wertschätzung oder das ist ihnen egal, was die 
Landesbediensteten betrifft. 

Hiermit möchte ich an alle Landesbediensteten, die uns heute zuschauen, 
eindringlich sagen, das stimmt natürlich nicht. Wir haben uns natürlich das Gesetz 
angeschaut, so, wie wir das immer gewissenhaft tun. Wir haben auch bei den 
nächstkommenden Gesetzen mitgearbeitet. 

Wir haben eine Stellungnahme abgegeben und wir haben Wünsche geäußert. Der 
Grund, warum wir nicht bei einem Thema reden, heißt nicht, dass wir das nicht 
wertschätzen. 

Wenn Sie vielleicht auch in die Rednerliste schauen, dann werden Sie bemerken, 
dass die GRÜNEN am meisten reden. Wir sind zwei Abgeordnete, wir teilen uns die 
Aufgaben auf und wenn ich sage, ich habe sechs Beiträge heute, der Kollege Steiner 
zwei, weiß ich nicht, hat er für die anderen Themen dann überhaupt keine 
Wertschätzung? Also, das ist so polemisch, das tut mir schon weh, wenn ich das höre. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Kommen wir nun zum Thema Kulturförderungsbeitragsgesetz. Hier müssen wir 
eine Änderung vornehmen, weil der Bund auch den ORF-Beitrag geändert hat - und zwar 
den Beitrag für die Betriebe. Die Betriebe und die Haushalte bezahlen ja einen ORF-
Beitrag, eine Abgabe, die Haushaltsabgabe sozusagen. Diese wurde für die Betriebe vom 
Bund geändert. Weil der Kulturförderungsbeitrag an den ORF-Beitrag, an den 
Betriebsbeitrag gebunden ist, müssen wir nun eben auch das 
Kulturförderungsbeitragsgesetz ändern, weil sich die Bemessungsgrundlage, die 
Berechnung dazu, geändert hat. 

Was hat sich da geändert? Früher war es einfach so, dass man als Betriebsstätte 
einen ORF-Beitrag gezahlt und davon 30 Prozent als Kulturförderungsbeitrag abgegeben 
hat. Also, der Kulturförderungsbeitrag macht 30 Prozent der ORF-Beitragshöhe aus. 

Jetzt bezahlt man nicht mehr pro Betriebsstandort, ob Betriebsstätte, sondern man 
zahlt pro Anteil an der Lohnsumme, den die Unternehmen österreichweit erwirtschaften. 

Umgelegt auf den burgenländischen Anteil zahlt man dann eben den Beitrag für 
den ORF und da wiederum 30 Prozent für die Kulturförderung im Burgenland. 

Diese Änderung wird aber nicht von Dauer sein, sondern sie wird 2028 wieder in 
das alte System rückgeführt. Der Bund hat diese Änderung leider ohne Konsultation mit 
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den Ländern umgesetzt, was wir eigentlich auch nicht verstehen können. Aber, es ist so 
gemacht. Jetzt müssen wir darauf reagieren. 

Was bringt das? Die Betriebe werden entlastet - und zwar zahlen sie jetzt weniger 
Kulturförderungsbeitrag, weil hier die neue Berechnung greift. Das heißt aber auch, dass 
wir für den Kulturförderungsbeitrag nun für die Kultur weniger Einnahmen erzielen 
werden. Konkret hatten wir vor der neuen Variante rund 632.000 Euro für die 
Kulturförderung von den Betrieben erhalten. Jetzt werden es 500.000 Euro sein. Also, es 
sinkt dieser Beitrag von den Betrieben für die Kultur um circa 127.000 Euro pro Jahr. 

Nachdem das jetzt drei Jahre so gilt, werden wir da 383.000 Euro verlieren. Ich 
habe gesehen, die ÖVP hat einen Antrag eingebracht, dass wir den 
Kulturförderungsbeitrag überhaupt abschaffen. Das wird sie dann im Abänderungsantrag 
noch sagen. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wir sind da anderer Meinung. Für uns ist der Kulturförderungsbeitrag wichtig. 
Vorher hatten wir doch noch diese Geschichte, wie Dorfleben, Zusammenhalt, Identität, 
Treffen, das macht es aus. 

Kultur ist dafür da. Das ist in den Dörfern wirklich erlebbar und wahrnehmbar. 
Wenn wir diese Förderung nicht mehr haben, dann werden wir dort auch kürzen müssen. 
Es geht nicht, so wie die ÖVP das jetzt vorstellt, wir kürzen auf keinen Fall bei der Kultur, 
aber wir heben auch keinen Beitrag mehr ein. 

Das ist eine Rechnung, eine mathematische, die geht sich bei mir nicht aus. Aber, 
wir können mit diesem Kulturförderungsbeitrag, der in Summe eigentlich ja viel mehr ist, 
weil ja die Privaten auch noch dazu zahlen, da sind das dann 8 Millionen Euro, einiges 
bewegen. Da haben wir dann eigentlich dafür dann einen großen Beitrag für die 
Musikschulen in unseren Dörfern. 

Das ist doch das, was unser Dorfleben auch ausmacht. Chöre, Blasmusik, 
Volkskulturen, aber auch die kleinen Theater, die die freien Festivals, aber auch die 
modernen Inszenierungen, regionale Initiativen. 

Ich bin selber Mitglied in einem kleinen Kunst- und Kulturverein und ich bin als 
Schriftführerin immer sehr dankbar, dass wir einen Beitrag vom Land bekommen. Das ist 
wertvoll, um auch das Kulturleben am Dorf aufrecht zu erhalten. 

Daher bin ich sehr davon überzeugt, dass dieser Kulturförderungsbeitrag 
zweckgewidmet wird. Das heißt, er wird für nichts anderes verwendet als für die Kultur. 
Die kleinen Kulturinitiativen sind da wirklich davon abhängig, dass diese Kulturförderung 
weiterlebt. 

Burgenland ist ein Kulturland. Wir haben jetzt die Eröffnung der Festivals, das sind 
große Produktionen, aber, wir denken auch an die kleinen Initiativen - und die sind durch 
diesen Kulturförderungsbeitrag gefördert und gesichert. 

Daher werden wir dieser Novelle des Kulturförderungsbeitrags zustimmen. Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Frau Klubobfrau. Als Nächster 
zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Patrik Fazekas, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Danke Herr Präsident. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Bei dieser heutigen Novelle des 
Kulturförderungsbeitragsgesetzes soll der ORF-Beitrag für die Unternehmen dieses 
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Landes angepasst werden. Anpassen ist das schöne neue Wort, wenn man weiter 
abkassiert, nämlich, mittels der ORF-Landesabgabe im Burgenland. 

Wir als Volkspartei sagen klipp und klar, dieses Abkassieren ist der falsche Weg. 
Vor allem ist es der falsche Zeitpunkt. Deswegen bringen wir heute einen 
Abänderungsantrag ein, der eines fordert, nämlich, einmal mehr die Abschaffung dieser 
ORF-Landesabgabe, die es im Burgenland gibt. 

Wir wollen dieses Gesetz abschaffen, zur Gänze, rückwirkend mit 1. Jänner 2026. 
Denn, die Menschen spüren, dass seit Jahren das Leben teurer wird. Die Mieten, der 
Strom, die Lebensmittel, der Weg zur Arbeit. Jeder Einkauf, meine geschätzten Damen 
und Herren, tut weh und genau aus dieser Situation heraus ist es einfach der falsche 
Weg, an dieser Landesabgabe festzuhalten. 

Wenn es nach uns geht, geschätzte Kollegin, Frau Klubobfrau, soll es nicht weniger 
Einnahmen geben, es soll gar keine Einnahmen - außer diesen Kulturförderungsbeitrag 
aus dieser ORF-Landesabgabe - geben. 

Denn, es zahlen diesen Beitrag die Haushalte, es zahlen die Betriebe. Während 
andere entlasten, kassiert das Burgenland munter weiter. Schon erwähnt, das ist aus 
meiner Sicht der falsche Zeitpunkt zum Abkassieren. Es wäre eigentlich der Zeitpunkt zum 
Entlasten. 

Schauen wir uns nur an, was die anderen Bundesländer tun, wenn es um den 
ORF-Landesbeitrag, wenn es um die Landesabgabe geht. 

Fünf von neun Bundesländer heben diesen Beitrag nicht mehr ein. Wien, 
Niederösterreich, Salzburg, Oberösterreich, Vorarlberg. Alle diese Bundesländer sparen 
sich diese zusätzliche Belastung. Sogar die Steiermark hat jetzt angekündigt, diese 
Abgabe mit 2027 abzuschaffen. Einige wenige Bundesländer, wie das Burgenland, hält 
daran fest. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wir beharren drauf, offensichtlich, weil es notwendig ist. Der Landes-Rechnungshof 
hat uns das ja auch eindrucksvoll offengelegt. Der Schuldenstand des Landes ist massiv 
angewachsen. Das Land wirtschaftet schlecht und lässt daher den Steuerzahler bluten. 

Ich hätte mir schon erwartet, geschätzte Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN, 
dass Sie diese Politik, nämlich, diese Politik, dass man das Geld aus dem Fenster wirft, 
nicht mittragen. 

Das ist das, was Sie übrigens in der letzten Periode auch kritisiert haben, dass man 
das eindämmt und dass man sich auf die Seite der Burgenländerinnen und Burgenländer 
stellt. 

Sie haben diese Werte, diese Grundprinzipien, die Sie richtigerweise in der letzten 
Periode auch gelebt haben, offensichtlich mit der Regierungspartei über Bord geworfen. 

Nein, meine geschätzten Damen und Herren, wir sind nicht gegen die Kultur im 
Burgenland. Wir stehen und bekennen uns ausdrücklich zur Kultur. Wir bekennen uns zu 
den Musikschulen, zu den Kulturzentren, zu den Festspielen. 

Kultur ist Heimat. Kultur ist Identität. Aber nicht über den Hebel, dass die 
Burgenländerinnen und Burgenländer über diese ORF-Landesabgabe zur Kasse gebeten 
werden. 

Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen, geschätzte Kollegen! Ich fasse hier noch 
einmal zusammen: Diese ORF-Landesabgabe ist ein Auslaufmodell. Fünf Länder plus die 
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Steiermark haben diese bereits abgeschafft. Das Burgenland klammert sich daran fest. 
Das ist der falsche Weg. Wir wollen, dass dieses Abkassieren ein Ende nimmt. 

Deshalb bringe ich heute zu diesem Tagesordnungspunkt einen 
Abänderungsantrag ein, den ich jetzt auch verlesen darf. 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der in Verhandlung stehende Gesetzentwurf (Initiativeintrag 2100-0497) wird wie 
folgt abgeändert: An die Stelle des Gesetzes, mit dem das Burgenländische 
Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 geändert wird, tritt ein Gesetz, mit dem das 
burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 aufgehoben wird, dieses lautet: 

Gesetz, mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024 aufgehoben 
wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

§ 1 Außerkrafttreten 

Das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 2024, LGBl. Nr. 85/2023, tritt 
rückwirkend mit Ablauf des 31. Dezember 2025 außer Kraft. Der Kulturförderungsbeitrag 
wird ab dem 1. Jänner 2026 nicht mehr erhoben. 

§ 2 Übergangs- und Rückerstattungsbestimmungen 

(1) Für Abgabenzeiträume, die vor dem 1. Jänner 2026 liegen, ist das 
Burgenländische Kulturförderungsbeitrag 2024, LGBl. Nr. 85/23, weiterhin anzuwenden. 

(2) Kulturförderungsbeiträge, die für Abgabenzeiträume ab dem 1. Jänner 2026 
entrichtet wurden, sind von Amts wegen ohne unnötigen Aufschub zurückzuerstatten. 

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, soweit dies zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlich ist, Vereinbarungen mit der ORF-Beitrags Service GmbH über die 
technische Abwicklung der Rückerstattung abzuschließen. 

§ 3 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 1 
und § 2 Abs. 2 treten mit 1. Jänner 2026 rückwirkend in Kraft. (Der Abgeordnete 
überreicht dem Präsidenten den Abänderungsantrag. - Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Der 
Abänderungsantrag ist gehörig unterstützt, sodass er in die Verhandlung miteinbezogen 
wird. 

Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Klubobmann Christian Ries. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Christian Ries (FPÖ): Danke sehr Herr Präsident. Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn man den Menschen draußen zuhört, dann hört man 
immer wieder dasselbe. Die finanzielle Belastungsgrenze ist erreicht. Die Familien wissen 
oft nicht mehr, wie sie die Stromkosten, die Haushaltskosten, die Mietkosten begleichen 
sollen. Auch die Unternehmer werden einem dasselbe erzählen. Die Unternehmer klagen 
über Rekordabgaben und über eine überbordende Bürokratie. 

Wir erinnern uns an den „Sepp, was machst du?“ 

Der Sepp könnte jetzt etwas machen. Der Sepp macht aber auch nichts. 
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Die Bürokratie hat sich in keinem Punkt etwas verringert. Die Unternehmer 
kämpfen mit hohen Energiekosten und mit einer schwächeren, allgemeinen 
Wirtschaftslage. Die Pensionisten müssen überhaupt, speziell die Mindestpensionisten, 
noch mehr als früher den Euro zwei- oder dreimal umdrehen, bevor sie ihn ausgeben. 

Doch, während die Bürger landauf, landab den Gürtel enger schnallen müssen, 
machen Bund und Länder oft das Gegenteil und agieren weiterhin in eine Richtung. 

Sparen heißt allzu oft mehr Steuern, mehr Abgaben, was aber gleichermaßen mehr 
Belastung für die Bürger bedeutet. 

Ein anschauliches Beispiel dafür ist die ORF-Haushaltsabgabe, zu der viele, nicht 
unberechtigt, so auch wir, ORF-Zwangsabgabe sagen. 

Die muss jeder Haushalt bezahlen. Unabhängig davon, ob er das Angebot nutzt 
oder nicht, ob man ORF schaut oder nicht, man zahlt, ob man ORF Radio hört oder nicht, 
man zahlt einfach. 

Wenn man mit diesem Programmangebot des ORF nichts anfangen kann, zahlt 
man trotzdem. Das ist keine freie Entscheidung, sondern bei uns eine gesetzliche 
Pflichtabgabe. 

Nicht zu Unrecht fragen sich viele Bürger, warum? Wofür bezahle ich hier? Wofür 
werden jedes Jahr hunderte Millionen, 700 Millionen Euro plus die Werbeabgaben, 
insgesamt 1,1 Milliarden Euro, dem ORF in die Kassen gespült für ein System, das über 
die Jahrzehnte immer ausgebaut und dadurch immer teurer wurde? 

Für ein System, das Spitzengehälter in exorbitanter Höhe zulässt. 
Pensionsregelungen, die es sonst nirgends gibt, außer beim ORF, und 
Verwaltungsstrukturen, die völlig überdimensioniert sind, die nie restrukturiert wurden. 

Zusätzlich hört man dann oft einmal, es werden auch Entschädigungen für 
Verfehlungen einzelner Kuratoriumsmitglieder bezahlt. Es wird für Vergleiche etwas 
bezahlt. Die Rechnung bekommt dann am Ende immer derjenige präsentiert, der das 
Geld dafür hinlegen muss. Das ist der Steuerzahler. 

Der ORF beruft sich gerne auf seinen öffentlich-rechtlichen Auftrag in Informations-, 
Bildungs- und Kulturangelegenheiten. Aber, da darf man sich dann schon auch fragen: 
Wenn man das ORF-Programm ansieht, die internationalen Serien, die in ständiger 
Dauerschleife laufen und diese austauschbaren Unterhaltungssendungen - brauchen die 
diese Unterstützung durch diese Zwangsabgabe? 

Daher muss die Frage schon erlaubt sein, welche Angebote braucht man eigentlich 
zur Erfüllung des öffentlichen-rechtlichen Auftrages? Warum darf man die bestehende 
Struktur, so, wie sie sind, nicht infrage stellen? 

Uns geht es nicht darum, den öffentlich-rechtlichen Rundfunk abzuschaffen. Es 
geht uns darum, seine Aufgaben klar zu definieren und seine Strukturen zu verschlanken. 

Aber, wir haben nicht den Eindruck, und ich weiß nicht, was Sie für einen Eindruck 
bei der letzten Wahl des Generaldirektors gewonnen haben, aber dort kommt niemand auf 
die Idee, den ORF in irgendeiner Art und Weise zu reformieren, zu verschlanken.  

Eher das Gegenteil ist der Fall. Es wäre bis zum Jahresende Zeit gewesen und es 
wäre auch die Zeit gewesen, Konzepte auf den Tisch zu legen. Aber, das Gegenteil war 
der Fall. Ruckzuck musste ein neuer Generaldirektor bestellt werden, der, wie man hört, 
im Bundeskanzleramt ausgemacht wurde. 
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Weil es eben diese Zwangsgebühren gibt, die verlässlich einbezahlt werden 
müssen, hängen sich die Länder, oder manche Länder, bequemerweise an die Einhebung 
des ORF-Beitrages an und kassieren so eine zusätzliche Landesabgabe. 

Das Burgenland ist selbstverständlich mit dabei. 

Die Bundesländer Wien, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg und Vorarlberg 
verzichten jetzt schon. Tirol hebt 3,10 Euro ein. Also, wesentlich weniger, als wir. Die 
Steiermark wird ab 1.1.2027 aussteigen. 

Sind diese Länder deswegen eine Kulturwüste? Müssen wir uns diese Frage 
stellen? Ich denke, dass das nicht so ist. Eher das Gegenteil ist der Fall. 

Niederösterreich hat ein Kulturbudget von 190 Millionen Euro. Ohne ORF-Beitrag. 
Ohne diese Landesabgabe. 

Im Burgenland nimmt man hingegen 30 Prozent dieser ORF-Zwangsgebühr noch 
dazu, was einem Drittel des Kulturbudgets des Landes entspricht. 

Früher gab es den sogenannten Kulturschilling. Der war aber nur zehn Prozent der 
Rundfunkgebühr. Also, es hat sich nicht nur in Summe etwas erhöht, sondern auch der 
Prozentsatz hat sich verdreifacht. 

Damit ist die ganze Sache zu einer hohen Zusatzbelastung für die Bürgerinnen und 
Bürger geworden. Die Kultur hat mit Sicherheit auch im Burgenland einen hohen 
Stellenwert, gesellschaftlich und wirtschaftlich. Kultur kostet aber nicht nur Geld, Kultur 
schafft auch Einkommen. Kultur schafft im Burgenland Wertschöpfung, Arbeitsplätze und 
Identität. Auch ohne diesen Beitrag.  

Aber, daraus folgt nicht, dass man die Struktur und die Finanzierung nicht 
überdenken darf, aus welchem „Säckel“ das bezahlt werden soll, wenn es auch die 
anderen Bundesländer schaffen. Jetzt sind es fünf, wie gesagt, mit Ende des Jahres 
werden es dann sechs von neun Bundesländern sein, die sich das selbst bezahlen. 

Deswegen gehört auch der burgenländische Kulturförderungsbeitrag auf den 
Prüfstand. Unser Ziel ist klar: Kultur sichern, die Bürger entlasten und sparsam 
wirtschaften. 

Daher weg mit der Zwangsgebühr für den ORF und weg mit dieser Zusatzabgabe, 
die sich so lieb „Kulturförderungsbeitrag“ nennt. Danke. (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Klubobmann. Als Nächste zu 
Wort gemeldet hat sich die sehr geschätzte Präsidentin Claudia Schlager. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Claudia Schlager (SPÖ): Danke Herr Präsident. Werte Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn man sich diesen Gesetzentwurf ansieht, dann könnte man meinen, 
dass es heute um eine rein technische Materie geht. Nämlich, um Verweise, 
Bemessungsgrundlagen und Berechnungsmodelle. 

Aber, hinter diesen Begriffen steht etwas, das für das Burgenland sehr wichtig ist, 
nämlich, die Finanzierung unserer Kultur. 

Deshalb regieren wir heute auf eine Entscheidung, die auf Bundesebene getroffen 
wurde. 

Der Bund hat, die Kollegin Paul-Kientzl hat schon in ihrem Redebeitrag erwähnt, 
die Regeln für den ORF-Beitrag von Unternehmen geändert. Ich wiederhole es jetzt nicht 
noch einmal. Diese Änderung bringt aber für viele Unternehmen eine Entlastung. Auch 
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dort, wo Menschen aus sozialen Gründen von den Beiträgen befreit werden sollen, 
werden die entsprechenden Verbesserungen ebenfalls übernommen. 

Die Konsequenzen dieser Entscheidung tragen aber auch die Länder. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Denn die Änderungen wirken sich unmittelbar auf den burgenländischen 
Kulturförderungsbeitrag aus. Hier möchte ich schon eines festhalten: Es ist nicht in 
Ordnung, wenn der Bund Änderungen beschließt, die finanzielle Auswirkungen auf die 
Länder haben, ohne diese ausreichend einzubinden. (Abg. Mag. Thomas Steiner: Das gilt 
dann aber auch für das Land und seine Gemeinden.) 

Das Burgenland verliert durch diese Neuregelung in den Jahren 2025 bis 2027 
insgesamt mehr als 380.000 Euro an Einnahmen für die Kulturförderung. 

Dieses Geld würden wir lieber in kulturelle Projekte, in Vereine und in die 
Unterstützung von Künstlerinnen und Künstlern investieren. 

Die Kollegin Paul-Kientzl hat es auch schon gesagt, dass dieses Geld zur 
Förderung für Musikschulen verwendet wird. Hier kann ich berichten: Wir durften uns 
vorige Woche in Mattersburg von einem sensationellen Musikprojekt überzeugen. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Nola Note, das von der Musikschule Mattersburg aufgeführt wurde. Hier haben die 
Musikschullehrerinnen und -lehrer und die Schülerinnen und Schüler der Musikschule 
Mattersburg ein Musical aufgeführt, wo das Orchester spielerisch für die Kinder, 
Jugendlichen, aber auch für Erwachsene hervorragend erklärt wird. 

Ich muss sagen, diese Produktion war mehr als hervorragend und ich muss die 
Arbeit unserer Musikschulen im Burgenland mehr als hervorheben, denn die ist wirklich 
ausgezeichnet. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Geschätzte Damen und Herren! Die Kulturförderungsabgabe erfüllt einen klaren 
Zweck: Sie schafft die finanzielle Grundlage dafür, dass Kunst und Kultur im gesamten 
Burgenland stattfinden kann. Nicht nur in unseren Kulturzentren, sondern auch in den 
Gemeinden und den Regionen unseres Landes. 

Mit diesen Mitteln werden Projekte ermöglicht, so, wie Nola Note in Mattersburg, 
die sonst niemals stattfinden würden. Es sind oft keine großen Summen, aber sie 
entscheiden darüber, ob ein Konzert gespielt wird, ob ein Theaterstück aufgeführt werden 
kann, ob ein Museum seine Türen offenhalten kann oder ob junge Künstlerinnen und 
Künstler eine Chance bekommen. 

Genau dafür gibt es diesen Kulturförderungsbeitrag. 

Kultur ist für uns im Burgenland weit mehr als ein Budgetposten. Sie ist Teil unserer 
Identität. Sie verbindet Generationen, schafft Gemeinschaft und macht unser Land 
lebenswert. Ob im Dorfkulturhaus, bei den Festivals, in den Museen, bei unseren 
Musikvereinen, Chören oder Theatergruppen, überall engagieren sich Menschen mit 
Herzblut für das kulturelle Leben in unserem Land. 

Deshalb sorgen wir dafür, dass die Kulturförderung im Burgenland weiterhin auf 
einer sicheren Grundlage steht. Wir bekennen uns weiterhin dazu, dass Kultur einen 
hohen Stellenwert in unserem Land hat und weiterhin haben wird. 

Danke. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Frau Abgeordnete. Bevor wir zur 
Abstimmung kommen, möchte ich auch eine Art Dankesworte richten, und zwar an jene 
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Dame, an die Frau Präsidentin Astrid Eisenkopf, die den U-Ausschuss wirklich 
unermüdlich leitet. Ich durfte einmal stellvertretend ganz kurz den U-Ausschuss leiten. 

Da steckt wirklich enorm viel Arbeit dahinter. Vor allem in der Landtagsdirektion, bei 
der Christina, bei der Ingrid und beim Georg. Was da dahinter steckt, ist wirklich enorm. 
Ich glaube, da kann man ruhig einmal danke sagen. (Allgemeiner Beifall) 

Wir kommen nun zur Abstimmung. (Abg. Doris Prohaska: Von wem ist er? Welcher 
Antrag nun?) Ich stimme zuerst über den überreichten Abänderungsantrag in zweiter 
Lesung ab. Wer diesen Abänderungsantrag unterstützt, möge sich von den Plätzen 
erheben. - 

Das ist die Minderheit. 

Wir kommen nun zur Abstimmung des Antrages des Berichterstatters in zweiter 
Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung in zweiter Lesung zustimmen wollen, sich von 
den Plätzen zu erheben. - 

Danke schön. Das ist die Mehrheit. (Zum zweiten Mal läutet das Handy mit dem 
Klingelton „Feuerwehralarm“ des Abgeordneten Killian Brandstätter. - Abg. Bernd Strobl: 
Ich glaube, in Gols brennt es!) 

Der Initiativantrag, mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 
2024 geändert wird, ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich angenommen. 

Ich ersuche um mehr Ruhe! 

Da keine andere Vorgangsweise beantragt wird, kommen wir zur dritten Lesung. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu 
erheben. - 

Danke schön. 

Der Initiativantrag, mit dem das Burgenländische Kulturförderungsbeitragsgesetz 
2024 geändert wird, ist somit in dritter Lesung mehrheitlich angenommen. 

7. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses über den Bericht der 
Volksanwaltschaft (Beilage 0683) zur Präventiven Menschenrechtskontrolle über 
das Jahr 2025 (Zahl 2100-0483) (Beilage 0741) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 
7. Dies ist der Bericht des Rechtsausschusses über den Bericht der Volksanwaltschaft, 
Beilage 0683, zur Präventiven Menschenrechtskontrolle über das Jahr 2025, Zahl 
2100-0483, Beilage 0741. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Mag. 
Christian Drobits. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Berichterstatter.  

Berichterstatter Mag. Christian Drobits: Danke sehr Herr Präsident. Hohes 
Haus! Der Rechtsausschuss hat den Bericht der Volksanwaltschaft zur Präventiven 
Menschenrechtskontrolle über das Jahr 2025 in seiner 15. Sitzung am Mittwoch, dem 
10.06.2026, beraten. 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0483.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0483.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0741.pdf
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Der Rechtsausschuss stellt somit den Antrag, der Landtag wolle nachstehenden 
Beschluss fassen: 

Der Bericht der Volksanwaltschaft zur Präventiven Menschenrechtskontrolle über 
das Jahr 2025 an den Burgenländischen Landtag wird zur Kenntnis genommen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Ich erteile 
nun Herrn Abgeordneten Philip Juranich, MA als erstem Redner das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Herr Präsident. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte ZuseherInnen zuhause vor dem Livestream! 
Wir sind beim Tagesordnungspunkt 7 angekommen, dem Bericht der Volksanwaltschaft 
zur Präventiven Menschenrechtskontrolle über das Jahr 2025. 

Ich glaube, die meisten von Euch habe ich auch gesehen, wie die geschätzten 
Volksanwält*innen vor wenigen Wochen hier bei uns im Landhaus waren und uns 
berichtet haben, wie es im Burgenland für sie ausschaut. Ich werde jetzt die Flughöhe ein 
bisschen höher halten und nur die Zusammenfassung, die ich für mich aus diesem Bericht 
gewonnen habe, an Euch weitergeben. 

Dieser Bericht zeigt, dass der Schutz der Menschenrechte in Österreich weiterhin 
eine unglaublich wichtige Aufgabe ist und bleibt. 

Im Jahr 2025 führte die Konvention des Nationalen Präventionsmechanismus 
insgesamt 423 Kontrollen durch. Wo? In Pflegeheimen, in Krankenanstalten, in 
Einrichtungen für Kinder und Jugendliche, in Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung, Justizanstalten, Polizeianhaltezentren, Polizeidienststellen sowie sogar bei 
Polizeieinsätzen. Das heißt, das waren Kontrollen, die tatsächlich tief in unsere 
Gesellschaft gehen und unglaublich wichtig sind. 

Wenn man sich den Bericht durchliest, wird einem schnell deutlich, dass es in 
vielen Bereichen weiterhin strukturelle Probleme gibt. Nehmen wir beispielsweise Alten- 
und Pflegeheime her und das sieht man und das spüren wir alle auch in unseren Debatten 
sehr häufig, dass es hier einen Personalmangel gibt. Zusätzlich wird angemerkt, dass es 
unzureichende Gewaltschutzkonzepte gibt und sogar Einschränkungen der 
Selbstbestimmung festgestellt worden sind. 

In psychiatrischen Einrichtungen stand das Entlassungsmanagement im Fokus. 
Kritisiert wurden hier von Seiten der Volksanwaltschaft ungeplante Entlassungen, 
mangelnde Nachsorge und eine unzureichende Information der Betroffenen. Hier ist es 
und muss es ein Ziel sein, Risiken für Patientinnen und Patienten nach einer Entlassung 
absolut zu vermeiden. 

Bei der Kinder- und Jugendhilfe wurde geprüft, ob Einrichtungen tatsächlich sichere 
Orte für Kinder und Jugendliche sind. Dabei standen vor allem Schutz vor Gewalt, 
Beteiligungsmöglichkeiten und stabile Betreuungsstrukturen im Mittelpunkt. Und die sind 
wesentlich für Jugendliche, die aus traumatischen Situationen, Erfahrungen, in solchen 
Einrichtungen untergebracht werden. 

Was hier die Volksanwaltschaft fordert, ist ein bundesweiter einheitlicher 
Qualitätsstandard, da die Unterschiede zwischen den Bundesländern weiterhin von der 
Volksanwaltschaft als sehr groß erachtet werden. 

Wenn wir unseren Blick zu den Einrichtungen mit Menschen mit Behinderungen 
werfen, dann sieht man, dass hier zwar sehr viel Positives geschieht, allerdings zeigt sich 
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trotzdem weiterhin, und jeder, der einmal in so einer Einrichtung auch selber zu Besuch 
war, weiß, dass es hier ein Spannungsfeld zwischen einerseits dem Schutz und 
andererseits der Selbstbestimmung der Menschen, die dort untergebracht sind - ob das 
jetzt über den Tag oder längerfristig ist -, dass da ein eklatanter Unterschied herrscht. 

Wenn man sich noch den Bericht der Volksanwaltschaft anschaut zu den 
Bedingungen in den Kasernen, Polizeianhaltezentren und Polizeidienststellen, dann sieht 
man, dass hier vor allem die Themen menschenwürdige Anhaltung, Behandlung von 
Beschwerden über Misshandlungen, hygienische Standards sowie der Schutz und Würde 
von Angehaltenen bekrittelt wird. 

Also insgesamt zeigt der Bericht, dass viele Missstände nicht auf Einzelfälle 
zurückzuführen sind, sondern auf strukturelle Probleme und das sollte uns zu denken 
geben. 

Die Volksanwaltschaft, und das möchte ich betonen, leistet mit ihren Kontrollen 
einen unglaublich wichtigen Beitrag dazu, diese Defizite, die zuvor genannt worden sind, 
sichtbar zu machen und konkrete Verbesserungen zum Schutz der Menschenrechte 
anzuregen. 

Ich möchte jetzt allerdings die Zeit nutzen, die ich hier stehe und die 
Menschenrechte kurz angeschnitten worden sind, für ein Thema, das mich seit Wochen 
und Monaten, eigentlich seit ich die burgenländische Politik jetzt aktiv verfolge und auch 
mitarbeiten darf, sehr beschäftigt und der Kollege Klubobmann Fürst hat hier schon vorher 
den Kollegen Waldmann angesprochen, der jetzt leider nicht hier ist. 

Allerdings, wenn ich mir die Social Media-Auftritte sowohl der burgenländischen 
freiheitlichen Fraktion als auch einzelner Abgeordneten anschaue, dann muss man schon 
festhalten, dass hier die Menschenrechte und die Würde unserer Gesellschaft mit Füßen 
getreten werden. 

Ich habe da so ein kleines Best-of mitgenommen. (Der Abgeordnete zeigt ein 
Plakat in die Reihe der Abgeordneten) Ich glaube, das ist mehr als zum Distanzieren, 
wenn man sich anschaut, die FPÖ Burgenland postet hier beispielsweise „Karner verrät 
unsere Polizei, unsere Beamten warnen die Bevölkerung vor illegalen Roma- und Sinti-
Camper-Gruppen“. 

Ihr behauptet, dass diese Menschen dort illegal sind, stellt sozusagen eine ganze 
Gesellschaftsschicht, eine autochthone, anerkannte Volksgruppe des Burgenlandes unter 
Generalverdacht! Ihr überlegt Euch gar nicht, was das für die Jugendlichen, für die jungen 
Menschen, die dieser Volksgruppe angehören, bedeutet, wenn sie öffentlich von einer 
politisch - leider, muss man sagen - so starken Partei wie Ihr, so dargestellt werden, als 
illegale Campergruppen. 

Ja, was macht das mit einem Jugendlichen? Natürlich fange ich an zu überlegen, 
stehe ich dazu öffentlich, wer ich eigentlich bin, was meine Identität ausmacht oder 
verheimliche ich das lieber. Und genau solche Ansätze sind jene, die den Leuten ihre 
eigene Identität rauben und das ist mehr als verwerflich. (Beifall bei den GRÜNEN und bei 
der SPÖ) 

Zusätzlich, und das ist natürlich, wenn man Social Media aufgemacht hat, die 
letzten Wochen, vor allem während des Pride Month, es gibt ja hier eine unglaubliche 
Phobie gegenüber der Regenbogenfahne. 

Wenn der Kollege Jaksch groß postet, (Der Abgeordnete zeigt ein weiteres Plakat 
in die Runde der Abgeordneten) Regenbogenwahn auf Amtsgebäuden und das Landhaus 
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hier als ideologische Werbefläche eines linken Kulturkampfes bezeichnet, dann weiß man 
erstens, (Abg. Markus Wiesler: Man kann sie eh daheim aufhängen, …) für wen Ihr steht, 
wenn Ihr sagt, Ihr macht Politik für Österreicherinnen und Österreicher und gegen wen Ihr 
Politik der Österreicherinnen und Österreicher macht. 

Und das ist sehr sinnbildlich, hier ein gewisser Sandro Waldmann, den der Herr 
Klubobmann vorher genannt hat, schreiend vor „Ein Monat Pride“. (Der Abgeordnete zeigt 
das Plakat in die Runde der Abgeordneten) Wenn man sich den Text dazu anschaut, den 
ich mir größer habe machen lassen, damit man das auch vorlesen kann: 

„Hängt die Fahne ab. Hört auf, unsere Kinder zu Versuchskaninchen einer verirrten 
Ideologie zu machen und gebt den Menschen im Burgenland ihre Regierung zurück, eine, 
die für alle da ist …“  

Um das geht es ja, wir sind für alle da, Ihr spaltet die Gesellschaft. (Beifall bei den 
GRÜNEN und bei der SPÖ) 

Wenn man hier anschaut, der Kollege Waldmann sagt tatsächlich, dass das 
Aufhängen einer Regenbogenfahne - das ist nicht Toleranz, das ist eine Schlagseite, die 
jedem normal denkenden Menschen den Magen umdreht. Was bedeutet das? Alle 
Menschen, die sich für Menschenrechte einsetzen, für Gleichbehandlung einsetzen, 
denken nicht mehr normal? 

Ist das Eure Art und Weise, Politik zu machen? Das ist pure Spaltung, das ist ein 
purer Kulturkampf, den Ihr versucht anzuheizen und dann Menschen, die für weltoffenes 
Österreich, für weltoffenes Burgenland eintreten, als nicht normal denkend zu bezeichnen 
und das von einem Abgeordneten, ist mehr als rücktrittsreif und eine Katastrophe für die 
politische Landschaft hier im Burgenland. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ) 

Ein letztes Paradebeispiel, das ich mir hergenommen habe, nach Eurer 75-Jahr-
Feier, die Ihr da als Volksfest bezeichnet habt, am Heldenplatz. (Der Abgeordnete zeigt 
ein weiteres Plakat in die Höhe)  

Der Kollege Jaksch postet „Airbert One - Der Remigrationssong“. Ich habe mir 
tatsächlich versucht, da die Lyrics anzuschauen von diesem Remigrationssong, weil mich 
interessiert hat, was da drinnen steht, überraschenderweise findet man den im Internet 
nicht. Warum? Ja, weil das ganze Lied per KI hergestellt worden ist. 

Wenn man zuhört, Ihr verwendet da deutsche Ausdrücke, die bei uns im 
österreichischen Wortgebrauch keine - ja, ich habe die noch nie gehört, noch nie zur 
Anwendung gekommen sind, redet aber von Remigration mit „Airbert One“! 

Ich meine, der Titel des Flugzeuges ist ja kreativ, das muss man Euch lassen, aber 
wenn man sich anschaut, was das eigentlich bedeutet, dieser Remigrationssong, nämlich, 
in welche Richtung Ihr da geht, dann tut mir nicht nur der Magen weh, der dreht sich nicht 
nur um, sondern da kann man tatsächlich nicht danach schlafen. 

Da werden Menschen in einen Kessel geworfen, wurscht, ob sie sich bei uns 
integriert haben, wurscht, wie ihre Familiengeschichte ist, wie ihre Fluchtstory, ob sie in 
einer zweiten, dritten Generation sind, am liebsten wäre es auch, wir hauen alle 
Menschen in Österreich, die nicht Eurer Parteilinie entsprechen, in so einem Airbert One, 
wurscht, wo es hingeht, Hauptsache weg, Hauptsache wir haben unseren Frieden! 

Also, liebe Kolleginnen und Kollegen der freiheitlichen Fraktion, auch wenn Ihr mich 
nicht anschaut und die Hälfte gerade - oder mehr als die Hälfte Eurer KollegInnen - nicht 
dasitzen, das ist keine menschenwürdige Politik, die Ihr macht, das ist 
verabscheuenswürdig, das ist wirklich tief unter der Gürtellinie! 
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Meines Erachtens nach sind sowohl Kollege Sandro Waldmann als auch Kollege 
Mario Jaksch für solche Aussagen mehr als rücktrittsreif! Und ich schäme mich wirklich, 
wenn wir hier stehen und über Menschenrechte sprechen und solche Aussagen von 
Kollegen kommen, die demokratisch gewählt hier sitzen! 

Na ja, sei dahingestellt, ich wollte das hier nutzen, um ein bisschen meinen Unmut, 
meinen Frust äußern zu können und … (Abg. Markus Wiesler: Geh beichten!) Bitte? (Abg. 
Markus Wiesler: Geh lieber beichten!) 

Ich soll beichten gehen. (Der Abgeordnete lacht.) Okay, die katholische Kirche 
kann man da auch noch in den Zug nehmen, aber das wird dann zu lange werden. Ich 
weiß, es ist heiß.  

Ich bedanke mich für Eure Aufmerksamkeit und hoffe auf Unterstützung für den 
Antrag. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager (die den Vorsitz übernommen hat): Danke 
Herr Abgeordneter. Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der Herr 
Landtagsabgeordnete Christian Sagartz.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Danke. Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Die Würde des Einzelnen ist 
unantastbar. 

Eigentlich in wenigen Ländern der Welt, weil gemessen an der Möglichkeit, seine 
Meinung frei äußern zu dürfen, wenn man sich das global ansieht und wir zählen hier 
durch die Reihen, nur jeder vierte von uns hat global gesehen die Möglichkeit, sich über 
seine Machthaber zu beschweren, sich darüber zu äußern, dass diejenigen, die regieren, 
etwas falsch oder richtig machen. 

In vielen Ländern, in 75 Prozent der Länder der Erde ist es leider so, dass die 
Menschen diese Möglichkeit nicht haben. Und dass wir heute hier stehen können und die 
Würde des Einzelnen als unantastbar bezeichnen können und dass es Institutionen gibt, 
die diese Menschenrechte verteidigen und auch dafür sorgen, dass hier selbst dort, wo es 
uns ja eigentlich selbst oft unerklärlich ist, gewahrt bleiben, das ist schon eine riesige 
Leistung. 

Und natürlich, also, wenn man persönlich betroffen ist und man ist Opfer von 
Gewalt, dann wünscht man natürlich dem Täter nichts Gutes. Aber wenn unsere 
Gesellschaft nicht auch jenen - und bei der letzten Ausschusssitzung war ja diese Gruppe 
besonders im Fokus -, selbst jenen nicht zugesteht, die unsere Gesetze mit Füßen treten, 
dass wir gleichzeitig ihre Würde achten, dann hätten wir auch eben nicht richtig gehandelt. 

Ich spreche von Häftlingen und beide Volksanwälte haben ja sehr eindringlich uns 
darauf hingewiesen, dass gerade in diesem Bereich oft auch die viel zitierte Würde des 
Einzelnen nicht gewahrt werden kann. Dass hier viele Menschen einfach ganz schlecht 
untergebracht sind, nämlich, ich meine das simpel und so naiv, wie ich das jetzt sage, 
wenn Jugendliche mit erwachsenen Straftätern zusammen untergebracht werden, dann 
ist das natürlich die falsche Art der Prävention, dass junge Menschen erneut straffällig 
werden. 

Wenn wir nicht genügend Platz haben in unseren Gefängnissen, dann bedeutet 
das, dass scheinbar in unserem Justizsystem einiges krankt und schiefläuft. 
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Tatsache ist, dass die Volksanwaltschaft hier gute Arbeit leistet, uns als 
Mandatarinnen und Mandatare darauf aufmerksam macht, dass wir hinzuschauen haben, 
auch auf jene Gruppen, die vielleicht nicht im Fokus unserer Arbeit stehen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit es aber ganz deutlich sagen und vielleicht 
einmal mehr herausheben, die Volksanwaltschaft überwacht ja hier Einrichtungen des 
Staates, aber bei all diesen Themen und bei all diesen Inhalten, die wir natürlich negativ 
herausstreichen in den Berichten, eine überwiegende, überwältigende Anzahl von 
Menschen, die hier tätig sind, leisten unmenschlich Hervorragendes. 

Sie schaffen es, in Pflegeeinrichtungen, in Betreuungseinrichtungen, in 
Haftanstalten, bei Polizeieinsätzen, bei den Justizbeamten und in der Pflege für tausende 
Menschen in Österreich da zu sein und genau diese Würde zu wahren. 

Diesen Menschen sind wir zu Dank verpflichtet. Das sind ganz harte 
Arbeitsbedingungen, egal ob in der Pflege oder in einer Haftanstalt, ob bei der Polizei 
oder bei einem Einsatz in einer Betreuungseinrichtung. Das sind Helden des Alltags, die 
eigentlich viel zu wenig vorkommen. Diesen Menschen schulden wir Respekt und 
Anerkennung. (Beifall bei der ÖVP, der SPÖ und den GRÜNE) 

Lieber Philip, vielleicht erlaubst Du mir eine persönliche Anmerkung. Die Stärke der 
Freiheitlichen, die kann man sehen, wie man will. Die kann man frustriert sehen, Du hast 
das Wort verwendet, oder man kann sie zur Kenntnis nehmen, dass das auch ein 
Ausdruck der Schwäche anderer Kräfte ist. 

Offensichtlich gelingt es anderen Parteien gerade nicht, Probleme, Ängste 
anzusprechen und ja, mir missfällt der Ton der Freiheitlichen Partei in vielen Fragen. Aber 
Tatsache ist, dass es auch an uns Politikerinnen und Politikern anderer Parteien liegt, 
nicht nur aufzuzeigen, was andere schlecht machen, sondern sich bei der eigenen Nase 
zu nehmen. 

Warum gelingt es denn nicht uns, diese Themen so aufzugreifen, dass die 
Menschen sich hinter unseren Fahnen, hinter unserer Partei vereinigen und sagen, wir 
sind die, die die richtigen Lösungsansätze haben? So lange wir das nicht schaffen, glaube 
ich, ist es der falsche Weg, die Freiheitlichen zu geißeln, wir geben ihnen noch mehr 
Raum und noch mehr Fläche und Aufmerksamkeit. 

Und das möchte ich nicht, ich würde gerne für unsere Ideen, für Ideen einer breiten 
Bevölkerungsgruppe werben und versuchen, hier Mehrheiten in Parlamenten zu schaffen. 
Das ist eigentlich der Frust, den ich aufgeladen habe, weniger die Wortwahl anderer.  

Wir stimmen dem Antrag zu. (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Rudolf Smolej. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Rudolf Smolej (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe 
Abgeordnete, liebe Burgenländer! Auch wir stimmen diesem Antrag zu, einmal vorab, 
denn auch wir sehen, dass die Rechte und die Werte der Menschen unteilbar sind und 
dass die Volksanwaltschaft hier als sehr sensibles Frühwarnsystem agiert. 

Wir sehen das natürlich genau speziell im Bericht vom Volksanwalt Dr. Luisser, 
dass hier - man kann das natürlich immer sehen - ist das Glas halb voll oder halb leer, es 
hat eigentlich sehr gut funktioniert, dass sehr schnell reagiert wird. 
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Was wir sehen in vielen Bereichen, das ist aber ein Problem, das nicht nur durch 
die Volksanwaltschaft aufgedeckt wird, dass Personalmangel und auch sehr kompliziertes 
Verfahrenswesen Mängel einfach hervorruft. 

Was für mich aber sehr interessant war bei dieser Berichterstattung, war vor allem 
ein Hinweis, wir haben genauso viel wie in den Justizanstalten Anträge zur 
Volksanwaltschaft von Inhaftierten wie von Personal. Wir haben das Problem, ich weiß 
jetzt gar nicht, war das der Kollege Baumann, der das aufgeworfen hat, mit den 
Jugendlichen in Eisenstadt?  

Das heißt, wir haben hier Probleme, die eigentlich extrem strukturell sind. Ja. Und 
wenn der Herr Klubobmann, der leider nicht mehr da ist, vorher gemeint hat, möchten wir 
Wien erreichen, so sind wir doch in vielen Bereichen hier auf dem Weg. Und irgendwie 
kommt mir, seine Wortmeldung ist mir vorgekommen wie aus dem Zauberlehrling, die 
Geister, die ich rief, die sind da. Wie kriege ich sie jetzt weg. Und sie zeigen sich in der 
Entwicklung. 

Und da kann man jetzt, ich habe vorher Deine Wortmeldung natürlich verfolgt, ich 
habe sie auch angeschaut, kann man natürlich sagen, okay, es ist die falsche Wortwahl. 
Es ist eine falsche Symbolpolitik, wenn ich hier von einem Airbert spreche, der die Leute 
zurückführt. Aber es ist eben, wie es gesagt worden ist, ein Schlagbegriff. Es ist eine 
Symbolik.  

Ich brauche mir nur eines anschauen, 2014 waren die Anzeigen im jugendlichen 
Bereich bei 6.311. Wir haben jetzt 75.724 innerhalb von 12 Jahren eine Steigerung. Wir 
haben Straftäter, Gefängnisinsassen in Österreich, da kann ich einfach sagen, was ich 
will. Wir haben Algerien, Marokko, Georgien, das ist nicht die Hauptbevölkerung, aber 
wenn ich das hochgewichte, haben die 95 bis 25 Insassen in der Wohnbevölkerung. 

Ich habe hier eine Problematik, die da ist, die die Österreicher spüren. Und das 
spüren natürlich im zweiten Schritt auch die Betroffenen, die in der Justizanstalt, im 
Justizvollzug da sind. 

Und weil wir gerade im Burgenland sind, die Jugendanstalt, wir haben zwar 300 
Anzeigen, zehn Prozent davon verurteilt nur. Aber wer sind die Verurteilten? Zehn Iraner, 
neun Türken. Im Gegensatz zur Wohnbevölkerung. 

Das heißt, hier muss man auch mal die Wertung sehen. Und wenn Du sagst, dass 
wir in Bausch und Bogen abschieben, weil diese Vorurteile habe ich mir nicht erwartet, 
dass die hier im Landtag gebraucht werden, weil - na sicher, da brauchst Du nicht lachen. 
(Abg. Philip Juranich, MA: Schau Dir das Parteiprogramm an …) Du hast betont, ihr wollt 
in Bausch und Bogen abschieben. Nein. 

Es gibt Straftäter. Es gibt Leute, die an sich das Wohnrecht hier verwirkt haben, die 
die Gastfreundschaft verwirkt haben. Ich lasse auch in mein Haus Leute rein, aber er 
muss sich danach benehmen. Er kennt die Regeln, wie er sich aufführen muss. Und das, 
wenn er das, wenn es das nicht mehr gibt, dann bitte nicht. 

Und das Gleiche auch, es wird keiner irgendwelche Vorurteile haben. Im Gegenteil. 
Wir sind eine extrem liberale, konservative, liberale, bis hin soziale Partei. Nur, wenn ich 
dann mit Druck und einfach mit einer Spaltung, wenn, letztlich, wer spaltet denn hier? Das 
ist diese extreme Aggressivität, die von Randgruppen teilweise ausgeht, die hat man auch 
hier. Und das ist einfach so. 

Und wenn eine Partei, die über 30 Prozent Leute hier hat, hinter sich vereinen 
kann, einfach sagt, nein, manche Leute wollen das nicht, dann muss ich das auch zur 
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Kenntnis nehmen. Über die Wortwahl kann man immer diskutieren. Danke. (Beifall bei der 
FPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächste zu 
Wort gemeldet ist die Abgeordnete Rita Stenger.  

Bitte Frau Landtagsabgeordnete. 

Abgeordnete Rita Stenger MA (SPÖ): Vielen Dank Frau Präsidentin. Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich meinen - fast allen meinen Vorrednern 
anschließen. Ich glaube, das Wichtigste ist gesagt.  

Wenn mir einfällt, bei beteiligt, wenn die Kinder und Jugendlichen von der Schule 
hier sind im Landtagssaal, dann versuchen wir ihnen immer mitzugeben, dass sie in 
einem großartigen Land groß werden dürfen, wo die Menschenrechte noch was zählen, 
wo es wichtig ist, wie es den Menschen geht. Und das zeigt auch dieser Bericht. Bei uns 
ist das möglich. Bei uns gibt es eine Demokratie. 

Natürlich gibt es Einflüsse immer wieder, die vielleicht fragwürdig sind. Das haben 
wir heute auch schon gehört. Aber grundsätzlich leben wir in einem großartigen Land. 

Die Volksanwälte waren hier. Wir durften dem Bericht lauschen. Nicht dem ganzen, 
aber es waren einige Punkte dabei. Es wurden 25 Kontrollen durchgeführt, sechs 
Polizeiinspektionen, drei Alten- und Pflegeheime, elf Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe, drei Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen, eine Kaserne und ein 
Polizeieinsatz wurden überprüft.  

Und der Schwerpunkt lag auf der Kinder- und Jugendhilfe. Der wurde heute noch 
nicht gesagt. Ich mag ein bisschen mehr auf das Burgenland eingehen. Ich denke mal, 
das ist ganz wichtig, dass hier der Schwerpunkt liegt. Weil, wenn es um unsere Kinder 
geht, da dürfen wir niemals wegschauen. Das ist ganz wichtig, dass auch wirklich 
kontrolliert wird.  

Und es freut mich sehr, dass auch gerade in diesem Bereich im Burgenland, dass 
wir auch gelobt worden sind. Die Volksanwaltschaft hat hervorgehoben, dass wir als 
einziges Bundesland verbindlich festgelegt haben, dass Eltern und Biografiearbeit 
ausreichend personell abgesichert sein müssen. Das ist das einzige Bundesland, im 
Übrigen.  

Was heißt das? Das ist wichtig. Weil die Kinder haben bei Biografiearbeit, da 
erarbeiten sie eine Identitätsfindung. Sie machen eine Vergangenheitsbewältigung. Das 
ist was ganz Wichtiges in ihrer zukünftigen Entwicklung. Den Kindern geht es schon 
schlecht. Und indem sie das aufarbeiten, wird ihnen geholfen.  

Und das machen wir verpflichtet im Burgenland. Als einziges Bundesland. Und 
darauf dürfen wir auch stolz sein. Weil, was zeigt das? Dass wir im Burgenland nicht nur 
verwalten, dass wir Verantwortung übernehmen. 

Es gibt natürlich Bereiche, und das möchte ich auch sagen, die nicht perfekt 
ablaufen. Wir wissen, in der Kinderpsychiatrie, da gibt es jetzt immer mehr größere 
Probleme. Die Familien stehen immer mehr unter Druck. Seit Corona ist es massiv. Aber 
auch hier agieren wir, auch hier arbeiten wir. Und es ist nicht gut, nur aufzuzeigen, was 
nicht funktioniert, wir sollen auch sagen, was gut funktioniert. Und es funktioniert schon 
einiges sehr, sehr gut. 

Wir haben vor kurzem Herrn Mag. Kollar als Fachbereichsleiter für die Kinder-, 
Jugend- und Erwachsenenpsychiatrie bestellt. Er wird die Angebote besser vernetzen und 
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dafür sorgen, dass Hilfe dort ankommt, wo sie benötigt wird, nämlich rasch und 
unkompliziert. 

Und wir haben, die Versorgung bauen wir weiter aus. Wir kriegen eine 
Transitionspsychiatrie mit zehn Betten. Was ist das? Da geht es darum, dass Jugendliche, 
und das sind halt immer, das ist diese Gruppe, wo ein bisschen eine Lücke ist. 16 bis 24, 
keine Kinder mehr, noch keine Erwachsene, um die wird sich gesorgt und gekümmert, 
dass sie wirklich gut ins Erwachsenenalter begleitet werden. 

Bei der Masterplanung bis 2034 sind acht Betten für Kinder und Jugendliche mit 
psychosomatischen Symptomen vorgesehen. Und es wurde auch Personal 2024 und die 
notwendigen räumlichen Adaptierungen für vier Betten an der bestehenden Station 
genehmigt. 

Es gibt auch einen Psychiatriekoordinator. Vielleicht wissen das einige von Euch 
nicht, von Ihnen nicht. Der sorgt aktuell dafür, dass Ergebnisse von Epik gemeinsam mit 
dem Psychiatriekoordinator, die im Herbst vorliegen werden, als Grundlage für eine 
weitere Planung und den Ausbau psychiatrischer und psychosozialer Angebote im 
Burgenland ausgebaut werden. 

Das Burgenland schaut nicht weg. Das Burgenland handelt. Aber das geht halt 
nicht immer von heute auf morgen, das dauert seine Zeit. 

Die anderen Bereiche haben wir auch schon gesprochen. Es gab in keinem Bericht 
der Volksanwälte gravierende Mängel. Es wurde nichts festgestellt. Und das hat auch 
schon der Kollege Sagartz, glaube ich, gesagt. Es hängt von den Menschen ab, die in 
diesem Bereich arbeiten, die Unmenschliches leisten, mit Herzblut ihre Arbeit verrichten. 
Und denen sind wir alle zu Dank verpflichtet. (Beifall bei der SPÖ, bei den GRÜNEN und 
bei der ÖVP) 

Abschließend möchte ich sagen, ja, es gibt Herausforderungen. Aber im 
Burgenland schaffen wir das. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Frau Abgeordnete. Es gibt noch eine 
Wortmeldung. Weiters zu Wort gemeldet hat sich der Herr Landtagsabgeordnete Jaksch.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Mario Jaksch, B.A. (FPÖ):  Danke Frau Präsidentin. Natürlich 
muss ich mich da auch kurz zu Wort melden bezüglich dem Kollegen Juranich. Ich meine 
einerseits danke für die Werbung, andererseits möchte ich schon klarstellen, dass ich, 
auch meine Fraktion und alle, uns es grundsätzlich wirklich „piepschnurzegal“ ist, was 
jemand daheim in seinen vier Wänden macht, solange es in beiderseitigem 
Einverständnis passiert und keine Tiere und keine Kinder zu Schaden kommen. (Beifall 
bei der FPÖ) 

Und ja, da stehen wir ganz offen dazu. Für uns bedeutet die traditionelle Familie 
den Kern der Gesellschaft. Das sind Vater, Mutter, im optimalen Fall ein paar Kinder. 
(Abg. Rita Stenger, MA: Blödsinn!) Und wir verwehren uns einfach gegen diese 
sektengleiche Inbetriebnahme durch diese LGBTQ, LGBTQ+, und jede paar Monate 
kommt ja ein neuer Buchstabe dazu, weil man auf noch irgendwas draufkommt. (Abg. Rita 
Stenger, MA: Na hoffentlich!)  

Außerhalb dieser Bubble kennt sich eh keiner aus, weil das kann keiner erklären, 
was das alles ist, von binär bis was weiß ich was alles. (Abg. Michelle Whitfield: Bad 
Mafia!) 
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Kein Mensch weiß, was das wirklich ist, außerhalb dieser Bubble. Ja, wir sind für 
die traditionelle Familie. Und nein, wir stellen uns gegen diesen ganzen Wahnsinn, dieser 
queeren Bewegung, dieser LGBTQ-Bewegung. Wir sind gegen jede Frühsexualisierung in 
Kindergärten. Wir wollen keine Queer-Vorlesungen in den Schulen haben.  

Wir wollen nicht, dass die Leute wirklich glauben, das ist traditionell. Da wissen wir 
auch die Mehrheit der Leute hinter uns. Wenn Ihr Euch vor den Karren sperren lasst von 
so einer Sekte, und das ist nichts anderes als eine Sekte, dann bitte schön. Jetzt wissen 
die Leute wenigstens eindeutig und noch einmal wofür wir stehen. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Dafür stehen wir, darauf bin ich stolz und damit kann ich leben. Danke schön. 
(Beifall bei der FPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Herr Abgeordneter, ich darf Sie bitte 
ermahnen mit Ihrer Wortwahl. 

Weiters zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete Philip Juranich und auch noch 
die Abgeordnete Rita Stenger. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Freut mich sehr, dass auch der Kollege Waldmann jetzt noch zu uns gestoßen ist. Herr 
Jaksch, das war eigentlich, Kollege Jaksch, das war genau das am Punkt gebracht, was 
an Eurer Politik falsch ist. Ihr spaltet weiterhin. Vorher ist vom Kollegen Smolej gefallen, 
dass solche Aussagen spalten. (Zwiegespräche in den Reihen der FPÖ-Abgeordneten - 
Abg. Christian Ries: Nicht alle spalten!) 

Eure Postings sind die, die spalten. Also wenn ich zurückgehe in meine Schulzeit, 
ich habe in der Schule gelernt, behandle andere Menschen so, wie Du selbst behandelt 
werden möchtest. (Abg. Christian Riese: Ja, genau!) 

Wenn Ihr da jetzt Gruppen dämonisiert, als Sekten bezeichnet, als Randgruppen, 
dann heißt das ja genau, dass sie nicht Teil unserer Gesellschaft sind, dass sie nicht in 
der Mitte unserer Gesellschaft stehen. Und das sagt Ihr damit. 

Ich bin ja heute, zufällig, ich habe Euch am Parkplatz gesehen, bin hinter Euch mit 
rauf gegangen ins Landhaus, genau hinter den zwei Kollegen Waldmann und Jaksch, mit 
einem gewissen Sicherheitsabstand. 

Warum mit einem Sicherheitsabstand? (Heiterkeit bei Abg. Mario Jaksch und 
Sandro Waldmann) Na ja, ich komme dazu, wenn man Eure Horrorgeschichten hört, vor 
allem zur Regenbogenfahne, dann denke ich mir, wenn Ihr da die Stiegen rauf unter den 
zwei Fahnen hervorgeht, dass da irgendwas passieren kann. 

Also ich habe Euch beobachtet. (Abg. Markus Wiesler: Das ist ein Witz!) Vielleicht 
fällt einer von Euch zwei vor lauter Panik um. Vielleicht explodiert einer vor lauter Wut, 
weil diese Fahne da oben hängt. Ich habe sogar damit irgendwie insgeheim gerechnet, 
dass Ihr vielleicht intensiv anfangt zu schmusen, weil Euch die Regenbogenfahne auf 
einmal homosexuell macht. (Zwiegespräche in den Reihen der FPÖ-Abgeordneten - Abg. 
Markus Wiesler: Was soll das?) Aber, siehe da, nichts ist passiert. Nichts ist passiert. Und 
warum? Weil so eine Fahne nicht weh tut, aber für alle Menschen, die sich genau dank so 
einer Politik von Euch ausgegrenzt fühlen, nicht gehört fühlen, für die ist es ein wichtiges 
Zeichen der wertschätzenden Anerkennungen, um das geht es hier. Danke schön. (Beifall 
bei den GRÜNEN und bei der SPÖ - Abg. Rita Stenger, MA: Bravo!) 
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Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Weiter zu Wort 
gemeldet hat sich die Abgeordnete Rita Stenger. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Rita Stenger MA (SPÖ): Vielen Dank. Nur ganz kurz. Sie sind einer 
der Gründe, dass sich Männer nicht dafür entscheiden, in einem Kindergarten zu arbeiten. 
Weil genau Ihre Einstellung ist es, die Männer davon abhalten, damit sie ja nicht ins 
schlechte Licht gerückt werden. Weil die Eltern den Kindern daheim irgendwas einreden, 
was völliger Schwachsinn ist. Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN - Abg. 
Michelle Whitfield: So ein Blödsinn!) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Frau Abgeordnete. (Abg. Michelle 
Whitfield: So ein Blödsinn!) Da nun keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur 
Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Das ist einstimmig. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten - Abg. 
Christian Ries: Fürchte Dich nicht!) 

Der Bericht der Volksanwaltschaft zur Präventiven Menschenrechtskontrolle über 
das Jahr 2025 wird somit einstimmig zur Kenntnis genommen.  

8. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den 
selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit 
Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0721) betreffend „Verfassungskonforme Befreiung von 
Studiengebühren für berufstätige Studierende“ (Zahl 2100-0502) (Beilage 0752) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Der 8. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den selbständigen 
Antrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0721) betreffend 
„Verfassungskonforme Befreiung von Studiengebühren für berufstätige 
Studierende“ (Zahl 2100-0502) (Beilage 0752). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Kilian 
Brandstätter.  

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Berichterstatter Kilian Brandstätter: Geschätzte Frau Präsidentin! Der 
Rechtsausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Verfassungskonforme 
Befreiung von Studiengebühren für berufstätige Studierende in ihrer 14. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten. 

Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss stellen daher den Antrag, der 
Landtag wolle dem selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, 
Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
betreffend „Verfassungskonforme Befreiung von Studiengebühren für berufstätige 
Studierende“ die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Ich erteile nun 
Herrn Landtagsabgeordneten Philip Juranich als erstem Redner das Wort.  

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0502.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0752.pdf
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Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuseherinnen zuhause vor dem Livestream! 
Ich muss mich jetzt nur versuchen, ein bisschen emotional wieder zu beruhigen. Aber das 
geht sicher gleich schnell, weil wir hier bei einem sehr wichtigen Punkt heute angelangt 
sind, den ich auch aus persönlicher Erfahrung sehr gut kenne, da ich auch mein Studium 
berufsbegleitend abgeschlossen habe. Wir sprechen über die verfassungskonforme 
Befreiung von Studiengebühren für berufstätige Studierende. 

Also wenn man sich einmal grundsätzlich die Budgetpolitik der aktuellen 
Bundesregierung ansieht, dann erkennt man da ein ziemlich klares Muster. Gespart wird 
immer dort, wo es um unsere Zukunft geht. Es wird bei Klimaschutzmaßnahmen gekürzt, 
es wird beim öffentlichen Verkehr gespart, und jetzt erleben wir einmal mehr, dass auch 
im Bildungsbereich die falschen Prioritäten gesetzt werden.  

Ich glaube, niemand hier wird bestreiten, dass öffentliche Budgets nicht unbegrenzt 
sind, natürlich muss Steuergeld verantwortungsvoll verwendet werden. Natürlich braucht 
es in wirtschaftlich schwierigen Zeiten einen sorgsamen Umgang mit öffentlichen Mitteln, 
mit Steuergeldern.  

Aber die entscheidende Frage lautet doch nicht, auf der einen Seite, ob gespart 
wird. Ganz anders, die entscheidende Frage ist, wo wird gespart. 

Und genau hier trifft die Bundesregierung leider die falschen Entscheidungen, denn 
wer beim Klimaschutz spart, verschiebt die Kosten nur in die Zukunft.  

Wer beim öffentlichen Verkehr spart, macht Mobilität teurer und erschwert den 
Alltag vieler Menschen.  

Und wer bei Bildung spart, spart nicht Geld, sondern Chancen ein.  

Genau darum geht es hier im vorliegenden Antrag. Wir sprechen über Menschen, 
die studieren und gleichzeitig arbeiten. Über junge Menschen, die sich ihr Studium nicht 
von den Eltern finanzieren lassen können.  

Über Menschen, die neben Vorlesungen arbeiten gehen, Rechnungen bezahlen, 
Miete zahlen und oftmals auch familiäre Verpflichtungen eingehen oder tragen.  

Diese Menschen leisten bereits einen großen Beitrag. Sie zahlen Steuern, sie 
finanzieren damit ihr eigenes Bildungssystem und trotzdem werden sie zusätzlich mit 
Studiengebühren belastet, wenn sie aufgrund ihrer Erwerbstätigkeit eben etwas länger für 
ihr Studium brauchen, wie es gesetzlich oder im Bildungsministerium vorgesehen ist.  

Was sagt die Bundesregierung zu diesen Menschen? Sie sagt ihnen, wenn ihr 
arbeiten müsst und deshalb nicht in der Mindeststudienzeit fertig werdet, dann müsst ihr 
auch noch Studiengebühren zahlen. Das ist ja die völlig falsche Botschaft.  

Gerade junge Menschen bekommen derzeit von allen Seiten zu spüren, dass das 
Leben teurer geworden ist. Die Mieten steigen, Lebensmittel werden teurer und auch das 
Öffifahren wird durch die Bundesregierung finanziell unattraktiver und belastender.  

Aber anstatt, diese Realität anzuerkennen und Unterstützung zu bieten, schafft die 
Bundesregierung zusätzliche finanzielle Belastungen.  

Wer länger studiert, weil neben Vorlesungen und Prüfungen auch eben ein Job 
notwendig ist, wird am Ende nochmal zur Kassa gebeten.  
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Bildung darf nicht davon abhängen, ob die Eltern das Studium finanzieren können 
oder ob man gezwungen ist, nebenbei zu arbeiten.  

Ein gerechter Hochschulzugang bedeutet, die unterschiedlichen Lebensrealitäten 
von Studierenden anzuerkennen und niemanden aufgrund seiner finanziellen Situation 
zusätzlich zu benachteiligen.  

Deswegen bin ich der Meinung, dass der vorliegende Antrag richtig und notwendig 
ist.  

Wir fordern nämlich nichts Außergewöhnliches.  

Wir fordern Fairness.  

Wir fordern Chancengleichheit. 

Und wir fordern, dass jene Menschen unterstützt werden, die sich die Bildung hart 
erarbeiten müssen.  

Das Burgenland, darf ich hier positiv erwähnen, zeigt seit Jahren, dass man 
Bildungspolitik auch anders denken kann. Der Zugang zur Bildung darf nicht vom 
Kontostand der Eltern abhängig sein.  

Genau deswegen bin ich sehr stolz darauf, dass bei uns eben keine 
Studiengebühren verlangt werden, in unserem Bundesland.  

Chancengleichheit ist nämlich kein Schlagwort, sondern ein politischer Auftrag an 
uns alle.  

Wenn wir es ernst meinen mit einer modernen Gesellschaft, mit 
Fachkräftesicherung, mit sozialer Gerechtigkeit, dann müssen wir endlich aufhören, 
ausgerechnet in der Bildung zu sparen.  

Der Landtag „#beteiligt“, ist schon vorher hier einmal genannt worden, also 
interessant in der letzten Runde, wo ich auch dabei sein durfte, wurde von den 
Schüler*innen gefragt, wie man denn unsere Demokratie noch retten kann, wie man sie 
noch schützen kann. Und die Frau Glück, die ja diese Diskussionsrunden leitet, hat 
spannenderweise die Frage umgedreht und zurück an die SchülerInnen eben diese Frage 
gestellt.  

Ja, wie können wir denn unsere Demokratie aus eurer Sicht noch retten? Eine 
junge Dame hat sich daraufhin zu Wort gemeldet, mutig, und hat gemeint, naja, das 
größte Problem ist unsere Bildung. Die Menschen werden einfach immer dümmer.  

Diese Aussage hätte ich mich nicht getraut zu treffen. Aber wenn es von einer 17-, 
18-jährigen Frau kommt, die selber gerade mitten in unserem Bildungssystem steht und 
sich überlegt, ob sie studieren geht, ob sie arbeiten gehen soll, dann trifft es, glaube ich, 
ziemlich den Nagel auf den Kopf.  

Das zeigt für mich klar, dass auch unsere Jugend verstanden hat, dass 
Investitionen in Bildung eben keine Ausgaben wie jede andere sind. Sie sind Investitionen 
in die Zukunft unseres Landes.  

Wer an der Zukunft spart, spart im Endeffekt an uns allen. Danke.  

Ich möchte noch sagen, ich habe einen Abänderungsantrag mitgenommen und 
zwar, weil der Originalantrag, bei dem Paragraphen, Tippfehler gehabt habt, er ist gehörig 
unterstützt worden.  

Ich darf die Beschlussformel nochmal vorlesen: 
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Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge entsprechend der Begründung eine verfassungskonforme 
Befreiung von Studiengebühren für erwerbstätige Studierende wieder einführen.  

Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ - Der Abgeordnete übergibt der 
Präsidentin den Abänderungsantrag.) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Der 
Abänderungsantrag ist gehörig unterstützt und wird in die Verhandlungen miteinbezogen.  

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Patrik 
Fazekas, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Sehr geschätzte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPÖ und die GRÜNEN legen uns heute einen 
Antrag vor, der vor allem eines ist, nämlich ein Brief nach Wien.  

Wenn man sich die Glaubwürdigkeit der SPÖ und der GRÜNEN ansieht, sie 
schreiben in ihrem eigenen Antrag, an der FH Burgenland gebe es keine 
Studiengebühren, dass sei der stolze burgenländische Weg.  

Das ist schön. Nur sie verschweigen die zweite Hälfte der Wahrheit, meine 
geschätzten Damen und Herren, denn an der Joseph Haydn Privathochschule des 
Landes Burgenland, einer Hochschule, in die dieses Land Millionen Euro finanziert, vom 
Landeshauptmann persönlich gefeiert, von der Landesrätin Winkler. An dieser 
Hochschule zahlen Studierende sehr wohl, meine geschätzten Damen und Herren, bis zu 
730 Euro pro Semester, schwarz auf weiß mit eigener Kontonummer bei der Bank 
Burgenland auf der Homepage hinterlegt.  

Meine geschätzten Damen und Herren! An der Fachhochschule feiern Sie die 
Gebührenfreiheit, an der anderen kassieren Sie. 

Das ist nicht der burgenländische Weg, meine geschätzten Damen und Herren, das 
ist der burgenländische Doppelstandard. Wer in Wien lautstark Gebührenfreiheit fordert 
und im eigenen Land an dieser Hochschule die Hand aufhält, der hat ein 
Glaubwürdigkeitsproblem. (Beifall bei der ÖVP) 

Ihr Antrag, meine geschätzten Damen und Herren, Ihr Antrag ist über drei Seiten 
eine parteipolitische Geschichtsstunde, Kreisky hier, die 2000er Jahre dort, was fehlt, ist, 
das, was die Menschen heute brauchen, nämlich eine Lösung, die dieses Land, diese 
Landesregierung selbst umsetzen kann.  

Wir wollen es anders machen und bringen deshalb heute einen Abänderungsantrag 
ein, der nicht nach Wien zeigt, der nicht die Bundesregierung auffordert, etwas zu tun, 
sondern der Verantwortung übernimmt hier im Land, im Burgenland, ein zielgerichtetes 
Stipendien-Modell für berufstätige Studierende. Das ist unser Vorschlag. Eines, das 
soziale Kriterien berücksichtigt, aber auch den Studienerfolg und die echte 
Doppelbelastung von Beruf und Studium, Geld direkt in die Hand der Studierenden, 
konkret, treffsicher und leistbar.  

Das ist der Unterschied. Wir wollen den Studierenden ein Stipendium in die Hand 
geben, Sie geben ihnen einen Brief nach Wien.  

Meine geschätzten Damen und Herren! Es braucht Chancengerechtigkeit nicht 
durch Schlagzeilen, sondern durch Leistung, die sich lohnt, und die echte Unterstützung, 
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die bei berufstätigen Studierenden auch ankommt, und genau das leistet unser 
Abänderungsantrag.  

Ich darf die Beschlussformel verlesen und anschließend auch um Ihre 
Unterstützung bitten.  

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert,  

• ein zielgerichtetes Stipendienmodell für berufstätige Studierende mit Bezug zum 
Burgenland zu entwickeln beziehungsweise bestehende Förderinstrumente 
entsprechend auszubauen; 

• bei der Ausgestaltung dieses Modells sowohl soziale Kriterien als auch 
Studienleistungen und die besondere Belastung durch die Vereinbarkeit von 
Beruf und Studium zu berücksichtigen; 

• Förderungen so auszugestalten, dass öffentliche Mittel zielgerichtet und nach 
objektiven Kriterien vergeben werden; 

• sowie dort, wo dies im besonderen Interesse des Landes liegt, weiterhin gezielt 
auf Studiengebühren zu verzichten und dadurch bildungs- und kulturpolitische 
Schwerpunkte zu setzen. (Beifall bei der ÖVP - Der Abgeordnete übergibt der 
Präsidenten den Abänderungsantrag.) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Der mir soeben 
überreichte Abänderungsantrag der ÖVP ist gehörig unterstützt, sodass er in die 
Verhandlungen miteinbezogen wird.  

Als nächster Rednerin erteile ich Frau Abgeordneter Michelle Whitfield das Wort.  

Bitte Frau Landtagsabgeordnete.  

Abgeordnete Michelle Whitfield (FPÖ): Vielen Dank Frau Präsidentin. Bei diesem 
Tagesordnungspunkt geht es hier um die verfassungskonforme Befreiung von 
Studiengebühren für berufstätige Studierende.  

In Wirklichkeit geht es hier um die Frage, ob wir Menschen, die arbeiten, bestrafen 
wollen, wenn wir wirklich auf den Kern gehen, denn die Menschen, die studieren und 
gleichzeitig arbeiten, werden doppelt zur Kasse gebeten. 

Das finden wir nicht für richtig.  

Daher bekommt auch dieser auch unsere Zustimmung. 

Denn diese Menschen, die nicht einfach gemütlich sich zu Hause zurücklehnen, sie 
müssen wirklich Menschen, die was leisten, arbeiten gehen, sie zahlen ihre Steuern und 
Beiträge und dann werden sie in letzter Zeit nochmals zur Kasse gebeten, weil sie sich ein 
Wissen aneignen wollen, weil sie sich weiterbilden wollen und sie werden dann 
benachteiligt durch dieses System.  

Wir finden das für ziemlich ungerecht, denn es war ja schon so, dass es die 
Studiengebührenbefreiung für berufstätige Studierende gegeben hat. Die wurde vom 
Verfassungsgerichtshof aufgehoben. Aber nicht, weil sie verfassungswidrig war, sondern 
weil die Einkommen, steuerliches Modell als problematisch gesehen wurde, zum Beispiel 
bei Selbständigen.  

Daher bekommt dieser Antrag unsere Zustimmung.  
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Fraglich ist natürlich an das von der ÖVP. Die ÖVP - stimmt - hat dagegen 
gestimmt im Ausschuss. Und das ist bezeichnend, denn immer, wenn von Leistung 
gesprochen wird, müsste man erwarten, dass die ÖVP auf der Seite der Leistungsträger 
steht.  

Aber hier geht es um arbeitende Studierende. Um junge Menschen, die 
Verantwortung übernehmen, die sich weiterbilden wollen und um Menschen, die nicht nur 
fordern, sondern auch leisten.  

Daher ist es bewundernswert, dass die ÖVP sich hier dagegenstellt. 

Wir haben natürlich auch einen Fachkräftemangel und das ist eine Möglichkeit, 
diesen Fachkräftemangel durch diese Weiterbildung, durch diese Studiengänge 
aufzuholen, damit diese Menschen auch ihre Qualifikationen bekommen.  

Wir brauchen auch gut ausgebildete Menschen.  

Aber gleichzeitig wird ihnen auch dieser Zugang erschwert für manche, denn viele 
können sich ohne nebenbei arbeiten zu gehen das Studium nicht leisten.  

Wer berufstätige Studierende belastet, schwächt nicht nur einzelne Menschen, 
sondern er schwächt auch diesen Bildungsstandort. Er schwächt auch den 
Wirtschaftsstandort.  

Unsere Haltung ist ganz klar, das bekommt auch unsere Zustimmung.  

Danke. (Beifall bei FPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Frau Abgeordnete. Als vorläufig 
letzter Redner zu Wort gemeldet ist der Klubobmann Dr. Roland Fürst.  

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Danke schön Frau Präsidentin. Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Zuseherinnen, liebe Zuseher! Zwei kurze 
Bemerkungen, gute Rede, Frau Abgeordnete Whitfield, habe Sie schon an dieser Stelle 
schon mehrfach kritisiert, das war in Ordnung, das ist auch substanzvoll gewesen.  

Im Gegensatz zum Kollegen Fazekas. Entweder ist eine Bildungslücke oder 
Unvermögen, beides ist beschämend. Privatuniversitäten zeichnen sich dadurch aus, 
dass Studiengebühren bezahlt werden. Das ist so inhärent, steckt auch ein bisschen im 
Namen drinnen. 270 Studierende gegenüber 7.700 Studierende an der Fachhochschule, 
die keine Studiengebühren - und das gibt es mittlerweile nur mehr im Burgenland - 
bezahlen.  

Also ich denke, das ist eine sozialdemokratische Bildungspolitik. (Beifall bei der 
SPÖ und den GRÜNEN - Zwischenruf des Abg. Patrik Fazekas, BA) 

Ganz kurz, um was es geht. Ganz wichtig ist, ich habe jetzt zusammengezählt, ich 
habe mich so an 25 Jahre zirka an Hochschulen herumgeschlagen, als Student, als 
Lehrender. Und es ist immer so, ich versuche, die Geschichte jetzt zu erzählen.  

Es war immer sichtbar jetzt als Professor oder auch als Studierender, die mit den 
Augenringen, das waren sehr oft die berufstätigen Studierenden, zu denen ich auch dann 
dazugehört habe. 

Und die mit dem gelben Pullunder - ich überspitze das jetzt ein bisschen -, die mit 
dem Porsche vom Papa oder von der Mama vorgefahren sind, das sind dann die 
Bummelstudenten gewesen, die wahrscheinlich auch der Grund gewesen sind, warum 
man 2000 Schwarz-Blau diese Studiengebühren eingeführt hat.  
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Das sind jetzt übrigens alle bei den NEOS, glaube ich, ein Teil bei der ÖVP. Einer 
ist sogar Bundeskanzler geworden, leider, der unser Land wirtschaftlich und finanziell an 
die Wand gefahren hat. Kurz war das. Und die NEOS auch, weil die sind auch, die sind 
die dann, die 70 Jahre Pension fordern. Eh klar, wenn man bis 35 Jahre studiert ohne 
Abschluss und dann noch ein paar Jahre zu arbeiten hat, dann bin ich auch für 70 Jahre, 
ist keine Frage, aber das ist sozusagen eine Zuspitzung der Situation.  

Wir sind nicht ideologisch im Burgenland als Sozialdemokratie. 

Wir sind auch leistungsbezogen, aber in dem Fall sind wir ideologisch, wenn man 
so will. 

Weil, Gebühren, was den freien Zugang zu Universitäten und Bildung betrifft, 
immer Menschen abhält, zu studieren.  

Nelson Mandela war es, glaube ich, der einmal gesagt hat, Bildung ist die stärkste 
Waffe, um die Welt zu verändern. 

Und insofern ist es abzulehnen, Studiengebühren zu zahlen, grundsätzlich.  

2000 wurden diese Studiengebühren eingeführt - unter Schwarz-Blau - und 2007, 
wenn ich mich recht erinnere, unter SPÖ, auch FPÖ und GRÜNE dann abgeschafft 
worden, und da wurde eine Regelung gemacht, eben die grundsätzlich vernünftig ist, 
Mindeststudiendauer plus zwei Toleranzsemester sind keine Studiengebühren zu zahlen. 

Da hat man Berufstätige auch ausgenommen, sozusagen, die haben eine 
Spezialregelung bekommen.  

Das hat dann ein Studierender, der selbständig erwerbstätig war, dann 
beeinsprucht oder hat da eine Verfassungsklage in dem Fall gemacht und der ist 
stattgegeben worden. 

2018, seit 2018 unter Faßmann, ÖVP, ist diese Lücke offen und die hätte man 
schon längst reparieren können, weil natürlich ist es richtig, und wenn man sich die 
Erhebungen anschaut, mittlerweile 68 Prozent der Studierenden sind berufstätig.  

Das heißt, die zahlen sich das eh selber, das Studium, verkürzt gesagt. Die 
arbeiten mindestens 20 Stunden in der Woche.  

Und das sollte man auch nicht unberücksichtigt lassen, wir sind, was die 
Akademikerquoten betrifft, sind wir im Hinterfeld in Österreich, was den OECD-
Durchschnitt betrifft, aber auch den europäischen Vergleich. 

Egal wie man es jetzt rechnet, bei uns ist es ein bisschen schwierig, im ehemaligen 
postsekundären Sektor, denken Sie an die Pädagogischen Hochschulen, die früher 
PÄDAKs waren oder SOZAKs, die dann auch Fachhochschulen geworden sind, und je 
nachdem, welche Abschlüsse man dort hat. 

Aber wenn man es hat, im tertiären Bereich rechnet, was Doktor, Doktorandinnen, 
Dipl.Ing., Master- und Bachelor-Niveau ist, ist der OECD-Durchschnitt, Akademiker bei 36 
Prozent und Österreich ist bei 21 Prozent. 

Also, da haben wir einen signifikanten Aufholbedarf. Insofern ist es richtig und 
wichtig, dass wir uns dem Thema annehmen. Danke an den Fabian, der dieses Thema 
auch aufgegriffen hat und sich auch speziell hier auseinandergesetzt hat.  

Natürlich, das ist der Brief nach Wien. Aber da kannst Du sicher sein, in unseren 
Gremien werden wir das thematisieren. Was Sie in den Gremien machen, weiß ich nicht. 

Das werden wir anderenorts heute bei der Dringlichkeit noch feststellen.  
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Aber wichtig ist, dass wir diese Gesetzeslücke auch so schließen oder eine 
Regelung haben, die verfassungsgerecht ist, damit eben vor allem Studierende, die 
berufstätig sind, nicht nur zusätzliche Hürden bekommen, um ein Studium, das wir 
dringend brauchen, was Akademikerabschlüsse betrifft, auch gut über die Bühne zu 
bringen. 

Insofern würde es mich freuen, wenn alle diesen Antrag unterstützen. Ich glaube, 
die Schlussformel hat der Kollege Juranich vorgelesen und ersuche auch im Sinne der 
Studierenden, die berufstätig sind, die trotz Berufstätigkeit ein Studium auf sich nehmen, 
dass man die unterstützt und dass es hier eine gute Regelung gibt. 

Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Klubobmann.  

Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, kommen wir zur Abstimmung. 

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegen zwei Abänderungsanträge vor.  

Ich lasse zuerst über den Abänderungsantrag der ÖVP abstimmen und ersuche 
jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die diesen Abänderungsantrag der ÖVP 
unterstützen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Das ist die Minderheit. Der eingebrachte Abänderungsantrag der ÖVP ist somit 
mehrheitlich abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung des zweiten Abänderungsantrags von der SPÖ und 
den GRÜNEN.  

Wer für den Abänderungsantrag der SPÖ und der GRÜNEN ist, bitte ich, 
aufzustehen. - 

Das ist die Mehrheit. Die Entschließung betreffend „Verfassungskonforme 
Befreiung von Studiengebühren für berufstätige Studierende“ ist somit in abgeänderte 
Form mehrheitlich gefasst. 

Dringlichkeitsantrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit 
Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend 
„Keine Schließung der Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf“ 
(Zahl 2100-0527) (Beilage 0762) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Sehr geehrte Damen und Herren! Wir 
kommen nun zur Behandlung des Dringlichkeitsantrages. 

Dies ist der Dringlichkeitsantrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, 
Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
betreffend „Keine Schließung der Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf“ 
(Zahl 2100-0527) (Beilage 0762). 

Ich erteile nun Herrn Klubobmann Mag. Dr. Roland Fürst das Wort zur Begründung 
der Dringlichkeit des gegenständlichen Antrages.  

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Danke schön. Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, in der Tat, das ist eine dringliche 
Geschichte, die wir heute im Rahmen eines dringlichen Antrages auch debattieren und 
diskutieren wollen. 
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Um was geht es? Es sollen zwei Bezirksgerichte von sechs im Burgenland 
geschlossen werden. Das ist die Drohung oder die Ankündigung von Seiten der 
Bundesregierung. 

Da werden wir uns klar dagegen legen, das ist überhaupt keine Frage und mit allen 
Möglichkeiten, die wir haben, politischen Möglichkeiten dagegenwirken. 

Ich möchte es ein bisschen teilen, drei Bereiche, ich will auch nicht zu sehr ins 
Detail gehen, weil wir nur zwei Redner auch zu dem Punkt haben, nämlich auch die 
betroffenen Mandatare aus den beiden Bezirken. 

Aber das gehört im Vorfeld gesagt, weil ein bisschen ein Wirbel war.  

Am 16. Juni wurde aus den Medien bekannt, dass dieser Plan hier ist, dass 16 
Bezirksgerichte in ganz Österreich geschlossen werden sollen.  

Da muss man aber auch dazu wissen, dass es 112 Bezirksgerichte gibt, auf der 
einen Seite, und auf der anderen Seite gibt es in etwa 92 Bezirke. Da sind aber die 
Statutarstädte schon mit einberechnet. Eigentlich gibt es 79 Bezirke.  

Jetzt, wenn man mathematisch gar nicht so begabt ist wie ich, erkennt man 
trotzdem, dass es mehr Bezirksgerichte gibt wie Bezirke. 

Jetzt haben wir sieben Bezirke, eine Statutarstadt, von mir aus, aber haben schon 
sechs Bezirksgerichte, weil eines schon 2018 geschlossen worden ist.  

Insofern war diese Ankündigung für alle sehr überraschend. 

Was wir gemacht haben, wir haben auch sofort reagiert. 

Wir haben intern reagiert, und wir haben auch medial reagiert. 

Uns war klar, wir werden dann am 16. Juni, 17. Juni werden wir bei dieser 
Landtagssitzung einen Dringlichkeitsantrag stellen.  

Dann sind die Kollegen von der ÖVP auf mich zugekommen, Klubobmann Strobl, 
anlässlich des U-Ausschusses und hat gesagt, eigentlich ist das ein Thema, wo wir auch 
d‘accord sind, wir sehen das auch nicht ein, und ob wir das gemeinsam machen mit den 
GRÜNEN. 

Ich habe gesagt, ja, spricht überhaupt nichts dagegen.  

Ich habe schon angemerkt bei dem Gespräch, das wird auch bestätigt werden, was 
mir nicht taugt, aber nicht, was mir taugt, sondern was Kontraproduktives einfach 
sinnbefreiend ist, ist, wenn der Obmann, Landesparteiobmann Zarits in den Medien geht, 
weil zu dem Zeitpunkt hat er das schon gemacht, sich hinsetzt, als 
Nationalratsabgeordneter wenig im Burgenland ist und sagt, der Landeshauptmann ist 
schuld, dass die zwei Bezirksgerichte geschlossen werden, weil er hat so eine schlechte 
Beziehung zur Bundespartei. 

Ich bin ja für viele Blödheiten wirklich zu haben. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) Muss man metaphorisch sehen, es ist keine, ist direkt, finde ich, würdigt 
das keinen Ordnungsruf. Ich erzähle das ja nur.  

Aber das geht zu weit, weil alle wissen, dass der Landeshauptmann gar nichts mit 
dem zu tun hat. 

Weil sonst hätte auch der Anton Mattle, ÖVP-Landeshauptmann, ein schlechtes 
Verhältnis zum Bundeskanzler Stocker oder die Frau Mikl-Leitner, wo auch Gerichte 
geschlossen werden sollen, auch ein schlechtes Verhältnis. 



 Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026  2769 

 

Also, an dem kann es nicht liegen. Insofern war ich sehr froh und ganz offen auch, 
eine legislative, gemeinsame Initiative zu starten. 

Insofern haben wir diesen Antrag auch formuliert. Wir haben auch verzichtet, den 
Grund zu nennen, warum es überhaupt diese Sparideen, diese teilweise skurrilen 
Sparideen gibt, weil in den ganzen 16 Bezirksgerichten geht es um drei Millionen Euro. 

Also um drei Millionen Euro streitet man hier.  

Hätte man auch reinschreiben können in den Antrag, warum wir uns überhaupt mit 
dem beschäftigen sollen, weil uns die ÖVP finanz- und wirtschaftspolitisch an die Wand 
gefahren hat mit einer „Koste es, was es wolle“-Politik.  

Die neue Stocker-Formel ist höchste Inflationsrate, geringstes 
Wirtschaftswachstum und null Toleranz. 

Das ist genau die ÖVP-Politik, warum wir eigentlich jetzt überhaupt auf solche 
Ideen kommen. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Haben wir nicht gemacht, weil es eine gemeinsame legislative Initiative ist.  

Dann, gestern in der Früh, um sieben Uhr, oder weiß ich nicht, um acht Uhr, 
bekomme ich Videos zugeschickt, wo sich jetzt der Landesparteiobmann der ÖVP wieder 
hinsetzt, nachdem das committet war und dasselbe wieder wiederholt. 

Also, für mich völlig unverständlich. Ich verstehe nicht, der Matthias Strolz von den 
NEOS würde sagen: Was ist mit dem? Was ist mit dem los? 

Seit einem halben Jahr ist er Parteiobmann, der hat noch nichts für das Burgenland 
geleistet, noch nichts. Oder nennt mir da eine einzige Initiative, die Herr Zarits gesetzt hat, 
außer das Burgenland schlechtzureden? 

Da werdet Ihr nichts finden, da gibt es nichts. 

Liebe Freunde, nachdem Ihr diese Woche schon den Rücktritt gefordert habt, von 
einem sehr erfolgreichen Pflegelandesrat, der mittlerweile jede Woche einen 
Pflegestützpunkt eröffnet, zuletzt in Gols, solltet Ihr Euren Parteiobmann fragen, ob dieser 
nicht rücktrittsreif ist bei seiner Performance. Kriegt den in Griff, denn das wird ganz 
schwierig. Für uns gut. Eigentlich sollte er nicht zurücktreten. 

Aber im Prinzip hat er sich eigentlich nach einem halben Jahr schon komplett 
disqualifiziert und sollte zurücktreten. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Auch spannend, wie das rausgekommen ist, diese Liste gibt es schon lange. Dann 
wurde gesagt, von der Koalition oder Journalisten, die ÖVP hätte das geleakt auch. Wirft 
auch einen untrüglichen Schein auf diese Koalition. 

Wo wir auch, Ihr wisst, als Sozialdemokratie im Burgenland nicht begeistert waren, 
auch eigentlich dagegen waren, dass wir in diese Koalition eintreten. 

Aber das ist Schnee von gestern, bringt uns jetzt relativ wenig, aber es zeigt, wie 
die Situation in der Regierung ist. 

Das ist sozusagen der Vorlauf. Aber, um was geht es eigentlich in unserem 
Antrag? 

Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum man jetzt hergeht, wie gesagt, hier geht 
es um ein Sparvolumen von drei Millionen Euro, und im Gegensatz zum Kollegen Zarits, 
weil ich unterstelle dem Kollegen Zarits, dass er nicht den Herrn Stocker, Bundeskanzler, 
angerufen hat und seine Empörung kundgetan hat. Glaube ich nicht, vielleicht tue ich im 
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Unrecht, aber, wie ich die ÖVP kenne, wird das noch eher durchgedient und wird dann 
hier verteidigt. 

Ich hingegen habe, oder wir hingegen haben mit der Bundesministerin mehrfach 
telefoniert. Scharf telefoniert.  

Freitag war Bundespräsidium, wo ich das massivst kritisiert habe, auch Widerstand 
angekündigt habe, das fällt dort auch nicht auf Wohlwollen. Ist uns aber wurscht, weil uns 
das Hemd näher ist als der Rock.  

Das Hemd sind die Burgenländerinnen und Burgenländer und burgenländische 
Interessen und keine Parteiinteressen.  

Und das ist ganz klar, und auch die Kollegen der anderen Bundesländer, die 
betroffen sind, wie der Sven Hergovich, haben massiven Widerstand angekündigt. 

Weil es nicht geht, dass Bezirksgerichte, die zur Identität des ländlichen Raumes 
gehören, wo es um die Daseinsvorsorge geht, wo es um die Rechtsfürsorge geht, wo 
wichtige Leistungen im ländlichen Raum vor Ort angeboten werden, vom Zivilrecht, das 
sind alle Familienrechtsstreitigkeiten, auch Scheidungsgeschichten und so weiter, 
Strafrecht bis zu einem Jahr, bis hin zum Außerstreitverfahren, Grundbuch,  
Erwachsenen-, also früher Sachwalterschaft, Erwachsenvertretung, ganz zentrale Punkte, 
die in den Bezirksgerichten abgehandelt werden. Also sich das wegnehmen zu lassen, 
das ist unfassbar! 

Alleine nur auf die Idee zu kommen, ist eigentlich unfassbar. Völlig wurscht, von 
wem die Idee stammt, das ist abzulehnen!  

Insofern ist es klar, wenn man sich jetzt noch intensiver damit auseinandergesetzt 
hat, und die Zahlen werden vielleicht die Kollegen noch sagen, ich war ja völlig 
erschüttert, weil so viele Menschen auch dort arbeiten. Da geht es um eine 
Wertschöpfungskette, die da abgerissen wird. 

Das sind ja Rechtsanwälte dort, die sich ansiedeln oder die dort verstärkt aktiv sind 
an diesen Gerichtsstandorten. Da gibt es Organisationen, Vereine, wie der 
Erwachsenenvertretungsverein, der Verein Neustart und vieles mehr. 

Da sind insgesamt 30 Beschäftigte. Die haben über 22.000 Geschäftsfälle, diese 
beiden Bezirksgerichte zusammen.  

Also, das muss man sich einmal vergegenwärtigen. Warum man jetzt auf diese 
zwei Bezirksgerichte kommt, weiß auch keiner. 

Überhaupt keine Frage. Insofern ist es ganz wichtig und ganz richtig, dass wir hier 
gemeinsam auftreten, ohne parteipolitisches Klimpern, was das Burgenland betrifft, und 
der Bundesregierung und der ÖVP, SPÖ und NEOS ganz klar sagt, was Sache ist. 

Das wird’s, liebe Freunde, das wird’s mit uns im Burgenland nicht geben, dass uns 
zwei Bezirksgerichte geschlossen werden. 

Da werden wir massiv Widerstad leisten. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

So gesehen gibt es auch gar nicht mehr viel zu sagen. Ich habe verwiesen, was mir 
wichtig ist, auf diese Wertschöpfungskette, die abgerissen ist. 

Ich bin jetzt kein Ökonom, aber ich traue mich wetten, wenn man jetzt die 
Wertschöpfungskette von 16 Bezirksgerichten hernimmt und sagt, was passiert, wenn 
man die 16 Bezirksgerichte wegtut, dann ist das weit, weit mehr als hier vor allem die 
ländlichen Regionen einen Verlust haben, wie drei Millionen Euro. 
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Also ich gehe jetzt, das ist ein Mehrfaches von dem, was hier geglaubt wird 
einzusparen, das ist überhaupt kein Argument, das ist auch kein Argument, dass die 
Notare mitmachen sollen oder dass es wurscht ist, wo die Richter Homeoffice machen 
sollen. Und vieles mehr, was man da gelesen hat.  

Für mich oder für uns alles keine Argumente. Für uns ist völlig klar, mein letzter 
Satz dazu. Die Kollegen von Oberpullendorf und Mattersburg werden das dann noch extra 
sozusagen polieren und erläutern, wie wichtig das auch für die beiden Bezirke ist und wie 
das in dem Fall Mittel- und Nordburgenland. 

Insofern noch einmal hier der Appell, alle hier auch mitzutun. Gemeinsam vom 
Burgenländischen Landtag ein klares Zeichen zu setzen, gegen die Schließung der 
Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf. 

Wir sind dabei, ich hoffe, Ihr seid auch dabei. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ 
und den GRÜNEN) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ) (fortsetzend): Entschuldige, ich habe 
es vergessen. 

Die Schlussformel lautet wie folgt: 

Es wird die Burgenländische Landesregierung aufgefordert, an die 
Bundesregierung heranzutreten - und ich sage einen Beisatz, wir haben wieder Präsidium 
nächste Woche, werde das mit Nachdruck dort noch einmal vertreten -, heranzutreten, um 
die beiden Gerichtsstandorte, die jetzt von einer drohenden Schließung bedroht sind, dass 
das nicht zustande kommt, dass Mattersburg und Oberpullendorf auch weiterhin bestehen 
bleiben. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Klubobmann.  

Geschäftsordnungsgemäß gehen wir nun in die Verhandlung des 
Dringlichkeitsantrages ein. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt.  

Als erstem Redner erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Philip Juranich, MA das 
Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte ZuseherInnen zuhause vor den Livestreams! 
Kollege Klubobmann Fürst hat schon sehr viel über die Dringlichkeit und Hintergründe 
berichtet. 

Dem werde ich nicht viel hinzufügen. 

Bei mir hat sich grundsätzlich eine Frage aufgeworfen bei der ganzen Thematik, 
und zwar, wie ernst nimmt das die Republik Österreich, wie ernst nimmt das die 
Bundesregierung mit ihrer Verpflichtung zu einer wohnortnahen, funktionierenden und vor 
allem für alle zugänglichen Justiz? 

Denn eines ist klar, Gerichte sind, auch im Burgenland, ich komme aus dem 
Mittelburgenland, direkt neben meiner Heimatgemeinde in Oberpullendorf, wäre 
angedacht, eben so ein Bezirksgericht zu schließen.  
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Das sind für uns mehr als Verwaltungsstandorte. Sie sind Teil öffentlicher 
Infrastruktur und müssen vor allem für alle Menschen weiterhin erreichbar sein. 

Und, wie Kollege Fürst schon richtig gesagt hat, ist es auch ein wichtiger 
Arbeitgeber in unserer Region. 

Die geplanten Schließungen der Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf 
und die genannten kooperierten Einsparungen von rund drei Millionen stehen in absolut 
keinem Verhältnis zu den Folgen der betroffenen Bevölkerung. Wer im ländlichen Raum 
lebt, soll nicht längere Wege und zusätzliche Hürden in Kauf nehmen müssen, nur weil 
auf der anderen Seite irgendwo gespart werden muss. 

Denn wenn Wege länger werden, wenn Verfahren schwerer zugänglich werden, 
und insbesondere, wenn ältere Menschen, alleinerziehende Menschen oder Menschen 
mit eingeschränkter Mobilität zusätzliche Hürden überwinden müssen, dann ist das eben 
kein Nebeneffekt notwendiger Einsparungen, sondern es stellt sich eine Grundsatzfrage 
der Gerechtigkeit. 

Besonders im Burgenland kommt hier noch ein weiterer Aspekt hinzu, und zwar die 
Verantwortung gegenüber den autochthonen Volksgruppen.  

Gerade im Bereich der Justiz braucht es Lösungen, die nicht nur formell bestehen, 
sondern tatsächlich im Alltag funktionieren. 

Ich habe da jetzt einen Blick die letzten Tage nach Kärnten geworfen, und dieser 
Blick zeigt, dass dort erst vor wenigen Tagen eine Reform der zweisprachigen 
Gerichtsbarkeit vorgestellt wurde. Trotz sehr schwieriger personeller Situationen hat man 
sich in Kärnten bewusst dafür entschieden, die regionalen Anlaufstellen an den 
zweisprachigen Gerichtsstandorten aufrecht zu erhalten. 

Gerade deshalb ist der Hinweis auch im vorliegenden Antrag auf die zweisprachige 
Gerichtsbarkeit sehr, sehr wichtig, aus meiner Sicht. 

Die Erfahrungen in Kärnten zeigen uns, dass es nicht genügt, Rechte auf dem 
Papier festzuschreiben. Es braucht tragfähige, langfristige Strukturen in der Justiz, ebenso 
wie in der Verwaltung insgesamt. 

Wenn man die aktuellen Debatten rund um das Volksgruppengesetz auch verfolgt, 
die Volksgruppensprecher*innen hier im Raum machen das vielleicht, dann macht das 
auch deutlich, dass die ersten Schritte zwar gesetzt werden, aber es noch keine 
umfassende Absicherung für die Volksgruppen gibt. 

Entscheidend ist hier nämlich tatsächlich, ob die Volksgruppen und entsprechend 
deren VertreterInnen tatsächlich mitgestalten können oder bloß nachträglich informiert 
werden. 

Wenn in Kärnten die zweisprachige Gerichtsbarkeit durch standortwahrende 
Lösungen abgesichert wird, dann muss das auch für die Volksgruppen im Burgenland ein 
Maßstab sein. 

Rechte dürfen nicht nur auf dem Papier bestehen, sondern müssen auch im Alltag 
tatsächlich wahrgenommen werden. 

Ja, aus all den genannten Gründen unterstützen wir deshalb die Forderung, die 
Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf zu erhalten. Denn, wer von starken 
Regionen spricht, muss auch bereit sein, die notwendige Infrastruktur in eben diesen 
Regionen zu sichern. 

Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 
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Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als nächstem 
Redner darf ich Herrn Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, nein, Bernd Strobl das 
Wort erteilen.  

Entschuldige Herr Klubobmann, ich war schon eine Zeile weiter. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer zuhause an den Livestreams! 
Ich muss eines zugeben, ich war gestern durchaus überrascht, denn eigentlich lag ja 
bereits ein gemeinsamer Text von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN vor.  

Nachdem der Kollege Juranich ja schon gesagt hat, wie wichtig es ihm war, dass 
hier auch die Volksgruppen erwähnt waren, das war auch ein Teil unserer Mitarbeit, die 
hier die Volksgruppen mit ins Spiel gebracht hat, und wurde dankenswerterweise auch 
aufgenommen. 

Ein Text, auf den wir uns verständigt hatten.  

Ein Text, der die gemeinsame Sorge um die Zukunft unserer Bezirksgerichte zum 
Ausdruck gebracht hat. 

Und ein Text, den wir heute in Form eines Abänderungsantrages erneut einbringen 
werden. 

Warum werden wir ihn erneut einbringen? Weil er ja eigentlich gar nicht abgelehnt 
werden kann, denn die Abgeordneten ja mit ihrer Unterschrift gestern schon zum 
Ausdruck gebracht haben, dass sie genau diesen Text unterstützen werden.  

Ich nehme an, Sie werden sich sicher noch erinnern, was gestern war.  

Weil es bereits gestern von allen unterschrieben geworden ist und weil er hier auch 
so vorliegt. 

Letztendlich hat sich dann die SPÖ anders entschieden. Der Herr Klubobmann hat 
uns das gesagt, warum. Und sie haben den gemeinsamen Weg verlassen. 

Es ist schade. Aber das müssen wir zur Kenntnis nehmen. Wissen Sie, wir kennen 
das ja mittlerweile. Die SPÖ Burgenland ist oftmals sehr, sehr bemüht, den Eindruck zu 
erwecken, sie sei in Wien eine andere Partei als jene, die dort tatsächlich Entscheidungen 
trifft.  

Wenn man darauf hinweist, dann wird es meist laut. Aber die Realität bleibt halt 
doch die Realität. Doskozils SPÖ will nicht wirklich SPÖ sein, außer es geht um Bruno 
Kreisky, dann wird man sich auf einmal wieder der Bundespartei bewusst. 

Aber sonst geht man auf Abstand. 

Wenn der Herr Klubobmann Fürst in der Zeitung der ÖVP etwas ausrichtet, obwohl 
wir zu diesem Zeitpunkt schon an einem gemeinsamen Antrag gearbeitet haben, dann 
wird das offenbar als normaler politischer Umgang betrachtet. 

Wir halten das zweifelsohne aus, weil es um die Sache geht. Aber ob es fair auch 
ist, das ist eine andere Frage. 

Nein, wir sind nicht zart besaitet, wir haben eine dicke Haut, vor allem ich werde 
oftmals mit einem Elefanten verglichen. Und wissen Sie auch warum? Weil uns die Sache 
viel wichtiger ist als eine einzelne kurze Emotion.  

Wenn wir darauf hinweisen, dass die SPÖ Burgenland in Wien oft weniger Gehör 
findet als sie gerne hätte, dann wird regelmäßig lautstark protestiert. 
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Seien wir ehrlich, beleidigt sein, löst kein einziges Problem. Und wehleidig zu 
reagieren, rettet sicherlich kein einziges Bezirksgericht. Weil, es geht um die Sache. Auch 
wenn es die Genossen von SPÖ und GRÜNEN nicht so sehen. 

Es geht nicht, dass der Einzelne vielleicht hier und da, ich hätte jetzt fast gesagt, 
die beleidigte Leberwurst spielt, nein, es kann auch nicht nur um gekränkte Eitelkeiten von 
Regierungsfraktionen gehen, die Sache sollte im Vordergrund stehen. 

Deshalb sollten wir uns heute wieder darauf konzentrieren, worum es eigentlich 
geht. Es geht um die Sache. Um eine Sache, die uns verbindet. Alle hier im Saal. 

So unterschiedlich wir in vielen Fragen vielleicht auch sein mögen, heute gibt es 
etwas, das uns verbinden sollte. 

Wir wollen keine Schließung von Bezirksgerichten im Burgenland. Diesen Satz 
kann man sich ohne Weiteres auf der Zunge zergehen lassen. 

Wir wollen keine Schließung von Bezirksgerichten im Burgenland. Nicht in 
Mattersburg, nicht in Oberpullendorf. Nicht heute und auch nicht morgen. 

Denn hier geht es um weit mehr als um ein Gebäude oder um ein Türschild. 

Laut aktuellen Medienberichten werden in der Bundesregierung Gespräche über 
die Schließung kleinerer Bezirksgerichte geführt. Österreichweit stehen bis zu 16 
Standorte zur Diskussion, und im Burgenland könnten dem Vernehmen nach die 
Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf davon betroffen sein. 

Begründet wird das, und wir haben das auch vom Vorredner schon gehört, mit 
einem Einsparungspotential von rund drei Millionen Euro. 

Drei Millionen Euro. Für den Bundeshaushalt ist das wahrlich ein vergleichsweise 
kleiner Betrag. Für die betroffenen Regionen kann die Auswirkung aber durchaus enorm 
sein. Denn die Frage lautet doch, was passiert, wenn ein Bezirksgericht verschwindet? 

Es verschwindet ja nicht einfach eine Behörde. Es verschwindet ein Stück 
staatlicher Präsenz, es verschwindet ein Arbeitgeber. Dann verschwindet ein Teil der 
Infrastruktur, die die Bezirksstädte stark macht. 

Und dann verschwindet natürlich auch ein Stück Regionalität. Genau das erleben 
die Menschen im ländlichen Raum seit Jahren. Zuerst wird zentralisiert. Dann wird 
zusammengelegt und dann wird eingespart. 

Und am Ende wundert man sich, warum die Menschen das Gefühl haben, dass 
sich der Staat immer weiter aus ihren Regionen zurückzieht. 

Die Schließung von Bezirksgerichten ist deshalb eine schlechte Nachricht für den 
ländlichen Raum. Wenn öffentliche Einrichtungen verschwinden, verliert eine Region an 
Bedeutung.  

Das gilt für Polizeiposten genauso wie für Postämter. 

Das gilt für Schulen. Das haben wir heute schon diskutiert. Die will ja die SPÖ und 
die GRÜNEN aus den kleinen Gemeinden hinausdrängen.  

Und das gilt selbstverständlich auch für Gerichte. 

Wer das nicht glaubt, der soll einmal mit Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
reden, die seit Jahren darum kämpfen, öffentliche Einrichtungen in ihren Gemeinden zu 
halten. 
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Denn diese Einrichtungen, die sind mehr als Verwaltungsstrukturen. Sie sind 
Identität, sie schaffen Frequenz, sie schaffen Arbeitsplätze und sie schaffen Vertrauen. 
Sie zeigen den Menschen, dass der Staat auch außerhalb der Ballungsräume präsent ist. 

Wer sich entfernt, der spart vielleicht auf dem Papier Geld ein. Die tatsächlichen 
Kosten tragen aber dann die Menschen Vorort. 

Gerade ältere Menschen, Alleinerziehende oder Personen mit eingeschränkter 
Mobilität werden längere Wege und höhere Hürden in Kauf nehmen müssen. 

Deshalb stellen wir uns die Frage: Ist das wirklich die richtige Priorität?  

Ist das wirklich jene Verwaltungsreform, die Österreich jetzt braucht? 

Oder spart man hier einfach dort, wo sich die Betroffenen am schwersten Gehör 
verschaffen können? 

Besonders kritisch sehen wir auch, dass über solche Maßnahmen offenbar 
verhandelt wird, ohne die Länder entsprechend einzubinden. 

Deshalb möchte ich einen Satz besonders hervorheben: Entscheidungen über das 
Burgenland dürfen nicht ohne das Burgenland getroffen werden. Das ist keine 
parteipolitische Forderung, das ist eine Frage des Respekts, eine Frage des Föderalismus 
und letztendlich auch eine Frage des Hausverstands. 

Das Burgenland ist nämlich Heimat der burgenlandkroatischen Volksgruppe, der 
ungarischen Volksgruppe sowie der Volksgruppe der Roma und Sinti. 

Schon allein deshalb braucht es standortwahrende Lösungen, die die Rechte 
dieser Volksgruppen im Bereich der Gerichtsbarkeit langfristig absichern. 

Geschätzte Damen und Herren! Am Ende geht es doch um eine einfache Frage: 
Wollen wir den ländlichen Raum stärken oder weiter schwächen?  

Wollen wir Regionen entwickeln oder verwalten?  

Wollen wir Nähe zu den Menschen oder weitere Zentralisierung? 

Für uns von der Volkspartei ist die Antwort klar. Wir wollen starke Regionen.  

Wir wollen kurze Wege.  

Wir wollen wohnortnahe öffentliche Dienstleistungen.  

Und wir wollen, dass die Menschen im Burgenland das Gefühl haben, dass ihr 
Staat für sie da ist und nicht immer weiter verschwindet. 

Darum geht es heute und nicht um Befindlichkeiten. Auch nicht um Parteitaktik. 
Schon gar nicht um Schlagzeilen, sondern um die Interessen der Burgenländerinnen und 
Burgenländer. 

Wenn wir uns heute in einem Punkt einig sein können, dann in diesem: Das 
Burgenland braucht keine weiteren Schließungen.  

Das Burgenland braucht eine starke Region. Und starke Regionen brauchen starke 
Institutionen. 

Deshalb unser Abänderungsantrag und dazu verlese ich nun die Beschlussformel: 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge von jeglichen Plänen zur Schließung von Bezirksgerichten, 
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insbesondere der Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf, Abstand nehmen und 
deren Fortbestand sicherstellen.  

Geschätzte Damen und Herren! Die Burgenländische Landesregierung wird 
aufgefordert, diesen Abänderungsantrag dann im Sinne des Burgenlandes an die 
Bundesregierung zu richten und ich ersuche Sie um Unterstützung und bedanke mich 
bereits im Voraus. 

Danke. (Beifall bei der ÖVP - Der Abgeordnete überreicht der Präsidentin den 
Abänderungsantrag.)  

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Klubobmann. Der mir soeben 
überreichte Abänderungsantrag der ÖVP ist gehörig unterstützt und wird in die 
Verhandlungen miteinbezogen. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der Landtagsabgeordnete Markus 
Wiesler. 

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Wenn wir heute 
über eine mögliche Zusammenlegung von Bezirksgerichten sprechen, dann reden wir 
nicht von einer harmlosen Verwaltungsreform, dann reden wir über eine tatsächliche 
Dringlichkeit, die gegeben ist. 

Wir reden über den Angriff auf den ländlichen Raum, übrigens wie wir schon über 
die Schulen debattiert haben, auch dort ist die Mindestschüleranzahl ein Angriff auf den 
ländlichen Raum, kann man sagen. 

Und wir reden darüber, ob die Bürgernähe in diesem Land überhaupt noch etwas 
wert ist, oder ob wieder einmal alles dem Zentralisierungswahn geopfert werden muss. 

Im Raum stehen, das haben wir schon gehört, die Bezirksgerichte Oberpullendorf 
und Mattersburg. 

Sollte das tatsächlich kommen, dann wäre es ein weiterer Schlag gegen unsere 
Bezirke und gegen die Region. 

Es wird wieder ein Stück öffentlicher Infrastruktur zerschlagen. 

Wieder würden die Menschen vor Ort die Rechnung tragen und zahlen und wieder 
würde man in Wien am Reißbrett entscheiden, was draußen in den Gemeinden angeblich 
nicht mehr gebraucht wird. 

Bezirksgerichte sind für viele Bürger eben der direkte Zugang zur Justiz, sie stehen 
für eine leichte Erreichbarkeit und staatliche Präsenz eigentlich in den Bezirken und 
vorort. 

Wer Bezirksgerichte zusammenlegt, spart einfach nicht nur Gebäude ein, das 
haben wir schon gehört, er nimmt den Menschen ein Stück Sicherheit, ein Stück 
Verlässlichkeit und ein Stück Heimatnähe einfach weg. 

Besonders bemerkenswert ist dabei aber das Verhalten der SPÖ Burgenland, 
muss man sagen. Hier im Burgenland stellt man sich hin und beklagt mögliche 
Schließungen und tut so, als wäre man völlig machtlos. 

Gleichzeitig sitzt die SPÖ natürlich im Bund in der Regierung. 
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Die SPÖ stellt mit Andreas Babler den Vizekanzler und jetzt reiht sich mit 
Justizminister Anna Sporrer nahtlos die nächste SPÖ-Ministerin in diese 
Verantwortungskette ein. 

Die SPÖ Burgenland hat offenbar nicht nur mit Vizekanzler Babler ein Problem und 
keinen guten Draht nach Wien, jetzt zeigt sich auch bei der Justizministerin Sporrer, dass 
der Einfluss der burgenländischen SPÖ in der Bundesregierung offenbar gegen null geht. 

Obwohl sehr scharf telefoniert wurde, habe ich nichts vernommen, dass sich 
dahingehend etwas ändern würde. 

Das muss man eben deutlich so sagen. 

Im Burgenland jammern, in Wien mitregieren, das ist kein Einsatz für den 
ländlichen Raum für uns. Das ist leider politisches Theater und zwar auf den Rücken der 
Bürger. Entweder wird die SPÖ Burgenland in Wien nicht ernst genommen oder sie spielt 
hier bewusst ein Doppelspiel. 

Beides ist aber schlecht für das Burgenland. Beides ist schlecht für unsere Bezirke. 
Und beides ist dem Bürger nicht mehr zu erklären. 

Da war auch die ÖVP - hier nicht außen vorlassen, hier im Burgenland tritt die ÖVP 
gegen mögliche Schließungen auf, nur hat man dabei offenbar vergessen, dass man 
selbst ein bisschen in der Bundesregierung beteiligt ist und sitzt. 

Es sei nur erwähnt, die ÖVP stellt den Bundeskanzler in der Bundesregierung. 
Auch hier gilt, wer in Wien am Regierungstisch sitzt, kann sich im Burgenland nicht als 
unschuldiger Zuschauer hinstellen, das ist uns zu billig. 

Wer Verantwortung trägt, soll handeln und nicht mit ernster Miene Pressefotos 
gegen Entscheidungen machen, die aus der eigenen Bundesregierung kommen. (Beifall 
bei der FPÖ) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Staat zieht sich seit Jahren Schritt für Schritt 
aus den Regionen zurück, irgendwann muss man sagen, es reicht oder es ist genug. 

Ich darf erwähnen, gestern haben wir Gemeinderatssitzung gehabt, auch da 
passiert die ländliche Aushöhlung meines Erwartens mehr. Wir sind nur gespannt, wann 
die Gemeindezusammenlegungen kommen. 

Weil, wir hören immer, die Ertragsanteile im Monat Juni - haben wir gestern 
präsentiert bekommen - wir würden bekommen 67.997, Abzug 67.029, verbleibende 
Ertragsanteile 968, auch da spielt die Politik von der SPÖ zur Aushöhlung des ländlichen 
Raumes mit, muss man sagen, wenn man sich diese Zahlen anschaut. Also wir brauchen 
keine weitere Zentralisierung, wir brauchen erreichbare, öffentliche Einrichtungen, das ist 
die Grundlage eines funktionierenden Staates.  

Früher war es klar, der Staat muss dort erreichbar sein, wo die Menschen zu 
Hause sind. Heute hat man den Eindruck, der Bürger soll dem Staat hinterherhecheln und 
hinterherlaufen und hinterherfahren oder der Staat will sich einfach von dem Bürger 
entfernen und will mit dem Bürger gar nichts mehr am Hut haben. 

Für uns, für die FPÖ Burgenland ist es klar, wir wollen die Standortgarantie aller 
Bezirksgerichte haben, alle sollen erhalten bleiben. 

Abschließend darf ich noch einmal festhalten, die SPÖ soll nicht im Burgenland 
immer jammern, sondern in Wien handeln. Und die ÖVP soll nicht so tun, als hätte sie mit 
der Bundesregierung nichts zu tun. Wer den Bundeskanzler stellt, trägt Verantwortung, 
wer den Vizekanzler und die Justizministerin stellt, trägt Verantwortung. 
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Alles andere ist Schauspielerei und für diese Schauspielerei sind uns die 
Bezirksgerichte und die Bürger viel zu schade. Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Patrik Fazekas, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Sehr geschätzte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als Abgeordneter aus dem Bezirk Oberpullendorf sage 
ich, ja, das Bezirksgericht Oberpullendorf muss bleiben, dafür stehe ich und dafür kämpfe 
ich gemeinsam mit meiner Volkspartei. 

Was mich heute schon wundert, und es hat gestern begonnen und ich möchte das 
untermauern, was der Klubobmann Strobl vorher erwähnt hat, nämlich das 
Zustandekommen des Antrages oder das Nichtzustandekommen, nämlich gemeinsam 
fast parteiübergreifend einen Dringlichkeitsantrag heute hier einzubringen, denn dieser 
Antrag lag bereits vor. 

Ich habe ihn gestern persönlich gesehen und auch persönlich unterzeichnet, es 
waren alle Unterschriften, bis auf die der Volkspartei auf diesem Dringlichkeitsantrag 
schon drauf. Alles fertig, und dann plötzlich ein Anruf, dass man es nicht mehr gemeinsam 
einbringen wolle. 

Was ist passiert? Unser Parteiobmann Christoph Zarits hat etwas völlig Richtiges 
festgestellt, nämlich dass das Burgenland bei wichtigen Entscheidungen, nämlich bei der 
Entscheidung, wo es um die Zukunft der Bezirksgerichte Oberpullendorf und Mattersburg 
geht, außen vor bleibt, weil die Bundes-SPÖ mit der Landes-SPÖ - und das ist auch kein 
Geheimnis, wenn man sich die Historie der vergangenen Jahre ansieht - kein Wort spricht. 

Und jetzt halten Sie sich fest, meine geschätzten Damen und Herren, genau 
dasselbe hat Ihr eigener Abgeordneter, nämlich der Kollege Hoffmann gesagt. Ich zitiere 
aus der „Kronen Zeitung“ am Freitag, 19.06., nämlich wörtlich, er erwarte sich von der 
Justizministerin, dass man intern miteinander spricht. 

Ja, was heißt das im Umkehrschluss? Das heißt im Umkehrschluss, dass 
offensichtlich nicht miteinander gesprochen wurde, das sind seine Worte und nicht 
unsere. 

Wir, meine geschätzten Damen und Herren, haben nichts anderes gesagt, als das, 
was der Abgeordnete Hoffmann vergangenen Freitag der „Kronen Zeitung“ gesagt hat. 
Die Reaktion der SPÖ, beleidigt und eingeschnappt, und der gemeinsame Antrag, den ich 
persönlich gestern unterzeichnet habe, am frühen Morgen, wird im Alleingang 
eingebracht. 

Und Herr Kollege Fürst, bevor Sie dann den Kollegen Zarits kritisieren und 
irgendwie zum Rücktritt auffordern, so bitte ich Sie schon, vor Ihrer eigenen Haustür zu 
kehren. Denn wenn wer das politische Klima in der Vergangenheit vergiftet hat, wenn wer 
beleidigt, wenn wer diffamiert, dann sind das Sie. 

Die Bilanz kann man sich ansehen auf Ihrer Facebook-Seite, (Abg. Mag. Dr. 
Roland Fürst: 46,4 Prozent ...) nämlich so, dass sich die Balken biegen, dementsprechend 
ist die Kritik heute fehl am Platz. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Offensichtlich - und das ist der wahre 
Grund - hat man heute einen Vorwand gesucht, um sich diesen Antrag alleine an den 
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Revers zu heften und hat sich gestern von dieser Zusammenarbeit, die äußerst wichtig 
wäre, in dieser Sache verabschiedet. 

Und weil wir bei der Wahrheit bleiben, ein zentraler Punkt, und das wurde zweimal 
heute schon erwähnt und das wundert mich, dass sich der Kollege Juranich heute damit 
rühmt, ist die Volksgruppenthematik im Burgenland, berücksichtigt hier in diesem Antrag, 
nämlich dass sie den Zugang zur Gerichtsbarkeit nicht verlieren. 

Ja, dieser Einwand, meine geschätzten Damen und Herren, kam nicht von den 
GRÜNEN. Der kam nicht von der SPÖ, denn im Ursprungsantrag, der Entwurf, der der 
ÖVP übermittelt wurde, war das nicht enthalten. Es war die ÖVP, die diese Initiative 
reinreklamiert hat, die Sie heute für sich vereinnahmt haben. 

Herr Kollege Juranich, das, was Sie heute getan haben, nämlich diese Idee an die 
Fahnen sich zu heften, das ist schäbig. (Beifall bei der ÖVP) Dieser Gedanke, der kam 
von der Volkspartei, die SPÖ hat den übernommen, das ist gut so, wir stehen dazu und 
das ist richtig, denn für uns steht die Sache über der Parteitaktik für die Menschen in 
Oberpullendorf und für die Menschen in Mattersburg, für die das Gericht zählt und nicht 
das Schauspiel der SPÖ drumherum. 

Man kann sich ein Beispiel nehmen an der Kollegin Schlager, die hat gestern im 
Gemeinderat eine gemeinsame Resolution beschlossen, wie ich vernommen habe, wo sie 
sich wendet an die Justizministerin, an die Bundesregierung, völlig richtig, 
parteiübergreifend. 

Ich danke Ihnen für diese Initiative in Mattersburg und ich gehe davon aus, dass 
der Kollege Heisz in Oberpullendorf dieselbe Initiative einbringt im Gemeinderat in 
Oberpullendorf. 

Also, abschließend noch einmal, reden Sie endlich, Herr Kollege Fürst, mit den 
Parteigenossen in Wien, damit wir in dieser Sache was voranbringen. Der Abgeordnete 
Hoffman hat hier völlig recht. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Thomas Hoffmann. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Thomas Hoffmann (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer, Zuseher und 
Zuseherinnen zu Hause vor dem Livestream!  

Eingangs möchte ich mich überhaupt einmal bedanken, geschätzter Klubobmann 
Roland Fürst, für die Initiative, die Du hier wahrgenommen hast, damit wir hier im Bezirk 
Mattersburg, im Bezirk Oberpullendorf und insgesamt im Burgenland diese regionale 
Struktur aufrechterhalten wollen. Danke auch dafür, dass Du das alles dann 
zusammengefasst hast und versucht hast, eine gemeinsame Initiative hier im Landtag zu 
starten. 

Im Nachhinein, jetzt eineinhalb Jahre zurücksehend, muss man wirklich noch 
einmal danke sagen, dass Landeshauptmann Hans Peter Doskozil die Entscheidung 
gemeinsam mit uns getroffen hat, nicht mit der ÖVP in eine Regierung zu gehen, weil es 
fehlt wie immer die Handschlagqualität und ich denke, auch in diesem Fall, hier ganz 
speziell, zeigt sich einmal mehr das wahre Gesicht. 

Dieses Schauspiel mit den fast kindergartenähnlichen Zuständen, die dann immer 
hier herrschen mit den einzelnen sensiblen Dingen, wo jeder dann beleidigt ist, das sind 
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genau diese Dinge, die die Bevölkerung satthat und die sich die Burgenländerinnen und 
Burgenländer auch nicht verdient haben. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Ich möchte das noch einmal in aller Deutlichkeit festhalten, dass, wenn die 
Bundesregierung in Wien über die Schließung unserer Bezirksgerichte nachdenkt, allen 
voran die Bezirksgerichte in Oberpullendorf und Mattersburg, dann ist das kein 
notwendiger Sparschritt, sondern ein Schlag ins Gesicht der Bevölkerung. 

Lassen Sie uns kurz die Fakten anschauen, statt auf kurzfristig Sparfantasien der 
Bundesregierung. 

Am Bezirksgericht Mattersburg leisten aktuell zwei Richter, als eine Richterin, ein 
Richter, und insgesamt 13 hochqualifizierte Bedienstete tagtäglich Enormes. Sie haben 
eben nicht nur eine interaktive Behörde vor sich, sondern ein pulsierendes Zentrum der 
Rechtspflege, und das belegt mit einer Statistik aus dem Jahr 2025, wo rund 12.000 
Geschäftsfälle abgewickelt wurden. 

Und das entspricht einer durchschnittlichen Auslastung in ganz Österreich gesehen 
von 146 Prozent, und wenn der Klubobmann Roland Fürst vorher angesprochen hat, wie 
wichtig das eben ist, dass wir in der Verwaltung sparen, dann, glaube ich, ist es genau 
das, was wir hier zum Ausdruck bringen. 

Nämlich, dass das Burgenland schon viel geleistet hat, nachdem wir eh einen 
Standort in Jennersdorf aufgegeben haben, wir eine sehr, sehr hohe Auslastung in 
Mattersburg haben, aber auch eine sehr hohe Auslastung in Oberpullendorf. Der Kollege 
Karall wird auf das noch eingehen. 

Ist das eine Situation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich auf einem sehr 
hohen Arbeitslimit eben befinden und darüber reden wir von einer effizienten 
Zentralisierung und alle, die sagen, dass sich hier ein Einsparen lohnt, hat den Bezug zur 
Realität völlig verloren. 

Was diese Auswirkungen sind für den regionalen Raum hat auch schon, glaube 
ich, sehr gut der Herr Klubobmann Strobl erläutert, brauche ich, glaube ich, nicht weiter 
besprechen. 

Aber immer, wenn es um Reformen geht des Bundes, wenn man dann geschaut 
hat, wozu die ÖGK-Reform geführt hat, dann, glaube ich, ist es wieder einmal ein Negativ-
Beispiel und es führt weiterhin dazu, dass eben diese Negativ-Spirale, erst beschließt 
man eben, ein Gericht, dann sinkt die wirtschaftliche Attraktivität und dann werden auch 
die Kaufkraft und die Arbeitsplätze abwandern. 

Das ist eben diese Negativspirale, die wir verhindern wollen, und deswegen auch 
heute hier dieser gemeinsame Appell an die Bundesregierung. 

Was ich besonders spannend gefunden habe, war eben auch die Sache, wo 
argumentiert wird, dass man drei Millionen einspart und wer das Bezirksgericht in 
Mattersburg kennt, weiß, dass es sich in Staatseigentum befindet. Und diese Miete, die 
jährlich dorthin gezahlt wird, an diese Bundesimmobiliengesellschaft, weil, das ist ja auch 
diese Verwaltungsbehörde des Staates. 

Das Geld wird dort hin als Miete bezahlt, weil, es heißt ja: Insgesamt wird an 
Personalressourcen nicht gespart, denn es bleiben weiterhin alle Arbeitsplätze - auch 
nach dieser ganzen Reformvorschlägen - erhalten. Dann kann es ja nur mehr um die 
Miete gehen und dann ist das in Wirklichkeit ja nur ein Wandern vom linken in den rechten 
Sack. Nämlich, dass das Geld hergenommen wird und der Finanzminister in Wirklichkeit 
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keine Auswirkung spürt, weil es tatsächlich keinen Spareffekt für die Republik mit sich 
bringt. 

Was die ÖVP heute hier gemacht hat, das haben wir schon mitbekommen. Das ist 
ein Spiel, ein parteipolitisches Spiel auf dem Rücken der Bevölkerung. Das lehnen wir 
strikt ab. Was wir auch ablehnen ist eben das Schließen unserer Bezirksgerichte. Sie 
dürfen nicht kaputtgespart werden. Sie sind ein essenzieller Teil unserer Infrastruktur und 
ein Garant für Bürgernähe.  

Lassen Sie uns gemeinsam für die Beibehaltung unserer Bezirksgerichte kämpfen. 
Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN – Abg. Roman Kainrath: Bravo!) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächster zu 
Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Mag. Christian Sagartz, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christian Sagartz, BA (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ja, dass ich herausgehe und damit anfange, dass 
ich eigentlich dem Thomas Hoffmann recht geben muss, das hätte ich jetzt nicht gleich als 
Eingangsstatement vermuten lassen. 

Thomas, Du hast gesagt: Sind wir nicht so wehleidig. Da bin ich bei Dir. Es steht 
uns allen, glaube ich, gut an, nicht wehleidig zu sein, denn zimperlich sind die meisten von 
uns auch nicht. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Nach 25 Jahren ehrenamtlicher und beruflicher Politikerfahrung kann ich Euch jetzt 
sagen: Ich glaube, dass es da vielleicht ein paar Personen gibt. Der Norbert Hofer ist 
gerade nicht im Raum, aber der wird da in dieser Liga schon noch ein anderes Level 
erreicht haben. 

Aber, es gibt, glaube ich, einige wenige, die hinterrücks und vorderrücks genügend 
miterlebt haben. Diese 25 Jahren beweisen mir, dass ich sicherlich nicht wehleidig bin. Ich 
würde Euch bitten, dass wir von dieser Frage vielleicht einen Schritt zur Seite gehen. 

Ist es jetzt notwendig, dass jeder auf diesem Stimmzettel jetzt genau seinen 
Namen auf diesem Antrag richtig nach oben gesetzt in der richtigen Reihenfolge findet, 
oder geht es uns um die Sache.  

In Wirklichkeit geht es um eine Frage, um eine Grundsatzfrage. Sehe ich ein 
Thema föderalistisch oder sehe ich es zentralistisch? Dass Österreich und auch die 
Bundesrepublik Deutschland heute föderale Staaten sind, das liegt daran, dass zwei 
Weltkriege dazu geführt haben, dass man sich sicher sein wollte, dass Macht durch 
Checks and Balances ausgeglichen wird. 

Der Roland hat das heute schon erwähnt, 79 plus 15, 79 Bezirke, 15 
Statutarstädte, sind auch ein Teil dieser Checks and Balances. Das hat man bewusst so 
gemacht, damit nicht die Macht des Einzelnen, wenn einer zentral das Ruder übernimmt, 
vielleicht aus dem Ruder läuft. 

Kleine Replik an unser Nachbarland: Viele Erwartungshaltungen liegen jetzt auf 
Peter Magyar. Die eine oder andere hat er schon nicht erfüllt. Nämlich, im negativen 
Sinne, weil viele von uns geglaubt haben, da wird sich jetzt radikal auch das eine oder 
andere bei der Umgangsweise, zum Beispiel, mit österreichischen Firmen ändern. 

Aber, der hat das zentral in der Hand. Dagegen bin ich. Ich bin dafür, ja, wenn man 
anderen Menschen erklärt, dass wir uns zehn Parlamente und dann noch eine zweite 
Kammer auf nationaler Ebene leisten, das ist viel.  
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Aber, das bedeutet auch Nähe. Das ist das, glaube ich, was heute ein paar Mal 
erwähnt wurde. Auch ein Bezirksgericht in seiner Wohnortnähe zu haben, bedeutet, dass 
dieser Föderalismus, dieser Grundgedanke, dieser Aufteilung von Macht und von 
Gewichten innerhalb einer Republik wichtig sind. Ein gutes Beispiel ist, hat nicht meine 
Fraktion zu verantworten, sondern die SPÖ, dass es auch dezentrale Einheiten der 
Landesverwaltung gibt.  

Zum Beispiel, das Landesarchiv in Mattersburg. Das ist eine Landeseinrichtung, die 
eben nicht in der Landeshauptstadt sitzt, sondern bewusst in einem Bezirksvorort. Ja, die 
Ingrid Salomon wird jetzt wahrscheinlich aus dem politischen Ruhestand auf mich 
herunterschauen und sich wundern, aber ich finde das hervorragend, wenn in der 
Stadtgemeinde Mattersburg ihre Gemeinderäte zusammenrücken und sagen, im Kampf 
um diesen Standort stehen wir zusammen. Das würde uns auch ganz gutstehen. 

Insgesamt möchte ich nur eines sagen, vielleicht wiederhole ich mich, aber 
Wiederholung tut manchmal auch ganz gut: Wenn man sich jetzt das anschaut, was ist 
unsere Grundidee? Wir wollen als Regierungsparteien und als Oppositionsparteien 
gemeinsam an die Bundesregierung appellieren, eine Standortschließung zu verhindern. 

Nach den Wortmeldungen, die wir gegenseitig austauscht haben, gibt es wieder 
nur einen Gewinner, das ist derjenige, der sagt, eigentlich sind die alle nicht in der Lage, 
das Land zu regieren. Wir sollten auch aufpassen, dass wir bei gemeinsamen guten 
Ideen, nämlich einen Standort zu sichern, nicht das Bild nach außen verbreiten, dass wir 
wehleidig sind und dass wir hier in diesem Raum nur die Möglichkeit suchen, uns 
gegenseitig das Wasser abzugraben. 

Es wird in der Demokratie immer schwieriger. Dementsprechend bin ich davon 
überzeugt, was die Vorkollegen gesagt haben, sind wir weniger wehleidig, rücken wir 
mehr zusammen! Das würde ich gerne mit Leben erfüllen. Danke schön. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist der Herr Landtagsabgeordnete Jürgen Karall. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Jürgen Karall (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Ich schließe mich in 
einem Punkt unseren Vorrednern an. Lasst einmal die Emotionen heraussen und bleiben 
wir bei den Fakten.  

Denn, von gestern auf heute habe ich mich mit diesem Thema auseinandergesetzt 
und auf die Schnelle 17, ich habe es vorher noch abgezählt, 17 Punkte gefunden, die aus 
der Praxis erkennen lassen, dass eine beabsichtigte Schließung des Bezirksgerichts in 
Oberpullendorf und auch des Bezirksgerichtes in Mattersburg eine offensichtliche 
Fehlentscheidung wäre. Fangen wir an: 

1. 850 Kundenbesuche pro Monat alleine im Bezirksgericht Oberpullendorf. Was 
passiert mit diesen Menschen? Die müssen sich dann woanders hinwenden. 
Nach Oberwart, nach Eisenstadt. 

2. Aktuelle Nachfragemöglichkeiten. Die gibt es jetzt. Man kann physisch hingehen 
und kann sich rechtsberaten lassen. Das gibt es dann dort nicht mehr. 

3. Zwölf Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und viele Nachgeordnete verlieren den 
Job vor Ort. Die müssen dann weiter hinfahren. 
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4. Die Notare, die Rechtsanwälte, da hängt eine Kette an Jobs dran. Da fallen 
Jobs weg. 

5. Leerstand im Stadtzentrum. Oft zitiert. In Oberpullendorf sehr prominent, wieder 
ein Gebäude leer. Das Gebäude kostet aber weiterhin Geld. Ist nicht schon 
genug Leerstand in der Stadtgemeinde Oberpullendorf? 

6. Verkehrstechnische Probleme, nächster Punkt. Riesen Mehraufwand für die 
Betroffenen. Viele Leute, die das Bezirksgericht besuchen können, sind jetzt 
nicht so mobil, dass sie sagen, na egal, fahren wir eben nach Oberwart. 

7. Grundbuchstelle. Auch weg. 

8. Ältere Personen, Sachwalterschaft, jetzt Erwachsenenvertretung. Jede größere 
Entfernung für diese Personengruppe stellt ein enormes Problem dar. 

9. Der ganze Familienrechtliche Bereich mit den Unterstufen, Pflegschaftssachen, 
Obsorge, Kontaktregelungen beziehungsweise die Unterhaltsregeln für Kinder 
oder Frauen, bei Scheidungen, zum Beispiel. Keine Bearbeitung mehr in der 
Region. 

10. Minderheitenschutzgericht nach Artikel 7 Staatsvertrag. Nur noch eines in ganz 
Burgenland! Nämlich, dann in Oberwart. 

11. Notare und Rechtsanwälte wurden mir gesagt leben von und mit dem 
Bezirksgericht. Das ist der nächste Punkt. Die Aussage, das sollen die Notare 
und die Rechtsanwälte mitmachen ist schlichtweg falsch. Meinen Informationen 
zufolge kommen sie bei den Verlassenschaften, zum Beispiel, jetzt schon nur 
sehr bedingt nach. 

12. Aktuell 1,6 richterliche Planstellen vom Bezirksgericht Oberpullendorf. Man 
würde sogar vom Arbeitsaufwand her die Voraussetzungen für zwei richterliche 
Planstellen im Bezirk Oberpullendorf haben. Auch weg. 

13. Das ist, glaube ich, der 17. Wenn ich richtig gezählt habe. Die Ausrede mit der 
Digitalisierung. Ja. Man kann das jetzt ohnehin alles digital machen, quasi als 
Ausrede zu nehmen, das ist, finde ich, überhaupt unzutreffend. Denn, ein 
Insider hat mir gesagt, gerade die Digitalisierung berechtigt die kleinen 
Bezirksgerichte. Weil, man, zum Beispiel, das leidige Thema der Vertretungen 
aufgrund Digitalisierung viel besser und einfacher lösen kann. 

Also, alles in allem eine absolute Fehlentscheidung, weshalb ich ersuche, die 
beabsichtigte Schließung zurückzunehmen. Deshalb stelle ich jetzt auch einen 
Abänderungsantrag. Es ist gehörig unterstützt und ich lese die Beschlussformel vor: 

Der Burgenländische Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, sich nachdrücklich bei der 
Bundesregierung dafür einzusetzen, dass von jeglichen Plänen zur Schließung von 
Bezirksgerichten insbesondere der Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf 
Abstand genommen und deren Fortbestand sichergestellt wird.  

Ich danke für ihre Aufmerksamkeit. (Der Abgeordnete überreicht der Präsidentin 
den Abänderungsantrag - Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Der mir soeben 
überreichte Abänderungsantrag der SPÖ ist gehörig unterstützt und wird somit in die 
Verhandlung mit einbezogen.  
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Da Niemand mehr zu Wort gemeldet ist, kommen wir zur Abstimmung.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegen nun zwei Abänderungsanträge 
vor.  

Ich lasse daher zuerst über den von der SPÖ eingebrachten Abänderungsantrag 
abstimmen und ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem 
Abänderungsantrag der SPÖ zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Das ist die Mehrheit. Der Abänderungsantrag ist somit mehrheitlich angenommen. 

Die Entschließung betreffend „Keine Schließung der Bezirksgerichte Mattersburg 
und Oberpullendorf“ ist somit mit den beantragten Abänderungen mehrheitlich 
angenommen. 

Dringlichkeitsantrag der Landtagsabgeordneten Christian Ries, Bernd Strobl, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend keine 
vorzeitige Entlassung von Strafgefangenen - Sicherheit der Bevölkerung muss 
Vorrang haben (Zahl 2100-534) (Beilage 769) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Sehr geehrte Damen und Herren, wir 
kommen nun zur Behandlung des 2. Dringlichkeitsantrages. Das ist der 
Dringlichkeitsantrag der Landtagsabgeordneten Christian Ries, Bernd Strobl, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend keine vorzeitige Entlassung von 
Strafgefangenen, Sicherheit der Bevölkerung muss Vorrang haben, Zahl 2100-534, 
Beilage 769. 

Ich erteile nun Herrn Klubobmann Christian Ries das Wort zur Begründung der 
Dringlichkeit des gegenständlichen Antrages. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Christian Ries (FPÖ): Danke sehr Frau Präsidentin. Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ja, ich darf auch zu Beginn meiner Ausführungen kurz an die 
Kollegen Hoffmann anschließen, der gesagt hat, wir sollen nicht empfindlich sein. Das 
darfst Du auch nicht in einer Zeit, wo wir eine solche Bundesregierung haben.  

Da darfst Du überhaupt nicht schmerzempfindlich sein, denn das, was wir hier auf 
vielerlei Feld erleben, das ist alles einer österreichischen Bundesregierung nicht wert, 
meine Damen und Herren! 

Im politischen Alltag erlebt man so einiges. Man erlebt sachliche 
Meinungsverschiedenheiten, die es da und dort selbstverständlich naturgemäß braucht. 
Man erlebt ideologische Gegensätze und mitunter erlebt man auch parteipolitische 
Verrenkungen, wo man sich fragt, wie der- oder diejenige auf diese Verrenkung, auf diese 
Argumentation, dann kommt. 

Aber dennoch, wir befinden uns in einer ernst zu nehmenden parlamentarischen 
Debatte des Landtages und manchmal glaubt man nicht bei diesen Punkt alleine, sondern 
in vielen anderen Fällen auch, man wäre in eine Live-Aufführung des Monty Python 
Stückes geraten. Ich schätze Monty Python, nur dort ist der Unterschied, dort weiß man, 
dass es eine Satire ist. 

Hier haben wir eine Bundesregierung und eine SPÖ Justizministerin. Hier wendet 
sich die SPÖ dagegen und erwartet offenbar, dass das die Bevölkerung glaubt. Ich 
glaube, da werden sie sich schwertun.  
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Aber, was meine ich damit? Im Burgenländischen Landtag wird jetzt 
öffentlichkeitswirksam die Stimme gegen die Pläne der Bundesregierung erhoben. Von 
Parteien, die auch diesen Parteien angehören, die in der Bundesregierung sitzen. 

Speziell bei der SPÖ hat das im Burgenland mittlerweile einigermaßen Tradition, 
muss man sagen. Janusköpfig sagen viele dazu. Sie wissen, Janus war ein römischer 
Gott, der Gott des Anfangs und des Endes, der zwei Gesichter hat, eines vorne und eines 
hinten und er zeigt dieses Gesicht, das er gerade braucht. 

Ganz ähnlich, lieber Kollege Fürst, hat man auch den Eindruck, ist das bei der 
SPÖ. Denn, man kann mit relativ hoher Sicherheit davon ausgehen, wenn in Wien ein 
Vizekanzler „hü“ sagt, dass in Eisenstadt einer „hott“ sagt. So haben wir das in den letzten 
Monaten erlebt.  

Aber, in Wien, und das ist die andere Seite, wird dann oft von SPÖ Abgeordneten 
dann gehorsam die Hand gehoben oder man wird in letzter Sekunde kränklich und ist 
gezwungen, der Abstimmung fern zu bleiben.  

Letzten Endes probiert man dann der Bevölkerung zu erklären - beides geht doch 
irgendwie zusammen. Das ist eine eigene politische Logik, die wir derzeit im Bundesland 
Burgenland haben. Zustimmung ist Widerstand, Regierung ist Opposition und ein 
bisschen schwarz ist doch auch ein bisschen weiß. So ähnlich wie bei George Orwell im 
Buch 1984. 

Nehmen wir als Beispiel die Bezirksgerichte in Oberpullendorf und Mattersburg. 
Wer gefährdet diese Bezirksgerichte? Die FPÖ ist es nicht. Die burgenländischen 
Gemeinden sind es nicht, die Bevölkerung ist es auch nicht. Das kannst Du nicht einmal 
dem Herrn Putin in die Schuhe schieben, denn in Wahrheit ist es die eigene SPÖ 
Ministerin, die den Bestand dieser Gerichte gefährdet. 

Sie haben heute ein politisches Husarenstück vor sich. Hier einen Antrag zu 
beschließen, was die Parteifreunde andernorts, also in Wien, durchdrücken wollen. Das 
hat etwas von einer Betroffenheitslyrik, die Sie hier veranstalten. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Wer die Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf retten will, der braucht 
keine Betroffenheitslyrik. 

Er muss klar verlangen, dass von diesen Plänen Abstand genommen wird, aber 
auch in Wien, und dass diese Gerichte dauerhaft Bestand haben. Genau das fordert 
unser dringlicher Antrag, den wir heute einbringen. 

Aber, was ist die Begründung für diese Schließung? Frau Sporer sagt, sie muss 
sparen. Für uns eine Sparmaßnahme mit relativ wenig Sinn. Ich probiere hier einen 
Vergleich bei Ihnen anzubringen. 

Wenn ein Beinamputierter sagt, ich habe nur ein Bein, dann spare ich mir 
wenigstens das Geld für einen Schuh, dann ist das ein schwarzer Humor. Den kann man 
mögen oder auch nicht. Wenn jemand sich das Bein amputieren lässt, um sich Geld für 
einen Schuh zu sparen, dann hat das mit schwarzem Humor nichts mehr zu tun. Das ist 
Unvernunft, um nicht zu sagen Dummheit, die man hier an den Tag legt.  

Aber, genau diese Art von Logik steckt für uns hinter dem Abbau staatlicher 
Strukturen auf Bezirksebene. Man schließt ein Gericht, weil man Betriebskosten sparen 
will, reduziert das Angebot und sagt dazu, es ist eine Reform. Man macht den Zugang 
zum Recht schwieriger und verkauft das als moderne Justizpolitik, weniger ist mehr. Ferne 
ist Nähe. Abbau ist Ausbau. 
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Aber, der nächste Vorschlag, den die Frau Justizminister in die Öffentlichkeit 
trompetet hat, der schlägt alles bisher Dagewesene noch um Längen. Die Frau 
Justizministerin wollte offenbar tatsächlich 500 Strafgefangene vorzeitig entlassen. Also, 
keine Verwaltungshäftlinge, sondern wirklich echte Strafgefangene. 

Was richtig ist in diesem Zusammenhang, die Justiz ist personell ausgehungert. 
Sowohl die Staatsanwaltschaften als auch das Justizwachpersonal. Sie arbeiten an der 
Belastungsgrenze. Das ist tatsächlich so. Österreichweit. 

Es ist auch richtig, dass die Gefängnisse voll sind. Was sagt die Frau 
Justizministerin dazu? Sie sagt nicht, wir brauchen mehr Personal, wir brauchen bessere 
Ausstattung und zusätzliche Kapazitäten, nein, sie sagt wir entlassen einfach Häftlinge. 

Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Das ist so, wenn ich 
zuhause sage, ich habe Angst vor Einbrüchen, jetzt hänge ich die Eingangstüre aus. 
Wenn nichts aufgebrochen ist, liegt ja kein Einbruch vor. Dann liegt eben nur ein Diebstahl 
vor. Da spart man wirklich komplett an der falschen Stelle und führt die Leute hinters Licht. 

Nicht der Strafvollzug wird dadurch gestärkt, wenn man die Strafgefangenen 
reduziert, man löst auch das Platzproblem nicht, denn diese Plätze werden in relativ 
kurzer Zeit wieder aufgefüllt sein, sondern man verlagert das Problem, das man hat, vor 
die Gefängnismauern. 

Was uns als Burgenländer betrifft, besonders betrifft, ist, dass auch die Schlepper 
davon profitieren sollen. Glauben Sie, dass ein Schlepper, der jetzt entlassen wird, 
plötzlich von einem Moment auf den anderen von tiefer Reue erfüllt sein wird? 

Er wird sich hinstellen und schwören: Ja, ich ergreife jetzt einen ehrlichen Beruf, ich 
mache es nie wieder, nie wieder. Oder glauben Sie nicht, dass er sich denken wird, was 
ist denn das für ein Staat? Sind die dort komplett verrückt? Die entlassen mich jetzt, weil 
sie meine Wächter nicht mehr bezahlen wollen. Der wird sich auf den Kopf greifen. Das 
wird ihm in seiner Heimat wahrscheinlich niemand glauben.  

Meine Damen und Herren! Eine solche Politik sendet, aus unserer Sicht, ein 
verheerendes Signal aus und zwar an die Täter, an die Justiz, auch an die Polizei und vor 
allem aber auch an die Bevölkerung. Mit solchen Entscheidungen machen wir uns zum 
Gespött in ganz Europa. 

Dass man weiß, dass das Ganze nicht folgenlos ist, wenn sich eine Justizministerin 
so verhält, darf ich kurz zu Gehör bringen. Die Arbeiterkammer hat den Vertrauensindex 
erhoben. Da liegt die Polizei, was mich als Polizist besonders freut, mit 69 Prozent 
Zustimmung auf Platz eins. Die Justiz, die österreichische Justiz, liegt auf Rang 14 mit 21 
Prozent Zustimmung. 

69 Prozent - 21 Prozent, das ist eine deutliche Sprache. Deswegen fordert unser 
dringlicher Antrag, den ich in der Beschlussformel zur Verlesung bringen möchte. 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge  

• von jeglichen Plänen zur Schließung der Bezirksgerichte Mattersburg und 
Oberpullendorf Abstand nehmen und deren dauerhaften Bestand 
sicherstellen, 

• die personellen und finanziellen Ressourcen der österreichischen Justiz 
sowie des Strafvollzuges nachhaltig stärken, 
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• von Plänen zur vorzeitigen Entlassung von 500 Strafgefangenen Abstand 
nehmen, 

• Reformmaßnahmen im Bereich der Justiz ausschließlich unter Wahrung 
einer flächendeckenden und wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung mit 
Justizdienstleistungen umsetzen, 

• die Bundesministerin für Justiz Anna Sporer aufgrund der wiederholten 
Kontroversen ihrer Amtsführung sowie des entstandenen 
Vertrauensverlustes zum Rücktritt auffordern. 

Werte Damen und Herren! Politische Verantwortung bedeutet nicht, dass man nach 
jedem politischen Fehltritt eine Pressekonferenz machen kann, um alles wieder zurecht 
rücken zu wollen. Es bedeutet auch politische Konsequenzen aus seinem Verhalten zu 
ziehen.  

Deswegen fordern wir, ich gebe zu, das ist ein krasser Schritt, aber wir fordern 
trotzdem auf, die Justizministerin zurücktreten zu lassen, aufgrund der kontroversen ihrer 
Amtsführung und des Vertrauensverlustes, den sie in der Bevölkerung damit erlitten hat. 

Diese Regierung und sonst niemand ist dafür verantwortlich, dass derart verrückte 
Vorschläge, wie die Entlassung dieser 500 Strafgefangenen überhaupt öffentlich diskutiert 
werden können. Das ist ein absolutes No-Go. 

Wer die Justiz stärken will, muss Personal und Mittel bereitstellen. Wer Sicherheit 
ernst nimmt, darf nicht 500 Strafgefangene entlassen. Wer politische Verantwortung ernst 
nimmt, der darf einem derartigen Vertrauensverlust nicht tatenlos zusehen, sondern muss 
Konsequenzen verlangen, und das tun wir somit. Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Klubobmann. 
Geschäftsordnungsgemäß gehen wir nun in die Verhandlung des Dringlichkeitsantrages 
ein. General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Als erstem Redner darf ich Herrn Landtagsabgeordneten Philip Juranich, MA das 
Wort erteilen. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuseherinnen zuhause vor dem Livestream! 
Vor allem liebe Kolleginnen und Kollegen der FPÖ und ÖVP! Wie ich den 
Dringlichkeitsantrag zum ersten Mal gelesen habe, aber ich weiß ja nicht, vielleicht war 
Ihnen langweilig, vielleicht haben Sie einfach eine Freude an langen Sitzungen, jedenfalls 
ist die frühzeitigere Entlassung von rund 500 Häftlingen spätestens seit vorgestern vom 
Tisch, wenn nicht gestern, und damit kein Thema mehr. (Abg. Christian Ries: Es sollte 
überhaupt kein Thema sein!) 

Es gab dazu eigene APA-Meldungen. Es wäre also recht hilfreich, wenn Sie beim 
nächsten Mal die Nachrichtenlage vorher anschauen bevor Sie uns mit 
Dringlichkeitsanträgen eine Beschäftigungstherapie aufzwingen. (Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPÖ) 

Der zweite Punkt in Ihrem Dringlichkeitsantrag, nämlich die Diskussion rund um die 
Bezirksgerichte. Ja, ist wichtig, ist aber gerade zuvor eben erst besprochen worden, in 
einem anderen Dringlichkeitsantrag, also na ja, ich weiß jetzt nicht genau, was ich mit 
dem tun soll. (Abg. Christian Ries: Ein Dringlichkeitsantrag!) 
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Ich gebe Ihnen aber absolut recht. Tatsache ist, die Zustände in den Gefängnissen 
sind, sowohl für die Bediensteten, als auch für die Insassen unzumutbar. Wenn man sich 
die Zahlen anschaut, der Belag im Strafvollzug, die steigen aktuell. Ich habe mir das 
angeschaut. 

Mit Stichtag 1. Juni befinden sich, laut Justizministerium, über 9.000 Insassinnen 
und Insassen, konkret 9.124 Insassinnen und Insassen, in Justizanstalten. Das 
Ministerium gibt selber an, über 8.422 Haftplätze zu verfügen. 

Das heißt, wir sprechen hier tatsächlich aktuell von einer Auslastung von 108 
Prozent. Das darf und soll so nicht sein. Sowohl auf der einen Seite zum Wohle der dort 
arbeitenden Menschen, aber auch im Interesse von jenen, die dort als Insassinnen und 
Insassen Zeit verbringen dürfen beziehungsweise müssen. 

Ja. Wenn in Zweipersonenhafträumen drei oder vier Personen bis zu 23 Stunden 
am Tag eingesperrt sind, entstehen natürlich schneller gefährliche Situationen. Auf der 
anderen Seite gibt es zu wenig Personal, sowohl im Exekutivdienst, als auch bei den 
Fachdiensten. Das darf nicht außer Acht gelassen werden. Die Zahl der Häftlinge steigt, 
der Personalstand bleibt gleich. Das kann sich auf Dauer nicht ausgehen. 

Deswegen schlagen wir da in eine Kerbe. Wir fordern die Justizministerin daher 
dringend auf, tragbare Lösungen auf den Tisch zu legen, aber mit dem ursprünglichen 
Dringlichkeitsantrag von Euch hat das leider nichts zu tun. Danke. (Beifall bei den 
GRÜNEN und der SPÖ) 

Dritte Präsidentin Claudia Schlager: Danke Herr Abgeordneter. Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Bernd Strobl. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer zuhause an den 
Bildschirmen! Vor lichten Reihen darf ich nun zu meinen Worten kommen. 

Ich möchte heute gar nicht mit der Justizministerin beginnen. Ich möchte eher mit 
dem SPÖ-Vorsitzenden und Vizekanzler Andreas Babler beginnen. Hier möchte, hätte 
oder würde ich gerne, der SPÖ Burgenland etwas ausgerichtet. Leider sind von 17 
Abgeordneten nur mehr drei im Haus. Also, auch hier macht sich die Hitze und die Dauer 
des Tages anscheinend bemerkbar. 

Ihr Parteivorsitzender, Ihr Bundeskanzler, Ihr Vizekanzler - für die drei, die 
dageblieben sind - der höchste Repräsentant Ihrer Partei in der Bundesregierung, Ihr 
Vorsitzender Andreas Babler. Das ist Ihr Chef und das ist auch der Chef von Hans Peter 
Doskozil. 

Dieser Andreas Babler bezeichnet die geplante vorzeitige Entlassung von rund 500 
Strafgefangenen als einen durchdachten ausgewogenen Vorschlag. (Heiterkeit bei 
einigen Abgeordneten) Als Bundeskanzler Christian Stocker diesem Vorhaben eine klare 
Absage erteilt hat, erklärte der Herr Babler, wer diesen Vorschlag ablehne, der handle aus 
populistischen Gründen. 

Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Die vorzeitige 
Entlassung von rund 500 Strafgefangenen, Herr Klubobmann Fürst, soll laut Aussage 
Ihres Vorsitzenden (Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: Der Dosko hat das nicht gesagt) und 
Vizekanzlers Andreas Babler ein durchaus durchdachter, ausgewogener Vorschlag sein. 
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Wer sich für die Sicherheit der Bevölkerung einsetzt, wer sich dafür einsetzt, dass 
rechtskräftige Urteile auch vollzogen werden, der handelt dann angeblich populistisch. 

Ich frage daher die SPÖ Burgenland, die mittlerweile schon wieder auf vier 
Abgeordnete angewachsen ist, ist das auch Ihre Position? Ist das die Position der SPÖ 
Burgenland? Finden auch Sie, dass die vorzeitige Freilassung von hunderten 
Strafgefangenen ein durchdachter, ausgewogener Vorschlag ist? 

Finden Sie das, meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen der SPÖ? Oder 
haben Sie hier auch den Mut Ihrem eigenen Parteivorsitzenden offen zu widersprechen? 
Dann beweisen Sie es und zeigen Sie Haltung! 

Geschätzte Damen und Herren! Genau hier zeigt sich nämlich der Unterschied 
zwischen der Volkspartei und der SPÖ. Für die Volkspartei gilt ein einfacher Grundsatz: 
Die Sicherheit der Bevölkerung steht an erster Stelle. Deshalb war es richtig, dass 
Bundeskanzler Christian Stocker hier ein Machtwort gesprochen hat. Es war auch richtig, 
dass Innenminister Gerhard Karner unmissverständliche klargestellt hat, dass die 
Sicherheit der Bevölkerung Vorrang hat.  

Es ist auch richtig, dass die Volkspartei in dieser Frage ihrer Linie treu bleibt. Denn 
die Menschen erwarten sich zurecht einen funktionierenden Rechtsstaat. Sie erwarten 
sich, dass Gerichte Urteile fällen, aber sie erwarten sich vor allem, dass diese Urteile dann 
auch vollzogen werden. Sie erwarten sich, dass Sicherheitspolitik nicht zum 
Experimentierfeld ideologischer Vorstellungen wird.  

Genau deshalb haben wir diesen Dringlichkeitsantrag eingebracht, gemeinsam mit 
den Kolleginnen und Kollegen der FPÖ. Weil es uns um die Sache geht. Denn, während 
die Bevölkerung einen starken Rechtsstaat erwartet, erleben wir derzeit eine Diskussion 
über vorzeitige Haftentlassungen und Einsparungen im Justizbereich. Wir halten das für 
den vollkommen falschen Weg. Die Herausforderungen im Strafvollzug löst man nicht 
dadurch, dass man Gefängnisse leert. 

Man löst sie nicht dadurch, dass man rechtskräftige Urteile verkürzt und man löst 
sie schon gar nicht dadurch, dass man das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aufs Spiel 
setzt. Die Herausforderungen im Strafvollzug löst man durch ausreichendes Personal, 
durch eine moderne Infrastruktur, durch eine funktionierende Justiz und vor allem durch 
konsequente Entscheidungen.  

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir über Sicherheit sprechen, dann 
müssen wir auch über Migration sprechen. Denn auch dort zeigt sich was den Unterschied 
zwischen Ankündigungspolitik und Ergebnispolitik ausmacht. Die Linie der Volkspartei war 
klar und ist klar und wird in diesem Bereich auch immer klar sein. 

Illegale Migration muss zurückgedrängt werden. Asylmissbrauch muss bekämpft 
werden und die Sicherheit der eigenen Bevölkerung muss Vorrang haben. Viele haben 
diese Linie kritisiert, doch heute geben uns die Zahlen recht. Im April dieses Jahres gab 
es österreichweit nur noch 336 Asylerstanträge, den niedrigsten Wert seit dem Jahr 2014. 

Die Zahl der Asylanträge ist massiv zurückgegangen. Der Familiennachzug wurde 
gestoppt. Die illegale Migration an den Grenzen ist dramatisch gesunken. Die Zahl der 
Menschen, die in der Grundversorgung sind, sind auf einem historischen Tiefstand 
angelangt. 

Und gestern ist ein Entwurf zur Begutachtung eingebracht worden, der ab 
1. November die Außerlandesbringung von rechtskräftigt Verurteilten und asylsuchenden 
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Menschen ermöglichen soll. Diese ist im noch einzubringenden Abänderungsantrag der 
SPÖ auch vorgesehen und somit bereits in Teilen obsolet geworden. 

Das, was ich Ihnen eben gesagt habe, das sind keine Schlagzeilen, das sind 
Ergebnisse, das ist eine Politik, die wirkt. Und genau deshalb haben die Menschen auch 
ein Recht darauf, dass diese konsequente Linie in allen Bereichen fortgesetzt wird. 

Denn wer einerseits die illegale Migration eindämmt, die Grenzen schützt und den 
Missbrauch des Asylsystems bekämpft, kann andererseits nicht gleichzeitig hunderte 
Strafgefangene vorzeitig auf freien Fuß setzen. Das passt halt nicht zusammen, denn 
Sicherheit muss ganzheitlich gedacht werden. 

Geschätzte Damen und Herren, die Bevölkerung erwartet sich keine Ausreden. Die 
Bevölkerung erwartet sich keine ideologischen Debatten und die Bevölkerung erwartet 
sich auch keine Diskussion darüber, wie man rechtskräftige Strafen möglichst rasch 
verkürzen kann. 

Nein, die Bevölkerung erwartet sich Schutz. Die Bevölkerung erwartet sich 
Sicherheit. Und die Bevölkerung erwartet sich einen Staat, der auf der Seite der 
rechtsschaffenden Bürgerinnen und Bürgern steht. Genau dafür steht auch die 
Volkspartei. 

Und genau deshalb fordern wir mit diesem Antrag, von Plänen von vorzeitiger 
Entlassung von rund 500 Strafgefangenen Abstand zu nehmen, die Justiz nachhaltig zu 
stärken und die Sicherheit der Bevölkerung über alle anderen Überlegungen zu stellen. 

Denn eines muss immer gelten, die Sicherheit der Bevölkerung hat Vorrang. 
Vorrang über Sparüberlegungen und auch Vorrang vor ideologischen Experimenten. 

Und die Sicherheit der Bevölkerung muss auch Vorrang haben vor den 
Vorstellungen der SPÖ, die die Freilassung von hunderten Strafgefangenen für einen 
durchdachten, ausgewogenen Vorschlag hält. Und hier kann sich die SPÖ Burgenland 
nicht wieder am heiligen Petrus ein Beispiel nehmen, denn auch ihm wurde gesagt, noch 
bevor der Hahn kräht, wirst du mich dreimal verleugnen. 

Ich hoffe, dass wir den Herrn Vizekanzler heute nicht verleugnen. Danke. (Beifall 
bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf (die den Vorsitz übernommen hat): Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Klubobmann Roland Fürst das Wort. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Liebe Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Klubobmann Strobl! Bei mir sind die Reihen 
gefüllt, bei Dir nicht. Kann man sich auch überlegen, warum das so ist. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) Weil Du es zweimal eingemahnt hast, gell. (Abg. Bernd 
Strobl: Nachdem ich darauf hingewiesen habe …) 

Es ist spannend, wenn sich ÖVP Burgenland und FPÖ Burgenland über die 
Situation der Sozialdemokratie insgesamt Gedanken machen. Ist immer spannend, vor 
allem bei der ÖVP. Das war jetzt auch wieder Thema. Ich glaube gestern war eine Krone-
Schlagzeile, dass die Tiroler Landespartei die Abspaltung von der Bundespartei plant. 
Also konkret Herr Landeshauptmann Mattle überlegt sich ein CDU-Modell, spannend, 
soweit sind wir nicht im Burgenland. 

Und bei der Freiheitlichen Partei ganz offen gesagt, das ist halt der Unterschied zu 
uns, weil, wenn bei Euch der Herbert Kickl in Wien einen Furz lasst, steht Ihr auf und 
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entschuldigt Euch. (Abg. Christian Ries: Man muss jetzt nicht jeden Furz bereden.) Und 
das ist halt der Unterschied. Dass wir, das hat mit Janusköpfigkeit nichts zu tun, sondern 
das ist halt das Verständnis von Politik, weil da kommt durch, was Ihr unter Politik 
versteht. Dass irgendeiner anschafft und das tut man dann blind durchdienen.  

Ist nicht unser Verständnis von Politik. (Zwiegespräche in den Reihen der FPÖ-
Abgeordneten) Unser Verständnis von Politik ist, dass man den Burgenländerinnen und 
Burgenländern zuhört, was ihre Probleme sind, was ihre Bedürfnisse sind und demnach 
auch radikal die Politik danach ausrichtet. 

Das gibt es ja viele, viele Beispiele, wo wir andere Wege gehen und trotzdem 
sozusagen als Sozialdemokratie gut reüssieren. Das ist ja kein Widerspruch. Und gerade 
die Freiheitliche Partei Burgenland, Ihr fordert mich ja heraus. (Abg. Christian Ries: Ui!) 
Also wenn die Monty Python Deine Lieblingstruppe ist, dann ist sie es bei mir schon lang. 
(Heiterkeit beim Abg. Christian Ries) 

Also was Ihr aufführt! Die Ritter der blauen Kokosnuss. Das Leben des Brian. Das 
Leben des Alexander Petschnig. Wie lange wird es noch gehen, wenn Ihr Euch 
gegenseitig in den Medien ausrichtet, dass er eigentlich nicht geeignet ist, die Partei zu 
führen und eigentlich schon andere Kandidaten. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten - Abg. Christian Ries: Doskozils wunderbare Welt …) 

Also an Eurer Stelle würde ich ganz stillhalten und ruhig sein, wenn Ihr Euch über 
andere Parteien den Kopf zerbrecht. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) Sei es 
drum, wie es ist. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Es ist so, dass bei dem Thema wahrscheinlich jetzt, ich will mich jetzt nicht, da bin 
ich jemand, der wahrscheinlich auch wirklich Auskunft geben kann. Ich bin wahrscheinlich 
der Einzige im Raum, der je fast jedes Gefängnis von innen gesehen hat - wie gesagt, bis 
auf die westlichen - bei mehreren hundert Gerichtsverhandlungen war (Abg. Mag. Thomas 
Steiner: Wie viele Jahre … - Heiterkeit in den Reihen der Abgeordneten) - und nicht als 
Angeklagter - und die Situation seit - wann habe ich angefangen, 1993 - also sehr lange 
kenne und miterlebt habe, wie sich das entwickelt hat. 

Einerseits die Situation innerhalb der Justizanstalten und auf der anderen Seite, 
wie sich die ambulante straffällige Hilfe, die ja mit Teil ist, die die Justizanstalten entlasten, 
wie sich die entwickelt hat. Wie die Diversion eingeführt worden ist. Damals 
außergerichtlicher Tatausgleich bis hin zur elektronischen Fußfessel und vieles mehr. Das 
ist ja eine Entwicklung, die einhergeht. 

Wenn man die Fakten jetzt einmal prüft, muss man sagen, dass wir mit 9.000 in 
etwa, 9.200 Insassen in den Justizanstalten eher im unteren Bereich sind, was den 
Durchschnitt betrifft. Ich schaue mir immer an, wie ist der Durchschnitt. 

Also mit 105 Gefangenen pro 100.000 Einwohnern sind wir eigentlich darunter. 113 
ist der EU-Durchschnitt und weltweit sind es glaube ich bei über 180. Also von dieser 
Situation müsste man sagen, ist jetzt nicht unmittelbarer Handlungsbedarf, hier die 
Justizanstalten zu entlasten. 

Was man allerdings sagen muss, und da haben wir ja mitunter auch viel, was 
unsere Möglichkeiten waren, wenn man an die Justizanstalt Eisenstadt denkt. Die 
unglaublichen Zustände, die dort geherrscht haben und teilweise noch herrschen, was 
diese überproportionale Schlepperkriminalität betroffen hat.  

Wir waren ja mehrfach vor Ort. Haben uns das auch angeschaut. Unmenschliche 
Bedingungen dort für die Insassen aber natürlich auch für die Justizbeamten 
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beziehungsweise Sozialarbeiter, Psychologen und alle, die da arbeiten und da muss man 
etwas tun. 

Wir haben entscheidende Fehler gemacht in der Justizpolitik. Ich will das nicht 
parteipolitisch machen. Man muss schon sagen, die letzte sozialdemokratische 
Justizministerin war die Maria Berger 2007. Der letzte Innenminister war der Karli Schlögl, 
mit dem ich gestern telefoniert habe. Seit 26 Jahren hat die ÖVP mit Einschränkung 15 
Monate Kickl, den Innenminister. Das sind die zwei Hauptverantwortlichen für die 
Entwicklung der Justizanstalten. 

Wir haben einerseits komplett versäumt, dass wir die Justizanstalten modern 
machen, auch baulich modern machen und uns vielleicht auch überlegen, eine neue 
Justizanstalt zu bauen, um hier die Bedingungen auch für die Menschen, die dort arbeiten 
zu verbessern.  

Und das Zweite ist - und das muss man nennen, weil es wichtig ist - wir haben 
überproportional viele Menschen ohne österreichische Staatsbürgerschaft in unseren 
Justizanstalten sitzen.  

Und da sind wir im Europavergleich eher top. Eh klar, weil wenn Österreich seit 
2015 in vielen Bereichen unter den ersten drei war, was die Antragstellung gewesen ist. 
Und letzten Endes auch die Bleibequote, ist auch verständlich, dass es hier einen 
höheren Anteil gibt. 

Das heißt, wir haben mehrere Problemlinien zu dem Punkt. Das sind nicht nur die 
Ausländer, die das verstopfen, aber auch Menschen - das sind zirka zwei Drittel - also 52 
Prozent sind Österreicherinnen und Österreicher, zirka 32 Prozent sind Drittstaatbürger 
und der Rest sind EU-Bürger. 

Und da kann man was tun und da hätte man schon viel früher etwas tun können. 
Und da muss man schon an die ÖVP Innenminister plädieren. Die haben es bis jetzt nicht 
geschafft, das straffällig gewordene Menschen, die zu uns kommen, die das 
Menschenrecht Asyl missbrauchen, hier schwer kriminell werden, dass wir die nicht 
zurückführen können. 

Es gibt nahezu keine Abschiebungen, bis jetzt der Herr Karner in den letzten paar 
Monaten munter geworden ist. Jahre, Jahrzehnte war es so, und das ist skurril, dass, 
wenn jemand zu uns kommt, sich da hier wohlverhält und versucht, sich zu integrieren, 
dennoch, so wie das Geschwisterpaar in Tirol, die eine Lehre machen und studieren, die 
dann abgeschoben werden, weil da irgendein Punkt ist, der nicht erfüllt worden ist. 

Und die Menschen, die bei uns straffällig werden, ins System kommen, dass die 
eigentlich nicht abgeschoben werden können. Das ist ja völlig skurril. Aber für das bitte ist 
die Sozialdemokratie nicht verantwortlich, für das System. Für das ist die 
Sozialdemokratie nicht verantwortlich. Das bedeutet, hier gibt es Versäumnisse der 
Vergangenheit, die gravierend sind, aufzuarbeiten jetzt. 

Und jetzt spitzt die Ohren, weil da habt Ihr mich ja sozusagen gefordert. Wir halten 
das für keine gute Idee, obwohl es ein Nichtthema ist. Ich könnte es mir leichtmachen und 
sagen, ist ein Nichtthema. Seit gestern gibt es das Thema nicht mehr. Aber das sind wir 
nicht in der Sozialdemokratie im Burgenland, sondern wir sprechen an, was ist. Ferdinand 
Lassalle, sozialdemokratischer Gründer der SPD in Deutschland. 

Das hat nämlich die Sozialdemokratie großgemacht und das macht sie dort groß, 
wie sie das machen. 46,4 Prozent im Burgenland, 18 Prozent oder 21 und jetzt bei 18 im 
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Bund. Und da sind wir völlig klar auf der richtigen Seite. Nämlich immer auf der Seite der 
Bevölkerung.  

Immer auf der Seite der Bevölkerung da ist man nie auf der verkehrten Seite. Und 
insofern ist es auch völlig klar, dass zum jetzigen Zeitpunkt diese Idee, die es da 
kurzfristig gegeben hat, nach unserem Dafürhalten nicht geeignet war, das System zu 
entlasten. Weil natürlich die richtigen Standpunkte angeführt worden.  

Man kann sich schon überlegen, ob man den einen oder anderen, verzeiht mir 
diese despektierliche Äußerung, "Hendldiebe", die es aber kaum in den Justizanstalten 
gibt. Weil wenn man das System kennt, mit den vielen Diversionen, also 
strafvermeidenden Maßnahmen, weiß man, dass in unseren Justizanstalten in der Regel 
Menschen sitzen, die es auch verdient haben, dort zu sitzen. Das ist einmal das Erste. 

Das heißt, da brauchst Du richtig von da aus nach Wien, wie auch immer, Wir 
halten diesen Vorschlag ohne Begleitmaßnahmen für nicht gescheit und lehnen das auch 
ab. 

Weil warum? Wir könnten schon etwas für die Justizanstalten tun, vor allem für die 
Beschäftigten dort und für die Menschen, die dort auch Haftstrafen verbüßen. Da haben 
wir heute auch schon gehört, was die Menschenrechtskontrolle betrifft. Nämlich, dass wir 
die ambulante Straffälligenhilfe besser ausbaut. Dass man hier mehr Geld in die Hand 
nimmt. Und die Bewährungshilfe, wo ich selber einmal zwölf Jahre gearbeitet habe.  

Was noch, erstens einmal, viel kostengünstiger ist, wenn man straffällig gewordene 
Menschen hier betreut, unterstützt. Gleichzeitig übrigens auch, dass das der beste 
Opferschutz ist - in jeglicher Deliktkategorie - und gleichzeitig hier die Justizanstalten im 
stationären Vollzug - ist bei der Pflege, Gesundheit, ist überall dasselbe, haben wir das 
Thema heute noch einmal - ist ungleich teurer als ambulant. Das ist überall so.  

Und da muss ich auch an dieser Stelle sagen - und ich traue mich das auch hier 
sagen, weil ich das auch direkt schon gegenüber den Verantwortlichen in der 
Bundesregierung artikuliert habe - auch hier einzusparen, halte ich für nicht zielführend. 
Halte ich für nicht zielführend.  

Das bedeutet, unser Ansatz ist hier völlig klar. Wir können uns unterhalten, wie wir 
die Justizanstalten reformieren, wie wir die Menschen entlasten, die dort arbeiten durch 
den Ausbau der ambulanten Straffälligenhilfe, durch eventuell einen Neubau. Wir waren 
nicht zufrieden, ist alles unter schwarz-blau.  

Ihr habt den Jugendgerichtshof ruiniert, in Wirklichkeit. Ihr habt ihn abgeschafft. Ihr 
habt ihn abgeschafft! (Abg. Christian Ries: Der Jugendgerichtshof war nur für Wien!) Na 
sicher habt Ihr in abgeschafft. (Abg. Christian Ries: Na sicher! Na, das ist ein Blödsinn!) 
Nein, nein, war nichts. Jetzt habt Ihr zu verantworten, dass Jugendliche und junge 
Erwachsene bei den Erwachsenen sitzen. (Abg. Christian Ries: Das stimmt ja nicht!) Das 
ist alles unter schwarz-blau gemacht worden. (Abg. Christian Ries: Das stimmt ja nicht!) 

Also bitte verschont uns mit Euren Tipps, was den Strafvollzug betrifft. Ihr habt 
wirklich genug angerichtet. Also bitte verschont uns. Insofern bin ich auch zuversichtlich, 
dass hier auch der richtige Weg eingeschlagen wird, was das Thema betrifft. 

Zu den Bezirksgerichten will ich mich auch nicht mehr viel äußern, weil, das ist 
unzulänglich elaboriert. Völlig klar ist, dass wir gegen die Bezirksgerichtsschließung, 
beider Bezirksgerichte, sind, dass wir auch entsprechend auftreten wollen. Und noch 
einmal, das hat nichts mit - was sollen wir denn tun. Ich kann ja dort niemanden mit 
vorgeladener Waffe zwingen, das nicht zu tun. 
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Wir können alles tun, um den Meinungsbildungsprozess innerhalb der Partei, in 
dem Fall, weil es die zuständige Ministerin ist, soweit treiben, uns Allianzen suchen - 
könntet Ihr übrigens auch, nicht abspalten, wie die Tiroler oder sonst was - oder solche 
Papiere liegen, weil da kann man ja der Sozialdemokratie ans Bein pinkeln.  

Das ist eine Politik übrigens, wo sich die Menschen massenweise abwenden von 
sowas, sondern Ihr könntet eigentlich auch Eure Kanäle - Ihr habt sicher die 
Telefonnummern von Stocker & Co - auch in Kraft setzen, um hier das nicht der 
Justizministerien umzuhängen, das ist ja vordergründig, das sieht man ja, was Ihr vorhabt. 

Was unternehmt Ihr, oder ich stelle noch einmal die Frage, vielleicht beantwortet 
mir das wer. Was hat der Kollege Zarits - parlamentarisch habe ich nichts gelesen. Ich 
habe mir alles durchgeschaut. Wo ist da die Initiative von Herrn Zarits, dass die 
Bezirksgerichte nicht geschlossen werden? Was hat er getan innerhalb der 
Bundeskanzlerfraktion? Die, die den Ton vorgeben, angeblich. 

 Was habt Ihr gemacht bis jetzt, außer sinnlose Videos gemacht? Nichts. Weil Euch 
das wurscht ist. Uns ist es nicht wurscht. Und das ist genau der veritable Unterschied 
zwischen der ÖVP auf der einen Seite, der FPÖ, und auf der anderen Seite einer 
Regierung, die die Interessen der Burgenländerinnen und Burgenländer ernst nimmt. 
(Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Insofern vergesse ich das immer ganz gerne, das muss ich vorlesen, möchte ich 
auch die Beschlussformel gerne vorlesen, nämlich: 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge   

1. von jeglichen Plänen zur Schließung der Bezirksgerichte, insbesondere 
Bezirksgerichte Mattersburg und Oberpullendorf, Abstand zu nehmen und deren 
Fortbestand sicherstellen; 

2. die personellen und finanziellen Ressourcen der österreichischen Justiz 
sowie des Strafvollzugs nachhaltig zu stärken; 

3. den sozialen Dienst, den psychologischen Dienst und vor allem die 
ambulante Straffälligenhilfe Neustart auszubauen, um Resozialisierung zu 
stärken, Rückfälle zu vermeiden und die Justizanstalten nachhaltig zu entlasten; 

4. Maßnahmen zur Entlastung der Justizanstalten ausschließlich auf Grundlage 
rechtsstaatlicher Verfahren individueller Prüfung der Sicherheit, der 
Bevölkerung und des Resozialisierungsgedankens zu setzen; und 

5. letzter Punkt, an ihrer Entscheidung festzuhalten, von Plänen zur vorzeitigen 
Entlassung von Strafgefangenen - 500, 100, wurscht - Abstand zu nehmen. 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesminister für 
Inneres heranzutreten, diese möge die bestehenden rechtsstaatlichen Möglichkeiten zur 
Überstellung rechtskräftig verurteilter Personen ohne österreichischer Staatsbürgerschaft 
in den Staat ihrer Staatsangehörigkeit nach Maßgabe europäischer und internationaler 
Rechtsgrundlagen, nach individueller Prüfung und unter voller Wahrung der 
Menschenrechte konsequent zu prüfen (da wäre viel möglich, wird nicht ausgeschöpft) 
und dort zu nutzen, wo dies rechtlich zulässig und praktisch möglich ist, nachdem die 
ÖVP-Innenminister in den letzten Jahren, Jahrzehnten bei der Rückführung politisch und 
normativ versagt haben. 
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Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN - Der Abgeordnete übergibt der 
Präsidentin den Abänderungsantrag) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke Herr Klubobmann. Der mir soeben 
überreichte Abänderungsantrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, 
Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und Kollegen, ist gehörig unterstützt, sodass er 
gemäß § 61 Abs. 3 GeOLT in die Verhandlung miteinbezogen wird. 

Herr Klubobmann Ries ist zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet. 

Bitte Herr Klubobmann.  

Abgeordneter Christian Ries (FPÖ): Jawohl. Danke sehr Frau Präsidentin. 
Soeben hat der Klubobmann Roland Fürst in seiner Rede behauptet, der 
Jugendgerichtshof wurde von uns ruiniert und Jugendliche wurden zu den Erwachsenen 
gesperrt, jugendliche Verurteilte. Das ist in zweierlei Richtungen falsch. Entspricht nicht 
den Tatsachen.  

Umso richtiger ist, der Jugendgerichtshof oder den Jugendgerichtshof gab es nur 
für das Bundesland Wien. Es war keine übergeordnete Instanz. Und der 
Jugendgerichtshof wurde als Namen abgeschafft. In der Reihe wurde jetzt genauso 
verhandelt wie in allen anderen Bundesländern, wie im Burgenland und so weiter. 

Auch ist es falsch, dass Jugendliche dadurch zu Erwachsenen gesperrt wurden. 
Die Unterbringung hat an der Abschaffung des Wortes oder des Begriffs 
Jugendgerichtshof überhaupt nichts geändert. Das ist so vorher passiert wie nachher. Die 
wurden alle in eigenen Anstalten für Jugendliche untergebracht. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Landtagsabgeordneter Patrik Fazekas, BA. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Patrik Fazekas, BA (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Fürst hat die Frage gestellt, was die 
Bundeskanzlerfraktion tut. Ja, der Bundeskanzler Stocker hat diesem Treiben der 
Justizministerin einen Riegel vorgeschoben, geschätzter Herr Kollege Fürst, nämlich, dass 
es zu keinen Massenfreilassungen kommt. 

Und was tun Sie? Sie höhlen den Rechtsstaat aus. Nämlich von zwei Seiten. Beim 
Vollzug und beim Zugang zum Recht. (Zwischenruf des Abg. Mag. Dr. Roland Fürst) 

Das sind die Tatsachen, meine sehr geschätzten Damen und Herren! Hände weg 
von vorzeitigen Massenentlassungen. Hände weg von unseren Gerichten. Die Sicherheit 
der Bevölkerung hat Vorrang. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich bin ein bisschen irritiert, ich habe 
gerade aktuell eine APA-Meldung gelesen mit dem Titel: Regierung verankert mit 
GRÜNEN Volksgruppen in der Verfassung. Wo einerseits präsentiert wird, dass es künftig 
ein Volksgruppenforum geben soll, einen Volksgruppenförderbericht. Das ist zu begrüßen. 

Wenn ich aber dann in der APA-Meldung weiterlese, so rühmt sich die 
Justizministerin, dass es ein Gesetzespaket zu zweisprachigen Gerichten in Kärnten 
geben soll, das diese zweisprachigen Gerichte sichert, umfasst. 

Ich zitiere: „Vom Gesetzpaket sei auch die langfristige Absicherung der 
zweisprachigen Gerichtsbarkeit in Kärnten für Justizministerin Anna Sporrer“ - bekanntlich 
von der SPÖ – „garantiert, dass die Ausübung der Volksgruppenrechte und sorge für 
einen effektiven Zugang zum Recht.“ 
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Während sie im Burgenland für die Schließung der Standorte eintritt, wo es 
genauso achtzugeben gilt, dass es einen Zugang zur zweisprachigen Gerichtsbarkeit gibt, 
schwächt sie genau das im Burgenland, was sie in Kärnten nicht tut. Und das ist ein 
vollkommener Widerspruch. 

Meine geschätzten Damen und Herren, Sie haben vorher von Telefonnummern 
gesprochen. Spätestens jetzt, Herr Kollege Fürst, wären Sie gut beraten, zum Hörer zu 
greifen, die Justizministerin anzurufen, bekanntlich hat sie ja auch einen Wohnsitz im 
Burgenland und klarzustellen, dass es denselben Maßstab, der hier offensichtlich auch für 
Kärnten angelegt wird, der im Burgenland auch gelten muss. Danke schön. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist noch 
Herr Klubobmann Fürst gemeldet. Herr Klubobmann, ich darf Sie um Ihre Wortmeldung 
bitten.  

Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Tatsächliche Berichtigung. Der 
Kollege Ries hat sinngemäß gesagt, dass sozusagen die Auflösung des 
Jugendgerichtshofes nichts oder dass Ihr dafür nicht verantwortlich seid. Im Jahr 2003 hat 
Justizminister Böhmdorfer von der FPÖ den Jugendgerichtshof aufgelöst. (Abg. Christian 
Ries: Ja, diese Begriffe. Er ist für Wien zuständig. Das ist keine übergeordnete Instanz.) 

Genau. Wo die meisten Delikte, wo über die Hälfte der Delikte (Abg. Christian Ries: 
Jugendgerichte gibt es jetzt in Wien, wie in jedem Bundesland. Das ist eine fehlgeleitete 
Information, was Ihr macht!) in ganz Österreich von Jugendlichen gemacht werden. Nur 
zur Klarstellung. 

Wurde von Euch eingestellt, nachdem es den über 40 Jahre sehr erfolgreich 
gegeben hat. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da Niemand mehr zu Wort gemeldet ist, 
kommen wir zur Abstimmung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt ein Abänderungsantrag der SPÖ 
und GRÜNEN vor. Ich lasse zuerst über diesen eingebrachten Abänderungsantrag 
abstimmen und ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordnete, die dem 
Abänderungsantrag zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Das ist die Mehrheit. Der Abänderungsantrag ist somit mehrheitlich angenommen. 

Die Entschließung betreffend keine vorzeitige Entlassung von Strafgefangenen - 
Sicherheit der Bevölkerung muss Vorrang haben, Zahl 2100-0534, Beilage 0769, ist somit 
in der mit den beantragten Abänderungen mehrheitlich angenommen. 

Verlangen der Landtagsabgeordneten KO Bernd Strobl, DI Carina Laschober-Luif, 
Kolleginnen und Kollegen auf Abhaltung einer Debatte über die schriftliche 
Beantwortung (Zahl 2100-0506) (Beilage 0725), der von Landtagsabgeordneten DI 
Carina Laschober-Luif an Frau LH-Stv.in Anja Haider-Wallner gerichteten 
schriftlichen Anfrage (Zahl 2100-0455) (Beilage 0645) betreffend 
Pflanzenschutzmittel 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wir kommen damit zur Behandlung des 
Verlangens auf Abhaltung einer Debatte gemäß § 29 Abs. 6 GeOLT. Und zwar ist das ein 
Verlangen der Landtagsabgeordneten Klubobmann Bernd Strobl, DI Carina Laschober-
Luif, Kolleginnen und Kollegen, auf Abhaltung einer Debatte über die schriftliche 
Beantwortung, Zahl 2100-0506, Beilage 0725, der von Landtagsabgeordneter DI Carina 
Laschober-Luif an Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner 
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gerichteten schriftlichen Anfrage, Zahl 2100-0455, Beilage 0645, betreffend 
Pflanzenschutzmittel. 

Als erster Rednerin erteile ich Frau Landtagsabgeordneter Carina Laschober-Luif 
das Wort. 

Ich mache darauf aufmerksam, dass bei der Debatte über eine 
Anfragenbeantwortung kein Redner und keine Rednerin länger als 20 Minuten sprechen 
darf. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dipl.Päd.DI Carina Laschober-Luif (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. 
Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte in dieser Debatte die schriftliche Anfrage Beantwortung bezüglich 
Pflanzenschutzmittel, die wir am 26. Mai von der Landeshauptmann-Stellvertreterin 
bekommen haben, thematisieren. 

Die Beantwortung schafft aus meiner, schafft aus unserer Sicht nicht die 
notwendige Klarheit. Nicht, weil das Thema einfach wäre. Im Gegenteil. Pflanzenschutz ist 
ein sensibles Thema. Es geht um Gesundheit, Umwelt und Biodiversität. Aber es geht 
auch um regionale Lebensmittelproduktion, um Versorgungssicherheit und um die Frage, 
ob unsere Obst- und Gemüsebaubetriebe im Burgenland weiterhin unter fairen 
Bedingungen produzieren können. 

Ein zentraler Punkt dieser Anfragebeantwortung ist für mich die Verantwortung. 
Sie, sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, verweisen in Ihrer Antwort 
immer wieder auf das Bundesamt für Ernährungssicherheit, also kurz gesagt, auf das 
BAES. Sie sagen sinngemäß, für die Genehmigung ist das Bundesamt zuständig. 

Formal mag das stimmen. Aber, in Ihrer eigenen Beantwortung steht auch ganz 
klar, für diese Notfallzulassung war die Bestätigung des jeweiligen Bundeslandes über die 
Notwendigkeit erforderlich. Und genau diese Bestätigung hat das Burgenland nicht 
gegeben. Sie haben dem Bundesamt mitgeteilt, dass Sie das Vorliegen eines Notfalls und 
die Notwendigkeit verneinen. 

Die Folge war, die Notfallzulassung wurde in allen Bundesländern erteilt, mit 
Ausnahme des Burgenlandes. Oder einfach gesagt, formal hat das Bundesamt 
entschieden, aber die Tür für das Burgenland zugemacht hat die Landeshauptmann-
Stellvertreterin. 

Der zweite Punkt ist die fehlende Transparenz. Es wurde gefragt, welche 
Expertinnen und Experten konkret eingebunden wurden. In der Antwort wurden aber 
keine konkreten Gesprächspartner genannt. Es werden Institutionen und Gruppen 
aufgezählt, Universität für Bodenkultur, Landwirtschaftskammer, Bio Austria, Global 2000, 
private Sachverständige und Betriebe. 

Aber wer wurde konkret befragt? Mit welcher Funktion? Mit welcher fachlichen 
Empfehlung? Welche Stellungnahmen liegen vor? Und warum wurden bestimmte 
Einschätzungen stärker gewichtet als andere? 

Wenn eine Entscheidung mit Expertise begründet wird, dann sollte diese Expertise 
auch nachvollziehbar sein. Eine Liste von Institutionen ist noch keine transparente 
Entscheidungsgrundlage. 

Der dritte Punkt betrifft die Alternativen. Sie, sehr geehrte Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin, verneinen die Notwendigkeit dieser Notfallzulassung. Gleichzeitig heißt es 
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aber auch in der Beantwortung, dass die konkrete Beurteilung gleichwertiger Alternativen 
nicht Aufgabe der Landesregierung sei, sondern Aufgabe des Bundesamtes für 
Ernährungssicherheit. 

Aber genau das passt nicht zusammen. Wer die Notwendigkeit verneint, muss 
auch sagen können, welche Alternativen in der Praxis tatsächlich funktionieren, in welcher 
Kultur gegen welchen Schädling, zu welchem Zeitpunkt, mit welcher Wirkung und mit 
welchen Kosten. Es reicht nicht, allgemein auf Alternativen zu verweisen. Unsere Betriebe 
brauchen keine theoretischen Möglichkeiten, sondern praxistaugliche Lösungen.  

Besonders praxisfern ist für mich auch das Argument, dass der Antrag bereits im 
Dezember gestellt wurde und daraus abgeleitet wird, es könne sich um keinen echten 
Notfall handeln. Aber, die Erfahrung zeigt, dass es viele Wochen und oft Monate dauert, 
für Behördenwege und Genehmigungen. 

Ja, im Dezember steht noch kein Gemüse am Feld. Das ist richtig. Natürlich weiß 
zu diesem Zeitpunkt auch niemand sicher, ob ein bestimmter Schädling in der Saison 
auch tatsächlich auftritt. Aber genau deshalb braucht es rechtzeitige Vorsorge. 

Wenn der Schädling nicht auftritt, wird auch kein verantwortungsvoller Betrieb ein 
Pflanzenschutzmittel einsetzen. Pflanzenschutz kostet Geld, Zeit und ist an strenge 
Auflagen gebunden. Niemand macht das ohne Notwendigkeit. 

Wenn der Schädling aber auftritt, dann muss schnell gehandelt werden, denn das 
Zeitfenster für die Behandlung ist oft nur ganz kurz. Und dieses Zeitfenster entscheidet 
auch, ob eine Kultur geschützt werden kann oder ein massiver Schaden entsteht. 

Und ich möchte noch einmal betonen, dass die Erfahrung gezeigt hat, dass eine 
Genehmigung nicht von heute auf morgen erteilt werden kann. Wenn man erst dann zu 
beantragen beginnt, wenn der Schädling schon da ist und auf der Kultur quasi schon 
Schäden angerichtet hat, dann kommt die Entscheidung zu spät. 

Ein Dezemberantrag beweist daher nicht, dass es keinen echten Notfall gibt, er 
beweist nur, dass man Behördenwege kennt und im Ernstfall handlungsfähig sein will. 

Es wird in dieser Debatte oft so getan, als stünden nur die wirtschaftlichen 
Interessen der Landwirtschaft im Vordergrund. Doch das greift meiner Meinung nach viel 
zu kurz. Es geht nicht nur um wirtschaftliche Interessen der Betriebe, sondern es geht um 
viel mehr. Es geht um regionale Lebensmittelproduktion, um Versorgungssicherheit und 
um die Frage, ob wir heimisches Obst und Gemüse weiterhin im Burgenland und in 
Österreich produzieren wollen. 

Österreich ist beim Gemüse nicht selbstversorgend. Wir decken nur etwas mehr als 
die Hälfte unseres Bedarfes im eigenen Land ab. Und wenn wir Betriebe weiterhin unter 
Druck setzen, dann wird nicht weniger gegessen. Dann wird mehr importiert. 

Und das kann, meiner Meinung nach, unserer Meinung nach, keine Lösung sein. 
Im Inland strengere Maßstäbe anlegen, den Betrieben Werkzeuge wegnehmen und dann 
Lebensmittel aus anderen Ländern zu holen, wo wir auf Produktionsbedingungen, 
Pflanzenschutzstandards und Kontrollen viel weniger Einfluss haben. Wer regionale 
Lebensmittel will, muss auch die regionale Produktion ermöglichen. 

Natürlich braucht Pflanzenschutz auch klare Regeln. Und genau diese Regeln gibt 
es. Landwirtinnen und Landwirte dürfen nicht einfach irgendetwas ausbringen. Sie 
brauchen Sachkunde. Sie dürfen nur zugelassene Pflanzenschutzmittel verwenden. Sie 
müssen Anwendungsbestimmungen einhalten, Kultur, Aufwandsmenge, Zeitpunkt, 
Wartefristen, Abstände, Schutzauflagen, Dokumentationen. 
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Sie müssen ihre Maßnahmen aufzeichnen, sie müssen die Grundsätze des 
integrierten Pflanzenschutzes beachten. Das heißt, vorbeugen, beobachten, 
Schadenschwellen beachten, Alternativen prüfen und Mittel gezielt und 
verantwortungsvoll einsetzen. 

Auch die Geräte müssen funktionieren und überprüft werden. Es geht um Schutz 
von Menschen, Umwelt, Gewässern, Boden und Biodiversität. Pflanzenschutz ist also 
schon längst ein sehr streng geregelter Bereich. Darum wehre ich mich gegen die 
Darstellung, als würden Bäuerinnen und Bauern leichtfertig Pflanzenschutz einsetzen. 
Unsere Betriebe arbeiten unter Auflagen, Kontrollen und wirtschaftlichen Druck. Sie 
setzen Pflanzenschutz nicht ein, weil sie wollen, sondern weil es fachlich notwendig ist. 

Für mich bleibt aus dieser Anfragebeantwortung klar, die Verantwortung liegt nicht 
allein beim Bundesamt. Das Land Burgenland hat die Notwendigkeit nicht bestätigt und 
diese Nichtbestätigung hat auch konkrete Folgen für unsere Betriebe. Daher muss die 
Entscheidung auch vom Land politisch verantwortet werden. 

Bei einer solchen Frage braucht es keine ideologisch geprägte Haltung, sondern 
eine sachliche und fachliche Abwägung aller Interessen. Gesundheit, Umwelt, 
Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und die praktische Umsetzbarkeit in der 
Landwirtschaft. 

Sie, als zuständige Landeshauptmann-Stellvertreterin, sollten für alle 
landwirtschaftlichen Betriebe da sein und nicht ideologisch handeln, sondern 
Entscheidungen fachlich, nachvollziehbar und mit Blick auf die gesamte 
Produktionsrealität treffen. 

Es ist nicht ausreichend klar, mit wem gesprochen wurde, es ist nicht ausreichend 
klar, welche Alternativen tatsächlich gleichwertig und praxistauglich sind und es ist auch 
nicht ausreichend berücksichtigt, welche Folgen das für unsere Betriebe und für die 
regionale Lebensmittelversorgung hat. 

Unsere Bäuerinnen und Bauern brauchen klare und nachvollziehbare 
Entscheidungen. Wenn die Notwendigkeit einer Notfallzulassung verneint wird, dann 
muss für die Praxis auch erkennbar sein, welche Alternativen tatsächlich zur Verfügung 
stehen. 

Regionale Lebensmittelproduktion gelingt dann, wenn Umwelt und 
Gesundheitsschutz, Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Machbarkeit gemeinsam 
gedacht werden. Genau diese Abwägungen hätte ich mir bei der Anfragebeantwortung 
klarer und transparenter erwartet. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Philip Juranich, MA das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Landeshauptmann-Stellvertreterin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Geschätzte ZuseherInnen zu Hause vor dem Livestream! 

Es ist zirka einen Monat her, da haben wir über diesen Antrag gesprochen. Ich 
möchte kurz noch zurückkommen auf die Faktenlage, warum ich auch damals vor einem 
Monat stark dagegengesprochen habe, dass diese Zulassung noch einmal eintritt, und 
zwar sprechen wir hier von einem Pflanzenschutzmittel. 
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Meiner Meinung nach ist das schon ein Marketingausdruck Pflanzenschutzmittel, 
weil wenn man sich das Sicherheitsdatenblatt anschaut, dann ist das einfach Gift.  

Sprechen wir hier von einem Pflanzenschutzmittel, dass Spirotetramat beinhaltet 
und dieses Spirotetramat hat seit 2024 keine EU-Zulassung mehr. Das heißt, das Mittel ist 
in der gesamten EU verboten und Verbot von einem Spritzmittel, von einem 
Pflanzenschutzmittel, erfolgt ja nicht ohne Grund. 

Da gibt es Bedenken und zwar Bedenken Richtung Umweltschutz, Richtung Schutz 
unserer Gesundheit und vor allem Schutz der Biodiversität. Die rechtlichen 
Voraussetzungen für solche Notfallzulassungen sind nur möglich, wenn eben eine nicht 
anders abwendbare Gefahr droht und vor allem, es muss eine zeitliche Begrenzung von 
maximal 120 Tagen geben. 

Kollegin Laschober-Luif hat zuvor genannt, dass wenn im Dezember so etwas 
eingebracht wird und die Frucht noch gar nicht am Acker ist, dass das ja mit 
Behördenwegen zu tun hat. Allerdings, wir müssen auch in Jahresabständen korrekt 
bleiben. Die Zulassung endete am 30. April 2024 EU-weit, das heißt der Wegfall ist schon 
länger bekannt. Der Notfallzulassungsantrag erfolgte am 18. Dezember 2025. Das heißt, 
da liegt mehr als ein Jahr dazwischen. 

Da ergibt sich für mich ein Bild, die Situation war vorhersehbar, es gab genügend 
Zeit für ausreichende Alternativprüfungen und vor allem, wenn man die fachliche 
Einschätzung auch der Europäischen Union folgt, dann gibt es eben keine akute Notlage, 
sondern nur eine planbare Problemlage. 

Schauen wir uns an, was hat der Landes-Rechnungshof dazu zu sagen oder dazu 
gesagt und das schätze ich sehr, (Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner: 
Bundesrechnungshof!) ach ja, der Bundesrechnungshof, danke fürs Ausbessern. 

Ich sehe ja, die Unterlagen sind schon einen Monat alt. Der Rechnungshof fordert 
bei solchen Zulassungen eine nachvollziehbare Abwägung zwischen, die Kollegin hat es 
vorher genannt, der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft auf der einen Seite, aber der 
Schutz von Menschen, Tier und Umwelt auf der anderen Seite. Und selbst der 
Rechnungshof hat hier festgestellt, dass diese Prüfung nicht ausreichend dargestellt ist 
und deswegen das Land dem auch so folgt. 

Wenn man die Betonungen des Rechnungshofes weiterhin verfolgt, betont dieser, 
dass die Risiken für Mensch, Tier und Umwelt berücksichtigt werden müssen und vor 
allem es hier konkrete Hinweise gibt, dass unsere heimischen Gewässer belastet werden, 
dass diese Spritzmittel direkte Auswirkungen auf die Biodiversität hat und vor allem, was 
auch noch wichtig zu betonen ist, erhebliche Gesundheitsrisiken damit miteinwirken. 

Wenn man jetzt die politische Abwägung dann hernimmt, dann sieht man auch aus 
der Begründung und vor allem aus der Diskussion des letzten Monats, es gibt natürlich 
den Willen, unsere Betriebe zu unterstützen. 

Allerdings - und da bin ich auch sehr dankbar, dass da die Landeshauptmann-
Stellvertreterin ihrer Linie treu bleibt - sollen Ausnahmegenehmigungen nur mit einer 
ausreichenden Begründung stattfinden und diese ist hier eben nicht vorhanden. 

Unser Ziel muss nämlich sein, wir dürfen unsere Abhängigkeit von problematischen 
Wirkstoffen, wie es auch dieses Movento ist, nicht vergrößern. Schauen wir uns nur kurz 
die Risiken des Wirkstoffes Spirotetramat - das ist ja wirklich nicht einfach zum 
Aussprechen - Movento an. Wenn man sich das Sicherheitsdatenblatt durchliest, dann 
stellen sich einem schon richtig die Haare auf, dass das eigentlich zuvor erlaubt war. 
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Und zwar wird dort angeführt, dieser Wirkstoff kann vermutlich die Fruchtbarkeit 
beeinträchtigen, dieser Wirkstoff kann vermutlich das Kind im Mutterleibe schädigen und 
dieser Wirkstoff ist giftig für Wasserorganismen mit langfristiger Wirkung. Das heißt, 
dieses problematische Material bleibt auch einfach in unseren Gewässern vorhanden. 

Das baut sich nicht so einfach ab. Die Schlussfolgerungen des Landes sind 
deswegen eine Entscheidung gegen diese Notfallzulassung, ein echter Notfall ist nicht 
ausreichend nachgewiesen, Alternativprüfungen sind nicht nachvollziehbar und vor allem 
die relevanten Risiken für Gesundheit und für Umwelt sind vorhanden und überwiegen 
vielleicht dem wirtschaftlichen Interesse. Hier noch einmal von unserer Seite ein großer 
Dank an die Landeshauptmann-Stellvertreterin, die sich sehr einsetzt. 

Auch wenn man sich jetzt anschaut, was in den anderen Bundesländern passiert. 
Ich habe das in Vorarlberg und so mitbekommen. Man sieht, wie wichtig Gesundheit, 
gesunde Lebensmittel und vor allem gesunde Böden und Gewässer für Bundesländer 
sind, wo auch eine grüne Regierungshandschrift zu sehen ist und deswegen gilt hier der 
Dank Dir, liebe Anja. Und Euch danke fürs Zuhören. (Beifall bei den GRÜNEN und der 
SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Markus Wiesler das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Sehr geehrte 
Damen und Herren! Wir diskutieren jetzt über die Beantwortung einer Anfrage zur 
Notfallzulassung im Pflanzenschutz und ich darf gleich vorwegnehmen, wir stehen zur 
Genehmigung einer Notfallverordnung, wenn in der landwirtschaftlichen Praxis eine echte 
Gefahr für Kulturen besteht und keine tauglichen Alternativen verfügbar sind. 

Unsere Obst-, Gemüse- und Weinbauern brauchen keine politischen Belehrungen, 
sondern Planungssicherheit in der Praxis. Wer in der Obstanlage, im Gemüsebau arbeitet, 
kann nicht warten, bis Wochen, Monate geprüft wird, abgewogen wird und 
weiterverwiesen wird. Die Schädlinge warten nämlich nicht auf die nächste Sitzung oder 
auf irgendeinen Aktenvermerk. 

Natürlich müssen Pflanzenschutzmittel geprüft werden, natürlich müssen 
Gesundheit, Umwelt und Biodiversität ernst genommen werden. Aber, wenn vergleichbare 
Betriebe in Österreich, in den Bundesländern oder Mitgliedsstaaten, auf bestimmte 
Wirkstoffe zurückgreifen können, dann entsteht für unsere burgenländischen Betriebe ein 
handfester und großer Wettbewerbsnachteil. 

Das betrifft nicht nur Obst- und Gemüsebauern, genau jetzt unsere Weinbauern, 
muss man sagen. Immerhin haben sie auch einen schweren Preisdruck und steigende 
Kosten zu stemmen und obendrein die Krankheit, die Rebzikade. 

Dass die Entscheidungen hin- und hergeschoben werden, mag ihre Sache sein, 
mag diskutiert sein, aber schließlich und endlich tragen die Betriebe ihr wirtschaftliches 
Risiko. 

Die Verordnung zur Bekämpfung der Rebzikade kommt aus unserer Sicht viel zu 
spät. Der vorhandene Schaden wurde durch Ihr zögerliches Handeln noch vergrößert, 
muss man sagen. Da war der Kollege Killian Brandstätter in der Zeitung, der ja gefordert 
hat schneller zu machen, was ich so nachgelesen habe. 
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Man kann den Bauern und Weinbauern nicht zuerst die Arbeitsmittel entziehen, das 
Pflanzenschutzmittel, und ihnen danach erklären, sie sollen halt irgendwie anders 
alternativ arbeiten. 

Jetzt ist gerade vorher gefallen der Rechnungshof hat gesagt, es braucht eine 
gewisse Abwägung, das mag alles sein. Aber Ihre Abwägung war rein ideologisch und 
das brauchen die Landwirte draußen nicht. 

So funktioniert die Landwirtschaft nicht. Die Frage ist, wer haftet für den Schaden, 
den Sie mit Ihrer Haltung gegen die Notfallzulassung befeuert haben? Der Schaden wäre 
nämlich nicht so groß gewesen für die Weinbauern. 

Speziell die Weinbauern hat man hier lange hängen gelassen und der Schaden ist 
eben, wie gesagt, angerichtet. Die Betriebe brauchen rasche Entscheidungen, nicht erst 
dann, wenn der Schaden schon eingetreten ist und vergrößert ist. 

Die Zulassung für die Bekämpfung der Rebzikade ist sehr zögerlich und, wie 
gesagt, zu spät gekommen, obwohl Sie vor Ort den Jammer der Weinbauern schon lange 
vorhergesehen haben. 

Und ich glaube, dass die aus der Praxis gesagt haben, dass sie eine 
Spritzmittelverordnung dringend brauchen würden. Die Landwirtschaft, speziell die 
Weinbauern, wie gesagt, brauchen Verlässlichkeit. 

Wer regionale Produkte, heimische Lebensmittel und burgenländischen Wein will, 
muss den Betrieben auch die Möglichkeit geben, ihre Kulturen zu schützen. Man stelle 
sich vor, ein kleiner Weinbaubetrieb mit zwei Hektar, man hört ja, dass man für einen 
Hektar tausende Stöcke rausackern muss.  

Wenn der rein zwei Hektar hat für den Buschenschankbetrieb, dann wird der 
gerodet, nach drei Jahren darf man den wieder ansetzen und nach drei Jahren trägt der 
erst wieder, dann vergehen sechs Jahre. Was tut der in der Zwischenzeit? Wenn er zu 
den GRÜNEN geht, kann er auch nicht überleben, aber ist ja „wurscht“. 

Ich möchte festhalten zum Schluss, diese Art der Politik, Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin, geht an der Realität vorbei und schürt Existenzängste in den 
landwirtschaftlichen Betrieben, in den Weinbaufamilien. Gehen Sie in sich und versetzen 
Sie sich in die familiäre Lage dieser betroffenen Personen. Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
der Landtagsabgeordnete Gerhard Bachmann. 

Bitte Herr Abgeordneter. (Aus den Reihen der Abgeordneten: Sprich die Wahrheit 
mein Freund!) 

Abgeordneter Gerhard Bachmann (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Liebe 
Landeshauptmann-Stellvertreterin! Ja, es ist ein schwieriges Thema, ich habe die 
Beantwortung ein bisschen, ja, durchgelesen. Ich glaube, man muss sich irgendwo 
einigen oder schauen, wo man hinwill. 

Ich glaube, da liegen verschiedene Sachen vor, die vielleicht nicht so optimal 
gelaufen sind. Die Rebzikade ist nicht das Problem, sondern die Rebzikade ist nur der 
Überträger. (Abg. Markus Wiesler: Das ist ein Beispiel!) Ja, aber sie ist nur der Überträger, 
und darum muss man immer genau abwägen, was da ist. 

Ich bin auch nicht dafür, dass man so viel Pflanzenschutzmittel einsetzt, wobei ich 
bin auch ein Raucher. Es steht auf der Marlboro-Schachtel auch oben, was alles tödlich 
und ungesund ist. 
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Aber ich glaube trotzdem, dass man da schon schauen muss, dass die 
Stellungnahme richtig war. Wenn eine Zulassung 2024 schon ausrennt, dass man sich da 
jetzt schon Gedanken macht, was ist ein Alternativmittel. 

Gibt es Alternativmittel oder mit was kann ich das bekämpfen. Ist das jetzt ein 
Fungizid, Herbizid oder was auch immer? Aber dann gibt es sicher Alternativen und da 
muss ich mich kümmern drum und kann nicht glauben, jedes Jahr bekomme ich eine 
Notfallzulassung, weil es gerade momentan pressiert. 

Rein rechtlich - soweit ich da in Kenntnis bin, und die Landwirtschaftskammer da 
dahinter ist - ist es eine Empfehlung vom Land Burgenland. Aber die 
Entscheidungsfreiheit hat das BAES in Wien und ich glaube, besetzt ist das sicher nicht 
von der grünen Seite oder von der roten Seite, ich glaube, das ist eher von der AGES, der 
Landwirtschaftskammer und Bundesministerium für Landwirtschaft besetzt. 

Das heißt, man hätte schon darauf einwirken können, dass man schaut, wenn acht 
Bundesländer die Zulassung bekommen, das Burgenland aber sagt, dass das nicht 
gesund ist, was ich auch einsehe, hätte man trotzdem vom Bund, vom BAES, die 
Notfallzulassung machen können. (Abg. Markus Ulram: Gerhard!) 

Wenn Ihr das nicht glaubt, (Abg. Markus Ulram: Gerhard!) was da rechtlich so 
stimmt, dann müsst Ihr Euch einmal mit dem auseinandersetzen. Wir haben so viele Leute 
in der Landwirtschaftskammer im Pflanzenschutz, da muss ich schauen, dass ich das 
löse. (Abg. Markus Ulram: Der Spagat geht sich jetzt nicht aus!) Ihr könnt Euch nicht 
erwarten, dass man sagt, das ist super, dem stimmen wir zu. Man muss selber schon 
auch schauen, dass man etwas dazu tut, dass man da zu einer Lösung kommt. 

In diesem Sinne, glaube ich, bevor das noch einmal so weit kommt, sollte man 
schauen, wann wieder ein Mittel ausrennt, oder so wie Maiswurzelbohrer oder 
irgendetwas, muss man schauen, was brauche ich, wann rennt es aus, wann ist die EU, 
weil ich davon ausgehen kann, dass man da nicht so salopp eine Notfallzulassung 
bekommt. 

Aber das ist die Aufgabe von allen, dass wir schauen, dass wir das vorab lösen, 
dass es gar nicht wieder zu so einer Situation kommt. Danke. (Beifall bei der SPÖ und 
den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Klubobmann Christian Ries. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Christian Ries (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Bevor ich mich zum 
jetzigen Tagesordnungspunkt zu Wort melde, möchte ich auf einen kurzen, sagen wir, 
Fauxpas aufmerksam machen, der sich zuvor ereignet hatte.  

Ich habe eine tatsächliche Berichtigung gemacht. Daraufhin hat der Kollege 
Klubobmann Fürst auch eine Berichtigung vorgenommen, die wäre nicht zulässig 
gewesen, lediglich eine Erwiderung. Und die auch nur dann, wenn es eine persönliche 
Angelegenheit gewesen wäre, was nicht der Fall war, lieber Herr Kollege. 

Ich ersuche Dich, Dich auch an die Geschäftsordnung des Burgenländischen 
Landtages zu halten. (Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: …Herr Präsident!) 

Einleitend möchte ich festhalten, dass es hier um schriftliche Anfragen geht, eines 
der wichtigsten Kontrollinstrumente des Landtages, die dazu dienen Transparenz zu 
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schaffen, Entscheidungsgrundlagen nachvollziehbar zu machen und die Arbeit der 
Landesregierung parlamentarisch kontrollieren zu können.  

Gerade für uns in der Opposition, ein unverzichtbares Recht und Ausdruck einer 
funktionierenden Demokratie. Es ist kein Selbstzweck für uns, es ist ein zentrales 
parlamentarisches Kontrollinstrument und Ausdruck des demokratischen Prinzips, dass 
die Regierung gegenüber dem Landtag, der die Gesetze beschließt, Rechenschaft 
abzulegen hat.  

Also wer eine schriftliche Anfrage beantwortet, der hat nicht bloß eine formale 
Verpflichtung zu erfüllen, sondern er trägt damit einen wesentlichen Teil der 
demokratischen Verantwortung. Deswegen ist es sehr bedauerlich, wenn dieses 
Instrument von manchen - und ich sage dann gleich von wem - ständig seines Zweckes 
beraubt wird. Denn gerade beim Herrn Landeshauptmann erleben wir immer wieder, dass 
er Anfragen, die konkret gestellt werden, nicht konkret beantwortet. 

Jetzt sind wir wieder beim Monty Phyton, es dürfte der Sinn des Lebens des Herrn 
Landeshauptmannes so mitunter sein, den Landtag etwas damit zu gängeln. Anstatt auf 
einzelne Fragestellungen einzelne Antworten zu geben, oft sind es zehn, 20, 40 oder 
mehrere, geht der Herr Landeshauptmann her und fasst pauschal zusammen. Von eins 
bis zur letzten Anfrage. Und dann bekommen wir eine Antwort, die ebenso pauschal ist.  

Beginnen tut sie immer mit einer weinvollen, so einer rechtlichen Beratung kommt 
einem fast vor, so etwas was es gar nicht not hat. Ich habe eine Anfrage gestellt, was die 
Kosten gewesen wären der externen Leistung des Herrn Zink bei der Sonderüberprüfung. 
Da habe ich zurückbekommen, ja die Sonderüberprüfung kann auch extern ausgelagert 
werden. Ja, das weiß ich eh.  

Das weiß ich ja. Das ist aber nicht der Grund meiner Anfrage gewesen, sondern 
was hat diese Leistung ausgemacht. Diese Antwort bekam ich nicht, aber dazu kommen 
wir ein andermal. Unter fadenscheinigsten Begründungen. Das Ergebnis der eigentlichen 
Frage blieb unbeantwortet.  

Wer Klarheit schaffen möchte, kann dies nicht mit Ausweichmanövern machen. 
Wer seiner Kontrollfunktion nicht nachkommen kann, wird darum beschnitten. Es geht um 
Respekt und um Spielregeln und zwar nicht unserer Fraktion gegenüber, sondern hier 
dem Landtag. Wenn eine schriftliche Anfrage systematisch nicht beantwortet wird, dann 
wird das Kontrollrecht des Landtages ausgehöhlt.  

Eine Anfrage ist keine Einladung seine Meinung kundzutun, sondern präzise 
Antworten auf präzise Fragen zu bekommen. Es ist keine Gefälligkeit von Seiten des 
Herrn Landeshauptmannes, sondern wir erwarten vollständige, konkrete und 
nachvollziehbare Antworten.  

Ich appelliere daher an alle Mitglieder der Landesregierung, ich habe mir Ihre 
Anfragebeantwortung durchgelesen, Sie sind jetzt mehr oder weniger unschuldig zum 
Handkuss gekommen, aber an alle anderen Regierungsmitglieder, diese Sorgfalt, diese 
Sorgfaltspflicht ernst zu nehmen und Antworten so zu geben, wie sie der Landtag 
erwarten darf aus Respekt vor dem Burgenländischen Landtag. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als Nächstes zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Markus Ulram. 

Bitte Herr Abgeordneter um Ihre Wortmeldung.  

Abgeordneter Markus Ulram (ÖVP): Danke schön Frau Präsidentin. Sehr geehrte 
Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Was 
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haben wir nicht schon alles erlebt in diesem Hohen Haus, was Anfragebeantwortung 
geben betrifft, ich gebe dem Kollegen Ries Recht.  

Da stellt man 20, 25 Anfragen, die werden in einem zusammengefasst. Dann 
bekommt man einen Absatz zurück und dann muss man sich mit dem zufriedengeben. 
Das kann ja nicht der gelebte Parlamentarismus sein! Das kann auch nicht eine Antwort 
sein, wenn wir uns selber ernst nehmen und wirklich gemeinsam bemüht sein sollten um 
Transparenz. 

Denn wenn das nicht gemacht wird, eine notwendige Transparenz, schafft das 
Misstrauen und dann wundert man sich, wenn nachher gewisse Gerüchte 
herauskommen. Teilweise kann man das nicht mehr ausgleichen oder dementieren, weil 
die dann wahr sind. Wie der Mindestlohn bei den Geschäftsführern, was die verdienen in 
der Holding und so weiter. Da sagt man ja gar nichts mehr dazu.  

Ich kann mich erinnern auf eine Debatte, da hat es auch eine Debatte über die 
Notfallzulassungen im Hohen Haus gegeben, wo der Kollege Preiner sinniert hat über Bio-
Glyphosat, wo es darum gegangen ist, da gibt es ja Alternativen dazu, und das haben wir 
schon alles und wir kennen das ja. Übrigens auch in einem Video festgehalten worden 
dieser Beitrag, wo er dann gesagt hat, aus Lobbyismusgründen will er da nicht weiter 
irgendwas dazu sagen. Über den Biowirkstoff des Alternativmittels und so weiter.  

Am Ende des Tages, wenn man sich das dann anschaut und auch repliziert, nicht 
auf den Kollegen Bachmann, war ein netter Versuch gegen die eigene Überzeugung, die 
Mitregierungskollegin Haider-Wallner hier schützen zu wollen, war ein guter Versuch, aber 
ich weiß, Deine eigene Einstellung ist ja eigentlich ganz woanders.  

Weil wenn man sich heute mit der Landwirtschaft auseinandersetzt, brauche ich 
kein Ministerium dazu. Wenn acht Bundesländer das Gleiche tun und eines tut schon 
wieder anders, dann ist das nicht eine politische Überzeugung, sondern da stellt man sich 
anscheinend bewusst gegen die Landwirtschaft.  

Gegen die Produktion der heimischen Lebensmittel. Was passiert, eine einfache 
Frage dazu, wenn die heimischen Lebensmittel bei uns nicht produziert werden können, 
weil sie durch Schädlinge zusammengefressen werden, weil sie nicht wachsen, was auch 
immer?  

Wir werden sie importieren müssen. Und dann schaut Euch einfach an, wo die 
Grundbirnen, das Gemüse und so weiter dann herkommt und dann schauen wir uns an 
und vergleichen einmal, ob die Biostandards in der Landwirtschaft in Ägypten, in Chile, in 
Marokko dieselben sind wie bei uns.  

Dann vergleichen wir in der konventionellen Landwirtschaft, ob in Marokko, in Chile 
und in Ägypten die gleichen Standards gelten wie bei uns. Aber diese landwirtschaftlichen 
Produkte aus dem Ausland sind aber dann gesund, offensichtlich nach dieser Doktrin. 
Das kann ja nicht unser Zugang sein!  

Wenn acht Bundesländer aus Überzeugung sagen, ja diese Notfallzulassung 
machen wir, weil es für die heimische landwirtschaftliche Produktion notwendig ist und 
eines macht es nicht, dann hat das nichts mit gesunden Lebensmitteln zu tun, Herr 
Kollege Juranich von den GRÜNEN, sondern Sie sind maßgeblich dafür verantwortlich, 
dass die Landwirtschaft bei uns im Burgenland benachteiligt ist, dass diese Situation, die 
wir hier haben, wo weniger im Ertrag nachher erarbeitet werden kann, dass Sie für diese 
Situation mitverantwortlich sind. Das müssen Sie sich einfach gefallen lassen.  



2806  Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026 

 

Am Ende des Tages wird diese Regierung daran gemessen werden, wie es den 
Burgenländerinnen und Burgenländern geht. In der Landwirtschaft geht es ihnen schlecht. 
Ein Mitgrund, da das einzige Bundesland in ganz Österreich die Notfallzulassung nicht 
genehmigt hat. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Gerhard Bachmann das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Gerhard Bachmann (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Ich hätte gar 
nicht geglaubt, dass die Anfrage so aufpoppt. Aber ich gehe einmal davon aus, dass, 
Markus, Du das nicht gelesen hast, was da beantwortet worden ist oder? (Abg. Markus 
Ulram: Wer ich?) Nein, der Kollege. (Allgemeine Heiterkeit) 

Da steht drinnen, aufgrund reiflicher, rechtlicher, fachlicher Überlegungen 
übermittle ich dem BAES ein Schreiben, wonach ich aufgrund der Frage 1 angeführten 
Grund des Vorliegens eines Notfalls und die Bestätigung über die Notwendigkeit 
verneinte. 

Dieses Schreiben wurde vom BAES offensichtlich derart in das dort durchgeführte 
Ermittlungsverfahren eingebunden, als dass es eine Notfallzulassung für das 
Pflanzenschutzmittel Movento 100 SC in allen Bundesländern mit Ausnahme des 
Burgenlandes erteilte. Die Entscheidungskompetenz selbst, wie schon angeführt, lag beim 
BAES selbst.  

Also wenn die sagen, sie machen es trotzdem, dann können sie es machen. Und 
noch einmal, weil, Du sagst die Erdäpfel, wir wollen die auch nicht von Ägypten, aber nur, 
wenn ich vor zwei Jahren einen Erdäpfelmangel habe und voriges Jahr muss ich, 50 
Tonnen habe ich am Hektar, 35 bekomme, ich bezahlt und 15 Tonnen am Hektar musst 
du einackern oder tust was du willst, weil du sie nicht einmal ausnehmen kannst. Da frage 
ich mich, dann ist im ganzen System was falsch.  

Das könnt Ihr nicht umhängen, dass jetzt die rot-grüne Landesregierung schuld ist, 
weil ein Überfluss an Erdäpfel ist. Also ich brauche Dir nicht erklären, wer die 
Landwirtschaftsminister die letzten Jahre, Jahrzehnte waren, oder die letzten 
Bundeskanzler waren, wer Mercosur macht, wer Ukraine macht, wo die Ware 
hereinkommt und ich bin auch nicht dafür, das sage ich Dir offen, dass ich 
Flächenphotovoltaik mache und dort 200 Hektar zupflastere.  

Nur wenn du jetzt weniger Wasser hast, kannst du dort teilweise nicht beregnen. 
Das heißt, du bekommst drei Tonnen Gerste oder Weizen, wie auch immer. „Dann haust 
einen Durum drauf“. Dann bekomme ich 250 Euro. Dann bin ich bei 650 Euro. Dann 
werden die Förderungen noch heruntergeschraubt, dann bleiben unter dem Strich, wenn 
du eine Pacht auch noch zahlst, vielleicht 300 Euro über.  

Und dann mache ich aber dort Flächenphotovoltaik hin, wo dann der Strom zehn 
Cent nur kostet und ich bekomme dort, da muss ich schon versteuern, aber im Schnitt, 
das ist ja auch kein Geheimnis, weil die Kirche, bist ja auch sehr gut, die Kirche gibt ja 
auch dort die Fläche her, da bekomme ich aber drei- bis dreieinhalbtausend am Hektar.  

Da muss ich mich fragen, wie sehr liebe ich das, dass ich mit 500 Euro oder mit 
400 Euro im Kreis fahre, das Risiko auf mich nehme oder ich mache nichts und bekomme 
3.000 Euro am Hektar. Das Problem ist, dass der Stellenwert von der Landwirtschaft so 
weit hinuntergefallen ist und die Arbeit und die Produkte nicht mehr bezahlt werden.  
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Der Gerald da, geht hin einmal zu den Schweinebauern, der sagt dir im 70er-Jahr 
hat er 20 Schilling für ein „Fadl“, Sankt Marx für das Kilo. Wenn du es jetzt verkaufst 
bekommst du 1,30 Euro. 50 Jahre dazwischen. Dann wissen wir, wo der Fehler liegt und 
warum alle aufhören. Danke. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Von der Regierungsbank zu Wort gemeldet 
ist Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner. 

Bitte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten - Die Präsidentin gibt das Glockenzeichen) 

Bitte um ein bisschen Ruhe. Die Landeshauptmann-Stellvertreterin ist am Wort. 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner (GRÜNE): Danke schön 
Frau Präsidentin. Verehrte Abgeordnete zum Burgenländischen Landtag! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer zu Hause! Ich muss vorweg sagen, ich bin tatsächlich 
erschüttert, wie wenig Wissen über manche Angelegenheiten da ist.  

Also Herr Kollege Wiesler, Spirotetramat ist nicht zugelassen gegen die Rebzikade, 
sondern gegen die Reblaus. Da haben Sie sich vielleicht verlesen. Also es war jetzt ein 
bisschen eine Themenverfehlung, das hier zum Beispiel zu machen. Es gibt ganz viel Lob 
und Anerkennung für die Verordnung. Sie kam also rechtzeitig. 

Wie Sie vielleicht nicht wissen, aber ich kläre Sie auf, die Rebzikade ist im zweiten 
und dritten Larvenstadion wirklich mit Insektiziden zu behandeln und da waren wir weit 
rechtzeitig vorher dran, damit die Behandlung zum genau richtigen Zeitpunkt auch 
passieren kann und das passiert jetzt auch im ganzen Burgenland. Da sehe ich, dass 
sowohl die Bio- als auch die konventionellen Winzer und Winzerinnen extrem gut 
zusammenhalten und das funktioniert.  

Auch zum Spirotetramat. Es ist eine Tatsache, dass in Österreich nicht die 
Landesregierungen dafür zuständig sind, diese Notfallzulassungen frei zu geben 
beziehungsweise diese Entscheidung zu treffen. Das macht das Bundesamt für 
Ernährungssicherheit, das da ist. 

Es werden Stellungnahmen angefragt, wie bei vielen Gesetzesvorlagen im 
Burgenland auch, Stellungnahmen von unterschiedlichen Stakeholdern eingeholt werden, 
werden manchmal - auch nicht immer - Stellungnahmen zu den Notfallzulassungen 
eingeholt. Wir haben ausführlich geprüft, die Institutionen sind angeführt, die Namen nicht, 
das ist auch nicht üblich bei schriftlichen Anfragen. Hier geht es auch um 
Persönlichkeitsrechte, deswegen sind die Institutionen angeführt. 

Wir haben uns umfassend beraten und sind, wie soll ich sagen, dazu gekommen, 
dass in diesem Notfallzulassungsantrag unter Beurteilung der BAES nicht ausreichend 
erkennbar ist, was hier die Notwendigkeit ist. 

Das ist nicht dargestellt gewesen. Und wenn es hier heißt, das ist Ideologie, dann 
möchte ich gerne auch verlesen, was der Bundesrechnungshof fordert für 
Notfallzulassungen und zwar explizit, dass BAES auch fordert. Zwingend eine 
Verhältnismäßigkeits- und Alternativenprüfung einzubringen, wo eine nachvollziehbare 
Abwägung zwischen der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft, die ist wichtig, aber 
auch den Risiken für Menschen, Tiere, Umwelt auf der anderen Seite, erfolgen muss. Und 
die ist nicht erfolgt.  

In dem Schreiben an die BAES ist ganz klar die Aufforderung auch ergangen, das 
nachzureichen. Wenn das passiert wäre und nachvollziehbar wäre, dann hätten wir das 
auch nochmal geändert. Aber es ist keine Antwort gekommen auf das Schreiben. Die 
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Antwort war, dass für das Burgenland nicht zugelassen wurde und das war eine 
Entscheidung, die rein das BAES getroffen hat.  

Vielleicht noch einmal zur Chronologie. Mich wundert das ja, Frau Abgeordnete 
Laschober-Luif, Sie sind heute hier der verlängerte Arm der Landwirtschaftskammer, ist 
eh okay. Am 30. April 2024 hat dieses Mittel die Zulassung verloren. Aus einem guten 
Grund, weil es Zweifel gegeben hat, dass es androgene oder hormonelle Folgen hat und 
Bayer sich nicht drüber getraut hat, hier in ein neues Zulassungsverfahren zu gehen. Aus 
gutem Grund, weil hier ein Gesundheitsschaden auch potentiell möglich wäre.  

Seit damals hätte man sich vorbereiten können, hätte die Landwirtschaftskammer 
hier auch entsprechend ihre Mitglieder beraten können, statt im Dezember 2025 als 
Landwirtschaftskammer Österreich einen Antrag auf Notfallzulassung zu machen.  

Die Europäische Kommission hat schon im Jahre 2024 darauf hingewiesen, dass 
mehrere andere Wirkstoffe für dieselben Kulturen vorliegen, nämlich chemische Mittel und 
auch Mikroorganismen zugelassen sind, die zur Bekämpfung derselben Schädlinge 
eingesetzt werden können. Auch das schon 2024. Also, das Nichthandeln hier jetzt 
vorzuwerfen, finde ich, ja, gelinde gesagt, auch nicht angebracht.  

Es ist schon umfassend in der Debatte gefallen, dass diese Mittel mit Vorsicht zu 
genießen sind. Wir sehen auch, dass in Österreich immer mehr Pflanzenschutzmittel 
ausgebracht wurden. Erst kürzlich wurde hier auch eine Statistik veröffentlicht.  

Ich nehme das ernst, und ich muss Ihnen ehrlich sagen, wenn Sie sagen, es ist 
Ideologie, dann kann ich eben auch nochmal den Rechnungshof zitieren, der das ja ganz 
eindeutig von der BAES gefordert hat.  

Ich glaube nicht, dass der Österreichische Bundesrechnungshof als grüne 
ideologische Anstalt zu bezeichnen ist. Also ich würde es jedenfalls nicht machen. Ich 
glaube, Sie werden es auch nicht machen, sondern da geht es einfach um rein sachliche 
Interessensabwägung und Gefahrenabwägung. Und das müssen wir auch ernst nehmen.  

Zur Anfragebeantwortung vielleicht auch noch einmal, weil hier auch der Kollege 
Ries sich darauf bezogen hat, die umfasst sechs Seiten. Und ich glaube, die ist wirklich 
sehr, sehr umfangreich.  

Ich weiß schon, die Kritik war nicht angebracht, aber vielleicht für die Zuhörer und 
Zuhörerinnen zuhause, sechs Seiten sehr umfassend und sehr detailliert beantwortet. Ich 
glaube, da kann man, das kann man schon auch gut stehen lassen als eine 
erstnehmende Anfrage des Burgenländischen Landtages. Mir ist wichtig, dass wir 
nachhaltig Lösungen finden im Burgenland. Wir werden hier auch noch Angebote 
schaffen des Kontakts.  

Es ist vorher die goldgelbe Vergilbung auch gefallen. Erst kürzlich war eine große 
Runde bei mir im Büro, wo Weinbauern unterschiedlicher Bewirtschaftungsarten 
zusammengesessen sind und sich ausgetauscht haben.  

Ich finde das sehr wichtig, wenn dann ein konventioneller Weinbauer zum Bio sagt, 
wie ist denn das mit den pflanzenstärkenden Maßnahmen? Wie ist das mit den 
repellenten Maßnahmen? Wie machst denn du das? Und man von einander lernt, da kann 
was entstehen und da können wir natürlich auch unsere Landwirtschaft damit stärken und 
das Beste aus beiden Systemen rausholen.  

Dafür möchte ich Rahmenbedingungen schaffen, und das wird uns im Burgenland 
auch gelingen, wenn wir weiterhin miteinander reden. Danke schön. (Beifall bei den 
GRÜNEN und der SPÖ) 
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Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wortmeldungen liegen keine mehr vor. 
Damit ist die Debatte über die schriftliche Beantwortung, Zahl 2100-0506, Beilage 0725, 
der von Frau Landtagsabgeordneter DI Carina Laschober-Luif an Frau 
Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner gerichteten schriftlichen Anfrage, 
Zahl 2100-0455, Beilage 0645, betreffend Pflanzenschutzmittel abgeschlossen. 

9. Punkt: Bericht des Rechtsausschusses und des Ausschusses für europäische 
Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit über den selbständigen 
Antrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0722) 
betreffend „Geordnete teilweise Stilllegung von Gasverteilnetzen und 
Umsetzung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie“ (Zahl 2100-0503) (Beilage 0754) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wir kommen zum 9. Punkt der 
Tagesordnung, das ist der Bericht des Rechtsausschusses und des Ausschusses für 
europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit über den 
selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-
Kientzl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0722) 
betreffend „Geordnete teilweise Stilllegung von Gasverteilnetzen und Umsetzung der EU-
Gasbinnenmarktrichtlinie“ (Zahl 2100-0503) (Beilage 0754).  

Berichterstatterin zu diesem Tagesordnungspunkt ist Frau Klubobfrau Mag.a Margit 
Paul-Kientzl. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Frau Klubobfrau, Sie sind am Wort.  

Berichterstatterin Mag.a Margit Paul-Kientzl: Danke schön Frau Präsidentin. Der 
Rechtsausschuss und der Ausschuss für europäische Integration und 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Mag.a Margit Paul-Kientzl, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Geordnete teilweise Stilllegung von 
Gasverteilnetzen und Umsetzung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie“ in ihrer 
3. gemeinsamen Sitzung, am Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten. 

Ich wurde zur Berichterstatterin gewählt.  

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen.  

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als erstem Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Philip Juranich, MA das 
Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 
Werte Zuseherinnen zuhause vor dem Livestream! Wir beraten heute über einen Antrag, 
der am ersten Blick tatsächlich ziemlich technisch wirkt. 

Wenn man aber dann die Hintergründe und Details anschaut, dann geht es hier im 
Endeffekt um eine zentrale Zukunftsfrage unserer Energiepolitik. Und zwar, wie gestalten 
wir den Ausstieg aus fossilem Erdgas geordnet, planbar und vor allem fair? Was bedeutet 
diese EU-Gasbinnenmarktrichtlinie eigentlich für unsere Netzbetreiber konkret? 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0503.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0754.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0503.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0754.pdf
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Beginnen wir mit der zweiten Frage. Erstmals wird für Netzbetreiber ein geordneter 
Ausstieg und die Stilllegung von Erdgasverteilnetzen geregelt? Das ist notwendig, da auf 
der einen Seite der Rückgang der Erdgasnachfrage in Richtung Klimaneutralität spürbar 
ist, in Zahlen messbar ist, und deswegen auch planerisch abgesichert werden muss.  

Denn eines ist klar, die Zukunft unserer Energiepolitik liegt nicht in fossilen 
Energieträgern. Sie liegt in erneuerbaren Energien. In Energieeffizienz, in nachhaltigen 
Technologien.  

Der Klimawandel, aber auch die Erfahrungen der letzten Jahre mit geopolitischen 
Krisen und der miteinhergehenden Abhängigkeit von fossilen Energieimporten zeigen uns 
deutlich, wir müssen unsere Energieversorgung konsequent transformieren.  

Diese Transformation passiert ja zum Glück schon, bereits auch heute. Zwar viel zu 
langsam, gebe ich zu, aber immerhin gibt es eine Bewegung. Immer mehr Haushalte 
steigen auf umweltfreundliche Heizungen um. Immer mehr Gemeinden investieren in 
erneuerbare Wärmeversorgung. Unternehmen setzen auf Energieeffizienz und auf 
erneuerbare Energien.  

Dadurch geht der Gasverbrauch Schritt für Schritt zurück. Und genau deswegen 
brauchen wir jetzt eben hier klare gesetzliche Rahmen. Denn wenn immer weniger 
Menschen und immer weniger Unternehmen, Betriebe am Gasnetz angeschlossen sind, 
auf der einen Seite, die Infrastruktur auf der anderen Seite aber weiterhin unverändert 
bleibt, dann verteilen sich die Kosten auf immer weniger Endkundinnen und - kunden. Die 
Folgen wären steigende Netzentgelte und entsprechend auch höhere Belastungen für 
jene, die eben noch an diesem Netz hängen, und das kann nicht unser Ziel sein.  

Was wollen wir? Wir stehen für einen geordneten und sozial verträglichen 
Übergang. Niemand darf durch die Energiewende zurückgelassen werden. Die Menschen 
brauchen Planungssicherheit, ausreichende Übergangsfristen und klare Informationen 
darüber, wie sich ihre Region entwickeln wird. 

Genau darum geht es hier. Gemeinden müssen frühzeitig eingebunden werden und 
wissen, welche Infrastruktur langfristig erhalten bleibt und vor allem wo auch alternative 
Lösungen aufgebaut werden.  

Aus Sicht des Netzbetreibers, auch klar. Gleichzeitig brauchen die Netzbetreiber 
Rechtssicherheit, Investitionen in Infrastruktur erfolgen über Jahrzehnte und nicht von 
heute auf morgen.  

Deshalb ist es entscheidend, dass der Bund rasch die notwendigen gesetzlichen 
Grundlagen schafft und die europäische Gasbinnenmarktrichtlinie entsprechend zeitlich 
umsetzt. Nur mit klaren Zuständigkeiten und transparenten Regeln können Investitionen 
zielgerecht erfolgen und vor allem Fehlinvestitionen vermieden werden.  

Besonders wichtig ist dabei auch die Perspektive des Burgenlandes als 
Wirtschaftsstandort. Die Energiewende ist ja nicht nur klimapolitisch schon Notwendigkeit, 
wie wir auch heute in diesen Hitzeperioden alle mitbekommen, sondern auch eine 
wirtschaftliche Chance.  

Besonders Unternehmen brauchen verlässliche Rahmenbedingungen, um mit 
modernen Technologien, erneuerbare Energien und innovative Produktionsprozesse zu 
investieren. Denn wer heute Planungssicherheit schafft, und das machen wir mit diesem 
Antrag, stärkt die Wettbewerbsfähigkeit von morgen.  

Wir müssen dann natürlich auch differenziert vorgehen. Und das ist auch ganz 
wichtig zu betonen für mich in dem Antrag, denn dort, wo industrielle Prozesse auch 
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künftig gasförmige Energieträger benötigen, wenn auch nur beispielsweise im Notfall, ich 
nehme da jetzt das Stichwort Blackout in den Mund, dann müssen solche bestehenden 
Infrastrukturen natürlich sinnvoll weiterentwickelt werden und bestenfalls, gegebenenfalls 
für erneuerbare Gase oder grünen Wasserstoff nutzbar gemacht werden.  

Es geht also nicht um einen ideologischen Rückbau. Ich bin mir sicher, das Wort 
„Ideologie“ wird wieder fallen, sondern um eine intelligente und wirtschaftlich vernünftige 
Transformation.  

Der vorliegende Antrag, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, trägt genau diesem 
Ansatz Rechnung. Er fordert eine rasche Umsetzung europäischen Rechts, die 
Einbindung der Bundesländer, klare Zuständigkeiten, Planungssicherheit für 
Unternehmen und Netzbetreiber sowie einen wirksamen Schutz der Verbraucherinnen 
und Verbraucher vor unnötigen Kostensteigerungen oder gar -explosionen.  

Für uns ist klar, die Energiewende, die dringend notwendige Energiewende gelingt 
nur dann, wenn sie ökologisch richtig, wirtschaftlich sinnvoll und sozial gerecht ist. Dieser 
Antrag ist ein wichtiger Schritt auf diesem Weg. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der 
SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Markus Ulram das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Ulram (ÖVP): Frau Präsidentin! Sehr geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Hört sich sehr spannend an das Thema. Dass man 
Gasleitungen stilllegt, ist wahrscheinlich viel komplexer, als was man sich das vorstellen 
mag. Weil wenn man sich heute eine Gemeinde ansieht, die mit einem Gasleitungsnetz, 
vor vielen Jahren gebaut, mit sehr viel Geld investiert worden ist und hergerichtet worden 
ist, und dass man heute sagt, die legt man in Teilen still, hört sich sehr komplex an. Ist es 
wahrscheinlich auch.  

Ich gehe einmal davon aus, dass der Netzbetreiber, in unserem Fall die Netz 
Burgenland GmbH, Pläne bereits hat, in ihrem eigenen Antrag der Regierung steht 
zumindest, dass sie sich damit beschäftigt haben und sie bereits Pläne ausarbeiten. Und 
de facto, Sie als Landesregierung, als Antragsteller und Antragstellerin warten praktisch 
nur auf die Umsetzung der EU-Richtlinie durch die Bundesregierung.  

Jetzt muss man aber eines vielleicht beachten und da darf ich den Bogen vielleicht 
etwas größer spannen. Es ist ja noch nicht so lange her, als die Landesregierung im 
Burgenland vorgehabt hat, im Bereich von Zurndorf eine Wasserstofffabrik zu bauen. Das 
hat man jetzt auf einmal wieder irgendwie verworfen.  

Damals hat man nichts von Leitungen geredet, von Weiterbenützung möglicher 
Gasleitungen oder sonst irgendwas, sondern, was ist dort drinnen gestanden? Wie hätte 
man den Wasserstoff in die OMV transportiert? Mit LKW, die dieselbetrieben sind. Dann 
muss sich an das noch einmal erinnern. Also so viel zur Fortschrittlichkeit und zu diesem 
Antrag.  

Wenn sich die GRÜNEN, da vor allem sinnieren darüber, über Wirtschaftlichkeit 
und es hat vieles gebracht in dem Ausbau der erneuerbaren Energie, vor allem bei PV-
Anlagen.  

Gerade haben wir vorhin vom Kollegen Bachmann seitens der SPÖ gehört, man ist 
ja eigentlich nur dafür, weil man mehr fechsen kann am Hektar, aber nicht, weil man von 
der Technologie überzeugt ist. Das ist das eine.  
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Das andere hat der Herr Landeshauptmann versprochen, wir überdachen das 
Outletcenter hektarweise mit PV-Anlagen, dann haben wir einen Doppelnutzen, nicht nur 
Strom, sondern auch schattige Parkplätze.  

Zum Dritten, abgesehen, dass jetzt mittlerweile 3.400 Hektar im Burgenland als 
Eignungszone mittlerweile ausgewiesen sind, doch eine sehr mächtige Zahl, darf ich halt 
behaupten, zur Windkraft noch dazu, muss man sich aber trotzdem noch hinstellen und 
sagen, liebe Landesregierung, da gehören jetzt aber die GRÜNEN auch dazu, auch wenn 
sie vielleicht ursprünglich nichts dafür können haben, aber ich glaube, Sie haben auch 
mitgestimmt damals, dass in einem Raumplanungsgesetz festgehalten worden ist, wie mit 
PV umgegangen wird, dass keine privatrechtlichen Verträge mehr gibt, sondern nur mehr 
die Abgabe, somit dass die Landesregierung ihre Löcher auch stopfen kann, in finanzieller 
Natur.  

Auf der anderen Seite, wo Sie auch vorstehen - eigentlich direkt und indirekt, der 
Herr Landeshauptmann natürlich viel stärker - geht die Burgenland Energie heute her und 
sagt, jetzt haben wir Euch zwar angefüttert mit Förderungen und mit vielen schönen 
Schlagzeilen, Ihr sollt PV-Anlagen ausbauen, die „Dachl“ anfüllen, das ist super, aber 
wenn Ihr das so gemacht hat, dann drehen wir Euch einfach ab und sagen, wir zahlen 
Euch nichts mehr für den eingespeisten Strom, wir nehmen den jetzt gratis, außer Sie 
gehen zum Fanclub Burgenland.  

Ist der Kollege Putin wahrscheinlich noch ein Demokrat dagegen - zu dieser 
Vorgehensweise. Das tut sich einfach nicht gut in der ganzen Thematik, und dann geht 
man her, mit einem eigenen Antrag der Regierung und sinniert darüber über Stilllegung 
von Gasleitungen.  

Am Ende des Tages wird man vernünftige Politik dazu brauchen, wie man das alles 
vereinen kann. PV, Windkraft, aber genauso alle anderen Möglichkeiten. Man wird das 
Gas die nächsten 20 Jahre nicht so einfach abdrehen können, wenn man sagt, man 
braucht es nicht mehr, sondern es wird da wirklich vernünftige Pläne brauchen. 

Da wird das ein gutes Management der Netz Burgenland dazu brauchen. Da wird 
es vernünftige Politik auch der Landesregierung dazu brauchen. Da wäre die 
Landesregierung auch gut beraten, wenn sie das eine oder andere Mal auch auf die 
Opposition hinhören würde. Weil ich glaube, dort kommen auch von Zeit zu Zeit gute 
Vorschläge, wo wir gemeinsame Ziele erreichen könnten.  

Am Ende des Tages, zusammengefasst, sind die Burgenländerinnen und 
Burgenländer oftmals sehr gewillt, einen wesentlichen Beitrag in diesem Bereich zu 
leisten, aber nicht um jeden Preis. 

Wenn heute die Burgenland Energie hergeht und sagt, ich zahle Euch nichts mehr 
für Euren produzierten Strom, den könnt Ihr uns schenken, wenn Ihr wollt, außer Ihr geht 
zum Fanclub und dort kommt nur ein bisschen was zurück, das ist einfach nicht fair. Das 
ist nicht gerecht und das kann nicht der burgenländische Weg sein. Am Ende des Tages 
wird das bei den Gasleitungsnetzen genauso sein.  

Da komme ich schon zum Schluss, wenn über Stilllegungspläne diskutiert wird, 
wenn eine Planung erfolgt, dann darf auch hier niemand zurückgelassen werden, weil der, 
der nach wie vor diese Energie braucht, der wird sie auch in Zukunft beziehen werden 
müssen. Der braucht auch eine entsprechende Leitung dazu.  

Summa summarum wird man alle berücksichtigen müssen, einen breiten und 
großen Bogen spannen müssen, damit wir alle abholen können, weil dann ist - wie heute 
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schon einmal erwähnt bei einem anderen Thema - jeder bereit, einen Beitrag zu leisten. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
Herr Landtagsabgeordneter Sandro Waldmann. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Sandro Waldmann (FPÖ): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 
Kollegen und Zuschauer! Dieser Antrag ist politisches Theater. Es sind dieselben Kräfte, 
die mit dem EU-Emissionshandel (EU-ETS 2) ab 2027 das Heizen mit Gas massiv 
verteuern werden, die jetzt so tun, als wären sie die Beschützer der Gaskunden. Das ist 
scheinheilig. 

Meine Damen und Herren! Zuerst treibt man die Preise in die Höhe, macht das Gas 
für den Normalverdiener unleistbar, und dann kommt man mit einem Antrag daher, der 
eine soziale, verträgliche Stilllegung verspricht. Das ist der Brandstifter, der sich als 
Feuerwehr ausgibt. 

Wer entscheidet eigentlich, welcher Haushalt von heute auf morgen ohne 
Gasanschluss dasteht? Wo ist die leistbare Alternative für Pendler, für die Familien, für die 
Pensionisten, der sein Haus seit 30 Jahren mit Gas heizt? Der Antrag bleibt darauf jede 
Antwort schuldig.  

Man spricht von erneuerbaren Gasen und grünem Wasserstoff. Wasserstoff für die 
breite Gebäudeheizung ist heute weder wirtschaftlich noch technisch flächendeckend 
verfügbar. Das ist Zukunftsmusik. Und bis diese Musik spielt, brauchen die Menschen 
eine verlässliche, leistbare Energieversorgung. Keine Stilllegungspläne, die sie im Kalten 
sitzen lassen. 

Was wir von der Bundesregierung erwarten: keine nationalen Alleingänge bei der 
Umsetzung der EU-Richtlinie, keine österreichischen Verschärfungen, die unsere Bürger 
zusätzlich belasten, Sicherung der bestehenden Netzinfrastruktur als unverzichtbare 
Infrastruktur, Kein Rückbau ins Blaue hinein.  

Was der Antrag komplett verschweigt, die eigentliche Preistreiberei kommt aus 
Brüssel. ETS 2 wird ab 2027 Brenn- und Kraftstoffe mit CO2-Zertifikaten belasten. Die 
Zahl der Zertifikate sinkt jährlich. Die Preise steigen. Das ist geplant, das ist gewollt, und 
genau die Fraktionen, die diesen Antrag heute einbringen, tragen diesen Kurs mit. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitliche sagen: Energie muss sicher, leistbar 
und unabhängig sein. 

Wir stehen für einen österreichischen Bonus in allen Fördersystemen. Für 
heimische Wertschöpfung. Für Technologieoffenheit. Von Wasserstoff bis Geothermie. 
Aber nicht für eine ideologiegetriebene Stilllegungspolitik, die den Bürger zum 
Zahlenmeister macht. 

Unser Standpunkt ist klar. Erst die Alternativen schaffen, dann kann man über 
Netze reden. Nicht umgekehrt. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. Danke. (Beifall bei 
der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Fabio Halb das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter um Ihre Wortmeldung. 

Abgeordneter Fabio Halb (SPÖ): Vielen Dank sehr geehrte Frau Präsidentin. 
Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
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Burgenländerinnen und Burgenländer! Zunächst, ich darf mich den Worten meines 
Vorredners, dem Herrn Juranich natürlich anschließen, auch zu den Ausführungen. 

Dann war es recht spannend, im Laufe der Ausführungen, dass auch der Kollege 
Waldmann seine Gedanken dazu geäußert hat. Grundsätzlich verständnisvoll, das 
verstehen wir auch, Ihre Meinung dazu und auch die Seite der FPÖ. 

Aber - und das möchte ich auch ansprechen - wir haben das wirklich auch wieder 
erlebt, welche Traurigkeit das heute hier im Hohen Haus findet, wenn der Kollege Ulram 
den Fanclub Burgenland mit Putin vergleicht. Ja, dann sieht man wirklich, wie weit wir 
gekommen sind. 

Ich bin sehr froh, dass wir wieder im Burgenland angekommen sind. Sie 
vergleichen den Fanclub mit Putin, der Menschen umbringen lässt, der Kriegstreiber ist. 
Das ist wirklich sehr traurig, Herr Kollege Ulram, schämen Sie sich! (Beifall bei der SPÖ 
und den GRÜNEN) 

Wenn wir jetzt zu diesem Punkt sprechen. Wir haben schon gehört, die 
Energiewende. Das ist auch Realität und das ist auch gut so. Gott sei Dank, das ist 
notwendig, das ist richtig und im Burgenland längst gelebte Praxis. 

Eines ist klar. Diese Kosten der Transformation dürfen nicht auf den Rücken der 
Menschen abgewälzt werden. Wenn künftig weniger Haushalte an die Gasleitungen 
angeschlossen sind, dann darf das nicht dazu führen, dass die verbleibenden Kundinnen 
und Kunden immer höhere Netzentgelte bezahlen müssen. Das wäre weder wirtschaftlich 
vernünftig, noch sozial gerecht.  

Deshalb braucht es eine klare gesetzliche Rahmenbedingung auf Bundesebene. 
Die Europäische Union hat hier die Richtung vorgegeben und jetzt ist Bundesregierung 
gefordert, endlich die notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

Für uns im Burgenland ist dabei besonders wichtig, dass die Länder eingebunden 
werden. Raumordnung, Infrastrukturplanung und regionale Entwicklung sind keine 
Nebensächlichkeiten, sondern entscheidende Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Energiewende. Gleichzeitig braucht es Netzbetreiber mit Planungssicherheit und die 
Menschen brauchen Versorgungssicherheit. Beides muss gewährleistet bleiben. 

Das Burgenland hat gezeigt, dass Klimaschutz, Versorgungssicherheit und 
wirtschaftliche Vernunft kein Widerspruch sind. Deshalb unterstützen wir diesen Antrag 
und erwarten uns von der Bundesregierung rasches Handeln. Danke. (Beifall bei der SPÖ 
und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Von der Regierungsbank zu Wort gemeldet 
ist Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner. 

Bitte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner (GRÜNE): Vielen Dank 
Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich bin etwas überrascht, wie die 
Debatte hier verläuft.  

Ich habe einen sehr ähnlichen Antrag schon zweimal bei der Konferenz der 
Landesenergiereferenten und -referentinnen vorgebracht und zweimal ist er einstimmig 
angenommen worden. Letztes Jahr und heuer in Rust. 

Falls Sie es nicht wissen - muss man auch nicht - dort sitzen nicht nur GRÜNE 
drinnen, die jetzt ideologisch, und auch nicht nur Rote, die jetzt ideologisch über alle 
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drüberfahren wollen. Da sitzt auch ein Kollege von der FPÖ drinnen, der Herr Allgäuer, 
der zweimal zugestimmt hat; mehrheitlich ist dieses Gremium von der ÖVP besetzt.  

Warum ist es so wichtig, dass wir dieses Gasgesetz auf Bundesebene bekommen? 
Einerseits weil es eine EU-Vorgabe ist und wenn wir das nicht erfüllen, wir sind schon ein 
bisschen über die Zeit, dann wird ein Vertragsverletzungsverfahren drohen. 

Können wir sagen, es interessiert uns nicht! Aber was uns interessiert, ist 
Planungssicherheit. Es ist jetzt schon so, dass im Burgenland tausende Heizungen, Gas- 
und Ölheizungen ausgetauscht worden sind in den letzten Jahren. Aufgrund der guten 
Förderung. 

Die Ölheizungen sind für die Netzstilllegungen der Gasnetze nicht relevant. Aber es 
ist doch - jedem Volksschulkind muss doch klar sein, wenn immer weniger Menschen eine 
Infrastruktur nutzen, immer weniger Haushalte dieses Gasnetz benutzen, dann wird es 
teurer für alle anderen.  

Wenn wir hier nicht vorsorglich uns Lösungen überlegen, dann wird das auch zu 
einer sozialen Falle, und deswegen brauchen wir die Rahmenbedingungen, damit die 
Netz Burgenland die nächsten Schritte setzen kann. 

Und ja, die sind gut vorbereitet. Aber es bleiben natürlich die Fragen offen, ab wann 
wird ein Netz teilweise stillgelegt, zu welchen Voraussetzungen. Wie werden die letzten, 
die dort noch am Netz hängen, entschädigt? Das sind Fragen, die geklärt gehören, und 
das ist im Zuge dieses Gesetzes auch notwendig. 

Was diesbezüglich auch noch zu erwähnen ist, ist, dass ja das gesamte Netz nicht 
abgebaut wird. Also wir haben Schienen in der Vergangenheit im Burgenland abgebaut, 
hier ist es nicht geplant, dass man das ganze Netz abbaut und technisch ist das sehr wohl 
möglich, dass man Teile stilllegt. Das geht über Ventile, die man verschließen kann.  

Das ist ja jetzt auch schon möglich, wenn irgendwo ein Austritt ist, dass man das 
verschließt und dann hier auch Reparaturen durchführen kann. Also technisch ist das 
nicht die Herausforderung. Die Herausforderungen sind, wie geht man mit denen um, die 
noch am Netz hängen?  

Und jeder und jede, die empfiehlt, jetzt noch eine neue Gasheizung einzubauen, 
dem muss doch am Ende des Tages klar sein, dass das ein schlechter Rat ist. Weil auf 
die Nutzungsdauer einer Gastherme 20, 25, 30 Jahre, da wird es einfach nicht mehr 
genug Netzteilnehmer geben, dass sich der Betrieb des Netzes irgendwie ausgehen kann.  

Deswegen ist es wirklich wichtig, dass wir alle gemeinsam, jedem, der gerade 
überlegt, seine Heizung zu tauschen, auch den Rat geben, die Förderungen zu nutzen. 
Auch das Burgenland hat hier noch Förderungen im Pouvoir. Die sind sozial gestaffelt, im 
Übrigen, wenn man auf erneuerbare Heizsysteme umstellt, dann kann das nur der einzige 
zukunftsfähige Rat sein. 

Es ist vorher auch noch gefallen, die Wasserstoffanlage, der Elektrolyseur, dessen 
Umsetzungen natürlich auch davon abhängig ist, welche gesetzlichen 
Rahmenbedingungen gibt es für grünes Gas in Österreich.  

Auch da kann man natürlich die verbleibende Netzinfrastruktur nutzen. Aber wer 
sich unser Gasnetz einmal angeschaut hat. Also wir werden nicht über die Leitungen das 
Gas aus dem Norden des Burgenlandes bis zur Lenzig im Südburgenland bringen, wo 
Gas in der Prozesswärme noch verwendet wird, weil unser Leitungssystem immer wieder 
an Niederösterreich und die Steiermark andockt und wir nicht von Norden bis Süden 
durchgehende Verbindungen haben. 
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Das heißt, hier braucht es auch Alternativen und da hilft uns auch das Gasnetz 
nicht und dafür ist es auch kein Schaden, wenn einzelne Orte stillgelegt sind, weil dort 
keiner mehr mit Gas heizt. 

Das haben wir gerade auch in Gemeinden, wo schon seit Jahrzehnten zum 
Beispiel Biomasseanlagen erfolgreich betrieben werden. Von Vereinen, wo sich die 
Menschen ehrenamtlich mit einem sehr hohen Engagement beteiligen, dass das 
funktioniert. Dort gibt es auch weniger Gasanschlüsse und da wird man relativ rasch eine 
Entscheidung treffen müssen, damit das wirtschaftlich und sozial auch tragbar ist. 

Die Burgenländische Landesregierung bekennt sich zur Klimawende. Wer es jetzt 
noch leugnet, dass sich hier irgendwas verändert und dass der Mensch vielleicht einen 
Einfluss darauf hat, der ist leider am falschen Dampfer und der spielt den Menschen 
etwas vor, was nicht halten wird in Zukunft. 

Da braucht es die Faktengläubigkeit, die Wissenschaftsgläubigkeit, um hier wirklich 
die wichtigen Schritte zu setzen. Dieses Gesetz ist eines davon.  

Diese Aufforderung, dieses Gesetz umzusetzen und ja, ich hoffe schon sehr, dass 
Sie auch Ihren Parteikollegen und Parteikolleginnen von der FPÖ und ÖVP folgen, die 
das auf Referenten und Referentinnen-Ebenen genauso sehen. (Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da keine weiteren Wortmeldungen mehr 
vorliegen, kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche nun jene Damen und Herren Landtagsabgeordnete, die dem Antrag 
der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend „Geordnete teilweise Stilllegung von 
Gasverteilnetzen und Umsetzung der EU-Gasbinnenmarktrichtlinie“ ist somit in der von 
der Berichterstatterin beantragten Fassung mehrheitlich gefasst. 

10. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Wirtschaftsausschusses über den 
selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, Michelle 
Whitfield, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0728) betreffend „Maßnahmen gegen die zunehmende Überschuldung 
durch Konsumkredite“ (Zahl 2100-0358) (Beilage 0756) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wir kommen zum 10. Punkt der 
Tagesordnung. Das ist der Bericht und Abänderungsantrag des Wirtschaftsausschusses 
über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, Michelle 
Whitfield, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0728) 
betreffend „Maßnahmen gegen die zunehmende Überschuldung durch Konsumkredite“, 
Zahl 2100-0358, Beilage 0756. 

Berichterstatterin zu diesem Tagesordnungspunkt ist Frau Landtagsabgeordnete 
Michelle Whitfield. General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Berichterstatterin Michelle Whitfield: Danke Frau Präsidentin. Der 
Wirtschaftsausschuss hat den selbstständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus 
Wiesler, Michelle Whitfield, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
betreffend „Maßnahmen gegen die zunehmende Überschuldung durch Konsumkredite“ in 
seiner 6. Sitzung am Mittwoch, dem 10.6.2026, beraten. 
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Am Ende der Wortmeldung des Landtagsabgeordneten Gerhard Hutter stellte 
dieser einen Abänderungsantrag. Bei der anschließenden Abstimmung wurde dieser auch 
einstimmig angenommen.  

Der Wirtschaftsausschuss stellte daher den Antrag, der Landtag wolle den 
selbstständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, Michelle Whitfield, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Maßnahmen 
gegen die zunehmende Überschuldung durch Konsumkredite“ unter Einbezug der vom 
Landtagsabgeordneten Gerhard Hutter beantragten Abänderung die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Rednerin erteile ich Frau 
Klubobfrau Mag.a Margit Paul-Kientzl das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, hallo, und auch Ihnen nochmal guten Tag und 
schönes Willkommen auch an die Zuseherinnen und Zuseher am Livestream! Wir 
behandeln jetzt in diesem Tagesordnungspunkt die Schuldenberatung und die steigenden 
Konsumentenkredite, die Menschen im Burgenland aufnehmen müssen, um ihre 
Alltagskosten eigentlich decken zu können. 

Konsumkredite nehmen zu. Früher hat man ein Darlehen aufgenommen für ein 
Haus und Wohnung, jetzt muss man eigentlich, sieht man, dass immer mehr 
Konsumkredite aufgenommen werden, zur Bestreitung der täglichen Ausgaben 
aufgenommen werden. 

Also sprich, eine Waschmaschine geht kaputt und ich kann mir die Reparatur oder 
eine Neuanschaffung gar nicht mehr leisten. Rücklagen, Spareinlagen, die ich habe, 
reichen dabei oft nicht mehr oder sind aufgebraucht und ich muss mir dafür einen Kredit 
aufnehmen. Diese Situationen werden immer mehr und steigen. 

Wenn wir uns die Situation anschauen, dann sieht man, dass die Klientinnen und 
Klienten bei der Schuldenberatung mehr werden, sie steigen an, und hier haben wir, zum 
Beispiel, einen Anstieg von 18 Prozent innerhalb von vier Jahren. Das ist relativ viel. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Noch mehr sind die Beratungsgespräche. Das heißt, die Klient*innen die haben 
mehrmals Kontakt, eben Beratungen, und diese Zahl ist um 34 Prozent gestiegen. Der 
Dachverband der österreichischen Schuldenberatung, der gibt Berichte heraus, und da 
gibt es den Insolvenzdatenreport, also wie viele Privatkonkurse es gibt. Auch hier sind die 
Zahlen für das Burgenland steigend. 

Ebenso gibt es noch den Bericht über die Erstkontakte und Erstberatungen. Hier 
sehen wir, dass das Burgenland hier die größten Steigerungen aufweist. Es gibt sogar 
Bundesländer, bei sechs Bundesländern, die gehen sogar zurück, aber das Burgenland 
war bei den Erstberatungen an der Spitze. 

So, das sind jetzt Zahlen, die müssen uns nachdenklich machen. Diese Situation ist 
natürlich beunruhigend. Die FPÖ hat dazu einen Antrag eingebracht. Sie fordert 
verschiedene Maßnahmen. Bei der Durchsicht da kann man nur sagen, ja, wir sind 
natürlich auch dafür, dass wir den Menschen sagen, wo sie Hilfe bekommen, dass sie die 
Schuldenberatung stärken. Das steht sogar im Regierungsprogramm. Ja, wir sind dafür, 
dass die Prävention viel stärker ist. 
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Aber, das sind alles Maßnahmen, die es schon gibt. Dafür braucht es jetzt keinen 
zusätzlichen Antrag. Also, diese Sachen sind im Laufen. Zum Beispiel, nehmen wir uns 
die Schuldenberatung her. Sie hat neben den Beratungen, das ist ja eigentlich ihre 
Kernaufgabe, Beratungen anzunehmen, per Telefon, aber auch per E-Mail oder auch 
persönlich. Also, auf verschiedenen Kanälen. Sie setzt auch sehr stark und immer mehr 
auf Prävention. 

Prävention heißt, sie macht Angebote, Beratungsangebote, Weiterbildungs- und 
Ausbildungsangebote. Da geht sie auch mit diesen Produkten, wie, zum Beispiel, dem 
Finanzführerschein in die Schulen. 

Das heißt, dort werden schon 14-Jährige geschult. Die können einen 
Finanzführerschein machen. Seit 2025 sozusagen kann man den machen. Es wird von 
den Schulen sehr gut angenommen. Es ist schon daran gedacht, sogar einen 
weiterführenden, nach dem Basismodul das Professional Modul einzuführen. 

Es gibt Workshops zur Finanzbildung. Es gibt eine Budgetberatung für Haushalte, 
weil immer mehr Menschen mit ihrer Priorisierung von Ausgaben Probleme haben. Also, 
das sind Hilfen, die die Schuldenberatung natürlich gratis anbietet. Sie führt diese 
Angebote auch online durch. Also, man muss nicht einmal persönlich kommen, wenn man 
das nicht möchte. 

Auch die Arbeiterkammer hat sich diesem Thema verschrieben. Auch hier gibt es 
Workshops. Es gibt „Safer Internet“. Die kommen in die Schulen und konfrontieren schon 
die Jugendlichen und Kids mit Themen, wie Finanzplanung oder wieviel Geld gebe ich 
aus? Was ist Werbung? Wie gehe ich im Internet mit diesen ständig aufpoppenden 
Kaufangeboten „Buy now, pay later“ um? 

Da sind schon die Jugendlichen damit konfrontiert. Sie begleiten auch Leute, die in 
Probleme geraten, wenn sie die Raten nicht mehr zurückzahlen können, zu Gericht. Sie 
kämpfen dafür. Auch die Arbeiterkammer hat für viele Kreditnehmer schon die 
Kreditgebühren zurückverlangen können. 

Also, da gibt es eine Beratung. Da gibt es eine Hilfe. Da gibt es Experten, die 
einem da unter die Arme greifen. Das ist auch gut so. 

Die FPÖ fordert in ihrem Antrag aber nicht nur Beratung und Prävention, was 
ohnehin schon läuft, wie ich gesagt habe, sondern auch regelmäßige Berichte über die 
Kreditnehmer, über die Kreditstatistik. Das ist eigentlich, das sagt die Schuldenberatung, 
die Arbeiterkammer, aber auch das Ministerium, nicht machbar. 

Warum? Weil der Markt ganz einfach total fragmentiert ist. Der ist nicht 
übersichtlich. Früher hat es Banken gegeben, die hat man gekannt. Die konnte man 
abfragen. Heute im Internet bieten Händler sogar Kredite an. Es bieten Plattformen 
Kredite an. Es ist komplett unübersichtlich. Daher ist es eigentlich nicht machbar, diese 
Kreditstatistik gesamthaft durchzuführen. 

Was man aber machen kann, natürlich, wie ich vorher auch aufgezeigt habe, mit 
den Daten der Schuldenberatung, aus deren Erfahrung sich eine Trendprognose zu 
bilden. Das ist natürlich schon möglich. 

Wesentlich ist aber auch, die Europäische Union macht natürlich auch etwas in 
diese Richtung. Es gibt hier die Verbraucherkreditrichtlinie. Die läuft und ist in Umsetzung. 
Was bringt die? Genau das, was auch die FPÖ fordert. Mehr Transparenz.  

Also, die Online Händler werden hier vor allem dazu gezwungen, mehr 
Transparenz walten zu lassen. Transparente Kreditkonditionen, auch die 
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Kreditwürdigkeitsprüfung ernst zu nehmen, und nicht einen jeden, der da jetzt einmal 
einen Kredit online beantragt, einen Kredit mit vielleicht horrenden Zinsen auszuzahlen. 

Diese Kreditrichtlinie ist für die Verbraucher sehr wichtig. Sie wird auch dafür 
sorgen, dass man diesen missbräuchlichen Praktiken, die man aus dem Internet kennt, 
etwas entgegensetzen kann. 

Also, unser Fazit ist, es gibt diese Maßnahmen. Die Konsumenten- und die 
Schuldenberatung sind mit Präventionsworkshops und Programme für die Menschen in 
unserem Land da.  

Was wir allerdings stärken könnten, ist die Bekanntheit dieser Produkte. Da gebe 
ich den Kollegen recht. Aber, im Prinzip sind diese Maßnahmen auf Schiene. Auch die 
Kreditrichtlinie ist in Umsetzung. 

Daher bleiben wir bei unserem Abänderungsantrag. Wir wollen hier konkrete 
Maßnahmen, die umsetzbar sind. Daher ersuche ich Sie um Zustimmung. Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Klubobmann Bernd Strobl das Wort. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer*innen auf der Galerie und zuhause vor dem 
Livestream! Wer Schulden vermeiden will, dem geben Expertinnen und Experten meist 
einige einfache, aber vor allem wirkungsvolle Ratschläge mit auf den Weg. 

Man soll seine Einnahmen und Ausgaben regelmäßig im Blick behalten, Rücklagen 
bilden, wenn es möglich ist. Man soll größere Anschaffungen gut überlegen und vor allem 
nicht warten, bis die finanziellen Probleme bereits übermächtig geworden sind. 

Der wichtigste Rat lautet aber oft, Hilfe frühzeitig in Anspruch nehmen und 
Probleme nicht verdrängen. Das klingt selbstverständlich. Die Realität vieler Menschen 
sieht derzeit aber anders aus. Steigende Lebenserhaltungskosten, unerwartete Ausgaben 
oder Veränderungen der persönlichen Lebenssituation bringen viele Haushalte unter 
enormen Druck. 

Was zunächst als kurzfristige Lösung erscheint, kann rasch zu einer dauerhaften 
Belastung werden. Genau deshalb ist eine starke, eine gut erreichbare Schuldnerberatung 
auch wichtig. Sie hilft Menschen dabei, wieder Überblick über ihre finanzielle Situation zu 
gewinnen, Budgets zu erstellen, Prioritäten zu setzen und tragfähige Lösungen zu 
entwickeln. 

Sie ist damit nicht nur eine Hilfe im Einzelfall, sondern auch ein wichtiger Baustein 
der sozialen Stabilität unseres Landes. Vor diesem Hintergrund werden wir dem 
vorliegenden Antrag selbstverständlich zustimmen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen gehen in die richtige Richtung. Die 
Weiterentwicklung der Angebote der Schuldnerberatung Burgenland, die Stärkung der 
Budgetberatung, die verstärkte Bekanntmachung bestehender Präventionsangebote und 
die Ausweitung des Finanzführerscheines sind sinnvolle Schritte, um Menschen frühzeitig 
zu erreichen und finanzielle Schwierigkeiten möglichst zu verhindern. 

Gleichzeitig möchte ich aber auch festhalten, dass auch der ursprüngliche Antrag 
der Freiheitlichen Partei einige berechtigte Anliegen enthalten hat. Dort wurde etwa 
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gefordert, die Transparenz bei Konsumkrediten zu erhöhen und die Vergabepraxis, 
insbesondere bei Händler- und Onlinekrediten, genauer zu betrachten. 

Auch das wären Maßnahmen gewesen, denen wir grundsätzlich zustimmend 
gegenübergestanden wären. Denn die Herausforderungen sind real. Noch nie war es so 
einfach, mit wenigen Klicks eine Finanzierung abzuschließen. Gleichzeitig wird es für viele 
Menschen schwieriger, die langfristigen Folgen solcher Entscheidungen auch richtig 
einzuschätzen. 

Umso wichtiger ist es daher, die finanzielle Bildung zu stärken und die Menschen 
zu befähigen, informierte Entscheidungen zu treffen. Finanzielle Allgemeinbildung ist 
dabei keine Nebensache. Sie ist eine wichtige Lebenskompetenz. Wer nämlich früh lernt, 
mit Geld umzugehen, Budgets zu planen und Risiken richtig einzuschätzen, ist später 
weniger anfällig für finanzielle Schwierigkeiten. 

Der vorliegende Antrag stärkt genau jene Einrichtungen und Angebote, die hier 
wertvolle Arbeit leisten. Deshalb werden wir ihn, wie bereits erwähnt, mit Überzeugung 
unterstützen. Danke. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Markus Wiesler das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Ja, wir haben diesen Antrag eingebracht, weil wir ein Problem 
sehen, das viele Menschen nicht laut aussprechen wollen. Aber, es ist bereits in vielen 
Haushalten angekommen. Konsumkredite, Ratenzahlungen, Online Kredite, Jetzt-kaufen-
später-bezahlen-Modelle werden für immer mehr Menschen zur Belastung. 

Draufgekommen bin ich für diesen Antrag deswegen, weil ich noch sehr viel bei 
jungen Leuten unterwegs bin, beispielsweise im Sportverein. Man hört dabei auch zu, was 
sie so reden. „Jetzt hast schon wieder ein neues Handy, wie hast du denn das bezahlt? 
Du hast ja erst eines gehabt.“ "Ist kein Problem. Bestellt, Ratenzahlung." Das ist der 
Ursprung, dass wir gesagt haben, wie wollen wir es machen? (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Es geht uns nicht darum, dass wir auf solche Leute mit dem Finger zeigen, die 
verschuldet sind, ganz im Gegenteil. Es geht uns darum, dass wir rechtzeitig hinschauen 
und dass für diese Menschen unter dem Strich nicht eine dauerhafte Belastung dann 
übrigbleibt. 

Jeder von uns weiß, wenn unerwartete Ausgaben zu Buche stehen, wie schnell 
man dann zum Kredit greift, wenn nicht die nötigen finanziellen Mittel da sind und was 
dabei herauskommen kann. 

Früher hat man gesagt: Spare in der Zeit, dann hast du in der Not! Das war ein 
guter Grundsatz. Aber, in der heutigen Zeit, wo sehr viele hohe Preise sind, wo vielen 
Familien am Monatsende nichts überbleibt, ist es eben nicht möglich, etwas zur Seite zu 
legen. 

Genau das bestätigen auch diese Stellungnahmen. Die Arbeiterkammer hält fest, 
dass unser Antrag Lebenslagen anspricht, in denen sich auch viele Menschen im 
Burgenland befinden. Die Teuerung ist spürbar. Kredite belasten sehr viele 
Haushaltsbudgets. Maßnahmen gegen eine ausweglose Verschuldung sind daher 
ausdrücklich zu begrüßen. 
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Auch die Zahlen der Schuldnerberatung hat die Frau Kollegin sehr ausführlich 
dargestellt. Dass diese Entwicklung in die falsche Richtung geht, nämlich, dass die 
Beratungsgespräche steigen. Ja, es gibt Einiges, was gemacht wird. Es gibt die 
Schuldnerberatung. Es gibt die Budgetberatung. Es gibt Finanzworkshops und es gibt den 
Finanzführerschein Burgenland, der übrigens eine freiheitliche Erfindung ist. 

Das ist alles richtig und kann auch nicht kleingeredet werden. Aber, wir müssen 
ehrlich bleiben. Denn, wenn diese Angebote alle, was es eben da gibt, angeboten werden 
und gleichzeitig aber steigen die Zahlen bei den Besprechungen bei der 
Schuldnerberatung, dann stimmt etwas nicht. 

Entweder werden sie nicht wahrgenommen oder sie werden nicht registriert oder es 
kommt nicht stark genug bei den Menschen an. Da ist eben unser Ansatz - ich darf gleich 
erwähnen, dass wir dem Abänderungsantrag zustimmen werden, denn es geht in die 
richtige Richtung - aber, wir sagen auch ganz klar, damit darf die Sache nicht erledigt 
sein. Vielleicht braucht es mehr Tempo, mehr Sichtbarkeit oder auch vielleicht mehr 
Personal in der Schuldnerberatung. 

Junge Menschen müssen, aus unserer Sicht, weil ich das Beispiel vorher gesagt 
habe, noch früher erkennen, was es bedeutet, was Zinsen bedeuten, Raten, Mahnspesen, 
Kreditkosten und so weiter. 

Auch für die Erwachsenen braucht es eine noch niedrigere Schwelle, 
Einstiegsstufe. Kreditangebote müssen oder sollten so transparent sein, dass jeder weiß 
oder versteht, worauf er sich eben einlässt. Denn oft ist der Weg zum einfachen Klick, der 
aber zur dauerhaften Belastung führt, besonders leicht. 

Ich glaube, in diese Richtung sollte noch viel mehr angedacht werden. Unser Ziel 
ist einfach und klar: Hilfe vor Schuldenfalle, Aufklärung vor Inkasso, Prävention vor 
Privatkonkurs. 

Wie gesagt, wir stimmen dem Abänderungsantrag zu. Aber wir werden auch darauf 
achten, dass aus schönen Worten auch echte Hilfe für die Menschen im Burgenland 
ankommen soll. Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Landtagsabgeordneten Mag. Christian Drobits das Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Mag. Christian Drobits (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, werte Zuhörerinnen und Zuhörer! Ich darf seitens 
meiner Fraktion zu diesem Thema sprechen. 

Dieses Thema ist mir bereits, Norbert Hofer weiß es, im Parlament ein wichtiges 
Thema gewesen! Damals ist es um die Altersdiskriminierung einer 78jährigen Frau aus 
Güssing gegangen, wo ich genau dieses Beispiel, dass Du erwähnt hast, kennenlernen 
durfte. 

Dass diese Frau Mindestpensionistin, alleinstehend, viele Kinder großgezogen, 
eine Heizung und auch eine Waschmaschine hatte, die gleichzeitig kaputt geworden sind 
und die nicht in der Lage war, dass selbst zu bezahlen, weil sie mit ihrer Pension die 
Lebenserhaltungskosten nicht tragen konnte. 

Zusätzlich war zu diesem Thema aber zu sagen, im Parlament haben wir dann das 
festgestellt, dass es eine Diskriminierung gibt, indem es eine Altersdiskriminierung gibt, 
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wo Menschen zum damaligen Zeitpunkt keinen Kredit bekommen haben, wenn sie krank 
und alt waren. 

Dieser Antrag, den ich stellen durfte, wurde am Schluss nach zweieinhalb Jahren 
und vielen Anträge gemeinsam erledigt, in dem die Altersdiskriminierung in Österreich 
abgeschafft wurde und nunmehr Menschen trotz eines höheren Alters und trotz einer 
Erkrankung einen Kredit bekommen müssen, damit sie die Lebenserhaltung und das 
Alltagsleben schaffen können. 

Wenn ich heute den Antrag sehe, ist es genau diese Richtung, wo wir wieder 
hineinstoßen müssen. Wir sehen das Problem, ich bedanke mich auch bei der FPÖ, dass 
das Problem auch dargestellt worden ist. 

Das Problem ist aber ein Ernsthafteres, als wie es Ihr in Eurem Antrag enthalten 
habt. Wir sehen nicht nur den Bedarf, dass wir informieren und aufklären, sondern wir 
sehen sehr wohl den Bedarf, dass wir Problemlösungen haben müssen, weil das zu tief 
liegt. 

Es geht nicht nur darum, zu verhindern, dass man in einen Privatkonkurs geht und 
dann dort eine Betreuung kommt. Es geht nicht nur darum, dass die, wenn jemand 
Schulden hat, zur Schuldnerberatung kommen kann. Wir müssen trachten, dass diese 
Personengruppen bereits von Anfang an geschützt werden. 

Das fängt bei den Lebenserhaltungskosten an, die wir senken müssen. Wir müssen 
aufpassen, dass dieser Österreichaufschlag bei den Nahrungsmitteln wegkommt. Wir 
müssen schauen, dass der Strom und die Miete nicht zu hoch werden, damit die 
Menschen nicht das Gefühl bekommen, sie können das nicht mehr stemmen. 

Das heißt, für mich ist der Begriff Überschuldung, so, wie er in diesem Antrag steht, 
zunehmende Überschuldung, bereits die Überstufe. Es gibt vorher noch die Verschuldung 
und es gibt natürlich auch die Lebenserhaltungskosten, die vorher gesenkt werden 
müssen. 

Darum denke ich mir bei diesem Thema, wo wir anscheinend alle an einem Strang 
ziehen, und bin ich der Meinung, dass wir auch eine Diskussion führen sollten, denn da 
geht es konkret um die finanzielle Gesundheit. 

Ich habe diesen Begriff, der finanziellen Gesundheit schon einmal erwähnt. Wir 
wollen, dass die Menschen oder die Bürgerinnen im Burgenland den Alltag meistern 
können - und das geht aber nur, wenn sie finanziell gesund sind. 

Wenn wirklich klargelegt ist, dass es darüber eine Bewusstseinsdebatte gibt, wo wir 
darüber reden: Wie schaffen wir es, dass wir von den Lebenserhaltungskosten bis zum 
Privatkonkurs einen Spagat schaffen, um unsere Bürgerinnen und Bürger zu schützen? 

Ich würde deshalb auch vorschlagen und einladen, dass wir bei diesem Thema, 
wenn es um die finanzielle Gesundheit geht, vielleicht auch irgendwann in diesem Haus 
gemeinsam eine Enquete machen, wo wir genau diese Themen behandeln, wo es um die 
Prävention, mit den Angeboten Budgetberatung, in weiterer Folge auch Finanzbildung 
geht. 

Aber, wo es auch darum geht, dass in weiterer Folge auch geklärt wird, was 
können wir konkret mit den bestehenden Maßnahmen noch weiter ausbauen? Wir haben 
gute Maßnahmen, wir haben aber sicherlich auch Themen, wo wir aufsetzen müssen. 

Eines der Themen ist für mich die Finanzbildung, ja, Finanzführerschein ist ein 
Instrument. Es geht aber noch nicht so weit, denn da beginnen wir mit 14 Jahren. Das 
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geht in gewissen Schulen, aber wir müssen das jetzt auch ausbauen, nämlich, 
professioneller, in Berufsschulen. 

Ich bin aber der Meinung, dass wir nicht nur auf die Jugendlichen, sondern auch 
auf die ältere Generation schauen müssen, die genau bei diesem Thema der finanziellen 
Gesundheit teilweise allein gelassen ist. 

Ich denke auch daran, dass wir, wenn es um das Handy geht, weil es vorher 
angesprochen worden ist, auch die ältere Generation unterstützt wird, genau wenn es vor 
allem um die Handys geht. 

Ich bin auch dafür, dass wir die Jugendlichen umso mehr in den Schulen darauf 
achten lässt, dass nur mit einem einzigen Klick ein Kreditvertrag abgeschlossen wird. Das 
ist viel leichter, wie damals einen Kaugummi beim Greißler zu kaufen. (Zwiegespräche in 
den Reihen der Abgeordneten) 

Dieses Beispiel zeigt, wir sind in einer digitalen Welt, wo wir verdammt aufpassen 
müssen, dass wir den Personengruppen - von klein bis zur älteren Generation - 
Möglichkeiten anbieten, Maßnahmen anbieten und nicht nur informieren und aufklären. 

Ich stehe dazu, um das abzukürzen, dass wir als Fraktion der 
Sozialdemokratischen Partei durchaus auch bereit sind, so eine Bewusstseinsdebatte zu 
führen. Bewusstseinsdebatte im Sinne einer finanziellen Gesundheit für alle und eine 
diesbezügliche Enquete dazu wäre mein Vorschlag. Vielleicht können wir das gemeinsam 
aufgreifen, wenn heute zumindest dieser Antrag einstimmig beschlossen wird. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Von der Regierungsbank zu Wort gemeldet 
ist Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner. 

Bitte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner (GRÜNE): Vielen Dank 
Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde sehr erfreulich, dass wir hier 
ein gemeinsames Bild haben. 

Dass wir ein Bild haben, dass diese Situation ernst zu nehmen ist, dass viele 
Haushalte, viele Personen betroffen sind von den Folgen dieser Konsumkredite und, der 
Kollege Drobits hat es gerade gesagt, es ist oft nur ein Klick und es geht so schnell und es 
geht so einfach, dieses jetzt kaufen, später bezahlen. 

Meine Großeltern haben mir immer gesagt, Du kannst nur das ausgeben, was Du 
vorher verdient hast. Damals, vor 40 Jahren, war es auch noch viel schwieriger, einen 
Konsumkredit zu bekommen. Da hast Du auf die Bank gehen müssen, das war so gut wie 
unmöglich. 

Man hat Kredite aufgenommen für größere Investitionen, oft für den Hausbau, aber 
nicht für die Dinge, die man im alltäglichen Leben so anschafft. Man hat es sich dann 
gekauft, wenn man es sich erspart hat. Da ist sicher auch die Digitalisierung, die viele 
Vorteile hat, ein Nebeneffekt, dass das jetzt einfach leichter geht. 

Gerade jungen Menschen ist es oft nicht bewusst, was die Folgen dessen sind, 
wenn sie einfach da draufklicken und sagen, später zahlen. 

Wir haben extrem gute Angebote im Burgenland, wir haben ein sehr engagiertes 
und beherztes Team in der Schuldenberatung und ich höre auch wirklich von vielen 
Seiten, dass hier die Zusammenarbeit gut funktioniert, also dass die 
Sozialberatungsstellen, zum Beispiel, der Caritas und auch der Volkshilfe mit der 
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Schuldenberatung gut zusammenarbeiten und Menschen, die in finanzielle 
Schwierigkeiten geraten, sehr frühzeitig auch schon weiterleiten, dass hier, zum Beispiel, 
über die Budgetberatung im eins zu eins Setting auch da wo man sieht, Leute können 
nicht so gut mit dem Geld umgehen, dass denen geholfen wird. 

Es gibt für die jungen Menschen den Finanzführerschein. Der soll jetzt eben auch 
auf die berufsbildenden Schulen ausgeweitet werden. Das, finde ich, ist wichtig. 

Unsere Mitarbeiterin ist hier auch schon jetzt in der Trainer-Schulung, damit wir das 
demnächst ausrollen können. 

Die Schuldenberatung bietet aber auch Finanzworkshops für Erwachsene an - und 
das wird sehr gut angenommen. 

Ich gebe Ihnen die Zahlen: Im Jahr 2024 haben 15 Präventionsworkshops 
stattgefunden und im Jahr 2025 waren es dann schon 49. 

Was auch noch nicht erwähnt worden ist, was wir im Burgenland haben, ist eine 
Ombudsstelle für Bankkunden und Bankkundinnen.  

Auch das im Einzelsetting. 

Das ist vor allem dann wichtig, wenn es um Umschuldungen geht, die notwendig 
sind, dass hier wirklich gut beraten wird über die Möglichkeiten, damit da auch nachhaltig 
eine Lösung ist, die die Menschen im Alltag stemmen können. 

Die Arbeiterkammer ist dabei ganz ein wichtiger Partner, wenn es um 
Schuldenberatung geht. 

Ich gebe Ihnen aber auch ein paar Zahlen jetzt aus unserer Schuldenberatung vom 
Land. 

Wir haben heute schon Prozentsätze gehört. Aber, was heißt das auch wirklich in 
absoluten Zahlen? 

2022 haben 503 neue Klienten und Klientinnen die Schuldenberatung in Anspruch 
genommen, 2025 waren es 594. Das heißt, wir haben diese steigende Tendenz, die ja 
jetzt nicht burgenlandspezifisch ist, sondern wir haben einfach ein reales Problem mit der 
Teuerung in Österreich. 

Wir werden das nicht allein im Burgenland lösen können, aber, ich glaube, wir 
haben wirklich sehr gute Maßnahmen, gerade was Familien betrifft. 

Wir haben den Gratiskindergarten, wir haben aus dem Klima- und Sozialfonds viele 
Maßnahmen, die auch sozial treffsicher Haushalte unterstützen. Aber, wir werden das 
nicht alleine lösen können. 

Das ist ein gemeinschaftliches Problem und deshalb sehen wir auch, dass die 
Beratungsgespräche zunehmen. 696 2022, 934 schon 2025. 

Insgesamt hat die Schuldenberatung Burgenland im Jahr 2025 genau 16.786 
Leistungen erbracht. Das ist beachtlich. 

Was auch wichtig ist, wir haben schon über das Alter gesprochen. 

Jede fünfte Person in der Erstberatung ist unter 30 Jahre alt. Das heißt, Du hast es 
vorhin gesagt, dieses Beispiel, gerade bei den Jungen müssen wir ansetzen. 

Wahrscheinlich haben wir einen GAP zwischen denen, die es in der Schule schon 
genossen haben und die schon in ihren späten Zwanzigern sind, die sind wahrscheinlich 
über die Sozialberatungsstellen auch schon schwieriger zu erreichen, weil sie vielleicht 
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noch nicht so gesettelt sind, dass sie eine Wohnung haben und dass sie da irgendwie in 
Bedrängnis kommen, auch ihre Miete oder ihre Energiekosten nicht mehr zu bezahlen. 

Da werden wir auch weiterhin noch schauen, wie wir da gute Lösungen finden, 
vielleicht kann eine Landtagsenquete da auch eine Lösung sein, dass wir das noch vertieft 
behandeln. 

Beim Finanzführerschein möchte ich vielleicht auch noch persönlich etwas 
schildern, denn ich überreiche da ja immer die Zertifikate und dann rede ich mit den 
Schülerinnen und Schülern, was war denn das, was ihr gelernt habt oder was war euch 
neu? 

Das, was eigentlich immer kommt ist, dass ihnen völlig neu ist, was kostet eine 
Wohnung, was sind Energiekosten, was geben die Eltern für Nahrungsmittel im Monat 
aus. 

Man sieht, junge Menschen sind da nicht befasst. Vielleicht ist das in den Familien 
noch so, dass das Geld ein bisschen tabu ist. Man redet mit den Kindern nicht darüber, 
was man verdient und was das tägliche Leben kostet. 

Da haben sie dann diese Aha-Erlebnisse, weil sie zuerst einmal schätzen müssen: 
Was glaubt ihr denn, was kostet so eine Mietwohnung oder was glaubt ihr denn, was 
kostet der Strom? Da liegen sie dann oft ganz weit weg von den Tatsachen. 

Das sind, glaube ich, dann diejenigen Momente, wo man wirklich etwas für das 
Leben lernt, was man mitnehmen kann. 

Natürlich geht es ganz stark um digitale Angebote, weil, es ist ja schon bei den 
ganz Jüngsten ein Thema. Wer Kinder hat, kennt das. Es gibt diese Online-Games, wo 
man sich dann um ein paar Euro Superkräfte kaufen kann, ganz einfach auf Maus-Klick 
und das lernen sie da schon sehr früh. 

Der Papa hat das dann auf der Kreditkartenrechnung, oder die Mama. Das ist 
manchmal gar nicht so wenig, aber das sehen die Kinder gar nicht unmittelbar und auch 
das ist ein großes Thema in diesen Workshops. Fast immer sagen sie nachher, ach, ich 
weiß das jetzt und das möchte ich jetzt anders machen. 

Das ist, glaube ich, dass, was wirklich zählt. 

Es geht um soziale Gerechtigkeit, es geht um Prävention, da sind wir uns alle einig, 
denn wenn dann erst die Schuldenberatung kommt, wenn es an allen Enden und Ecken 
brennt, dann ist es natürlich viel schwieriger, als wenn man frühzeitig eingreift. 

Diese Angebote wollen wir stärken und in den bestehenden Strukturen auch noch 
weitere Maßnahmen setzen. 

Dankeschön für die Zustimmung. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wortmeldungen liegen keine mehr vor, wir 
kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag der 
Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Die Entschließung betreffend „Maßnahmen gegen die zunehmende Überschuldung 
durch Konsumkredite“ ist somit in der von der Frau Berichterstatterin beantragten Fassung 
einstimmig gefasst. 

11. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
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Markus Wiesler, KO Christian Ries, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
Entschließung (Beilage 0606) betreffend „Sicherstellung der Finanzierung der 
häuslichen Intensivpflege für beatmungspflichtige Menschen“(Zahl 2100-0424) 
(Beilage 0750) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Der 11. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses 
über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, KO Christian 
Ries, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0606) 
betreffend „Sicherstellung der Finanzierung der häuslichen Intensivpflege für 
beatmungspflichtige Menschen“, Zahl 2100-0424, Beilage 0750. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Mario 
Jaksch B.A.. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mario Jaksch, B.A.: Danke Frau Präsidentin. Der 
Rechtsausschuss und Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, Klubobmann Christian Ries, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Sicherstellung der Finanzierung der 
häuslichen Intensivpflege für beatmungspflichtige Menschen“ in ihrer 14. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten. 

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Am Ende der Wortmeldung der Landtagsabgeordneten Rita Stenger, MA stellte 
diesen einen Abänderungsantrag. 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der von der Landtagsabgeordneten 
Rita Stenger, MA gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP gegen 
die Stimmen der FPÖ mehrheitlich angenommen. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, Klubobmann Christian Ries, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Sicherstellung der Finanzierung der 
häuslichen Intensivpflege für beatmungspflichtige Menschen“ unter Einbezug der von 
Landtagsabgeordneten Rita Stenger, MA beantragten Abänderungen die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Danke schön. Als erste Rednerin zu diesem 
Tagesordnungspunkt erteile ich Frau Klubobfrau Mag.a Margit Paul-Kientzl das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne 
und vor dem Livestream! 

Das Thema ist außerklinische Langzeitbeatmung bei häuslicher Intensivpflege. 

Das ist ein sehr hochkomplexes Thema und es ist anspruchsvoll. Anspruchsvoll 
auch deswegen, weil die Finanzierung wieder einmal in so einem Kompetenzdschungel 
unterzugehen droht oder zumindest nicht transparent ist und nicht einfach ist. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 
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Was haben wir hier? Wir haben eine medizinische Hauskrankenpflege, die 
eigentlich von der ASVG, also von der Sozialversicherung, bezahlt wird. Aber, wir haben 
auch in dieser Intensivpflege, in der häuslichen, natürlich auch einen Pflegeteil und da ist 
wieder das Land zuständig. 

Was haben wir noch? Wir haben eine Beatmungspflicht. Menschen, die nicht mehr 
selber atmen können, die sozusagen künstlich beatmet werden, und da gibt es auch 
wieder zwei unterschiedliche Formen. Invasiv oder nicht invasiv. Invasiv heißt eben, mit 
dem Luftröhrenschnitt und mit einer Kanüle oder wo sie noch mit Mund und Nase atmen 
können, mit einer Maske.  

So ist einmal die Situation und da braucht es natürlich auch Hilfsmittel, die 
finanziert werden müssen, die auch infrage stellen, wer ist denn da eigentlich zuständig, 
wer zahlt und was bekommt wer.  

Im Burgenland gibt es auch das Anstellungsmodell, das bringt die FPÖ jetzt in 
ihrem Antrag auch ins Spiel, dass man doch das nützen könnte, denn die Menschen sind 
ja bei den Angehörigen und die könnten da einspringen bei der Pflege von diesen 
intensivmedizinisch zu pflegenden Menschen, die eben Langzeitbeatmung brauchen oder 
beatmungspflichtig sind.  

So, das ist jetzt einmal die Ausgangssituation und sie ist, wie gesagt, komplex.  

Deswegen gibt es auch wohl schon seit 2022 eine Arbeitsgruppe, die sich mit dem 
Thema beschäftigt und vor allem sich zusammensetzt aus Bund, Land und dem 
Sozialministerium, Gesundheitsministerium und daran arbeitet, einheitliche Standards in 
Österreich zu entwickeln. Einheitliche Qualitätsstandards.  

Die arbeiten daran, dass es Koordinierungsstellen gibt in den einzelnen 
Bundesländern. Und es gibt dann auch noch die Gruppe mit der Zielsteuerung 
Gesundheit, die die Finanzierung klären möchte.  

Die FPÖ hat einen Antrag eben gebracht, um diese Finanzierungsfrage zu klären 
und wir stimmen zu, das ist echt ein dringendes Thema. Das muss einmal geklärt werden. 
Da sind wir ganz bei den Kollegen, wo wir aber nicht können, ist eben dieses 
Anstellungsmodell, das wirklich für das Burgenland einzigartig ist, dazu zu verwenden, um 
diese häusliche Intensivpflege zu machen.  

Das funktioniert nicht, das sehen wir auch aus diversen Stellungnahmen, die zu 
dem Thema eingelangt sind.  

Ich habe gestern mit einer diplomierten Krankenschwester, einer 
Intensivkrankenschwester gesprochen, die ist in diesem Bereich tätig, ist fair zum 
Patienten, ist in der häuslichen Intensivpflege tätig und sie sagt, das funktioniert nicht.  

Man braucht ein wirklich gut ausgebildetes Fachpersonal und die Angehörigen zu 
Hause sind unterstützend tätig. Die kriegen eine Einschulung, aber sie macht tatsächlich 
24-Stunden-Dienst bei einem zu beatmenden Patienten.  

Es ist ganz wesentlich, dass die Qualität und die Sicherheit auch da ist. Dass eben 
diese Patienten von Spezialist*innen in der Pflege betreut werden.  

Die FPÖ fordert in ihrem Antrag, dass die Landesregierung sofort Kontakt mit den 
Sozialversicherungen aufnimmt wegen der Finanzierung.  

Dazu ist zu sagen, wie gesagt, es gibt diese Gespräche. Sie sind auch in der 
Finalisierung, daher sagen wir ganz pragmatisch, bitte, liebe Bundesregierung, macht 
Tempo, schaut, dass diese Ergebnisse umgesetzt werden österreichweit, sodass wir hier 
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eine Finanzierungssicherheit haben über alle Bundesländer, aber auch eine 
Qualitätssicherung, denn das ist genauso wichtig, das ist vor allem in diesem 
intensivmedizinischen Bereich wichtig zur Sicherheit der Patienten.  

Daher ersuche ich um Zustimmung zu unserem Abänderungsantrag. Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner ist Herr 
Landtagsabgeordneter Thomas Steiner zu Wort gemeldet.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Mag. Thomas Steiner (ÖVP): Danke Frau Präsidentin. Ja, selten 
aber doch, ich muss der Vorrednerin heute zu diesem Tagesordnungspunkt voll 
zustimmen. Alles, was gesagt worden ist, fachlich, ist korrekt und richtig.  

Das ist ein Thema, das wirklich ein Spezialthema in der Pflege natürlich auch ist, 
weil es eine besondere Herausforderung ist für die betroffenen Menschen, die zu Hause 
eben beatmet werden müssen.  

Dazu kommt und das ist auch festgestellt, dass höchstgerichtlich auch entschieden 
worden ist, dass ein Recht darauf besteht, zu Hause zu sein. Es hat ja da auch einen 
Rechtsstreit gegeben, wo eine Ablehnung der Finanzierung erfolgt ist, mit dem Argument, 
na ja, du kannst ja in ein Altersheim gehen und da ist entschieden worden, dass das eben 
so nicht geht, sondern dass es hier einen Rechtsanspruch gibt. 

Tatsache ist, dass natürlich das Anstellungsmodell der Landesbediensteten im 
Burgenland dafür überhaupt nicht ausgerichtet ist und nicht geeignet ist, daher ist dieser 
Vorschlag aus meiner Sicht auch nicht zielführend. 

Was aber richtig ist und was notwendig ist, dass es hier österreichweit auch eine 
klare und einheitliche Vorgangsweise gibt, sowohl, was die Finanzierung betrifft als auch, 
was die Frage der Qualitätsstandards betrifft.  

Das ist natürlich eine Sache, die nur von hochqualifizierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern durchgeführt werden kann. Die Kollegin hat es vorher gesagt.  

Seit 2022 wird hier auf Ebene der Sozialversicherungen des Bundes und der 
Länder versucht, eine gemeinsame Vorgangsweise zu schaffen. Das ist schon - sage ich 
einmal - ein bisschen lange und der Appell geht hier natürlich an alle Beteiligten, nicht nur 
an den Bund, sondern natürlich auch an die Länder und die Versicherungen, dass hier 
auch möglichst rasch und zeitnah eine Entscheidung fällt.  

Wir können uns mit diesem Abänderungsantrag, der eingebracht worden ist und 
dem wir schon im Ausschuss zugestimmt haben, anfreunden und können diesem Antrag 
auch nur die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Damit ist Herr Landtagsabgeordneter 
Markus Wiesler am Wort. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Frau Präsidentin. Geschätzte 
Damen und Herren! Wir haben diesen Antrag eingebracht, weil es hier um Menschen in 
einer extrem schwierigen Lebenssituation geht, nämlich um beatmungspflichtige 
Menschen, jeden Tag weit über ihre Grenzen hinaus gefordert sind und Sie haben es 
schon richtig erwähnt, die Volksanwaltschaft bringt es klar auf den Punkt, 
beatmungspflichtige Menschen haben nach höchstgerichtlicher Judikatur das Recht, zu 
Hause betreut zu werden. 
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Das Anstellungsmodell haben wir miteingepackt, weil es könnte ja zukünftig auch 
ausgebaut werden, dass das Pflegemodell auch dort funktioniert in diesen Bereichen, im 
Beatmungsbereich, aber uns geht es in erster Linie vor allem um die Finanzierung.  

Die Volksanwaltschaft stellt da auch ein konkretes Beispiel aus dem Burgenland. 
Eine Burgenländerin, die nach einem Krankenhausaufenthalt künstlich beatmet werden 
musste, wollte nach der Entlassung wieder nach Hause zu ihrem Ehemann. Das Land 
und die Versicherungsanstalt konnten sich aber nicht auf die Finanzierung der 
notwendigen häuslichen Intensivpflege einigen.  

Das Ergebnis, die Patientin wurde in einem Pflegeheim untergebracht oder 
verfrachtet, kann man sagen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das kann es aus unserer Sicht nicht sein, 
wenn ein Mensch zu Hause versorgt werden kann, wenn Angehörige bereitstehen, wenn 
Würde, Selbstbestimmung und Familie, Nähe möglich wären, dann darf die Antwort des 
Systems nicht lauten, wir warten noch auf irgendeine Einigung. 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass es seit 2022, wie erwähnt, eine Arbeitsgruppe gibt. 
Auf Bundesebene gibt es die, aber wie erwähnt, der Kollege Steiner, eine Ewigkeit her 
und es bewegt sich nicht. Wann wollen die endlich ein Ende finden?  

Aber wir sagen auch, für die Betroffenen ist eine Arbeitsgruppe noch keine Hilfe 
und eine Finalisierungsphase bringt keinen Menschen wieder zurück nach Hause.  

Der Abänderungsantrag der SPÖ geht uns leider nicht weit genug, denn er bleibt 
genau dort stehen, wo das Problem seit Jahren liegt. Man wartet auf Bund, Länder und 
Sozialversicherung, eben auf eine Einigung.  

Das Land darf sich nicht hinter diesen laufenden Gesprächen - aus unserer Sicht - 
verstecken. 

Solange es keine bundesweite einheitliche Vereinbarung mit den 
Krankenversicherungsträgern gibt, muss das Land eine tragfähige Übergangslösung 
schaffen beziehungsweise finden, denn die Uneinigkeit darf nicht auf dem Rücken der 
Betroffenen ausgetragen werden. Genau das sagt auch die Volksanwaltschaft und genau 
hier muss eben die Politik handeln.  

Unser Ziel ist klar, beatmungspflichtige Menschen sollen, wo es medizinisch 
möglich ist, zu Hause leben können. Kein Mensch soll gegen seinen Willen im Heim 
bleiben müssen, nur weil die öffentliche Hand ihre Hausaufgaben eben nicht erledigt.  

Wir werden dem Abänderungsantrag - wir werden daher nicht zustimmen. Nicht 
weil die Zielrichtung völlig falsch wäre, sondern weil es aus unserer Sicht an der 
entscheidenden Stelle zu schwach bleibt. Eben dieser Antrag.  

Er fordert das Land nicht dazu auf, Selbstverantwortung zu übernehmen, bis sich 
Bund und Sozialversicherung endlich einigen.  

Genau diese Lücke ist das Problem und diese Lücke gehört aus unserer Sicht 
geschlossen, denn bei der Pflege zählt am Ende nicht, wer formal zuständig ist. Es zählt, 
ob geholfen wird und zwar rechtzeitig.  

Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als vorerst letztem Redner erteile ich Herrn 
Klubobmann Roland Fürst das Wort.  

Bitte Herr Klubobmann.  
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Abgeordneter Mag. Dr. Roland Fürst (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich habe mir jetzt noch einmal den originären Antrag der FPÖ 
durchgesehen. Den finde ich in Ordnung und ich finde auch, dass wir weitgehend diese 
Punkte erfüllen.  

Das burgenländische Modell soll, das Anstellungsmodell soll weiterentwickelt 
werden. Da muss man sich überlegen, inwieweit das möglich ist.  

Die Burgenländische Landesregierung wird weiters aufgefordert, an die 
Bundesregierung heranzutreten, werden wir auch tun.  

Und der erste Punkt ist sozusagen, dass wir mit den Sozialversicherungsträgern, 
weil die sind zuständig - warum sind die zuständig? -, in Verbindung treten. Weil das eine 
Krankenhaus ersetzende Maßnahme ist oder Leistung ist.  

Und das ist vielleicht ein bisserl auch wichtig, zu erklären, was das bedeutet. Jetzt 
unabhängig, dass ich auch involviert gewesen bin, in ein paar Fallgeschichten, die 
hochgradig tragisch und dramatisch sind und wirklich eine hohe Belastung für die Familie 
darstellen. Das muss man einmal außer Streit stellen. Das ist völlig klar.  

Dass die Familien da Unterstützung brauchen, da brauchen wir auch nicht 
diskutieren.  

Und auch ja, wenn es in weitaus gelinderen Fällen muss ich es trotzdem sagen, 
das Anstellungsmodell pflegender Angehöriger/Vertrauenspersonen wissen wir seit dieser 
Evaluierung, dass ein Drittel zirka Kinder mit diesem Modell gut versorgt werden, die 
Pflegestufe 2, 3, 4, 5, 6 haben. Da reden wir ja von Pflegestufen auch die ganz hoch sind, 
die höchste mitunter ja ist.  

Das ist, glaube ich, der Knackpunkt. Also, es gibt, glaube ich, und da würde ich 
auch gern, das ist jetzt wirklich nur eine These, aber nach meinem Überblick, es gibt kein 
anderes Bundesland, das so auf den extramuralen oder ambulanten Bereich setzt wie das 
Burgenland.  

Also, zu schauen, möglichst wenig intramural, also stationär, weil immer teuer, ja, 
hin zu der ambulanten Versorgung.  

Aber mitunter sind auch Grenzen gesetzt, gerade auch bei dieser Leistung, weil 
das Pflegerische ist da natürlich nur ein Punkt, im Wesentlichen geht es da um eine 
hochqualifizierte, medizinische Leistung, die garantiert sein muss.  

An dieser Stelle muss man auch sagen, das ist halt jetzt, ich bin der letzte, das 
wisst Ihr auch, als Sozialarbeiter und Sozialsprecher und Sozialwissenschaftler, der über 
Ökonomie irgendetwas argumentiert.  

Aber erstens einmal, ist das sozusagen ein Thema, das eine Handvoll in etwa 
betrifft im Burgenland. Fünf, sechs, sieben. Ist eh tragisch genug. Aber wir haben uns das 
schon sehr genau angeschaut.  

Also, jetzt ist sozusagen die Kosten, die anfallen, so in etwa 6.000 Euro, die zu 
stemmen sind, unabhängig davon, wenn man versucht, dann für solche Situationen 
Organisationen zu finden, die eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung auch garantieren, 
kommen wir darauf, sie finden gar keine Organisationen, die das machen, sie finden 
niemanden, der das übernimmt. 

Das Zweite ist, wenn wir das so machen, wie Sie das wollen, wo ich ja inhaltlich 
dafür wäre, kostet das 45.000 Euro pro Monat.  
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Da gibt es einen konkreten Kostenvoranschlag eines Falles, den ich kenne. Von 
einer Firma, die würden das übernehmen, genauso wie das wünschenswert wäre, kostet 
45.000 Euro pro Monat.  

Da ist halt die Frage immer, das sind halt leider diese Fälle, wo man sagt, da ist es 
so, da muss man auch aufgrund des Gerichtsurteils wahrscheinlich eine Lösung finden, 
damit die gut versorgt sind, damit die möglichst auch sozusagen familiennah angebunden 
werden.  

Aber wir werden nicht wegkommen, dass wir krankenhausersetzende Leistung 
gänzlich in den privaten Bereich geben, das wird es nicht geben.  

Das ist, glaube ich, der Knackpunkt bei der Sache. 

Und deswegen meine Vermutung ist, dass sich da alle eher bedeckt halten, weil 
das ist mit hohen Kosten verbunden.  

Aber, was ich sagen kann und das garantiere ich auch an dieser Stelle, ich würde 
auch vorschlagen, dass wir uns das in einem - was weiß ich -, in einem halben Jahr, in 
einem Jahr, nochmals vielleicht anschauen, dass wir unsere Kontakte nutzen und 
entsprechend mit den Sozialversicherungsträgern reden, um hier auch endlich eine 
Lösung darzulegen, weil ja, letzter Punkt, wir ja wissen, dass diese Familien auch gut 
vernetzt sind und es da schon wichtig ist, dass in Österreich es ja so ist, dass jedes Kind 
in dem Fall oder jeder Jugendliche den gleichen Anspruch hat auf eine Leistung, die nicht 
davon abhängig sein kann, in welchem Bundesland man da beheimatet ist.  

Insofern würde ich ja ersuchen, unserem Abänderungsantrag auch zuzustimmen, 
denn die Stoßrichtung ist eh dieselbe, es geht halt dann um die Differenzierung, die 
mitunter, ich habe sie dargelegt, mitunter in der Umsetzung auch schwierig ist.   

Auch deswegen, weil das Land Burgenland ja nicht allein für die Geschichte 
zuständig ist, sondern es da verschiedene Kompetenzen gibt.  

Krankenhausersetzende Leistung ist eigentlich ein Fall für die Sozialversicherung, 
aber das soll keine Ausrede sein, dass wir hier versuchen, für die Familien etwas 
zusammenzubringen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da nun keine Wortmeldungen mehr 
vorliegen, kommen wir zur Abstimmung.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Danke. Die Entschließung „Sicherstellung der Finanzierung der häuslichen 
Intensivpflege für beatmungspflichtige Menschen“ ist somit in der vom Herrn 
Berichterstatter beantragten Fassung mehrheitlich gefasst.  

12. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Christian Ries, Johann Tschürtz, Kolleginnen und Kollegen 
auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0607) betreffend „Neuauflage eines 
Sicherheitsgipfels und Wiedereinführung bewährter Sicherheitsstrukturen“ 
(Zahl 2100-0425) (Beilage 0747) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wir kommen zum 12. Punkt der 
Tagesordnung. Das ist der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und 
des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Christian Ries, Johann Tschürtz, Kolleginnen und Kollegen auf 
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Fassung einer Entschließung (Beilage 0607) betreffend „Neuauflage eines 
Sicherheitsgipfels und Wiedereinführung bewährter Sicherheitsstrukturen“, 
Zahl 2100-0425, Beilage 0747. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Landtagsabgeordneter 
Markus Wiesler.  

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Markus Wiesler: Danke Frau Präsidentin. Der Rechtsausschuss 
und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Christian Ries, Johann Tschürtz, Kolleginnen und Kollegen auf 
Fassung einer Entschließung betreffend „Neuauflage eines Sicherheitsgipfels und 
Wiedereinführung bewährter Sicherheitsstrukturen“ in ihrer 15. gemeinsamen Sitzung am 
Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten. 

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt.  

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen.  

Am Ende der Wortmeldung des Landtagsabgeordneten Roman Kainrath stellte 
dieser einen Abänderungsantrag.  

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der vom Landtagsabgeordneten 
Roman Kainrath gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP gegen 
die Stimmen der FPÖ mehrheitlich angenommen.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wollen dem selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Christian Ries, Johann Tschürtz, Kolleginnen und Kollegen auf 
Fassung einer Entschließung betreffend „Neuauflage eines Sicherheitsgipfels und 
Wiedereinführung bewährter Sicherheitsstrukturen“ unter Einbezug der vom 
Landtagsabgeordneten Roman Kainrath beantragten Abänderungen, die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Damit erteile ich als erstem Redner zu 
diesem Tagesordnungspunkt dem Landtagsabgeordneten Gerald Handig das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Gerald Handig (ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen 
und Kollegen! Meine geschätzten Damen und Herren auf der Galerie beziehungsweise im 
Livestream! Sicherheit ist zweifellos ein Grundbedürfnis der Menschen und das natürlich 
auch bei uns im schönen Burgenland.  

Mich wundert ein wenig, dass die GRÜNEN hier keinen Redebeitrag dazu haben 
(Abg. Mag.a Margit Paul-Kientzl: Ich kann es gerne noch einmal erklären.) oder keine 
Meinung dazu abgeben, sehr wohl aber der Kollege Tschürtz, der schon letztes Mal, wie 
gesagt, sehr standhaft und hartnäckig ist mit diesen Anträgen. Innerhalb von zwölf oder 
14 Monaten diskutieren wir deren mehrere Male darüber. (Abg. Mag.a Margit Paul-Kientzl: 
Deswegen.) 

Bin aber der Meinung, wer dieses Thema ernst nimmt, muss mehr anbieten als nur 
Schlagworte, Forderungen nach einem „Tag der Sicherheit“, nach Sicherheitsgipfeln, nach 
Strategien, Wiedereinführung von Sicherheitspartner, Sicherheitsstrukturen, aber deren 
Mehrwert nicht belegt.  
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Zudem stellt sich für mich natürlich auch immer wieder die Frage, warum?  

Die von der FPÖ eingebrachten Anträge klingen natürlich auf den ersten Blick 
entschlossen und fordernd, sind sie auch, werden aber trotz wiederholter Einbringung in 
weiten Bereichen, nicht in allen, aber in weiten Bereichen nicht substantieller.  

Für mich bleibt bei genauerem Hinsehen offen, welche konkreten Probleme es 
tatsächlich gibt.  

Warum werden diese Anträge eingebracht?  

Was soll gelöst werden?  

Woran mangelt es wirklich?  

Wie oder warum ist die Auflage des „Tages der Sicherheit“ wiederum oder 
Sicherheitsgipfels so essentiell?  

Was bringt er mir, objektive spürbare Sicherheit für die Bürger? 

Wir brauchen kein unentwegtes Trommeln nach Sicherheit, denn das führt im 
Zweifel bei den Menschen vielleicht sogar zur Unsicherheit.  

Wir brauchen Sicherheit, die auf Fakten beruht.  

Sicherheit entsteht nicht durch parteipolitische Inszenierung. Sicherheit entsteht 
durch verlässliche Arbeit. 

Ich möchte auch diese Gelegenheit nutzen, mich bei allen bedanken, die für die 
Sicherheit in unserem Bundesland beitragen, bei allen Polizeikräften, beim Bundesheer, 
bei den Rettungsorganisationen, bei allen, die freiwillig oder auch beruflich in 
Organisationen arbeiten und somit den Menschen in Notsituationen helfen. Dafür haben 
sie einen riesengroßen Applaus jedenfalls verdient. (Beifall bei der ÖVP) 

Wenn es also Probleme und Verbesserungsbedarf gibt, dann müssen diese 
natürlich präzise benannt werden und die Zuständigkeit geklärt werden. Ohne dem kann 
man keine Maßnahmen setzen.  

Ein Gipfel allein ersetzt keine nachhaltige Strategie.  

Ich wiederhole mich, wenn ich die FPÖ-Anträge als kritisch sehe, aber nicht 
deswegen, weil uns Sicherheit nicht wichtig ist, sondern im Gegenteil, weil uns Sicherheit 
zu wichtig ist, um sie nur auf symbolische Forderungen zu reduzieren.  

Wer echte Lösungen will, muss konkret Probleme nennen und konkret Vorschläge 
zur Behebung liefern.  

Vorschläge aber, die umsetzbar, überprüfbar, finanzierbar, schließlich aber auch 
wirksam sind und letztendlich zum Ziel führen.  

Unser Ziel ist klar: Wir stehen für eine moderne, für eine sachliche, umfassende 
Sicherheitspolitik.  

Wir setzen auf Prävention, Kooperation und professionelle Strukturen und nicht auf 
politische Schlagzeilen.  

Aus diesem Grund stimmen wir dem vorliegenden und bereits im Ausschuss von 
SPÖ und ÖVP beschlossenem Antrag zu, der da lautet: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, die partnerschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Landesverwaltung, den Sicherheitsbehörden, den Einsatzorganisationen und 
weiteren Stakeholdern weiterhin konsequent fortzuführen.  
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Aber ich möchte auch die rot-grüne Landesregierung nicht ganz aus der 
Verantwortung lassen. Ich habe mich in der Vorbereitung der Rede das Märchenbuch, 
also jetzt den Zukunftsplan 2030, angesehen, weil da in den Schlagworten ja ganz fett 
prominent steht: Sicherheit.  

Ich habe einmal geschaut in der Präambel, im Vorwort finde ich nichts darüber.  

Dann bin ich auf die Seite 60 gegangen, die Seite 60 befasst sich mit Sicherheit, 
Asyl und Integration. Ja, in den eineinhalb Seiten ist gerade ein kleiner Absatz, der den 
Assistenzeinsatz des Bundesheeres betrifft. Den Begriff und die Aufgaben und die 
Wichtigkeit der Polizei, missing, null, niente, nichts.  

Alles andere beschäftigt sich mit Asyl, Migration und Integration.  

Dachte ich, schaue dann weiter auf Seite 118 Feuerwehr und Katastrophenschutz. 
Auch wenig essentiell. Hier findet man sogar dann ein bisschen was über Bundesheer 
und Polizei. Dass die Polizei die Schwerverkehr- und Geschwindigkeitskontrollen machen 
soll, findet man im Kapitel Feuerwehr und Katastrophenschutz. Themaverfehlung!  

Ja, über Feuerwehr auch nicht wirklich was. Wobei ich hier schon den Neubau und 
die Sanierung der Landesfeuerwehrschule des Landesfeuerwehrkommandos wiederfinde.  

Das ist ein Bereich, wo ich dem Kollegen Tschürtz 100-prozentig Recht gebe. Dass 
wir ja nicht nur in dieser Periode, sondern auch schon davor, und Vorperiode umsetzen 
wollten.  

Mehr aber zur Sicherheit nicht. 

Last but not least habe ich dann geschaut, weil ja auch der „Tag der Demokratie“ 
als Ersatz für den „Tag der Sicherheit“ immer wieder genannt wird.  

Sicherlich ein gutes Ereignis, ein wichtiger Tag, aber dieser „Tag der Demokratie“, 
obwohl schon 2024 erstmals organisiert, im Oktober oder September, wie ich mich 
erinnern kann, und eher dann alle zwei Jahre abgehalten werden soll, findet er sich nicht 
im Märchenbuch für 2026 als niedergeschrieben.  

Also dann kann er damals nicht so wichtig gewesen sein, oder es hat sich die Lage, 
es hat sich die Situation so derartig geändert, in diesen 15 oder 16 Monaten seit es dieses 
Märchenbuch gibt, wäre es jetzt ein Gebot der Stunde, hier dieses zu überarbeiten, der 
Lage und der Situation anzupassen, einen Sideletter zu machen oder sonst irgendwie, 
damit wir wirklich wieder up to date sind. (Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: Weißt schon, dass 
er stattfindet, der „Tag der Demokratie“? Weißt Du schon, oder?) 

Ich habe ja gesagt, dass er stattfindet. Zugehört? 2026, (Abg. Mag. Dr. Roland 
Fürst: Weißt Du nicht mehr, was Du redest?) ist im Protokoll nachzuhören.  

Danke für die Aufmerksamkeit von beinahe allen. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist 
der sehr geschätzte, Zweite Landtagspräsident Johann Tschürtz.  

Bitte Herr Präsident um Ihre Wortmeldung. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz (FPÖ): Danke schön Frau Präsidentin. Es ist 
mir klar, dass der Jürgen dann auch dagegenredet, das ist mir schon ganz klar.  

Aber ich versuche mich kurz zu halten. Und weil ich ja auch gar nicht verstehe, 
warum man diesem Antrag nicht zustimmt.  
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Es gibt in jedem Bundesland einen Sicherheitsgipfel, übrigens, Du hast ein paar 
Themen jetzt vermischt, gell, mit „Tag der Sicherheit“, mit, na ja, (Abg. Gerald Handig: 
Aufgrund der vielen Anträge. - Abg. Mag. Dr. Roland Fürst: Gut, dass es nicht nur mir 
aufgefallen ist, danke.) aber das ist genau das Problem, was Ihr habt. Dass Ihr schon 
alles verwechselt.  

Und das waren nämlich natürlich Initiativen, die erstklassig waren.  

Und noch einmal, einen Sicherheitsgipfel gibt es in jedem Bundesland.  

Der Sicherheitsgipfel soll dazu dienen, dass man mit dem Innenminister die 
Sicherheitslage im Bundesland checkt. Das ist einmal das Wichtigste.  

Da sind die Blaulichtorganisationen, das Bundesheer dabei und wo man darüber 
spricht, über die Sicherheit des Bundeslandes. 

Wir haben damals 2018 eine Leitlinie, anlässlich des Sicherheitsgipfels abgehalten, 
mit dem damaligen Innenminister, dem Landeshauptmann Nießl und mit meiner Person. 
Und das waren konkrete Punkte, die beschlossen wurden.  

Da sind Punkte dabei, die aus meiner Sicht, wirklich auch nachträglich sehr viel 
bewirken.  

Zum einen ist es damals gegangen um die Grenzkontrollen, dass man die 
Möglichkeit auch schafft, falls einmal die EU die Grenzkontrollen abschafft, dass man 
Großraumkontrollen macht, hat der Innenminister zugesagt.  

Da ist eine umfassende KFZ-Kontrolle beziehungsweise Schlepperbekämpfung, 
dort organisiert, also zumindest festgehalten worden.  

Die Personalaufnahmen wurden beschlossen.  

Es wurde auch beschlossen, bei diesem Sicherheitsgipfel, dass es 
Grundausbildungslehrgänge gibt im Burgenland. Das war 2018.  

Jetzt haben wir 2026.  

Und dann wurde Folgendes beschlossen, auch bei dem Sicherheitsgipfel, dass im 
Burgenland es ein Einsatztrainingszentrum bei der LPD gibt. Ein paar werden schon 
gesehen haben, dass es wirklich zur Umsetzung gekommen ist.  

Ich lese das vor: Gut ausgebildete und trainierte Polizisten und Polizistinnen sind 
die Grundvoraussetzung für professionelle Polizeiarbeit. Um diesen Standort halten zu 
können, bedarf es der entsprechenden Infrastruktur in Form eines 
Einsatztrainingszentrums. Das Bundesministerium für Inneres unterstützt die Errichtung 
dieses Einsatztrainingszentrums mit Eigenmitteln, die Fertigstellung wird bis 2020 
stattfinden.  

Das ist umgesetzt worden bei dem Sicherheitsgipfel. Das ist nicht ein Larifari-
Gipfel.  

Ich verstehe das auch gar nicht, unter anderem sind auch die Sicherheitspartner in 
diesem Konvolut verankert.  

Was ich nicht verstehe, ist, und ich versuche mich eh nicht zu lange zu halten, was 
ich nicht verstehe, warum man da dagegen ist, dass der Herr Landeshauptmann sagt, ich 
bitte das Innenministerium und die Blaulichtorganisationen, setzen wir uns zusammen, 
machen wir einen Sicherheitsgipfel und erarbeiten wir sicherheitsrelevante Punkte, wo 
jeder natürlich seinen Beitrag leistet.  
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Aber es soll so sein. Es soll wirklich so sein. Ihr wollt das halt einfach nicht. 

Ich glaube aber, dass das sogar gut wäre für den Herrn Landeshauptmann. Ich 
glaube, das wäre wirklich gut, wenn er sagen würde, die SPÖ glaubt ja, sie ist die 
Sicherheitspartei, weil gut wäre, wenn der Landeshauptmann sagen würde, und wir 
machen einen Sicherheitsgipfel auch mit dem Innenminister, da muss aber der 
Innenminister kommen, Euer schwarzer Innenminister, dann muss er kommen. Dann 
muss er kommen.  

Das ist genau Euer Problem, glaube ich, weil wahrscheinlich würde ich auch einen 
Sicherheitsgipfel nicht einberufen, denn wen willst du holen? Den Urinbecken-Babler, oder 
den doch noch, doch nicht Volksbefragungsbundeskanzler, oder den Bundeskanzler, der 
gerade irgendwo in Amerika in einem Luxushotel verweilt, mit zehn Angestellten? 

Ich glaube schon, ich glaube Euch das eh, dass Ihr den nicht wollt. Weil wollt‘s 
dann ausmachen mit dem Babler. Ich glaube das eh.  

Ihr könntet dann vielleicht sogar mit dem Herrn Vizekanzler diese Fluchtrouten 
besprechen. Aber Spaß beiseite.  

Wirklich. Warum wehrt man sich gegen einen Sicherheitsgipfel im Burgenland?  

Ich glaube, uns bleibt sonst nichts mehr übrig, dass wir einmal die ganzen Anträge, 
was Ihr abgelehnt habt, vielleicht in einer Plakatform burgenlandweit einmal der 
Bevölkerung präsentieren.  

Ihr unterschätzt ja total die Bevölkerung. Das spürt man ja. Ihr unterschätzt sie alle.  

Dass wir das einmal präsentieren und sagen, was wir eigentlich wollen hätten, was 
Ihr verhindert und in Wahrheit seid Ihr beide nicht Sicherheitsparteien, sondern Ihr seid 
aus meiner Sicht wirklich, Ihr habt wenig für die Sicherheit über. (Beifall bei der FPÖ) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als vorerst letztem Redner zu diesem 
Tagesordnungspunkt erteile ich Herrn Landtagsabgeordneten Jürgen Karall das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Jürgen Karall (SPÖ): Danke Frau Präsidentin. Herr Kollege 
Tschürtz, da würde mir jetzt so viel einfallen, aber es ist so warm, dass man das auf das 
Wesentliche beschränken soll.  

Prinzipiell möchte ich mich einmal bei Dir, lieber Kollege Tschürtz, bedanken, denn 
Du hast eines festgehalten heute und dazu stehe ich, wir, nämlich die SPÖ Burgenland, 
ist wirklich die Sicherheitspartei im Burgenland. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Das kann man in Anbetracht der vielen, vielen Projekte der letzten Jahre und 
Jahrzehnte absolut unterstreichen und unterschreiben. Grundsätzlich geht es jetzt um 
einen Antrag zum Thema Sicherheit, dazu kann und möchte ich mitteilen, dass laufend, 
täglich zwischen den Sicherheits- und Einsatzorganisationen kommuniziert wird. 

Täglich tauchen Fälle auf, die abgearbeitet werden müssen und täglich und 
regelmäßig werden Projekte umgesetzt, die laufenden Abgleichen bedürfen. Das ist ein 
Prozess, der immer besteht, der ohne Unterbrechung stattfindet. Das ist nicht einmal mehr 
und einmal weniger, Sicherheit ist laufend im Raum. 

Da wird laufend, und zwar unter der Koordination des Landeshauptmannes, der 
Abteilung 8 und der Landessicherheitszentrale gearbeitet. Für Projekte, wie zum Beispiel 
das Fünf-Phasen-Modell im Katastrophenschutz oder die Umsetzung der neuen 
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Landesfeuerwehrzentrale, bei der aktuell sehr gute Gespräche laufen und demnächst 
bereits Details präsentiert werden. 

Diesbezüglich zusätzlich ein eigenes konstruiertes Show-Thema, eine eigens 
konstruierte Show-Veranstaltung, bei Ihnen Sicherheitsgipfel genannt, zu schaffen, dient 
nur Ihnen persönlich, um sich öffentlich zu produzieren. (Zwischenruf des Abg. Johann 
Tschürtz) 

Als angeblicher Retter der Nation und, glaubt mir, das seid Ihr nicht. Sie tragen zur 
Sicherheit in Österreich nicht wirklich etwas bei. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN) 

Nicht wirklich im politischen Alltag, (Abg. Markus Wiesler: Ihr zur Unsicherheit!) weil 
da bin ich wieder beim Kollegen Handig, (Abg. Markus Wiesler: Ihr zur Unsicherheit!) der 
sagt, sagt einmal etwas Konkretes, sondern nicht irgendwelche Phantasiethemen, also 
nicht im politischen Alltag, sondern bei echten Einsätzen, mit Verlaub, habe ich auch noch 
keinen gesehen von Euch. 

Tatsächlich für unsere Sicherheit sorgen nämlich die vielen Feuerwehrleute, die 
Rettungsmitarbeiter, die Polizistinnen und Polizisten, die Angehörigen des Bundesheeres, 
der Bevölkerungsschutz und so weiter, die entweder hauptberuflich oder in ihrer Freizeit 
für die Sicherheit im Burgenland sorgen. 

Und denen ist überhaupt nicht geholfen, wenn Sie sich irgendwelche 
pseudomedienwirksame Termine da heraussuchen, wieder einmal alles schlechtreden 
(Abg. Christian Ries: Genau das, was der Landeshauptmann macht!) und sich eben nur 
selbst darstellen. 

Das Thema, „Tag der Sicherheit“, jetzt bin ich eineinhalb Jahre im Landtag, das 
wäre heute das vierte Mal, glaube ich, wenn ich richtig gerechnet habe, dass Ihr das 
Thema auf das Tapet haut, da läuft alles, wie es soll. Weshalb ich mich entschieden habe, 
da jetzt nicht irgendwelche Ausführungen darüber zu halten. Ihr könnt Euch gerne meine 
drei Reden, die ich diesbezüglich schon gehabt habe, gerne noch einmal anhören. 

Hinsichtlich der sicherheitspolitischen Maßnahmen im Burgenland lege ich Ihnen 
ebenfalls etwas nahe, nämlich die laufenden Berichte, Bilanzen und Veröffentlichungen 
unserer Einsatzorganisationen zu lesen, sich anzuhören. Die bekommt Ihr geschickt. 

Die werden durch uns unterstützt und machen tolle Aktionen. Diese Berichte sollten 
Sie haben. Bei Bedarf kann ich Euch diese Berichte aber auch gerne zukommen lassen, 
lesen müsst Ihr sie dann schon selber. 

Abschließend danke ich unseren Einsatzorganisationen für ihre tadellose Arbeit 
und ersuche, unserem Abänderungsantrag zuzustimmen. Vielen Dank. (Beifall bei der 
SPÖ und den GRÜNEN) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, 
kommen wir zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Danke. Die Entschließung betreffend „Neuauflage eines Sicherheitsgipfels und 
Wiedereinführung bewährter Sicherheitsstrukturen“ ist somit in der vom Herrn 
Berichterstatters beantragten Fassung mehrheitlich gefasst. 

13. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Klubobmann Ing. Norbert Hofer, MBA, Michelle Whitfield, Kolleginnen und Kollegen 
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auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0507) betreffend „Verbindliche 
Umsetzung der Beschäftigungspflicht gemäß Behinderteneinstellungsgesetz im 
öffentlichen Bereich des Landes Burgenland und in landesnahen Unternehmen“ 
(Zahl 2100-0355) (Beilage 0748) 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Wir kommen zum 13. Punkt der 
Tagesordnung, das ist der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und 
des Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Klubobmann Ing. Norbert Hofer, MBA, Michelle Whitfield, Kolleginnen und Kollegen auf 
Fassung einer Entschließung (Beilage 0507) betreffend „Verbindliche Umsetzung der 
Beschäftigungspflicht gemäß Behinderteneinstellungsgesetz im öffentlichen Bereich des 
Landes Burgenland und in landesnahen Unternehmen“ (Zahl 2100-0355, Beilage 0748). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Mario 
Jaksch. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mario Jaksch, B.A.: Danke Frau Präsidentin. Der 
Rechtausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Klubobmann Ing. Norbert Hofer, Michelle Whitfield, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Verbindliche Umsetzung der 
Beschäftigungspflicht gemäß Behinderteneinstellungsgesetz im öffentlichen Bereich 
des Landes Burgenland und in landesnahen Unternehmen“, in ihrer 14. gemeinsamen 
Sitzung am Mittwoch, dem 10.06.2026, beraten.  

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Am Ende der Wortmeldung der Landtagsabgeordneten Rita Stenger, MA stellte 
diese einen Abänderungsantrag. 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der von Landtagsabgeordneter Rita 
Stenger, MA gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ gegen die Stimmen 
der FPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen. 

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Klubobmann Ing. Norbert Hofer, Michelle Whitfield, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Verbindliche Umsetzung der 
Beschäftigungspflicht gemäß Behinderteneinstellungsgesetz im öffentlichen Bereich des 
Landes Burgenland und in landesnahen Unternehmen“, unter Einbezug der von Frau 
Landtagsabgeordneter Rita Stenger beantragten und in der Beilage ersichtlichen 
Abänderungen, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. Danke. 

Präsidentin Mag.a Astrid Eisenkopf: Als erster Rednerin zu diesem 
Tagesordnungspunkt erteile ich Frau Klubobfrau Margit Paul-Kientzl das Wort. 

Bitte Frau Klubobfrau. 

Abgeordnete Mag.a Margit Paul-Kientzl (GRÜNE): Vielen Dank Frau Präsidentin. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne 
und im Livestream! 
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Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13. Vorher möchte ich aber noch meine 
Verwunderung ausdrücken. Es ist super, dass sich der Herr Kollege Handig so geäußert 
hat, dass er sich wundert, dass wir keinen Redebeitrag haben. 

Schauen Sie, das Thema war jetzt schon dreimal auf der Tagesordnung in einer 
Landtagssitzung, wir haben dazu alles gesagt, was zu sagen ist. 

Im Übrigen, ich weiß nicht, Sie haben eine Rede heute gehabt, wir sprechen zu 
vielen Themen. Eigentlich wundert es mich dann auch, könnte ich genauso sagen. 

Also wir reden zu diesen Themen, wo wir auch wirklich etwas zu sagen haben, wo 
wir uns eingearbeitet haben, wie Sie auch. Sie sind auch zu einem Thema Experte, 
nehme ich an. 

Kommen wir zum Behinderteneinstellungsgesetz und zur Beschäftigungspflicht. 
Dieses Gesetz, das verhilft Menschen mit Behinderungen, dass sie in den Arbeitsprozess 
eingegliedert werden, dass sie einen Job haben, dass sie teilhaben können am 
Arbeitsprozess. Es ist dementsprechend wichtig für uns und natürlich für die Menschen da 
draußen, die durch dieses Gesetz eine Anstellung erhalten. 

Wer ist begünstigter Behinderter? Das sind nämlich Menschen, die 50 Prozent 
Behindertengrad haben müssen und sie müssen natürlich auch dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen, also auch arbeitsfähig sein. Die haben dann einen Anspruch, wenn es 
diese Arbeitsplätze gibt und die gibt es dort, wo Firmen, Organisationen, Institutionen 
mehr als 25 Mitarbeiter haben. Also pro 25 Mitarbeiter gibt es so einen Arbeitsplatz für 
Menschen mit Behinderungen. 

Nun wissen wir aber, dass nicht jeder begünstige Behinderte jetzt so einen 
Arbeitsplatz hat, weil eben Firmen oder auch die öffentliche Hand nicht einen 
entsprechenden Arbeitsplatz zur Verfügung haben. 

Kann unterschiedliche Gründe haben, daher gibt es auch diese Ausgleichstaxe, die 
man in Anspruch nehmen kann als Unternehmen. Da zahlt man einen Betrag als 
Ausgleich dafür, dass man eben keinen derartigen Arbeitsplatz zur Verfügung stellt. 

Die FPÖ hat einen Antrag eingebracht, der zum Ziel hat, dass Burgenland soll hier 
Vorreiter sein und die öffentliche Hand hätte eine ganz besondere Pflicht, dass sie, also 
die öffentliche Hand soll hier Vorbild sein, Vorreiter sein. Was wir erstaunlich feststellen 
müssen, das Land Burgenland ist ja schon Vorreiter. 

Das Land Burgenland zahlt seit dem Jahr 2006, seit 20 Jahren, keine 
Ausgleichstaxe und ich finde das hervorragend, da können wir wirklich auch einmal stolz 
sein auf das Land, da sind wir wirklich top dran. Weil wenn wir noch die Lehrpersonen 
mitzählen und die sozialen Dienste, dann sind wir auch noch bei 126 Prozent, also wir 
übererfüllen, was super ist. 

Und da gibt es nichts zu rütteln, da sollen wir weiter dran in diese Richtung gehen. 
Die FPÖ sieht das ein bisschen anders, die fordert ganz drastische Maßnahmen, aus 
unserer Sicht, vor allem für die Gemeinden, die diese Erfordernisse nicht erbringen 
können in dem Ausmaß. 

Die sind halt unter den 100 Prozent. Da gibt es halt viele Gemeinden, die zwar die 
25 Mitarbeiter vielleicht hätten, aber die Arbeitsplätze nicht zur Verfügung stellen und da 
muss man wirklich genauer hinschauen, warum das denen nicht möglich ist. 

Also kleinere Gemeinden tun sich da etwas schwer. Wenn wir jetzt die 
Forderungen aus dem FPÖ-Antrag, die aus meiner Sicht, aber nicht nur aus meiner Sicht, 
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sondern auch aus der Sicht der Gemeindeverbände sehr drastisch sind und über das Ziel 
hinausschießen, wenn man die jetzt umsetzt, dann heißt das eigentlich, dass hier 
Planstellen nicht nachbesetzt werden, ein Stopp in der Aufnahme ist. Und da muss man 
sich fragen, okay, was hat das für Konsequenzen, wenn da jetzt am Bauhof ein 
Mitarbeiter nicht eingestellt wird, weil wir eben keinen Arbeitsplatz für einen Menschen mit 
Behinderung anbieten können als Gemeinde oder nicht tun und die Ausgleichstaxe 
zahlen? 

Also wenn diese Möglichkeiten genommen werden, denn die nächste Forderung 
war ja von der FPÖ in dem Antrag, dass die Ausgleichstaxe überhaupt abgeschafft wird. 
Das sehe ich ganz problematisch, denn die Ausgleichstaxe ist eben dazu da, um diese 
Flexibilität auch zu erhalten. 

Wenn diese Möglichkeit nicht besteht, dann bin ich sehr eingeschränkt. Bei 
Gemeinden, wenn ich da im Bauhof niemanden nachbesetzen kann oder im Kindergarten 
niemand nachbesetzen oder in der Administration niemand nachbesetzen kann, dann 
geht ja das eigentlich im Endeffekt zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger. Wollen Sie das 
wirklich? 

Also im Burgenland haben wir viele kleine Gemeinden, also 25 Leute gibt es, viele, 
die das haben, aber größere Gemeinden, wie eine große Stadt, haben wir eigentlich nicht 
und daher ist es auch so schwierig, da einen Arbeitsplatz zur Verfügung zu stellen. Im 
Prinzip, was ich aber wirklich tun würde, auch das zu prüfen. 

Also, dass nicht die Gemeinden einfach so sagen, nein, haben wir nicht und 
deswegen zahlen wir lieber. 

Da könnte ich mir schon vorstellen, dass man da genauer hinschauen kann, aber 
zu verbieten, dass sehen auch die Gemeindeverbände, wie der Städtebund, der GVV, 
auch die Vertretung der FPÖ sieht das genauso, dass man da die Gemeinden 
unterstützen müsste. 

Also daher können wir mit dieser Forderung nicht mitgehen. Wir wollen diesen Weg 
weitergehen, der ist erfolgreich, der hat uns an die Spitze der Länder gebracht. Daher 
sehen wir unseren Abänderungsantrag, dass wir diesen Weg weitergehen, als die 
bessere Wahl an, als Strafmaßnahmen für das Land oder für Gemeinden zu verhängen. 

Ich hoffe, dass Sie unserem Antrag zustimmen können. (Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz (der den Vorsitz übernommen hat): Danke 
Frau Klubobfrau. Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Klubobmann Bernd Strobl. 

Bitteschön Herr Bürgermeister. 

Abgeordneter Bernd Strobl (ÖVP): Danke schön Herr Präsident. Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Zusehergalerie! Liebe 
Damen und Herren zu Hause vor den Bildschirmen! 

Lassen Sie mich gleich zu Beginn eines klarstellen, die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen am Arbeitsleben ist für uns keine Frage des politischen Standpunktes, 
sondern eine Selbstverständlichkeit. 

Menschen mit Behinderung sollen die gleichen Chancen haben ihre Fähigkeiten 
einzubringen, einen Beruf auszuüben und auch am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. 

Dazu bekennen wir uns ausdrücklich und gerade deshalb muss man aber zwischen 
einem guten Ziel und den dafür vorgeschlagenen Maßnahmen unterscheiden. Dem 
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ursprünglichen Antrag der FPÖ konnten wir nicht zustimmen. Nicht weil wir das Ziel der 
Inklusion ablehnen würden, ganz im Gegenteil. 

Aber weil wesentliche Teile des Antrages aus unserer Sicht über das Ziel 
hinausgeschossen hätten. Die vorgesehenen Arbeitsplatzsperren hätten vor allem, und 
das hat auch meine Vorrednerin schon erwähnt, Gemeinden und andere öffentliche 
Einrichtungen vor erhebliche praktische Probleme gestellt und genau darauf haben auch 
der Gemeindebund, der Städtebund und der Gemeindevertreterverband in ihren 
Stellungnahmen hingewiesen. 

Wer Verantwortung in einer Gemeinde trägt, der weiß, dass Personalplanung nicht 
immer nach starren Vorgaben funktioniert. Gemeinden müssen ihre Aufgaben erfüllen 
können, sie müssen vor allem Dienstleistungen für die Bevölkerung sicherstellen und 
deshalb braucht es praktikable Lösungen und keine zusätzlichen Hürden, die am Ende 
den Handlungsspielraum vor Ort einschränken. 

Diese Kritik haben offenbar auch die Regierungsfraktionen geteilt, denn vom 
ursprünglichen Antrag ist heute nicht mehr viel übriggeblieben. Und genau darin liegt nun 
das Problem. 

Die nun vorliegende Fassung fordert die Landesregierung auf, die Erfüllung der 
Beschäftigungspflicht gemäß Behinderteneinstellungsgesetz weiterhin sicherzustellen und 
die Inklusion von Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Dienst fortzusetzen. Das 
klingt auf den ersten Blick vernünftig. 

Schaut man sich aber die vorliegenden Zahlen an, dann stellt sich die Frage, 
welches Problem soll hier eigentlich gelöst werden. Die zuständige Personalabteilung hält 
fest, dass das Land Burgenland seine gesetzlichen Beschäftigungspflichten nicht nur 
erfüllt, sondern deutlich übererfüllt. Die Erfüllungsquote lag 2024 beim Amt der 
Landesregierung bei 196 Prozent. Insgesamt wird die gesetzliche Quote mit 126 Prozent 
erfüllt. Seit dem Jahr 2006, also seit 20 Jahren, musste keine Ausgleichstaxe entrichtet 
werden. 

Mit anderen Worten, das, was hier eingefordert wird, wird bereits seit vielen Jahren 
umgesetzt. Selbstverständlich gibt es auch in diesem Bereich immer 
Verbesserungspotential. Inklusion ist kein Zustand, den man irgendwann erreicht und 
dann abhaken kann. 

Es wird immer Möglichkeiten geben, Arbeitsplätze weiter zu verbessern, Barrieren 
abzubauen und Teilhabe zu stärken. Aber genau deshalb sollte sich der Landtag auf 
konkrete Maßnahmen konzentrieren. 

Was wir heute vorliegen haben, ist letztlich keine neue Initiative, kein neues 
Instrument und keine konkrete Verbesserung. Es ist eine absolut allgemeine 
Absichtserklärung. Der Landtag sollte jedoch nicht dort tätig werden, sollte jedoch nur dort 
tätig werden, entschuldigen Sie, wo tatsächlicher Handlungsbedarf besteht. Er sollte 
Probleme lösen statt Selbstverständlichkeiten zu beschließen. 

Wer die Zahlen liest, der erkennt, das Burgenland erfüllt seine Verpflichtungen 
bereits. Das ist erfreulich. Und das sollte auch anerkannt werden. Gerade deshalb sehen 
wir keine Notwendigkeit einen Antrag zu beschließen, der im Wesentlichen die 
Aufforderung enthält, etwas weiterhin zu tun, das längst getan wird. Aus diesem Grund 
werden wir auch der abgeänderten Fassung nicht zustimmen. 

Denn nicht jeder Antrag wird automatisch besser, nur weil er abgeändert wird. 
Manchmal bleibt am Ende schlicht die Feststellung übrig, dass etwas bereits funktioniert. 
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Und dafür braucht es aus unserer Sicht keinen eigenen Landtagsbeschluss. Dieser 
Meinung werden wir hier im Plenum sein und dieser Meinung werden auch unsere 
Freunde von der Jungen ÖVP sein, die ich hiermit herzlich begrüßen möchte. Danke. 
(Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Klubobmann. Somit ist die 
Begrüßung der Jungen ÖVP durchgeführt. Als nächster Redner kommt der Herr 
Abgeordnete Ing. Norbert Hofer. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Norbert Hofer, MBA (FPÖ): Vielen Dank Herr Präsident. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Geschätzte Junge ÖVP! Ich darf zunächst 
sagen, dass ich natürlich die Argumente, von Dir liebe Margit, lieber Bernd, natürlich auch 
verstehe, dass ich aber der Meinung bin, dass das Modell der Ausgleichstaxe Gleiches 
ungleich behandelt. 

Ich glaube, dass man private Betriebe und die öffentliche Hand nicht gleich 
behandeln kann. Warum? Alles das, was Ihr gesagt habt, warum es Probleme machen 
kann Posten nicht nachzubesetzen, und warum das schwierig werden kann, das trifft 
natürlich auch immer den privaten Unternehmer, die private Unternehmerin. Mit dem 
Unterschied, dass in einem privaten Betrieb, das alles erst erwirtschaftet werden muss. 
Dass mit Gewinnen hinterlegt werden muss, damit ich dann auch diese Ausgleichstaxe 
bezahlen muss. 

Es stimmt, das Land Burgenland ist hier wirklich mehr als vorbildlich unterwegs, 
seit vielen, vielen Jahren. Aber, es gibt auch sehr große Gemeinden, die diese Quote 
nicht erfüllen. 

Wenn man einen Schritt setzen will, der in die richtige Richtung geht, dann 
zumindest so, dass man transparent vorgeht. 

Dass man sagt, gut, ich zeige einmal, es hat sich niemand beworben. Ich habe 
diese Person in der Gemeinde einfach nicht. Und deswegen besetze ich anders nach. 

Es gibt auch andere Fälle die mir bekannt sind, wo es gar nicht möglich wäre, mehr 
behinderte Menschen zu beschäftigen, weil das Gemeindeamt dafür nicht geeignet ist. 
Pinkafeld. 

Pinkafeld, seit vielen, vielen Jahren kämpfen wir um einen Rathauslift. Ich war jetzt 
sechs Wochen im Rollstuhl nach einem Beinbruch. Ich konnte die Gemeinderatssitzung 
nicht besuchen, weil ich nicht in den Sitzungssaal kann. Jetzt könnte auch ein Mitarbeiter, 
eine Mitarbeiterin, nicht im ersten oder zweiten Stock arbeiten, weil man dort nicht rauf 
kann. 

Die Gemeinde kann nichts dafür. Das Bundesdenkmalamt beschäftigt uns seit 
vielen, vielen, vielen Jahren. Und dieser Lift wird immer teurer. Ich glaube, jetzt sind wir 
schon bei 600.000 oder 700.000 Euro, um diese Vorlagen zu erfüllen. Und da ist halt dann 
der Denkmalschutz mehr wert als der behinderte Mensch. 

Da glaube ich auch, dass diese Rechtsgüter auch besser abgewogen werden 
müssen in Zukunft, damit auch alle die Chance haben, auch in einem alten Gebäude einer 
Beschäftigung nachzugehen. 

Was mir wichtig ist, und ich bin ja ein Betroffener, und ich kenne und habe viel Zeit 
meines Lebens auch mit Menschen mit Behinderung verbracht, ist, dass es ganz, ganz 
wichtig ist, dazugehören zu dürfen. Für jeden von uns. 
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So wie hier die Gruppe mit der Jungen ÖVP, wo man auch dazugehört, oder wir in 
unseren Parteien, in unseren Klubs, in den Familien, in den Unternehmen. Wenn man 
dann nicht dazu gehört, weil dieses Belonging fehlt, dann fehlt auch etwas im Leben. Und 
es schmerzt, wenn man nicht dazugehören darf. Sie haben eine Ausbildung, sie können 
nicht arbeiten, weil sie halt auch aufgrund der Behinderung keine Arbeit finden. 

Ich möchte in meiner kurzen Rede noch etwas sagen, was mir sehr, sehr wichtig 
ist, nämlich dass das, was hier vielen Menschen mit Behinderung passiert, künftig ganz 
vielen Menschen passieren wird. Menschen ohne Behinderung, weil sich der Arbeitsmarkt 
so massiv verändern wird durch Robotik und durch KI. Einen Großteil der Jobs, die wir 
heute kennen, wird es schon in sieben, acht, neun Jahren gar nicht mehr geben. 

Von den Büroeinsteigerjobs werden 50 Prozent schon in den nächsten Jahren 
wegfallen. Wer mit KI-Agenden arbeitet weiß, wie schnell hier die Entwicklung geht. Das 
heißt, dieses Sinnstiftende, wer bin ich denn eigentlich? Wenn wir gefragt werden, es wird 
den meisten so gehen, wer bist denn du, dann werde ich sagen, ich bin Flugtechniker, ich 
bin Landwirt und so weiter und so fort. 

Wir definieren uns sehr stark über unseren Beruf. Aber was sagen wir denn in 
Zukunft, wenn vielleicht im Jahr 2040, 2050 viele Menschen gar keinen Beruf mehr, einen 
Beruf gelernt haben, aber nicht mehr gebraucht werden auf dem Arbeitsmarkt? Und 
vielleicht eine Form der Grundsicherung kommt? Weil die Produktivität ja anderweitig 
erledigt wird. 

Wer sind wir denn dann eigentlich? Wenn wir nicht unser Beruf sind? Es wird eine 
massive Veränderung ergeben. Zuerst wird es die behinderten Menschen treffen. Weil 
viele Jobs in der Verwaltung zuerst wegfallen werden. Es gibt auch viele Vorteile für 
behinderte Menschen. Weil man durch die neuen Techniken, Robotik und so weiter, auch 
gewisse Dinge ersetzen kann, was auch beim Körper fehlt. Aber es wird uns dann alle 
treffen. 

Das sehen viele, viele Menschen sehr kritisch. Ich sehe es auch als Chance. Weil 
ich glaube, dass wir, wenn sich diese Welt verändert, uns wieder mehr auf das 
Empathische konzentrieren können, auf das eigentliche Mensch sein. Und dass genau 
diese Tätigkeiten besonders gefragt sein werden, wo diese Empathie, diese Zuwendung, 
die kein Roboter ersetzen kann, dann wieder noch mehr gefragt ist. 

Oder um es klar zu sagen, der Spitzenchirurg, der wird in Zukunft eher den Job 
verlieren als der Krankenpfleger. Da verschiebt sich einiges. Weil der Krankenpfleger, die 
Krankenpflegerin, diese Berührung des Patienten, des Klienten, und diese Betreuung und 
Pflege, das kann ein Roboter nicht ersetzen. 

Aber die exakte Operation mit dem Laser, natürlich, das kann eine Maschine in 
Zukunft besser machen. Das heißt, die Welt verändert sich. Und ich werbe dafür, dass wir 
alle nachdenken, wo wir denn eigentlich in Zukunft als Menschen stehen werden. 

Die Menschen mit Behinderung werden es zuerst spüren. Aber es wird uns dann 
alle treffen. Und auch unsere Kinder und Enkelkinder, die in einer völlig neuen Welt 
aufwachsen werden, aber, wo das Mensch sein viel wichtiger sein wird, als das heute 
vielleicht der Fall ist. Und ich glaube, das ist eine gute Zukunft. Besten Dank. (Beifall bei 
der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Als Nächste zu 
Wort gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete Doris Prohaska.  

Bitte Frau Abgeordnete. 
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Abgeordnete Doris Prohaska (SPÖ): Danke Herr Präsident. Geschätzte Damen 
und Herren, die uns zuhören! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir befassen uns heute 
mit dem Antrag der FPÖ, der das Anliegen der Inklusion von Menschen mit Behinderung 
in den Mittelpunkt stellt. 

Ich will gleich eines vorwegnehmen. Ja, dieses Ziel teilen wir. Voll und ganz. Die 
berufliche Teilhabe von Menschen mit Behinderung ist für uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten keine Frage der Quote, sie ist eine Frage der Gerechtigkeit, der 
Menschenwürde und des gelebten Zusammenhalts in unserer Gesellschaft. 

Aber, und das ist der entscheidende Punkt, bei aller Zustimmung zum „was", 
müssen wir aber mit aller Deutlichkeit über das „wie" sprechen. Da scheiden sich die 
Geister grundlegend. 

Ich habe mir die Stellungnahmen aller relevanten Akteure sehr genau angesehen. 
Die Botschaften, die sind ganz klar. Der Gemeindevertreterverband bezeichnet eine 
Arbeitsplatzsperre als kontraproduktiv und warnt vor einer Lähmung der Verwaltung. Der 
Österreichische Städtebund spricht von einem unverhältnismäßigen Eingriff in die 
Personalhoheit. Und sogar der FPÖ nahe Verband Freiheitlicher Gemeindevertreter muss 
zugeben, dass die Umsetzung für kleinere Gemeinden realistisch steuerbar sein muss. 

Das ist nicht Rot-GRÜN. Das ist nicht die Regierung. Das ist nicht die Opposition. 
Das ist der gemeinsame Nenner aller, die in der Verantwortung stehen. 

Wer in einer kleinen Gemeinde eine Planstelle nicht nachbesetzen darf, weil sich 
keine begünstigte Person bewirbt, der bestraft die Bevölkerung, die verbleibenden 
Kolleginnen und Kollegen und den gesamten Dienstbereich. Das ist keine Inklusion. Das 
ist ein politischer Selbstläufer auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger. 

Das Burgenland ist, so wie wir es bereits gehört haben, kein Sorgenkind der 
Inklusion, sondern ein Vorzeigebundesland. Das Amt der Burgenländischen 
Landesregierung erfüllt die Quote mit, wie wir es gehört haben, 196 Prozent. Also beinahe 
doppelt so hoch, wie gesetzlich gefordert. 

Und das Entscheidende, seit 2006, also seit 20 Jahren, wurde dem Land 
Burgenland keine Ausgleichstaxe mehr vorgeschrieben. Das heißt, wir zahlen uns nicht 
mit Steuergeld von der Verantwortung frei. Wir stellen ein, wir integrieren, wir liefern. 

Das ist gelebte Inklusion auf höchstem Niveau mit Vernunft, Unterstützung und 
Überzeugungsarbeit, nicht mit der Brechstange. Herr Klubobmann Strobl, wenn ich jetzt 
höre, dass Sie sagen, da wird nichts Neues beschlossen, sondern nur das, was ohnehin 
schon gültig ist, und die FPÖ sagt, sie wollen den Zwang, dann sage ich, okay, die FPÖ 
will den Zwang, die ÖVP will gar nichts. 

Wir bieten den vernünftigen Mittelweg. Sie sehen hier nur die Defizite, wir zeigen 
Erfolge. Sie fordern den Zwang, wir bieten Lösungen. 

Sie blenden die kommunale Praxis aus, wir hören auf die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister. Und da hat es natürlich die FPÖ leicht, weil sie keinen Bürgermeister und 
keine Bürgermeisterin im Burgenland hat. Aber Sie sollten auch auf die Menschen in den 
Gemeinden hören. Das Burgenland ist Vorreiter, nicht weil wir es behaupten, sondern weil 
es beweisbar ist.  

Lassen Sie mich klar sagen, Inklusion ist kein parteipolitisches Spielzeug. Es ist 
eine gesellschaftliche Verpflichtung. Und sie gelingt nicht durch Drohungen und Sperren, 
sondern durch Angebote, Förderung und vor allem durch Vertrauen in diejenigen, die vor 
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Ort die Verantwortung tragen. Das Burgenland ist und bleibt eine Vorreiterregion für 
gelebte Inklusion mit klarem Ziel, aber auch mit praktischem Verstand. 

Dieser abgeänderte Antrag ist der einzig verantwortungsvolle Weg für die 
Menschen mit Behinderung für unsere Gemeinden und für unser Burgenland, das den 
Zusammenhalt nicht nur predigt, sondern auch lebt. (Beifall bei der SPÖ und den 
GRÜNEN) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Frau Abgeordnete. 

Wortmeldungen liegen keine mehr vor, wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben.- 

Danke schön. 

Die Entschließung betreffend „Verbindliche Umsetzung der Beschäftigungspflicht 
gemäß Behinderteneinstellungsgesetz im öffentlichen Bereich des Landes Burgenland 
und in landesnahen Unternehmen“ ist somit in der vom Herrn Berichterstatter beantragten 
Fassung mehrheitlich gefasst. 

14. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Agrarausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Markus Wiesler, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0610) betreffend „Stärkung des Rechtsschutzes und der 
Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger nach dem Burgenländischen Jagdgesetz 
2017“ (Zahl 2100-0428) (Beilage 0753) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Wir kommen nun zum 14. Punkt der 
Tagesordnung. Dies ist der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und 
des Agrarausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus 
Wiesler, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Stärkung 
des Rechtsschutzes und der Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger nach dem 
Burgenländischen Jagdgesetz 2017“ (Zahl 2100-0428) (Beilage 0753). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Markus 
Wiesler.  

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Markus Wiesler: Danke Herr Präsident. Der Rechtsausschuss 
und der Agrarausschuss haben den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Markus Wiesler, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
betreffend „Stärkung des Rechtsschutzes und der Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger 
nach dem Burgenländischen Jagdgesetz 2017“ in ihrer 6. gemeinsamen Sitzung am 
Mittwoch, dem 10. Juni 2026, beraten. 

Ich wurde zum Berichterstatter gewählt. Nach meinem Bericht stellte ich den 
Antrag, dem Landtag zu empfehlen, dem gegenständlichen Entschließungsantrag die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen.  

Am Ende der Wortmeldung des Landtagsabgeordneten Gerhard Bachmann 
stellte dieser einen Abänderungsantrag. Bei der anschließenden Abstimmung wurde 
der vom Landtagsabgeordneten Gerhard Bachmann gestellte Abänderungsantrag mit 
den Stimmen der SPÖ gegen die Stimmen der FPÖ und ÖVP mehrheitlich 
angenommen. 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0428.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Beilage0753.pdf
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Der Rechtsausschuss und der Agrarausschuss stellen daher den Antrag, der 
Landtag wolle den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Markus Wiesler, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Stärkung des 
Rechtsschutzes und der Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger nach dem 
Burgenländischen Jagdgesetz 2017“ unter Einbeziehung der von 
Landtagsabgeordneten Gerhard Bachmann beantragten und in der Beilage 
ersichtlichen Änderungen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen.   

 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Als Erste zu diesem Tagesordnungspunkt 
zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Dipl.Päd.DI Carina Laschober-Luif. 

Bitte Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dipl.Päd.DI Carina Laschober-Luif (ÖVP): Danke Herr Präsident. 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuseher auf den Tribünen! Wir behandeln 
in diesem Tagesordnungspunkt einen Antrag betreffend der „Stärkung des 
Rechtsschutzes und der Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger nach dem 
Burgenländischen Jagdgesetz 2017". 

Der ursprüngliche Antrag der FPÖ hatte zum Ziel, die rechtliche Position der 
Aufsichtsjäger klarer abzusichern. Konkret ging es darum, ihre Organstellung deutlicher 
festzuschreiben, ein Benachteiligungsverbot bei gesetzeskonformer Ausübung ihrer 
Tätigkeit vorzusehen, klare Regelungen für eine vorzeitige Abberufung zu schaffen, 
Rechtsschutzmöglichkeiten zu stärken und auch zu prüfen, ob eine vorsätzliche 
Behinderung oder Benachteiligung als Verwaltungsübertretung geahndet werden soll. 

Wer Aufgaben der öffentlichen Aufsicht übernimmt, wer Verantwortung trägt und 
zur Einhaltung jagdrechtlicher Vorschriften beiträgt, braucht auch Rückhalt, 
Rechtssicherheit und Schutz vor unsachlichen Nachteilen. 

Im Ausschuss wurde jedoch ein Abänderungsantrag von SPÖ und GRÜNE 
eingebracht. Dieser geht in eine völlig andere Richtung. Hier wird im Wesentlichen 
festgehalten, dass der bestehende Rechtschutz bereits ausreichend sei, dass das 
Burgenländische Jagdgesetz 2017 die Rechte und Pflichten der Jagdschutzorgane bereits 
umfassend regle und dass eine zusätzliche Klarstellung daher nicht notwendig sei. 

Am Ende steht ein Bekenntnis zu den Bestimmungen des Burgenländischen 
Jagdgesetzes 2017. Ein Gesetz, das in kürzester Zeit so oft geändert wurde wie kaum ein 
anderes. Immer wieder mussten Anpassungen vorgenommen werden. Immer wieder gab 
es neue Punkte, neue Diskussionen und neue Kritik. 

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder darauf hingewiesen, dass das 
Gesetz in vielen Bereichen kritisch zu sehen ist. Bewährte Strukturen in der Jagd wurden 
damit geschwächt, der Jagdverband in seiner Selbstverwaltung wurde massiv 
beeinträchtigt und in der Praxis wurden nicht immer jene Lösungen gewählt, die für die 
Landwirtschaft, die Jägerschaft und den ländlichen Raum sinnvoll und praktikabel 
gewesen wären. 

Der vorliegende Abänderungsantrag stellt im Wesentlichen fest, dass die 
bestehenden Regelungen bereits ausreichend wären und kein weiterer Handlungsbedarf 
bestehe. Diese Einschätzung teilen wir in dieser Form nicht. 

Gerade bei Personen, die Aufgaben der öffentlichen Aufsicht übernehmen, ist es 
wichtig, Rechtssicherheit, klare Zuständigkeiten und nachvollziehbare Verfahren 
sicherzustellen.  
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Der ursprüngliche Antrag hätte hier eine vertiefende Prüfung und eine mögliche 
Klarstellung ermöglicht. Der nun hier vorliegende Abänderungsantrag geht diesen Schritt 
aus unserer Sicht nicht mit. Daher werden wir diesem nicht zustimmen. (Beifall bei der 
ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Frau Abgeordnete. Als 
Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Markus Wiesler. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Markus Wiesler (FPÖ): Danke Herr Präsident. Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Ja, wir sprechen jetzt eigentlich über ein praktisches Problem. 
Es geht um Jagdschutzorgane, sprich Aufsichtsjäger. Und es geht um die Frage, schützen 
wir jene, die draußen im Auftrag des Gesetzes handeln oder lassen wir sie im Regen 
stehen? 

Das Jagdgesetz sagt deutlich, was ein Aufsichtsorgan zu tun hat. Auf dem Papier 
klingt das alles gut. Aber genau dort liegt das Problem. Auf dem Papier ist vieles geregelt, 
aber im praktischen Leben schaut das eben oft anders aus.  

Ein Aufsichtsjäger soll kontrollieren, er soll hinweisen, er soll eingreifen, wenn 
jagdgesetzliche Bestimmungen nicht eingehalten werden. Er soll verhindern, dass Wild 
unnötig beunruhigt wird. Er soll darauf achten, dass Hunde nicht frei rumstreunen. Er soll 
im Interesse der Jagd, des Naturschutzes und der Grundstückseigentümer Eigentümer 
wahren. 

Aber was passiert, wenn er seine Aufsichtspflicht ernst nimmt? Dann steht er 
schnell einmal selber im Feuer der Kritik. Dann heißt es, der war zu deutlich. Der hat mich 
bedroht. Der hat mich eingeschüchtert. Der hat seine Kompetenzen überschritten. 

Nehmen wir ein einfaches Beispiel. Bei uns in Deutsch Schützen kommt das öfter 
vor. Radfahrer oder Touristen gehen in der Dämmerung am Waldesrand entlang oder 
fahren mit dem Rad herum. Das Wild wird beunruhigt. Aufsichtsjäger, Jagdschutzorgan 
weisen höflich darauf hin. Mit Klarheit. Sachlich. Wenn er dann beleidigt wird und 
angeschnauzt, dann wird er halt noch deutlicher. Und plötzlich gilt das als Fehlverhalten 
und der Aufsichtsjäger ist dann selbst das Thema. 

Er wird dann zur Anzeige gebracht bei der BH, dort wird dann ein Verfahren 
gemacht. Das hat mit Kosten zu tun und schlimmstenfalls fühlt man sich so bedroht, dass 
vielleicht noch die Waffen abgenommen werden. 

Auf der anderen Seite verlangen wir von diesen Leuten, dass sie die 
Aufsichtspflicht ernst nehmen. Sie sollen eben Wildschäden verhindern, sie sollen den 
Jagdbetrieb sichern und sie sollen eben für Ordnung sorgen.  

Wenn sie nichts tun, heißt es, warum habt ihr nicht aufgepasst? Wenn sie aber 
einschreiten, stehen sie plötzlich alleine da. Und genau das sehen wir als Dilemma. Wir 
wurden von ein paar Aufsichtsjägern und Jagdschutzorganen darauf angesprochen, dass 
es dieses Dilemma gibt und das ist nicht aus der Luft gegriffen.  

Es gibt ja auch Zeitungsberichte. Ich darf ein Beispiel bringen. Insgesamt vier 
Vorwürfe hat ein Jagdschutzorgan bei der BH Güssing zur Anzeige gebracht. Der 
Jagdleiter hat eine führende Bache geschossen. Der hat die gleich selbst begutachtet und 
beschaut, einen anderen in die Abschussliste eingetragen. Und da gibt es WhatsApp und 
Aufzeichnungen, was man beweisen kann. 
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BH Güssing hat einmal nicht reagiert. Dann hat er selbst die Anzeige gemacht beim 
Landesverwaltungsgericht, weil er als Jagdschutzorgan abgesetzt wurde. Die Jagdleute 
haben ihm das entzogen.  

Dann ist er zum Landesverwaltungsgericht gegangen. Das Jagdschutzorgan hat 
Recht bekommen. Hat er eine privatrechtliche Anzeige gemacht. Der Jagdleiter wurde 
bestraft. Aber unterm Strich, er wurde nicht mehr als Jagdleiter eingesetzt und darf auch 
nicht jagen gehen. Das war die Konsequenz, obwohl der Jagdleiter verurteilt wurde und 
das Landesverwaltungsgericht dem Aufsichtsorgan Recht gegeben hat. 

Also, und das ist eben, worum wir kämpfen. Dass die Aufsichtsjäger eben nicht im 
Regen stehen gelassen werden. Die brauchen einfach Rechtssicherheit. Sie brauchen 
Rückendeckung. Sie brauchen allerdings keine politische Rückendeckung, sondern eben 
nur Rechtssicherheit. 

Und unser Antrag will genau das. Wir wollen klarstellen, dass Aufsichtsjäger bei der 
Ausübung ihrer gesetzlichen Aufgaben geschützt werden. Sie sollen eben nicht 
benachteiligt werden, wenn man gesetzeskonform handelt. 

Wir wollen klare Regeln bei einer vorzeitigen Abberufung. Wir wollen eine 
schriftliche Begründung. Wir wollen eine behördliche Überprüfbarkeit und wir wollen, dass 
Betroffene eine Beschwerdemöglichkeit haben, wenn sie bei ihrer Funktionsausübung 
beeinträchtigt werden. Das ist unsere Zielsetzung. 

Geschätzte Damen und Herren! Der Abänderungsantrag der SPÖ besagt im 
Grunde, haben wir schon gehört, es soll alles bleiben. Das Gesetz passt. Wir bekennen 
uns zu den bestehenden Bestimmungen. 

Wir sagen aber es krankt am Praktischen. Das kann man durchaus machen, aber 
für die Aufsichtsjäger draußen ändert sich nichts und man wird Probleme kriegen, dass 
man überhaupt Aufsichtsjäger und Jagdschutzorgane findet, die diese Aufgabe 
wahrnehmen werden. (Beifall bei der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als 
Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gerhard Bachmann. Bitte schön Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Gerhard Bachmann (SPÖ): Sehr geehrter Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer auf den Tribünen und zuhause vor den 
gewissen, diversen Geräten! (Heiterkeit in den Reihen der Abgeordneten) Als erstes habe 
ich geglaubt, das ist ein KI-Antrag. Jetzt mittlerweile habe ich rausbekommen, dass das 
ein (Abg. Rita Stenger, MA: Einzelfall!) Einzelfall, eine wahre Begebenheit ist. (Abg. 
Markus Wiesler: Das ist kein Einzelfall! Ich kann noch ein paar Beispiele aufzählen!) 

Dann haben wir ein massives Nord-Süd-Gefälle. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) Also, ich habe mich in der Früh noch einmal beim Auto mit der 
Freisprecheinrichtung hingesetzt, habe das durchgerufen und mir wurde nirgends ein Fall 
bestätigt. (Abg. Christian Ries: Wen hast Du durchgerufen? - Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Ich weiß jetzt nicht, wie weit Ihr, es wird ein Kollege von Euch sein, schätze ich jetzt 
einmal? (Abg. Markus Wiesler: Ein ehemaliger SPÖ-Gemeinderat war die Jagdleitung. - 
Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Aber normalerweise, wenn ich jetzt ein Revier pachte, ja, (Abg. Markus Wiesler: So 
schaut es aus!) sei es eine Genossenschaft oder Eigenjagd, und ich bestelle dort ein 
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Jagdschutzorgan, bei 115 Hektar brauchst Du mindestens einen, ab 500 Hektar zwei und 
so weiter. 

Diese Leute müssen die Prüfung abgelegt haben. Der muss die rechtliche 
Judikatur, der muss alles können. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten - Der 
Präsident gibt das Glockenzeichen) Die Bezirkshauptmannschaft nimmt das ab und 
bestellt Dich als Jagdschutzorgan, Aufsichtsorgan, sogar Naturschutzorgan. Was auch 
immer Du willst, wenn Du die Prüfungen hast. 

Jetzt hast Du alle rechtlichen Handhabungen, das zu ahnden, fahnden, was auch 
immer. Jetzt durchstreift irgendein Fremder Dein Jagdrevier, § 95, Ruhestörung, 
Vertreibung von Wild, Aufscheuchen, was auch immer. Dann kann das Jagschutzorgan, 
wenn er die Plakette vorweist, kann er einschreiten, kann ihm das zeigen. 

So. Und dann nimmt er ihm das ab, vertreibt ihn, der kann ihm sogar, das geht so 
weit, denn er ist ein Beamter, er könnte ihn sogar festnehmen, wenn Fluchtgefahr besteht 
und was auch immer. Und dann bringst Du es bei der Bezirkshauptmannschaft zur 
Anzeige. Das ist die übergeordnete Behörde, die das macht. (Abg, Markus Wiesler: 
Genau! Und dann …) 

Ja. Aber das ist dann ein Problem. Wie soll ich dieses Organ, wenn er Beamter ist, 
anders schützen? Das geht ja nicht. Also das Gesetz gibt das her, dass diese Personen 
so geschützt sind. Wir haben das bei uns, die Jagdaufseher, Jagdschutzorgane, die sind 
immer dort. Und wenn ich in meinem Revier ein Jagdschutzorgan bestelle als Jagdleiter, 
dann muss ich davon ausgehen, dass der das aus Hege macht und schaut, dass das 
passt. 

Ich will Dir jetzt einen Fall bei uns erzählen. Dem haben sie auch gesagt, das ist 
rechtlich kompliziert. Wir sind 2.700 Hektar. Unser Revier hat 2.100 Hektar jagdbares 
Gebiet, davon sind zwei Drittel Trappenschutzgebiet. Weißt Du, wie viele zu uns kommen, 
schauen, durchfahren, Fahrverbotstafeln und, und, und? 

Da gibt es sieben Kennzeichen, die haben eine Ausnahmegenehmigung, von 
Birdlife oder was auch immer. Die sind gelistet. Und letztes Mal ist einer gekommen mit 
einem Korneuburger Kennzeichen. Wir haben das sofort aufgehalten, BH-Anzeige 
gemacht. Der ist gestraft worden und, und, und.  

Eine Jagd funktioniert und eine Hege funktioniert nur, wenn das im Team passt. 
Und da muss der Jagdleiter, die Jagdpächter, das muss Hand in Hand gehen. Und wenn 
dort vielleicht irgendwer untereinander Probleme hat, das sind dann meistens diese 
Sachen, die raustreten. 

Aber, wenn ich das gesetzlich abhandle, den Jagdschutz, das hat acht 
Paragraphen - §§ 70 bis 78 im Burgenländischen Jagdgesetz - und die sind ausreichend, 
diese Personen zu schützen. 

Und der Kollege daneben ist Polizist, der wird Dir auch sagen, was das Gesetz 
hergibt. (Abg. Markus Wiesler: Anscheinend nicht.) Nur, der Richter oder der das 
entscheidet, muss demnach handeln. Das heißt, wir können … (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) Was willst Du dort noch machen? Du kannst es nicht. Also die 
sind rechtlich so abgesichert. Und Du wirst immer Spezialfälle haben, wo Du nicht 
vielleicht dort abrechnest. (Abg. Markus Wiesler: Dafür kann man ja nachjustieren!)  

Aber der Christian ist Jurist, der wird Dir sagen, auch wenn Du Recht hast, wirst Du 
nicht immer Recht bekommen, (Zwiegespräche in den Reihen der FPÖ-Abgeordneten) 
oder der Mag. Steiner auch. 
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Was ist der Endeffekt? Er kann in diesem Revier nicht mehr rausgehen, weil dort 
wird er als Ruhestörer empfunden, vermutlich. Sie haben ihn nicht mehr als 
Jagdschutzorgan dort aufgenommen, oder? Dann muss er sich bewerben bei einem 
anderen Revier, als Ausgeher oder dass er dort das Jagdschutzorgan macht. 
(Zwiegespräche in den Reihen der FPÖ-Abgeordneten) 

Er hat ja die Erfüllung hat er ja noch immer. Er hat die Prüfung abgelegt. Er hat 
keine Verurteilung. (Abg. Markus Wiesler: Weil er seine Aufsichtspflicht wahrgenommen 
hat, ist ihm das abgesprochen worden.) Ja, das ist dort ein Problem. Aber nicht in ganz 
Burgenland. Und auch nicht von den Paragraphen. 

Meine Meinung, so wie es die Carina gesagt hat, ist das Burgenländische 
Jagdgesetz so ausgelegt, mit acht Paragraphen, dass ich diese Personen schütze. (Abg. 
Markus Wiesler: Ich werde es ausrichten!) Und wenn dort irgendwas passiert, hat das 
einen anderen Hintergrund, aber nicht die Gesetzeslage von unserem - (Abg. Markus 
Wiesler: Ich werde es ausrichten, dass es so passt.) 

Wir können dort, Du kannst nichts angreifen. Aber es ist angedacht, dass wir die 
Aufsichtsjägerprüfung, ja, bis jetzt ist die ziemlich gleich wie eine Jungjägerprüfung. 
Außer, Du brauchst nicht mehr erklären, was Teller, Lichter, Löffel sind, ja. Aber dass man 
die vielleicht juristisch besser schult, dass die eine Rechtssicherheit haben, was die 
Aufgaben sind und was sie auch machen können.  

 Das wird ein Prozess sein, dass man das vielleicht bei der nächsten Aktuellen 
einfließen lässt. (Abg. Christian Ries: Aber Ihr müsst uns nächstes Mal Rückendeckung 
geben.)  

Ja, aber das kann ich nicht. Wenn er es in meinem Jagdrevier macht und er macht 
das ordnungsgemäß, hat er von mir die Rückendeckung. Wenn er das in seinem 
Jagdgebiet dann hat, (Abg. Christian Ries: Vom Amt her.) können wir nicht nach dem 
Gesetz sagen, dass das nicht passt.  

Nein, also meiner Meinung nach gibt es das Gesetz her und was dort passiert ist 
beim Einzelfall, kann man das nicht ändern. Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den 
GRÜNEN - Abg. Rita Stenger, MA: Bravo!) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. 
Wortmeldungen liegen jetzt keine mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung. Oder? (Abg. 
Rita Stenger, MA: Nein.) Wortmeldung? (Abg. Mag. Thomas Steiner: Oder was?) Ach so, 
wegen der Abstimmung, der Abgeordneten Handig, ja. Er nimmt schon Platz. Okay.  

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. -  

Danke schön. Die Entschließung betreffend „Stärkung des Rechtsschutzes und der 
Unabhängigkeit der Aufsichtsjäger nach dem Burgenländischen Jagdgesetz 2017" ist 
somit in der vom Herrn Berichterstatter beantragten Fassung mehrheitlich gefasst.  

15. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Sandro Waldmann, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0663) betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für junge 
Menschen sichern“ (Zahl 2100-0463) (Beilage 0751) 

16. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Bernd Strobl, Hans Unger, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
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Entschließung (Beilage 0558) betreffend Landlust statt Landflucht: Perspektiven 
für junge Menschen im Burgenland schaffen (Zahl 2100-0388) (Beilage 0749) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Da der 15. und 16. Punkt der Tagesordnung 
in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, schlage ich eine gemeinsame Behandlung 
vor. Es soll demnach zuerst die getrennte Berichterstattung über den 15. und 16. Punkt 
der Tagesordnung erfolgen und anschließend eine gemeinsame Debatte durchgeführt 
werden.  

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich ebenfalls getrennt. Erhebt sich gegen 
diese Vorgangsweise grundsätzlich ein Einwand? - 

Ich sehe das ist nicht der Fall.  

Der 15. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht und Abänderungsantrag des 
Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Sandro Waldmann, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
Entschließung (Beilage 0663) betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für 
junge Menschen sichern“, Zahl 2100-0463, Beilage 0751. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter Mario 
Jaksch.  

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Mario Jaksch, B.A.: Danke Herr Präsident. Der 
Rechtsausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Sandro Waldmann, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
Entschließung betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für junge 
Menschen sichern“ in ihrer 14. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 10. Juni 2026, 
beraten.  

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Am Ende der Wortmeldung des Landtagsabgeordneten Kilian Brandstätter stellte 
dieser einen Abänderungsantrag. Bei der anschließenden Abstimmung wurde der vom 
Landtagsabgeordneten Kilian Brandstätter gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen 
der SPÖ gegen die Stimmen der FPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Sandro Waldmann, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer 
Entschließung betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für junge 
Menschen sichern“ unter Einbezug der vom Landtagsabgeordneten Kilian Brandstätter 
beantragten Abänderungen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Der 16. Punkt 
der Tagesordnung ist der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und 
des Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Bernd 
Strobl, Hans Unger, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0558) betreffend Landlust statt Landflucht: Perspektiven für junge Menschen im 
Burgenland schaffen (Zahl 2100-0388, Beilage 0749). 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Landtagsabgeordneter 
Christian Sagartz.  
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General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt.  

Bitte Herr Abgeordneter.  

Berichterstatter Mag. Christian Sagartz, BA: Geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen! Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen 
Antrag der Landtagsabgeordneten Bernd Strobl, Hans Unger, Kolleginnen und Kollegen 
auf Fassung einer Entschließung betreffend Landlust statt Landflucht: Perspektiven für 
junge Menschen im Burgenland schaffen in ihrer 14. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, 
dem 10. Juni 2026, beraten. 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der von der Landtagsabgeordneten 
Rita Stenger gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ gegen die Stimmen 
der FPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen.  

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget und Haushaltsausschuss stellen 
daher den Antrag, der Landtag wolle dem selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Bernd Strobl, Hans Unger, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung 
einer Entschließung betreffend Landlust statt Landflucht: Perspektiven für junge 
Menschen im Burgenland schaffen, unter Einbezug der von Abgeordneten Stenger und in 
der Beilage erst beantragten Abänderungen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Ich erteile 
nun Herrn Abgeordneten Philip Juranich; MA als erstem Redner das Wort. 

Bitte schön Herr Abgeordneter.  

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Ja, vielen Dank Herr Präsident. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuseherinnen und Zuseher hier bei uns auf 
den Tribünen und zuhause vorm Livestream! Langsam neigt sich die Tagesordnung dem 
Ende zu. Wir reden hier aber jetzt trotzdem über ein sehr wichtiges Thema. Und zwar die 
Zukunft unseres Landes.  

Und wenn man sich die beiden Anträge heute anschaut, dann könnte man fast den 
Eindruck gewinnen, das größte Problem sei, dass die jungen Menschen das Burgenland 
verlassen. Ich sehe das ein bisschen anders, muss ich zugeben.  

Ich glaube, es ist völlig normal, dass junge Menschen nach der Matura, nach der 
Lehre oder nach einer Ausbildung hinaus in die Welt wollen, dass sie studieren wollen, 
andere Städte kennenlernen wollen, neue Erfahrungen sammeln wollen.  

Ehrlich gesagt, das ist nicht nur normal, sondern das ist gut so. Unsere Jugend soll 
über den Tellerrand blicken dürfen. Auch ich habe nach der Matura viel Zeit außerhalb 
des Burgenlandes verbracht. Ich durfte andere Regionen kennenlernen, andere 
Menschen, andere Lebensrealitäten. Und ich bin davon überzeugt, diese Erfahrungen 
haben meinen Horizont erweitert und mich vor allem sehr stark geprägt. Deshalb halte ich 
wenig, sehr wenig von einer Politik, die jungen Menschen vermittelt bleibt bitte dort wo ihr 
seid.  

Die eigentliche Frage soll ja lauten, wie schaffen wir es, dass Menschen gerne 
wieder zurückkommen? Und darin liegt eigentlich die wahre Herausforderung. Junge 
Menschen gehen nicht weg, weil sie das Burgenland nicht mögen. Viele gehen weg, weil 
sie eben Erfahrungen sammeln wollen und können, weil sie studieren wollen, weil sie 
berufliche Möglichkeiten wahrnehmen wollen.  

Und viele von ihnen stellen sich dann irgendwann einmal die Frage, wo möchte ich 
langfristig leben? Wo möchte ich eine Familie gründen? Wo möchte ich arbeiten? Wo 
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möchte ich mir meine persönliche Zukunft aufbauen? Und dann entscheidet sich, ob ein 
Bundesland attraktiv ist oder nicht.  

Und genau an dieser Stelle, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, lohnt sich ein 
Blick auf unseren Abänderungsantrag. Wir machen darin deutlich, dass es im Burgenland 
bereits eine breite Palette an Maßnahmen gibt, um genau diese Attraktivität zu schaffen.  

Von Qualifizierung zu Ausbildungsangeboten über Unterstützung beim 
Berufseinstieg und bei Unternehmensgründungen, bis hin zu einer aktiven Familien- und 
Standortpolitik. Das sehe ich nicht als abstrakte Strategie, sondern als bereits gelebte 
Politik.  

Beispielshaft kann man hier nennen die überbetrieblichen Lehrwerkstätten, 
Fachkräfteoffensiven, gezielte Förderung von Studierenden und Lehrlingen. Wir haben 
heute schon über die Studienbefreiung gesprochen. Studiengebührenbefreiung. Es gibt 
Unterstützungsangebote für Gründerinnen und Gründer sowie ein stark ausgebautes 
Bildungs- und Gesundheitsangebot.  

Und ja, dazu gehört auch etwas, das in der Debatte und in den Anträgen für mich 
zu kurz gekommen ist, leistbares Wohnen. Wenn man sich anschaut im Vergleich zu 
anderen Regionen Österreichs die Preisgestaltung in der Wohnlandschaft, dann ist das 
Burgenland hier weiterhin ein Standort, an dem sich junge Menschen tatsächlich etwas 
aufbauen können, ohne von Anfang an finanziell überfordert zu sein.  

All diese genannten Maßnahmen zeigen, wir reden nicht nur darüber, junge 
Menschen zu halten oder zurückzuholen, sondern wir schaffen konkrete Voraussetzungen 
dafür, dass das eben möglich ist.  

Attraktivität für ein Bundesland entsteht durch gute Arbeitsplätze, durch leistbares 
Wohnen, durch verlässliche Mobilität, durch Kinderbetreuung, durch Kulturangebote, 
durch lebendige Gemeinden und vor allem als junger Mensch durch das Gefühl 
willkommen zu sein und auch Gestaltungsmöglichkeiten zu haben, mich zu entfalten.  

Gerade wir im Burgenland sollten selbstbewusst genug sein, unsere Stärken 
hervorzuheben. Wir haben kurze Wege, wir haben eine hohe Lebensqualität, wir haben 
starke Gemeinschaften, wir haben Natur, Freiräume und Regionen, in denen man noch 
leistbar wohnen kann.  

Aber diese Vorteile müssen natürlich bei den jungen Menschen auch ankommen. 
Deshalb finde ich es richtig, dass wir nicht nur Ausbildung sprechen, sondern über die 
Frage, wie wir Rückkehr ermöglichen, wie wir Fachkräfte gewinnen, wie wir junge Familien 
unterstützen, wie wir Gemeinden attraktiv halten.  

Die Anträge, die vorliegen - der FPÖ und der ÖVP - greifen ein tatsachlich reales 
Thema auf, natürlich müssen wir uns damit beschäftigen, welche Perspektiven junge 
Menschen im Burgenland haben und welche wir ihnen bieten können.  

Gleichzeitig sollten wir aber nicht so tun, als wäre jede Entscheidung, das 
Burgenland zu verlassen, automatisch ein Verlust. Wie ich vorher gesagt habe, man 
kommt ja mit einem Mehrwert zurück, wenn man zurückkommen möchte. Und das ist 
eben die Frage.  

Menschen, die hinausgehen, Erfahrungen sammeln und mit neuen Ideen 
zurückkommen sind keine Abwanderer, sie sind ein Gewinn für unser Land. Deshalb 
sollte unser Ziel nicht sein, Junge festzuhalten. Unser Ziel sollte sein, ein Burgenland so 
zu gestalten, in das man auch gerne zurückkommt, wenn man sich dafür entscheidet 
einmal über den Tellerrand hinauszublicken.  
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Ein Burgenland, das jungen Menschen Chancen bietet, ein Burgenland, das offen 
ist für neue Ideen, ein Burgenland, das inklusiv ist, statt ausgrenzend und vor allem ein 
Burgenland, das selbstbewusst genug ist, um zu sagen, geht hinaus, sammelt 
Erfahrungen und kommt mit Eurem Wissen, Euren Ideen und Euren Fähigkeiten gerne 
wieder zurück. Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als 
Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete Hans Unger. 

Bitte schön Herr Bürgermeister. 

Abgeordneter Hans Unger (ÖVP): Vielen Dank. Geschätzter Herr Präsident! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus! Werte Zuseher, Zuhörer und auch 
von meiner Seite ein herzliches Willkommen an die JVP vom Burgenland. Schön, dass sie 
da sind und ich bin davon überzeugt, dass ich den einen oder anderen auch am Samstag 
am Stadtfest in Pinkafeld wiedersehen werde. Auf das ich mich persönlich schon sehr 
freue.  

Ja, wenn junge Menschen ihre Heimat verlassen, dann ist das zunächst einmal 
nichts Außergewöhnliches, hat auch der Kollege Juranich so bestätigt. Junge Menschen 
wollen die Welt entdecken, sie wollen studieren, sie wollen neue Erfahrungen sammeln. 
Sie wollen sich auch beruflich weiterentwickeln. Und das war immer so. Und das wird 
auch immer so sein.  

Aber die entscheidende Frage lautet, kommen sie wieder zurück? Und genau hier 
liegt die eigentliche Herausforderung für das Burgenland. Denn wenn junge Menschen 
dauerhaft abwandern, verliert ein Ort nicht nur einen Einwohner. Dann verliert eine 
Gemeinde junge Familien. Dann verliert die Wirtschaft dringend benötigte Fachkräfte. 
Dann verlieren Vereine ihre Mitglieder und Funktionäre. Dann verlieren Feuerwehren ihre 
Freiwilligen Helfer. Dann verlieren Schulen ihre Schülerinnen und Schüler. Und 
irgendwann verliert eine Region ihre Zukunft. Und deshalb waren wir durchaus 
überrascht, was heute aus diesen beiden Anträgen gemacht wurde.  

Zu viele junge Menschen verlassen dieses Bundesland. Und sowohl der Antrag der 
Freiheitlichen als auch unser Antrag wollte eigentlich sehr vernünftige Dinge. Nichts davon 
ist radikal und nichts davon ist ideologisch. Es ist eigentlich das Mindeste, was man 
erwarten darf, wenn man ein Problem ernst nimmt.  

Doch was haben SPÖ und GRÜNE gemacht? Sie haben sämtliche konkrete 
Punkte gestrichen. Restlos. Und übrig geblieben ist im Wesentlichen eine 
Selbstbestätigung der eigenen Politik. Das Problem dabei ist nicht einmal die politische 
Bewertung. Das Problem ist etwas Anderes.  

Man vermittelt den Eindruck, als gäbe es gar kein Problem. Alles wäre in Ordnung. 
Als würde das Burgenland bereits alles richtigmachen. Aber wer mit Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern spricht, wer mit Unternehmern spricht, wer mit Vereinen spricht, der 
weiß, dass das so nicht stimmt.  

Natürlich gibt es auch positive Entwicklungen. Natürlich leben viele junge 
Menschen gerne im Burgenland, aber genau so gibt es viele junge Burgenländerinnen 
und Burgenländer, die ihre Zukunft anderswo sehen. Und genau deshalb braucht es eine 
Strategie.  

Denn andere Bundesländer haben längst erkannt, dass der Wettbewerb um junge 
Menschen begonnen hat. Dort arbeitet man aktiv daran, junge Menschen zu halten. Dort 



 Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026  2855 

 

schafft man Anreize für Rückkehrer. Dort wird laufend überprüft, ob die gesetzten 
Maßnahmen tatsächlich wirken.  

Im Burgenland hingegen hören wir immer öfter, weiter wie bisher. Und genau das 
ist das Problem. Wenn weiter wie bisher funktionieren würde, dann würden wir diese 
Diskussion heute gar nicht führen. Wenn weiter wie bisher funktionieren würde, müssten 
wir uns nicht die Frage stellen, wie wir junge Menschen langfristig im Burgenland halten 
können. Wenn weiter wie bisher funktionieren würde, hätten wir diesen Antrag gar nicht 
gebraucht.  

Geschätzte Damen und Herren! Nicht in Wien, nicht in Graz, sondern in unseren 
Gemeinden, im Nord-, Mittel- und Südburgenland, dort entscheidet sich, ob eine Region 
wächst oder schrumpft. Dort entscheidet sich, ob junge Familien bleiben. Dort entscheidet 
sich, ob Betriebe Nachfolger finden und dort entscheidet sich letztendlich auch die Zukunft 
unseres Bundeslandes.  

Deshalb bleibt für uns klar, Landlust statt Landflucht darf kein Schlagwort bleiben. 
Es muss ein politisches Leitprinzip werden. Denn wenn wir den ländlichen Raum stärken 
wollen, dann müssen wir dafür sorgen, dass junge Menschen ihre Zukunft auch im 
Burgenland sehen können.  

Wer dieses Problem nicht erkennt, wird es auch nicht lösen. Wir erkennen es. Und 
deshalb auch unser Abänderungsantrag als nochmalige Chance, das Richtige zu tun. Ich 
verlese dazu die Beschlussformel.  

Der Landtag hat beschlossen: Die Burgenländische Landesregierung wird 
aufgefordert eine umfassende Strategie gegen die Abwanderung junger Menschen 
vorzulegen und Maßnahmen zu setzen, die Ausbildung, Studium, Berufseinstieg, 
Unternehmensgründung und leistbares Leben im Burgenland gezielt stärken.  

Wir werden dieses Thema weiter auf die politische Tagesordnung setzen. Danke 
schön. (Beifall bei der ÖVP - Der Abgeordnete übergibt dem Präsidenten den 
Abänderungsantrag) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Der 
Abänderungsantrag ist gehörig unterstützt, sodass er in die Verhandlung einbezogen wird. 
Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Sandro Waldmann. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Sandro Waldmann (FPÖ): Danke Herr Präsident. Werte Kollegen! 
Werte Zuschauer! Ich habe diesen Antrag eingebracht, weil ich es leid bin zuzuschauen, 
wie unsere jungen Leute dem Burgenland den Rücken kehren. Was macht die SPÖ? Sie 
bügelt meinen Antrag glatt, verbessert ihn zu einem allgemeinen Paket und schreibt 
erfolgreiche Standortpolitik darüber. 

Ernsthaft? Von sechs konkreten Forderungen ist genau nichts übrig geblieben. 
Kein Bericht über die Abwanderung. Keine Prüfung der bestehenden Förderungen. Kein 
verpflichtender Jugendcheck für neue Gesetze. Weggebügelt! 

Dafür steht jetzt dort, die Landesregierung solle weiterhin Maßnahmen setzen. 
Weiterhin, das ist das Sprachrohr der Tatenlosigkeit. Wenn weiterhin die Lösung wäre, 
hätten wir das Problem nicht.  

Reden wir Klartext! Ein junger Mensch im Bezirk Oberpullendorf, der eine 
Lehrstelle sucht, findet vor Ort oft nichts. Also, geht er nach Niederösterreich, in die 



2856  Burgenländischer Landtag, XXIII.Gp - 19. Sitzung - Donnerstag, 25. Juni 2026 

 

Steiermark, nach Wien - und er kommt nicht wieder. Nicht, weil er nicht will, sondern weil 
wir ihm nichts bieten. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

4,3 Millionen Euro für überbetriebliche Lehrausbildungsstätten steht im 
Abänderungsantrag. Drei Lehrwerkstätten sind geplant. Aber, eine überbetriebliche 
Lehrwerkstätte ist kein betrieblicher Ausbildungsplatz. 

Das ist eine Verwahranstalt mit gutem Gewissen. Junge Menschen wollen in einem 
echten Betrieb lernen. Sie wollen nach der Lehre übernommen werden. Sie wollen eine 
Perspektive. 

Die Plattform für Abschlussarbeiten, der „Zuardo“. Das heißt ausgeschrieben, 
„Zuargroaste und Dobleibende“. Der Jungmanager, alles nett gemeint. Aber, der 15-
jährige, der Installateur werden will und keine Lehrstelle findet, dem hilft das alles genau 
null. 

Das Regierungsprogramm verspricht bedarfsgerechte Lehrstellen in 
zukunftsweisenden Branchen. Ja, wo sind sie denn die Lehrstellen? Ich sehe sie nicht. 
Nicht in Oberpullendorf, nicht in Oberwart, nicht im Südburgenland. 

Sie haben einen Antrag kaputt abgeändert. Weil Sie sich nicht gerne kontrollieren 
lassen. Keinen Bericht, keine Zahlen, keine Evaluierung. Denn, wenn man nicht 
hinschaut, kann man aber auch nicht scheitern. Das ist die Logik dahinter. 

Deshalb werden wir diesem Antrag in der abgeänderten Fassung nicht zustimmen. 
Wir lassen uns nicht zum Feigenblatt für eine Politik machen, die seit Jahren keine 
Antwort auf die Lehrstellen-Misere hat. 

Der Originalantrag war ein Werkzeug. Was jetzt dasteht, ist eine leere Hülle. Für 
leere Hüllen gibt es von uns keine Zustimmung. Die jungen Leute merken, ob man sie 
ernst nimmt oder ob man sie mit warmen Worten abspeist. Dieser Antrag, so, wie er jetzt 
dasteht, speist sie ab. 

Dafür stehen wir nicht. Wer erfolgreiche Standortpolitik drauf schreibt, muss auch 
liefern. Solange unsere Lehrlinge abwandern, ist die Standortpolitik gescheitert. Danke. 
(Beifall bei der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als Letzter 
zu diesen zwei Tagesordnungspunkten hat sich Herr Abgeordneter Fabio Halb gemeldet. 
Der jüngste Bürgermeister des Burgenlandes. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Fabio Halb (SPÖ): Vielen Dank. Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Jugendliche! Liebe Burgenländerinnen und 
Burgenländer! 

Zunächst darf ich die beiden Anträge, die beiden Berichte, auch hier 
zusammenfassen und eines kann man schon auch sagen, lieber Kollege Sandro 
Waldmann, das war schon einmal besser. 

Also, wir sind Deine Ansprachen gewohnt, da ist oft sehr viel Energie dabei, leider 
nicht oft etwas Positives, das wird oft auch immer ins schlechte Licht gerückt, aber in 
diesem Fall kann ich Dir nur eine Absage geben, denn das war jetzt keine positive Rede 
mit sehr vielen Angeboten, mit Chancen, mit Perspektive, mit Potenzial. Das war 
eigentlich eher „Gute Nacht Burgenland“. 

Jedenfalls ist es legitim, dass sich beide Fraktionen hier einbringen. Ich denke, es 
geht hier um die Jugend, es geht hier um die Zukunft. Vor allem, wenn wir über dieses 
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Thema sprechen, dann ist es legitim, dass es auch heute hier im Landtag natürlich 
diskutiert wird. 

Sie alle waren schon beteiligt, wenn hier die Schülerinnen und Schüler aus dem 
ganzen Burgenland zu uns ins Landhaus kommen und uns diverse Fragen über das 
Burgenland, über das gesamte Burgenland, stellen. Ja, auch über unsere Regionen, die 
angesprochen wurden, wenn es um das Südburgenland geht, um das Mittelburgenland, 
aber natürlich auch um das Nordburgenland. 

Es gibt hier einen Landeshauptmann und diese Landesregierung mit Hans Peter 
Doskozil an der Spitze, der seit vielen Jahren den Turbo für das Burgenland gezündet hat. 

Herr Kollege Strobl! Ich hoffe nur, wenn Sie jetzt kurz geschmunzelt haben, dass 
alles in Ordnung ist. Sie sind auch voll motiviert, wenn es um das Burgenland geht und 
dass Sie auch weiterhin unser Angebot und die Attraktivität hier im Burgenland ausbauen. 

Eines ist ganz klar: Natürlich sind wir alle gefordert. Nicht nur hier im Hohen Haus, 
sondern vor allem auch in unseren Gemeinden. In den 171 Gemeinden, wo es, Gott sei 
Dank, Verantwortungsträger gibt, mit Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, mit 
Gemeinderäten, mit Jugendgemeinderäten. Ja, da kann man zustimmen. 

Der Kollege Hans Unger hat es angesprochen - und auch der Kollege Juranich. Ja, 
das sind unsere Feuerwehren. Das sind die Tennisvereine, die Sportvereine, das sind die 
Musikvereine, das sind die vielen kulturellen Angebote. Alles gehört dazu und alles bindet 
eigentlich unsere Jugendlichen. 

Sie wissen es, wie viele Funktionärinnen und Funktionäre in den Gemeinden 
Verantwortung tragen, für ihren Verein und vor allem für ihre Liebe, zum Beispiel zur 
Musik, zum Sport oder wo auch immer sie tätig sind. 

Dann kann man dazusagen, was macht diese Landesregierung dafür? 

Eines ist ganz klar, die Jugendlichen bleiben dann hier, wenn es Angebote gibt. 
Wenn es Angebote gibt bei den Arbeitsplätzen, wenn es Angebote gibt bei leistbarem 
Wohnen, wenn es um die Bildung geht, bis hin zur Infrastruktur. 

Diese Landesregierung, und das wurde heute auch schon vom Herrn Landesrat 
ausgeführt, hat, wenn es um die Sportstrategie geht, viel geleistet. Ich denke, da kann 
man sehr stolz sein, dass im gesamten Burgenland der Turbo gezündet worden ist, dass 
es eine Strategie gibt, dass sehr viel Geld in die Hand genommen wird, dass unsere 
Regionen und vor allem auch die Bezirke sehr attraktiv sind. 

Des Weiteren auch, Sie werden es wissen, warum sich gewisse Bürgerinnen und 
Bürger bei uns in den Regionen ansiedeln, bei uns im Burgenland, aber, vor allem auch, 
warum unsere jungen Leute hierbleiben. Warum Familien gegründet werden. Ja, weil 
auch das Angebot in den Kinderbildungseinrichtungen einfach passt.  

Da geht es um den Gratiskindergarten, da geht es um Chancen, da geht es um 
Wertschätzung und das haben sich alle bei uns im Burgenland auch verdient. 

Sie werden es kennen, dass das natürlich einmalig ist, denn wir sind auch eine 
Grenzregion. Auch in der Steiermark, in Niederösterreich, wieviel die Familien für die 
Kinderbetreuung im Kindergarten zahlen müssen. Es sind einige hunderte Euros und es 
ist in Zeiten, wie diesen, eine große Herausforderung, wenn Wohnkosten und viele 
weitere Kosten sehr hoch sind. 

Es ist wirklich ein sehr wichtiges Angebot. Des Weiteren auch, wenn man das 
Thema Pflege anspricht, ja, da kann man das noch unterstreichen. Das ist eine 
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dementsprechende Infrastruktur, die entsteht, bei uns in den Gemeinden, in den Regionen 
auch bis hin zu den pflegenden Angehörigen. 

Sie werden mich fragen, was hat das mit der Jugend zu tun? Aber, wenn es hier 
auch eine gewisse Absicherung gibt, wenn es hier auch eine gewisse Chance gibt, in ein 
Berufsfeld einzutreten, und auch tätig zu werden, ja, dann ist das eine große Chance und 
eine großartige Möglichkeit. 

Des Weiteren sind es auch die Technologiezentren, die hier noch nicht erwähnt 
wurden, wo das Wort noch nie gefallen ist, wo es auch Chancen gibt. Wo, zum Beispiel, 
auch unsere SchülerInnen mit HTL-Abschlüssen oder des Weiteren auch alle 
Möglichkeiten haben, in ihrem Heimatort oder in der Region aktiv arbeiten zu können und 
tätig zu sein. 

Was auch ist, und das vermissen wir eigentlich, das sind die großen Vorschläge. 
Das sind die Vorschläge, was sie sagen, wo ist die Lösung? Natürlich ist der Tag schon 
fortgeschritten und wir haben heute sehr viel Energie investiert, aber die Lösung hat hier 
niemand präsentiert. Es hat niemand einen Vorschlag gemacht. 

Nicht der Kollege Waldmann, nicht der Kollege Unger. Ich habe schon zwei 
Vorschläge, die mir von der ÖVP bekannt sind. Das eine war der Pflegetausender. Das ist 
überhaupt unrealistisch. Ich weiß nicht, was das überhaupt für einen Sinn macht. Aber, es 
ist schon wieder Geschichte. Das zweite war der Tankbonus. Das war es, ja, genau. 

Aber, mehr ist da nicht gewesen. Des Weiteren verstehe ich schon, man kann das 
ganze Thema auch schlecht reden. Man kann alles irgendwie an die Wand malen. Man 
kann von Problemen sprechen, Kollege Unger, aber eigentlich sprechen wir ja von 
Potenzialen, die unsere Regionen haben. Das ist das Südburgenland, das ist das 
Mittelburgenland und natürlich das Nordburgenland. 

Eines habe ich noch nicht erwähnt. Ja, das sind auch unsere Naturparke. Die nicht 
nur wunderschön sind, die nicht nur Lebensqualität bieten, sondern auch touristisch sehr 
viel Angebot mit sich bringen. 

Abschließend noch ein Thema, ja, das ist auch die Kultur. Auch auf dieses 
Angebot, das wir hier im Burgenland vorfinden, können wir sehr stolz sein. Abschließend 
kann man wirklich unterstreichen, dass unser Herr Landeshauptmann Hans Peter 
Doskozil wirklich mit sehr viel Energie an einem modernen und selbstbewussten 
Burgenland arbeitet. Dass das weiterhin fortgesetzt wird und vor allem, dass die 
Jugendlichen bei uns im Burgenland bleiben und darauf auch stolz sein können. 
Herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. 
Wortmeldungen liegen mir keine mehr vor. Wir kommen daher zur gesonderten 
Abstimmung über die zwei Tagesordnungspunkte. 

Ich lasse zuerst aber den Punkt 15 der Tagesordnung abstimmen.  

Es ist dies der Bericht und Abänderungsantrag des Rechtsausschusses und des 
Sozialausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Sandro 
Waldmann, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0663) 
betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für junge Menschen 
sichern“https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-
landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0463.pdf (Zahl 
2100-0463) (Beilage 0751). 

https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0463.pdf
https://www.bgld-landtag.at/fileadmin-landtag/user_upload/Tagesordnungen/XXIII.GP/TO19/TO19_Zahl_2100-0463.pdf
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Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Danke schön. Das ist die Mehrheit. 

Die Entschließung betreffend „Jugend bleibt im Burgenland – Perspektiven für 
junge Menschen sichern“ ist somit in der vom Herrn Berichterstatter beantragten Fassung 
mehrheitlich gefasst. 

Ich komme nun zum 16. Punkt der Tagesordnung.  

Da liegt nun ein Abänderungsantrag der ÖVP vor. Ich lasse über den 
Abänderungsantrag der ÖVP abstimmen. Wer dafür ist, bitte von den Plätzen erheben. - 

Danke schön. Das ist die Minderheit. 

Ich ersuche jene Damen und Herren Landtagsabgeordneten, die dem Antrag des 
Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, sich von den Plätzen zu erheben. - 

Danke schön. 

Die Entschließung betreffend Landlust statt Landflucht: Perspektiven für jungen 
Menschen im Burgenland schaffen, ist somit in der von Herrn Berichterstatter beantragten 
Fassung mehrheitlich gefasst. 

17. Punkt: Bericht und Abänderungsantrag des Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Bernd Strobl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
(Beilage 0634) betreffend leistbaren Strom sicherstellen: 3-Punkte-Plan für günstige 
Energie im Burgenland umsetzen (Zahl 2100-0444) (Beilage 0755) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Wir kommen zum 17. und letzten 
Tagesordnungspunkt. Dies ist der Bericht und Abänderungsantrag des Finanz-, Budget- 
und Haushaltsausschusses über den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten 
Bernd Strobl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend 
leistbaren Strom sicherstellen: 3-Punkte-Plan für günstige Energie im Burgenland 
umsetzen, Zahl 2100-0444, Beilage 0755. 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Klubobmann Bernd Strobl. 

General- und Spezialdebatte werden unter einem durchgeführt. 

Bitte Herr Klubobmann. 

Berichterstatter Bernd Strobl: Danke Herr Präsident. Der Finanz-, Budget- und 
Haushaltsausschusses hat den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Bernd 
Strobl, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend leistbaren 
Strom sicherstellen: 3-Punkte-Plan für günstige Energie im Burgenland umsetzen, in 
seiner 08. Sitzung am Mittwoch, dem 10. Juni 2026 beraten. 

Dabei wurde ich zum Berichterstatter gewählt. 

Nach meinem Bericht stellte ich den Antrag dem Landtag zu empfehlen, dem 
gegenständlichen Entschließungsantrag die verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Am Ende der Wortmeldung des Landtagsabgeordneten Gerhard Hutter stellte 
dieser einen Abänderungsantrag.  

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der vom Landtagsabgeordneten 
Gerhard Hutter gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ gegen die 
Stimmen der FPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen. 
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Der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag 
wolle dem selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten Bernd Strobl, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend leistbaren Strom sicherstellen: 
3-Punkte-Plan für günstige Energie im Burgenland umsetzen, unter Einbezug der vom 
Landtagsabgeordneten Gerhard Hutter beantragten Abänderungen, die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Klubobmann. Ich erteile 
nun Herrn Abgeordneten Philip Juranich, MA als erstem Redner das Wort.  

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Philip Juranich, MA (GRÜNE): Ja, vielen Dank Herr Präsident. 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer zu Hause vor 
dem Livestream! 

Es ist jetzt meine dritte Landtagssitzung. Ich glaube, wir reden zum fünften oder 
sechsten Mal über leistbaren Strom. Daran sieht man, wie wichtig dieses Thema ist. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wenn wir über leistbare Strompreise sprechen, dann dürfen wir allerdings das eine 
nicht vergessen und zwar: Die eigentliche Herausforderung unserer Zeit ist ja die 
grundlegende Transformation unseres Energiesystems. 

Wie schon heute auch schon in einem vorigen Tagesordnungspunkt betont, 
müssen wir weg von fossilen Energieträgern. Weg von Abhängigkeiten von Öl, Gas und 
vor allem von geopolitischen Krisen. Hin zu einer Energieversorgung, die auf Wind, Sonne 
und Speicher setzt und da sind wir im Burgenland österreichweit Spitzenreiter, Vorreiter. 
Das ist gut und wichtig so. 

Das ist nämlich notwendig für den Klimaschutz, weil wir die folgende Klimakrise 
längst auch im Burgenland spüren. Es ist notwendig für unsere Gesundheit. Weil jede 
vermiedene fossile Kilowattstunde auch weniger Schafstoffe bedeutet und es ist 
notwendig für unsere Wirtschaft. 

Weil die Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes davon abhängt, ob 
Unternehmen langfristig auf sichere und planbare Energiepreise vertrauen und setzen 
können. 

Gerade die letzten Jahre haben uns gezeigt, wie verletzlich unser Energiesystem 
ist, das von fossilen Importen abhängig bleibt. Der russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine oder auch der Trumpsche und der israelische Feldzug gegen den Iran haben 
Preise am Weltmarkt, und somit auch bei uns, explodieren lassen. 

Die Antwort darauf kann daher nur lauten: Mehr erneuerbare Energien, mehr 
regionale Wertschöpfung und mehr Energieunabhängigkeit. Aber, und das ist ebenso 
wichtig, diese Transformation muss leistbar sein. Da gebe ich Ihnen absolut recht. 

Die Menschen erwarten sich zurecht, dass die Energiewende nicht nur ökologisch 
sinnvoll, sondern auch sozial gerecht ist. Leistbare Energie ist eine Grundvoraussetzung 
für Lebensqualität, für wirtschaftlichen Erfolg und für gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

Genau deswegen greifen die Forderungen des ursprünglichen Antrages, aus 
unserer Sicht, zu kurz. 

Denn, die Stromrechnung besteht ja nicht nur aus dem Energiepreis. Sie setzt sich 
aus Energiekosten, Netzentgelten sowie Steuern und Abgaben zusammen. 
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Wenn man sich das genau anschaut, dann sieht man, dass rund zwei Drittel dieser 
Kosten eben nicht von einem Energieversorger festgelegt, sondern durch 
bundesgesetzliche Rahmenbedingungen beeinflusst werden. 

Besonders deutlich ist das bei den Netzkosten. Hier erleben wir seit Jahren eine 
Schieflage, die für viele Burgenländerinnen und Burgenländer sehr schwer 
nachvollziehbar ist. 

Wie war es in der Vergangenheit? 

In der Vergangenheit wurden große Infrastrukturprojekte in anderen Bundesländern 
von allen solidarisch mitfinanziert.  

Heute tragen Regionen, wie das Burgenland, die massiv in den Ausbau 
erneuerbarer Energien investieren, einen überproportionalen Anteil an den Netzkosten. 

Das ist nicht gerecht, werte Kolleginnen und Kollegen. Deshalb unterstützen wir 
ausdrücklich den Weg, den das Burgenland eingeschlagen hat. 

Die Forderung nach einer fairen und österreichweiten Verteilung der Netzkosten, 
und, wenn notwendig, auch den Weg zum Verfassungsgerichtshof. 

Wer die Energiewende will, darf nicht jene Regionen bestrafen, die beim Ausbau 
von Wind und Photovoltaik vorangehen. 

Ebenso braucht es Maßnahmen des Bundes bei den Steuern und Abgaben.  

Wenn zu den Energieabgaben noch zusätzlich Umsatzsteuer eingehoben wird, 
dann ist das eine zusätzliche Belastung für Haushalte und Betriebe. Hier steht und 
besteht ein Handlungsspielraum, der rasch wirksam gemacht werden könnte. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Unser Abänderungsantrag verfolgt daher 
einen anderen Ansatz als der vorliegende Antrag. Wir setzen nicht auf plakative 
Versprechen, sondern auf strukturelle Lösungen.  

Wir bekennen uns zu einer Klage für eine faire Verteilung von Netzkosten. Wir 
fordern die Bundesregierung auf, die gesetzlichen Rahmenbedingungen so zu ändern, 
dass die Netzkosten endlich wieder gerecht verteilt werden. 

Wir unterstützen den konsequenten und dringend notwendigen Ausbau 
erneuerbarer Energien und damit die weitere Energieunabhängigkeit unseres schönen 
Bundeslandes. 

Wir wollen sicherstellen, dass die Menschen und die Unternehmen im Burgenland 
auch künftig von jener Energie profitieren, die eben hier bei uns vor Ort produziert und 
geliefert wird. 

Denn, eines ist klar, leistbarer Strom entsteht nicht durch einfache Parolen, 
sondern durch einen konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien. Durch faire 
Rahmenbedingungen und durch eine Energiepolitik, die langfristig denkt. 

Dafür steht unser Abänderungsantrag. Ich ersuche daher um Zustimmung. 

Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als 
Nächster zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete Markus Ulram. 

Bitte Herr Abgeordneter. 
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Abgeordneter Markus Ulram (ÖVP): Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Der ursprüngliche Antrag geht nicht weit genug und darum 
haben wir einen Abänderungsantrag gefasst, der weiter geht. 

Wenn man sich das eigentlich genau anschaut, ist genau das Gegenteil der Fall. 

Er betrifft eigentlich nur, dass man an die Bundesregierung herantreten möchte, mit 
einem Wunsch, dass man die Netzkosten senken und auf dem ursprünglichen Weg 
bleiben möchte.  

Das Problem dabei ist, dass viele Komponenten bei dieser Energiepolitik im 
Burgenland nicht berücksichtigt werden. Wie, zum Beispiel, wenn ich einen massiven 
Ausbau an Photovoltaik vorantreibe und ich keine Leitungskapazitäten dazu habe, muss 
ich, zum Beispiel, die Windräder für eine gewissen Zeit abdrehen, damit man die 
Leitungen nicht überlastet. 

Oder, weil ich sie nicht speichern kann. Weil ich keine Speichermöglichkeit in 
einem gewissen Größenausmaß dazu habe, muss ich erneuerbare Energie abdrehen, 
damit sie hier auch die Leitungen wieder nicht überlastet. 

Wer hat den Netzausbau vorangetrieben? Niemand. Wir produzieren immens viel 
Strom am Stück. Mittlerweile zig Hektar an PV-Flächen. Ich glaube, bei nahezu 500 
Windkraftanlagen im Burgenland und wir können zu Spitzenzeiten weder den Strom 
verkaufen noch verschenken, denn wir können ihn über die Leitungen nicht einmal 
transportieren. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Wenn man dann als Landesregierung sagt, man bleibt auf dem bestehenden Weg, 
dann verstehe ich das nicht. 

Ich hätte es eingesehen und hätte das verstanden, wenn man gesagt hätte, die 
nächsten zehn Jahre investieren wir massiv in den Leitungsbau. Wir investieren die 
nächsten zehn Jahre massiv in Speichertechnologien, in Gigawattgrößenordnungen. 
Dann hätte ich das verstanden. 

Das wäre eine Zukunftsversion zu dem gewesen, was gerade im Burgenland 
produziert wird. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, weil wir so viel produzieren, könnte man annehmen, dass 
jeder von uns, dass jede Burgenländerin und jeder Burgenländer etwas davon hat, wenn 
so viel Strom im Burgenland über Photovoltaik, über Windkraftanlagen, produziert wird. 

Das ist aber auch nicht der Fall. Dann sagen die Regierungsparteien, insbesondere 
die SPÖ, dazu: Ja, du kannst ja Fanclub-Mitglied werden. 

Jetzt habe ich mir so eine Abrechnung über den Fanclub einmal angeschaut. 
Nämlich, wie viele Kilowattstunden man im Monat braucht und wieviel man über den 
Fanclub bezieht. 

Bekannter weise waren die letzten Wochen doch sehr sonnenreich und man könnte 
eigentlich davon ausgehen, dass ein wesentlicher Teil des verbrauchten Stromes im 
eigenen Haushalt über den Fanclub Burgenland zufließt, um zehn Cent, wie es immer 
propagiert worden ist. 

Dem ist aber nachweislich nicht so. 

Ich gehe einmal davon aus, dass ja die SPÖ-Abgeordneten alle das wissen, weil, 
die werden ja einmal alle Fanclub-Mitglieder sein. Von dem gehe ich jetzt einmal aus, und 
somit diese Abrechnungen ja alle einmal angeschaut haben. 
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Dass dieser Beitrag, den Sie eigentlich bekommen und respektive in weiterer Folge 
die Ersparnis dazu so minimal ist, dass es kaum der Rede wert ist. (Zwiegespräche in den 
Reihen der Abgeordneten) 

Weil natürlich nicht so, wie propagiert wird, 100 Prozent des erneuerbaren Stroms 
eingespeist und über den Fanclub verteilt werden. 

Ja, das könnte so funktionieren. Wird aber nicht. Sondern nur, die Spitzen, die man 
nicht einspeisen kann, die man nicht verkaufen kann, am Sonntag, um 12 Uhr zu Mittag, 
zum Beispiel, wo man vielleicht noch etwas an der Strompreisbörse zahlen müsste. Die 
werden nachher zur Verfügung gestellt. 

Wenn du da den Herd aufdrehst, kriegst du vielleicht zwei kW für zwei Kaffee 
übermittelt. Mehr ist es in Wahrheit nicht. 

Unter dem Strich: Was hat man dann gewonnen? (Ein Zwischenruf: Nix!) 

Die Differenz zwischen zehn und 16 Cent, zum Beispiel. Mehr nicht. Das ist die 
große Wende dieser Regierung. Man könnte tatsächlich mit einer guten Klimapolitik, mit 
dem Ausbau der erneuerbaren Energie, mit gekonnten Energiegemeinschaften, wirklich 
viel anstellen. Wenn man das möchte. 

Aber, im Burgenland geht es ja nicht um das, dass ich jeden da mitbeteilige, so, wie 
es propagiert, aus meiner Sicht falsch propagiert wird, sondern, man möchte einmal den 
Rahm abschöpfen, einmal sich selbst versorgen, aber nicht nur mit Strom, sondern vor 
allem mit Geld, über die Burgenland Energie - und man es dann über eine gekonnte 
Maschinerie, einfach über Werbemaßnahmen, so darstellen lässt, wie wenn ein jeder 
etwas davon hätte. 

Aber, die Burgenländer kommen ja sukzessive jetzt drauf, mit diesen 
Abrechnungen, dass es eigentlich sehr wenig ist. 

Ich sage Ihnen aber, was in Zukunft passieren wird. Mit 1. Oktober. Das wird ein 
Meilenstein für jeden Privaten, für jede Firma, für die Gemeinden sein. Da wird diese 
Politik, die vor kurzem noch immer, und ich denke auch heute noch, von der Burgenland 
Energie über das Land forciert wird, wo so marktmäßig umgegangen wird, hat gesagt, 
macht alle PVs, wir machen Contracting Modelle. Dann können wir ja das für euch auf 20 
Jahre finanzieren. Ihr müsst nicht gleich ein Geld in die Hand nehmen. Hört sich super toll 
an, oder? 

Nur braucht man das eigentlich mit 1. Oktober nicht mehr. Weil, wenn man dann 
das neue Gesetz anschaut, das erneuerbare Beschleunigungsgesetz des Bundes, und 
man schaut dort rein, was dort eigentlich steht, dass ich mit 1. Oktober Peer-to-peer 
Verträge machen kann, dass ich nur über die Angabe eines Zählpunktes Strom innerhalb 
von Gebäuden hin- und herschicken kann, so brauche ich weder eine 
Energiegemeinschaft noch einen Fanclub dazu, sondern ich brauche eigentlich nur die 
Quelle. 

Dann kann ich sagen, mein Haus wird versorgt, den Überschussstrom schicke ich 
meinem Nachbarn. Wenn da immer noch etwas übrigbleibt, weil ich eine relativ große PV-
Anlage am Dach habe, zum Beispiel, dann könnte ich auch meiner Verwandtschaft in der 
Steiermark immer noch einen Strom schicken. (Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Nur, über die Angabe eines Zählpunktes ohne Vertrag. Es ist auch egal, ob ich 
etwas verrechne oder nicht verrechne. 
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Das negiert man aber bewusst, weil man ja dort den Leuten das gar nicht erklären 
möchte, dass so etwas in Kürze eigentlich möglich ist, sondern, man geht den 
ursprünglichen Weg weiter, weil es immer um eine Geschäftsmaximierung geht. 

Wenn ich mir dann noch anschaue, dass es eine GmbH gibt, 50 zu 50, eines 
Landesunternehmens mit einer Tageszeitung, dann frage ich mich, welchen Sinn das 
eigentlich macht, dass ich solche Betriebswege über PV-Anlagen, über Stromspeicher 
und so weiter mache? 

Ich glaube, dass das erstens nicht unbedingt sein muss. Zweitens, dass es nicht 
zweckdienlich ist und drittens, sollte man sich heute schon darauf fokussieren, dass ich 
heute Möglichkeiten habe und den Leuten auch erkläre, wie sie sich wirklich Strom und 
Energie einsparen können, beziehungsweise verteilen können. 

Das sind Systeme für die Zukunft. Das neue Gesetz mit 1. Oktober wird das 
können. 

Ich kann Euch nur eines sagen: Das wird ein wirklicher Meilenstein in der 
Energieverteilung werden. Da wird die Landesregierung aber demnach gefordert sein, 
weil bis jetzt hat man es ohnehin nicht wollen. Aber, dass man wirklich an einer echten 
Verteilung interessiert ist. 

Dazu könnte man relativ einfach mit zehn Cent Fixtarif, aber als Tarif, und nicht als 
Fanclub-Mitglied, hergehen und sagen, das ist für unsere Burgenländerinnen und 
Burgenländer der Stromtarif. 

Das wäre einmal eine Ansage. 

Eines darf ich Euch auch noch ins Stammbuch schreiben, liebe Landesregierung. 
Wenn jetzt jeder PV-Betreiber von der Burgenland Energie ein Schreiben kriegt, dass er 
per 30. Juni mit seinem Zuliefervertrag des Sonnenstroms automatisch gekündigt wird und 
er nur, wenn er zum Fanclub geht, sieben Cent bekommt, dann ist das nicht nur nicht in 
Ordnung, sondern, das sind Methoden, das ist in Mitteleuropa, glaube ich, nicht bekannt, 
dass man diese Methoden anwendet. 

Man könnte dazu möglicherweise auch „Erpressung“ sagen. Entweder bekommst 
du Null, wenn du etwas anderes tust oder nichts tust, oder wenn du zum Fanclub gehst 
bekommst du sieben Cent. 

Jetzt frage ich Sie: Warum kann aber der Fanclub sieben Cent zahlen und nicht die 
Burgenland Energie als Eigentümer des Fanclubs? Wieso geht das nicht? 

Das hat mir bis jetzt keiner beantworten können. Man kann diese Frage auch nicht 
beantworten, weil auch die Burgenland Energie könnte marktpreisübliche Zahlen liefern 
und sagen, ja, ich zahle euch, wenn es heute fünf Cent gibt, fünf Cent für den 
eingespeisten Strom. 

Aber, dass will man ja gar nicht. Sondern, man will die Burgenländerinnen und 
Burgenländer bewusst in eine Richtung drängen, dass sie zu diesem Fanclub dazu 
gehen. 

Ich glaube, das wird schon einen wesentlichen Anteil daran zumindest gehabt 
haben, dass die Grundgebühr mit den vier Euro im Monat gefallen ist, weil es sich ja nicht 
einmal mehr rechnerisch ausgegangen ist. Darauf haben wir zigmal schon hingewiesen. 

Am Ende des Tages bleibt eines übrig. Sehr geehrte Damen und Herren, hier im 
Hohen Landtag, wo wir Verantwortung dafür tragen, wie es im Burgenland in Zukunft 
weitergeht, denn mit einer ehrlichen Energiepolitik hätten wir wirklich eine Chance, als 
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Vorzeigebundesland mit viel PV-Strom, Windkraftstrom, den wir schon mit einer 
ordentlichen Verteilung, wenn wir die Leute aufklären, wie das alles funktioniert, dass wir 
zu einem Musterland in ganz Österreich werden. 

Ich würde sogar weitergehen, wahrscheinlich ein Musterland weit über unsere 
Landesgrenzen hinaus, werden. 

Dazu darf ich einen Abänderungsantrag einbringen, der dem ursprünglichen 
gleicht. 

Ich darf die Beschlussformel verlesen. 

Der Landtag hat beschlossen: 

1. Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit der 
Burgenland Energie die Einführung eines einheitlichen Stromtarifs von 
maximal zehn Cent pro Kilowattstunde für alle Burgenländerinnen und 
Burgenländer sicherzustellen. 

2. Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, den sogenannten 
„Fanclub Burgenland“ umgehend abzuschaffen und durch transparentes 
sowie dauerhaft wirksame Entlastungsmaßnahmen für alle Stromkundinnen 
und Stromkunden zu ersetzen. 

3. Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, ein 
Maßnahmenpaket zur nachhaltigen Senkung der Netzkosten im Burgenland 
vorzulegen. Diese hat insbesondere eine transparente Überprüfung der 
Netzinvestitionen, eine verstärkte Kostenkontrolle sowie Maßnahmen zur 
effizienteren Nutzung der bestehenden Netzinfrastruktur zu umfassen. 

Wenn wir das machen, unsere Aufgaben machen, die Gesetze, die wir heute schon 
haben und die zukünftigen mit 1. Oktober in Kraft treten, dann wäre es im Burgenland 
wirklich ein Meilenstein, für den wir alle miteinander uns gemeinsam gratulieren könnten. 
(Der Abgeordnete übergibt dem Präsidenten den Abänderungsantrag – Beifall bei der 
ÖVP) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke Herr Abgeordneter. Der 
Abänderungsantrag ist gehörig unterstützt, sodass er in die Verhandlung einbezogen wird. 

Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Sandro Waldmann. 

Bitte Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Sandro Waldmann (FPÖ): Danke Herr Präsident. Werte Kollegen! 
Werte Zuschauer! Energie darf kein Luxusgut werden. Das ist der Grundsatz, von dem wir 
Freiheitliche ausgehen.  

Wenn wir auf den Strompreis im Burgenland blicken, dann muss man sagen, wir 
sind auf dem Weg dorthin, und zwar im Eiltempo. 

Das Burgenland weist 2026 den höchsten Anstieg der Netzkosten in ganz 
Österreich auf. Plus 16 Prozent. 58 Euro mehr pro Jahr für jeden Haushalt. 

Das ist kein Betriebsunfall. Das ist das Ergebnis einer verfehlten Landespolitik. 

Wenn Landeshauptmann Doskozil jetzt gemeinsam mit seinem CEO Sharma den 
Bund auffordert, die Erhöhung der Netzentgelte, dann ist das reine Ablenkung von der 
eigenen Verantwortung. Richtig ist, die Netzentgelte werden von der E-Control auf 
Bundesebene per Verordnung festgelegt. Aber die Kostengrundlage dafür liefert die Netz 
Burgenland GmbH und die steht mehrheitlich im Eigentum des Landes.  
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Die Kosten, die das Land nach Wien meldet, sind das Direktergebnis der verfehlten 
landespolitischen Entscheidungen. Unkontrollierter Ausbau, fehlende Speicher, 
überlastete Netze. Es ist unredlich, den Eindruck zu erwecken, als käme die 
Preisexplosion aus Wien, wenn die Ursachen im eigenen Haus liegen.  

Die Ursachen liegen auf der Hand. Über Jahre wurde ein unkontrollierter Ausbau 
erneuerbarer Energie forciert. Ohne Speicherlösung mit zu schwacher Netzinfrastruktur. 
Diese Versäumnisse treiben jetzt die Kosten in die Höhe.  

Und was bietet die Burgenland Energie als Lösung? Einen sogenannten Fanclub. 
Schauen wir uns das einmal in aller Ruhe an. Zuerst hat dieser Fanclub einen 
Mitgliedsbeitrag gekostet. Dann, als die Leute nicht in Scharen angerannt kamen, hat man 
den Beitrag abgeschafft. Plötzlich war er gratis. Dann hat man entdeckt, wer einen 
fremden Stromanbieter hat, zahlt eine saftige Zählergebühr. Höher als normal. Dann nach 
öffentlichem Druck war das plötzlich auch wieder nicht so, man korrigierte sich, wieder 
einmal.  

Dann kam das große Versprechen: zehn Cent pro Kilowattstunde, garantiert für 20 
Jahre. 20 Jahre, das klang nach einem Vertrag, mit dem man planen kann. Nur, und jetzt 
kommt es, im Kleingedruckten steht, bei Nichtwirtschaftlichkeit kann der Preis erhöht 
werden. Mit Verlaub, was ist das für eine Garantie, die nicht garantiert? Das ist, wie wenn 
ich ein Auto verkaufe und im Vertrag steht, wenn es mich freut, kostet es mehr. 
(Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) 

Landeshauptmann Doskozil hat dann noch eines draufgesetzt und öffentlich 
verkündet, der Strom werde über den Fanclub sogar noch billiger werden. Noch billiger als 
zehn Cent? Wann? Wie? Bis heute nichts. Wieder eine Ankündigung, wieder nichts 
dahinter. Die Leute warten. Und warten und die Stromrechnung kommt trotzdem.  

Und dann der absolute Gipfel. Nirgendwo im Fanclubvertrag steht, wie viel Strom 
sie tatsächlich zu diesem Preis bekommen. Keine garantierte Menge. Kein fixer Anteil. 
Kein Kontingent. Das bedeutet konkret, dem einen Kunden, warum auch immer, gibt man 
bisschen Strom um zehn Cent, dem anderen gibt man ein bisschen weniger. Oder gar 
nichts. Und wenn Sie nichts bekommen aus dem Fanclub, dann zahlen Sie automatisch 
den vollen Normaltarif. Gratulation! Sie sind Mitglied in einem Fanclub, der Ihnen genau 
null bringt.  

Meine Damen und Herren! Kollege Halb wird jetzt gleich aufstehen (Abg. Doris 
Prohaska: Stimmt!) und dieses Modell wieder als großen Erfolg bejubeln. (Heiterkeit und 
Zwiegespräche in den Reihen der SPÖ-Abgeordneten) Er wird von Erfolg, er wird vom 
Erfolgsmodell sprechen und von leistbarem Strom für Burgenländer.  

Ich sage Ihnen, was dieser Fanclub wirklich ist. Eine Mogelpackung. Eine einzige 
große Mogelpackung. Und wissen Sie, was das Pikante daran ist? Die Burgenland 
Energie selbst weiß offenbar gar nicht, wovon Kollege Halb redet.  

In ihrer offiziellen Stellungnahme an den Landtag steht wörtlich, ich zitiere: „Ein 
Fanclub Burgenland ist uns nicht bekannt". Die Firma, die diesen Fanclub betreibt, weiß 
nichts davon. Was soll man da noch sagen? Der eine bejubelt ein Modell, das der 
Betreiber selbst nicht kennt. Das ist kein Erfolgsmodell, das ist eine Luftnummer.  

Und als wäre das alles nicht genug, kommt jetzt der nächste Streich. Die 
Burgenland Energie kündigt ihren PV-Anlagenbesitzern die Einspeisverträge. Wer eine 
Photovoltaikanlage auf dem Dach hat und seinen überschüssigen Strom einspeist, 
bekommt künftig nur noch dann sieben Cent pro Kilowattstunde, wenn er dem Fanclub 
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beitritt. Wer nicht beitritt, kriegt den Börsenpreis und der lag zuletzt bei mageren 3,78 
Cent.  

Zusätzlich fehlt künftig eine monatliche Verrechnungspauschale an. Das ist kein 
Angebot, das ist Erpressung. Trete dem Fanclub bei oder wir zahlen Dir fast nichts.  

Die ehemalige Dritte Landtagspräsidentin Ilse Benkö hat es öffentlich auf den Punkt 
gebracht. Ich zitiere: „Man zahlt eine fixe Gebühr dafür, dass der eigene Strom zu einem 
schwankenden Preis verkauft wird. Im schlimmsten Fall zahlt man die Pauschale und 
bekommt trotzdem nichts."  

Meine Damen und Herren! Das ist die Praxis der roten Energiepolitik. Erst lockt 
man die Leute mit Förderungen zur PV-Anlage, dann kündigt man ihnen den Vertrag und 
zwingt sie in einen Fanclub, den nicht einmal der Betreiber selbst kennt.  

So behandelt man keine Kunden. So behandelt man Untertanen. Wir stehen für 
eine Energiepolitik ohne Verbote, ohne ökosoziale Umerziehung über den Strompreis. 
Versorgungssicherheit, Leistbarkeit und Umweltverträglichkeit im Gleichgewicht, nicht 
gegeneinander ausgespielt. Die Burgenland Energie muss wieder dem Volk dienen, dem 
sie gehört. Sie ist kein roter Versorgungsposten und kein Experimentierfeld für 
ideologische Prestigeprojekte.  

Die Menschen im Burgenland haben ein Recht auf faire Preise und eine ehrliche 
Energiepolitik. Schluss mit der Fanclub-Farce! Schluss mit Mogelpackungen! Echte 
Entlastung, jetzt! Danke. (Beifall bei der FPÖ) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Als 
nächster Redner zu Wort gemeldet ist abermals der Abgeordnete Fabio Halb. Bitte schön 
Herr Abgeordneter. (Abg. Roman Kainrath: Fabio steh auf!)  

Abgeordneter Fabio Halb (SPÖ): Vielen Dank sehr geehrter Herr Präsident. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Burgenländerinnen und Burgenländer! Lieber Herr 
Kollege Sandro Waldmann! Ich bin Dir sehr dankbar, nicht nur für die sehr charmante 
Anmoderation meiner letzten Rede bis zur Sommerpause, sondern vor allem auch für 
Deine motivierenden Worte. Weil, wenn man dann nach Dir hier steht, ist man wirklich mit 
sehr, sehr viel Energie geladen und sprüht dann voller Energie.  

Über Energie haben wir schon sehr oft gesprochen hier im Hohen Haus. Kollege 
Ulram hat es auch angesprochen, dass wir im Burgenland nicht nur ein Musterland sind, 
und das noch weiterhin sein können, sondern vor allem, dass wir auch die Pioniere sind 
und Vorreiter in ganz Österreich.  

Was auch ist, wenn man das hier zusammenfasst, was die Opposition hier 
gesprochen hat, dann kommt mir das schon so vor, dass diese Taktik eigentlich eine ganz 
eine einfache ist. Es kommen wenig bis keine Lösungen. Und die Taktik ist auch, dass 
man dafür ist, dass man dagegen ist. Und das ist das Ganze was eigentlich hier seitens 
der FPÖ, aber auch von der ÖVP, präsentiert wird.  

Was auch ist, wenn vom Fanclub gesprochen wird, ja, gibt es sehr positive 
Erzählungen, dass es mittlerweile rund 25.000 Mitglieder gibt. Kollege Ulram hat auch 
gesprochen, dass eigentlich die Burgenland Energie der Eigentümer ist. Also wenn Sie 
Ihren Antrag genau lesen und die Landesregierung aufgefordert wird das abzuschaffen, 
haben Sie gesagt, die Burgenland Energie soll den Fanclub auflösen. Der Fanclub ist ein 
Verein. Nicht mehr und nicht weniger. Und der Fanclub gehört auch nicht der Burgenland 
Energie.  
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Aber die Burgenland Energie, das ist ein gutes Stichwort, das ist ein gutes Wort, ja, 
die Burgenland Energie ist ein sehr, sehr verlässlicher Energieversorger für alle 
Burgenländerinnen und Burgenländer. Warum sage ich das? Ja, weil auch unsere 
Kundencenter mit den vielen fleißigen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern tagtäglich dafür 
sorgen, dass unsere Kundinnen und Kunden, oder die halt auch in das Center kommen, 
auch gut betreut werden. Bis hin zur Netz Burgenland und alle, die im Endeffekt auch hier 
im Konzern beschäftigt sind.  

Was auch zu sagen ist, es ist recht spannend, dass Sie eigentlich nie über die 
Raiffeisen Energiegemeinschaft hier referieren. Weil wenn der Fanclub Burgenland ein 
Verein ist, dann ist ja das auch eine Genossenschaft oder auch ein Verein. Und wie ich 
denke, das haben Sie auch angesprochen, in weiterer Folge jetzt mit dieser 
Gesetzesänderung, dass dann auch der überschüssige Strom auch weitergegeben 
werden kann.  

Das ist ja auch gut so. Denn für das gibt es ja auch diesen Strom und das ist ja 
dann auch noch zusätzlich ein fairer Wettbewerb. Und zusätzlich gibt es auch diese 
Vereine beziehungsweise Energiegemeinschaften, die dann in weiterer Folge das hier 
auch noch ermöglichen.  

Was noch zu sagen ist. Ich denke es ist heute schon sehr, sehr viel Energie in 
Richtung unseres Heimatbundeslandes Burgenland investiert worden. Und abschließend, 
es steht jetzt die Sommerpause bevor, ich würde Sie alle ersuchen, Sie sind ja sicher in 
Ihren Regionen, in den Gemeinden unterwegs, kommen Sie mit den Burgenländerinnen 
und Burgenländern ins Gespräch, damit wir dann im September wieder für unser 
Heimatbundesland Burgenland arbeiten können. In diesem Sinne schöne Ferien und gute 
Nacht. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN) 

Zweiter Präsident Johann Tschürtz: Danke schön Herr Abgeordneter. Es liegen 
keine Wortmeldungen mehr vor. (Zwiegespräche in den Reihen der Abgeordneten) Wir 
kommen nun zur Abstimmung. Bitte um Ruhe, wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse 
zuerst über den Abänderungsantrag der ÖVP abstimmen. Wer damit einverstanden ist, 
möge sich von den Plätzen erheben. - 

Danke, das ist, ich auch, danke. (Heiterkeit und Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) 

Gut, wir kommen nun zum Antrag des Berichterstatters. Wer diesem Antrag 
zustimmen möchte, bitte von den Plätzen erheben. -  

Jetzt kann ich sitzen bleiben. (Heiterkeit und Zwiegespräche in den Reihen der 
Abgeordneten) Danke schön, das ist mehrheitlich angenommen. 

Die Entschließung betreffend leistbaren Strom sicherstellen: 3-Punkte-Plan für 
günstige Energie im Burgenland umsetzen, ist somit in der vom Herrn Berichterstatter 
beantragten Fassung mehrheitlich gefasst. 

Die Tagesordnung ist erledigt. 

Meine Damen und Herren! Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung 
werden rechtzeitig schriftlich bekanntgegeben. Ich möchte allerdings anmerken, dass die 
nächste Sitzung des Landtages für 24. September 2026 vorgesehen ist. Meine Damen 
und Herren, die für heute vorgesehene Präsidialkonferenz findest im Anschluss im Büro 
der Ersten Landtagspräsidentin statt.  

Ich erkläre damit die heutige Sitzung für   g e s c h l o s s e n   und die ordentliche 
Tagung somit für beendet. 
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